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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor si t zen d e: Präsident Dr. Fischer, Zwei­
ter Präsident Dr. Lichal, Dritte Präsidentin Dr. 
Heide Schmidt. 

***** 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Die 
147. Sitzung des Nationalrates ist e r ö f f n e 1. 

Das Amtliche Protokoll der 145. Sitzung vom 
14. Dezember 1993 ist in der Parlamentsdirektion 
aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Mari­
anne Hagenhofer, Hofmann, Dr. Müller, Wolf, 
Dr. Gaigg, Dr. Graff, Hofer, Dr. Khol, Ing. Ko­
wald, Dr. Puntigam, Schöll und Moser. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich gebe be­
kannt, daß die Anfragebeantwortungen 5354/ AB 
bis 5364/ AB eingelangt sind. 

Den in der letzten Sitzung eingebrachten An­
trag 658/A der Abgeordneten Dr. Nowotny, Dr. 
Stumm voll und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Bundesgesetz vom 24. Jänner 
1979 betreffend die Übernahme der Bundeshaf­
tung für die Konversion von Anleihen, Darlehen 
und sonstigen Krediten der Österreichischen 
Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesellschaft, Ver­
bundgesellschaft und der Sondergesellschaften, 
BGBl. Nr. 59, geändert wird, 

weise ich 

dem Finanzausschuß zu. 

Die weiters eingelangte Regieru~gsvorlage: Ab­
kommen zwischen der Republik Osterreich und 
der Republik Paraguay über die Förderung und 
den Schutz von Investitionen, 1236 der Beilagen, 

weise ich ebenfalls dem Finanzausschuß zu. 

Wir gehen in die Tagesordnung ein. und neh­
men die vertagten Verhandlungen wieder auf. 

Bericht des Budgetausschusses über die Regie­
rungsvorlage (1260 und Zu 1260 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1994 samt An­
lagen (1360 der Beilagen) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Gegenstand ist 
der Bericht des Budgetausschusses über die Re­
gierungsvorlage (1260 und zu 1260 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1994 samt Anla­
gen (1360 der Beilagen). 

Redezeitbeschränkung 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Nach Beratung 
in der Präsidialkonferenz lege ich eine Gesamtre­
dezeit für die einzelnen Fraktionen in der Bud­
getdebatte dieser Sitzung fest. Die Gesamtrede­
zeit beträgt für den Klub der SPÖ: 210 Minuten, 
für den Klub der ÖVP: 190 Minuten, für den 
Klub der FPÖ: 160 Minuten, für den Grünen 
Klub: 110 Minuten und für den Klub Liberales 
Forum: 65 Minuten. 

Gemäß § 57 Abs. 6 der Geschäftsordnung be­
schränke ich die Redezeit der Abgeordneten ohne 
Klubzugehörigkeit auf je 15 Minuten. 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe VII 

Kapitel 15: Soziales 

Kapitel 16: Sozialversicherung 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir kommen 
nun zur Verhandlung über die Beratungsgrup­
pe VII: Soziales. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Die­
tachmayr. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Dietachmayr: Guten 
Morgen, Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der Budgetausschuß hat das Kapitel 15: 
Soziales und das Kapitel 16: Sozialversicherung 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1994 in sei­
nen Sitzungen am 18. November 1993 in Ver­
handlung genommen. 

Der Voranschlag für 1994 sieht bei diesen Ka­
piteln folgende Ausgaben und Einnahmen vor: 

In Kapitel 15: Ausgaben von 80 247 905 000 S 
und Einnahmen von 52 003 217 000 S. 

In Kapitel 16: Ausgaben an 54 134 602 000 S 
und an Einnahmen 160 004 000 S. 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1993 sind 
somit insgesamt Mehrausgaben von rund 
17,9 Milliarden Schilling und Mehreinnahmen 
von rund 10 Milliarden Schilling vorgesehen. 

Bei den Ausgaben beträgt der Anteil der Perso­
nalausgaben 1,3 Prozent, der der Sachausgaben 
98,7 Prozent. 

Die Gesamtausgaben für soziale Angelegenhei­
ten verteilen sich prozentuell wie folgt: Sozialver­
sicherung: 40,3 Prozent, Arbeitsmarktverwal­
tung: 40,8 Prozent, Pflegevorsorge und Impfscha­
dengesetz: 12,8 Prozent, Kriegsopfer- und Hee-
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Spezialberichterstatter Dietachmayr 

resversorgung: 5,3 Prozent, Sonstiges: 0,8 Pro­
zent. 

Von den Abgeordneten Dipl.-Vw. Dr. Josef 
Lackner und Ing. Kurt Gartlehner wurde ein Ab­
änderungsantrag eingebracht, der wie folgt be­
gründet war: 

"Im Hinblick auf die bevorstehende NovelIie­
rung der finanziellen Bestimm ungen betreffend 
Arbeitsmarktverwaltung im Arbeitsmarktförde­
rungsgesetz und Arbeitslos.~nversicherungsgesetz 
sind die entsprechenden Anderungen für 1994 
vorzunehmen. " 

Bei der Abstimmung am 25. November 1993 
hat der Budgetausschuß die finanzgesetzlichen 
Ansätze der zur Beratungsgruppe VII gehören­
den Teile des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1994 unter Berücksichtigung des oberwähnten 
Abänderungsantrages mit Stimmenmehrheit an­
genommen. 

Der Budgetausschuß stellt somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 
Dem Kapitel 15: Soziales und dem Kapitel 16: 
Sozialversicherung wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Frau Präsident! Da Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, die Debatte fortzusetzen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke dem 
Herrn Spezialberichterstatter . 

Als erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeord­
neter Dolinschek. Ich erteile es ihm. 

9.07 
Abgeordneter Dolinschek (FPÖ): Frau Präsi­

dentin! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Sehr 
geehrte Damen und Herrenl Beim Budgetkapitel 
Soziales für das Jahr 1994, also das letzte Budget 
in dieser Gesetzgebungsperiode, steht die Schröp­
fung der arbeitenden Bevölkerung im Vorder­
grund. Frau und Herr Österreicher werden im 
nächsten Jahr infolge von Abgaben- und Tarifer­
höhungen, steigenden Steuern und steigenden So­
zialversicherungsbeiträgen tiefer als bisher in die 
Taschen greifen müssen. 

Daran ändert nichts die groß angekündigte 
Steuerreform, die eine Entlastung für die öster­
reichischen Steuerzahler bringen sollte. Die Steu­
erreform 1994 wird zur Belastungsreform. Eine 
steuerliche Entlastung erfolgt für Einkommen bis 
11 500 S, da gibt es einen Entlastungsbetrag von 
639 S. Der AlleinerhaIter hat aber auch bisher 
dasselbe gehabt. Es kommt also zu keiner Verän­
derung für Alleinerzieher und Alleinerhalter. 

Der Allgemeine Absetzbetrag von 3 840 S pro 
Jahr ergibt eine Verringerung der Lohnsteuerbe­
messungsgrundlage um 320 S im Monat. Was 

bringt das, wenn Sie, Herr Bundesminister, im 
selben Atemzug die Sozialversicherungsbeiträge 
erhöhen? Die Arbeitslosenversicherung, die in 
diesem Jahr bereits zweimal erhöht wurde, wird 
von 5,3 Prozent auf 6 Prozent erhöht, analog zur 
Krankenversicherung, die in diesem Jahr auch be­
reits zweimal erhöht wurde. Infolge der Erhö­
hung der Sozialversicherungshöchstbemessungs­
grundlage von 33 600 Sauf 36 000 S, was eine 
Steigerung um 7,1 Prozent ergibt, erhöhen sich 
auch alle Beiträge sowohl der Dienstnehmer als 
auch der Dienstgeber an die Sozialversicherungs­
anstalten. 

Die Höchstbemessungsgrundlage wird in dieser 
Gesetzgebungsperiode zum viertenmal angeho­
ben, wodurch die Beiträge steigen, und zwar 
mehr steigen als die Inflationsrate. 

Von 1990 auf 1991 wurde die Höchstbemes­
sungsgrundlage von 28 800 Sauf 30 000 S, also 
um 4,1 Prozent, angehoben. Daraufhin erfolgte 
im nächsten Jahr, also 1992, eine Erhöhung auf 
31 800 S, was eine Erhöhung um 6 Prozent er­
gibt, und im vorigen Jahr auf 33 600 S, was eine 
Erhöhung um 5,7 Prozent ergibt. Heuer gibt es 
wiederum eine Erhöhung, nämlich auf 36 000 S, 
was einer Erhöhung von 7,1 Prozent entspricht. 

Durch die Anhebung dieser Höchstbemes­
sungsgrundlage und die zusätzliche prozentuelle 
Erhöhung der Kranken- und der Arbeitslosenver­
sicherung wird jeder leistungswillige Arbeitneh­
mer in Österreich für seine Tätigkeit bestraft, was 
natürlich total kontraproduktiv ist und die Ar­
beitslosigkeit noch weiter ansteigen läßt. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese 
Bundesregierung hat in der gesamten 
XVIII. Gesetzgebungsperiode nichts anderes ge­
tan, als ständig von Jahr zu Jahr neue Belastun­
gen zu erfind~n, und Sie, verehrte Kollegen von 
OVP und SPO, stimmen diesen Belastungen von 
Jahr zu Jahr auch noch zu. 

Die Versicherungssteuer wird im kommenden 
Jahr bei den Sachversicherungen von 10 auf 
11 Prozent - also um 1 Prozent - angehoben, 
auch die Lebensversicherung, nämlich von 3 auf 
4 Prozent. 

Im September dieses Jahres gab es eine Erhö­
hung bei der Kfz-Haftpflichtversicherung um 
5 Prozent. Die Mineralölsteuer soll im kommen­
den Jahr durch den Länderzuschlag auch um 
50 Groschen an.gehoben werden, was natürlich je­
den Pendler in Osterreich belastet. 

Die Tarife bei den Österreichischen Bundes­
bahnen sind im vorigen Jahr um 6 Prozent ange­
hoben worden, im heurigen Jahr werden sie wie­
derum um 4 Prozent angehoben. 
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Die Postgebühren werden erhöht. Die Verpak­
kungsverordnung belastet jeden Konsumenten 
zusätzlich mit 260 S pro Monat. Auch die Re­
zeptgebühr, die in diesem Jahr von 28 auf 30 S, 
also um 2 S erhöht wurde, wird im kommenden 
Jahr wiederum um 2 S, nämlich auf 32 S angeho­
ben. 

Eine Strompreiserhöhung steht uns ebenfalls 
ins Haus. Es werden um die 6 Prozent gehandelt; 
wie man aber vermuten kann, könnte das nach 
dem Wahljahr 1994 noch höher ausfallen. 

Die ORF-Entgelte werden ebenfalls erhöht, 
und zwar beim Radio gleich um knappe 15 Pro­
zent, bei Rundfunk und Fernsehen um 16,5 Pro­
zent. 

Auch die Gemeindeabgaben - Müll-. Wasser-, 
Kanal- und sonstige Abgaben, die eben an die Ge­
meinden zu leisten sind - steigen und belasten 
den Bürger. 

Ein Anschlag auf die Sparbücher erfolgt eben­
falls. Die Erhöhung der Kapitalertragsteuer von 
10 auf 22 Prozent, also um 120 Prozent, ist zwar 
schon im vergangenen Jahr beschlossen worden, 
aber treffen wird das die österreichischen Sparer 
jetzt beim Jahreswechsel bei der Abrechnung die­
ser Steuer von den Zinsen. 

Die Verbraucherpreise. die nicht zu vergessen 
sind - denn jeder braucht Brot und Milch -, 
werden um 3,7 Prozent steigen, und die Infla­
tionsrate steigt ebenfalls um 3 Prozent. 

Diese Belastungen, die zum größten Teil vom 
schon besteuerten Einkommen zu bezahlen sind, 
treffen alle Österreicher. egal, ob Selbständige, 
Unselbständige, Bauern oder Freiberufler, beson­
ders aber die Arbeitnehmer. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Bei den letzten Lohnverhandlungen hat es sehr 
viel Lob für die Sozialpartner gegeben, und zwar 
für die maßvolle und vernünftige Lohnerhöhung, 
weil diese Lohnrunde, welche die Gewerkschaft 
Metall und die Gewerkschaft der Privatangestell­
ten gemeinsam durchgeführt haben, unter der In­
flationsrate geblieben ist. Es wurde eine Erhö­
hung des Ist-Lohnes um 2,8 Prozent beschlossen, 
eine Erhöhung, die weit unter der Inflationsrate 
liegt, und wenn man die übrigen Belastungen be­
denkt, sehr geehrte Damen und Herren: Das ist 
gar keine Nullohnrunde mehr, sondern das ist 
eine Minus-Lohnrunde. Das ist eine Minus-Lohn­
runde, und sie bedeutet einen Reallohnverlust für 
die österreichischen Arbeitnehmer in Höhe von 
brutto 2 Prozent, von netto zirka 5 Prozent. Sie 
bedeutet aber auch einen Kaufkraftverlust in 
Österreich, und dieser Schuß geht ins eigene 
Knie, denn eine Verringerung der Kaufkraft än­
dert sicherlich auch das Konsumverhalten. Eine 

starke Inlandsnachfrage könnte den Konjunktur­
einbruch in unseren Nachbarstaaten einigerma­
ßen ausgleichen. 

Und auch der Appell unseres Bundeskanzlers 
an Bund, Länder, Gemeinden, Post und Bahn, 
Preisdisziplin zu halten, die Tarife nicht über der 
Inflationsrate zu erhöhen, hatte keine Wirkung. 
N ur der Österreichische Gewerkschaftsbund ist 
bei den Lohnverhandlungen darauf hereingefal­
len. 

Weder Bundesminister, Landesregierungsmit­
glieder noch andere Verantwortliche für Preise 
und Tarife hören auf den Bundeskanzler. Wieso 
sollte das in Zukunft gerade der Konsument tun? 

Auch Sie, Herr Sozialminister, haben durch 
Ihre Sozialpolitik, durch die jährlichen Erhöhun­
gen im Sozialabgabenbereich, dazu beigetragen, 
daß das Realeinkommen sinkt. Mit Beitragserhö­
hungen, Herr Bundesminister, wird die steigende 
Arbeitslosigkeit nicht zu bekämpfen sein. Heute 
haben wir die höchste Arbeitslosigkeit seit Kriegs­
ende. Im November hatten wir 233 102 Arbeitslo­
se. Das ist eine Steigerung gegenüber dem Ver­
gleichszeitraum im Vorjahr um 9,5 Prozent. 

Wenn man die Personalabbaupläne der Ver­
staatlichten ansieht, wo Seky'ra gemeint hat, 
2 000 Stahlkocher seien in Osterreich zuviel, 
dann, so meine ich, wird wohl die Arbeitslosenra­
te im nächsten Jahr die Zahl von 250 000 über­
steigen, was eine prozentuelle Arbeitslosenrate 
von 8 bis 9 Prozent ergibt. Wahrscheinlich wird 
das alles erst nach den Wahlen passieren, denn 
vorher werden Sie sich hier sicherlich etwas zu­
rückhalten. 

Betroffen bin ich aber über die Aussage des 
Präsidenten unseres Gewerkschaftsbundes vom 
September 1993, wir könnten uns auch 15 Pro­
zent Arbeitslose leisten. Ich weiß schon, er hat das 
mittlerweile schon etwas revidiert, aber trotzdem 
bin ich sehr betroffen darüber. Denn ich frage 
mich: Wie lange können wir uns die steigende Ar­
beitslosigkeit leisten, wenn das Realeinkommen 
sinkt (Abg. K 0 P P l e r: Hast du recherchiert, ob 
das wahr ist?), Herr Koppler, wenn die Zahl der 
Beitragszahler immer geringer wird und jene der 
Leistungsbezieher immer höher? 

Der Beschäftigtenstand in der Industrie ist in 
Österreich seit dem Jahr 1986, als noch 600 000 
Arbeitnehmer in der Industrie beschäftigt waren, 
ständig gesunken, und wir liegen heute bei einem 
Beschäftigtenstand von unter 500 000 - und die­
ser Stand sinkt noch weiter. 

Im öffentlichen Dienst haben wir mittlerweile 
800 000 Beschäftigte. Wenn man die Pensionisten 
im öffentlichen Dienst dazuzählt, kommt man 
auf 880 000. Früher einmal war das umgekehrt. 

147. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 107

www.parlament.gv.at



16974 Nationalrat XVIII. GP - 147. Sitzung - 16. Dezember 1993 

Dolinschek 

Diese Situation sollte uns allen zu denken geben. 
Vor allem die Pragmatisierung im öffentlichen 
Dienst und die Definitivstellung in den Selbstver­
waltungskörpern und im Bankenbereich bedür­
fen unbedingt einer Reform. 

Die Arbeitslosigkeit ist sicherlich zu einem Teil 
konjunkturbedingt, sie ist aber auch saisonbe­
dingt. Und wir müssen uns hier etwas überlegen, 
wie wir ein flexibles Arbeitszeitmodell, einen 
Durchrechnungszeitraum - vor allem bei den 
Saisonbranchen - durchsetzen können, damit 
eben diese Menschen, die neun, zehn Monate im 
Jahr beschäftigt und zwei Monate praktisch in der 
Arbeitslosigkeit sind, einen Durchrechnungszeit­
raum auf Basis einer 40 Stunden-Woche haben. 
Gleichzeitig sollten auch die Überstundenzu­
schläge steuerfrei an diese Personen jedes Monat 
ausbezahlt werden, und die mehr geleistete Ar­
beit, die über die 40 Stunden in der Woche hin­
ausgeht, sollte eben in der saisonarmen Zeit ange­
rechnet werden. Durchschnittlich arbeitet ein 
österreichischer Arbeitnehmer, der das ganze 
Jahr über beschäftigt ist, bei Normalarbeitszeit 
1 750 Stunden im Jahr, und auf diese Zeit kom­
men auch sehr viele Saisonbeschäftigte, die nur 
neun oder zehn Monate im Jahr beschäftigt sind. 

Dieser Durchrechnungszeitraum für Saison­
branchen hätte sicherlich einen großen Vorteil. 
(Beifall bei der FPÖ.) Auf der einen Seite wären 
die Arbeitnehmer das ganze Jahr hindurch be­
schäftigt, wir hätten mehr Arbeitslosenversiche­
rungsbeitragszahler und weniger Arbeitslosenver­
sicherungsgeldbezieher, weniger Ersatzzeiten für 
die Pension und, wie gesagt, mehr Pensionsversi­
cherungsbeitragszahler, was sicherlich Ihrem 
Budget auch dienlich wäre, Herr Sozialminister. 

Die Arbeitslosigkeit ist aber auch hausgemacht, 
etwa durch falsche Förderungspolitik in der Ver­
gangenheit, die zu geringe Eigenkapitalbildung 
der Privatwirtschaft und Mißbrauch im Sozial be­
reich. Es ist ja vor kurzem von einem Mitarbeiter 
des Sozialministeriums gesagt worden, daß in 
Österreich zirka 30 000 Menschen zu Unrecht 
Arbeitslosengeld beziehen. Dazu kommen noch 
70 000 Arbeitslose in Österreich, die aufgrund 
der Steuergesetzgebung entstanden sind. Also 
100 000 Arbeitslose sind in Österreich der Unfä­
higkeit dieser Regierung zuzuordnen. 1 Prozent 
Arbeitslose kosten die öffentliche Hand 4,2 Milli­
arden Schilling pro Jahr, und so ist es wohl höch­
ste Zeit, zu handeln. 

Die Arbeitsmarktverwaltung, Herr Bundesmi­
nister, hat eine vernichtende Statistik bezüglich 
der Leistung bei der Vermittlung von Arbeitslo­
sen, denn heute wird nur jeder zwanzigste Ar­
beitslose von der Arbeitsmarktverwaltung vermit­
telt. (Bundesminister He SOll n: Was kostet 
1 Prozent Arbeitslosigkeit in Österreich?) 4,2 Mil­
liarden Schilling pro Jahr. Und wir liegen jetzt bei 

7 Prozent. Nächstes Jahr wird diese Rate noch 
weiter steigen. Da können Sie sich ausrechnen, in 
welche Dimensionen wir hier kommen. (Bundes­
minister H e sou n: Das ist alles hausgemacht?) 
Das ist zum Teil hausgemacht. Zum Teil, habe ich 
gesagt! Es gibt natürlich auch konjunkturbedingte 
Arbeitslose, saisonbedingte Arbeitslose - bei de­
nen ich Ihnen gerade erklärt habe, wie man dem 
entgegenwirken kann - und natürlich auch haus­
gemachte. Das habe ich Ihnen auch gerade er­
klärt. 

Herr Bundesminister! Im Ausschuß haben Sie 
gesagt, die Ausgliederung der Arbeitsmarktver­
waltung wird durchgeführt, es wird ein Arbeits­
marktservice existieren, wo die Vermittlung und 
die Beratung forciert werden, wo es eine verstärk­
te Vermittlung vom 18- und 25jährigen geben 
wird, um der Jugendarbeitslosigkeit vorzubeugen. 

Sie haben gesagt, daß es ein Maßnahmenpro­
gramm für ältere Arbeitslose, eine verstärkte 
Kontrolle der Stellenzuweisung und auch private 
Vermittler für alle geben wird und daß gewisse 
Tätigkeiten an andere Institutionen abgegeben 
werden. 

Herr Bundesminister! Viel Zeit für eine Re­
form der Arbeitsmarktverwaltung haben Sie in 
dieser Gesetzgebungsperiode nicht mehr. Ich hof­
fe nur, daß es nicht zu solch einer Alibireform 
wie der Strukturreform der Sozialversicherungs­
träger kommt (Beifall bei der FPÖj, die in dieser 
Woche von den Koalitionsparteien beschlossen 
wurde, wo zwar die Zahl der Versichertenvertre­
ter um die Hälfte reduziert wurde, das 13. und 
14. Monatsgehalt und die Pensionsansprüche für 
Funktionäre gestrichen wurden, was auch sehr 
begrüßenswert ist, aber die Einsparungen, die da­
durch entstanden sind, für die Erhöhung der 
Funktionsgebühren wiederum aufgehen. 

Die Ziele der Versichertennähe durch die 
Schaffung von Beiräten, der Verwaltungsverein­
fachungen und der Erhöhung der Effizienz der 
Verwaltung wurden mit dieser Regierungsvorlage 
nicht erreicht. 

Solange es zu keiner schrittweisen Zusam­
menlegung der 28 Sozialversicherungsanstalten 
kommt, die Entsendung der Versichertenvertre­
ter aus den Interessenvertretungen nicht klarge­
stellt ist, die Entsendung dieser Versichertenver­
treter nicht nach dem Verhältniswahlrecht erfolgt 
- es ist ja weiterhin keine Direktwahl vorgesehen 
-, ist das keine Reform, sondern bloß ein Ver-
such von Ihnen, Herr Bundesminister, die ver­
sprochene Reform, wie es im Koalitionspapier 
festgeschrieben ist, in dieser Gesetzgebungsperi­
ode durchzuführen, um sagen zu können, Sie ha­
ben alles, was Sie versprochen haben, umgesetzt. 
- Die Frage ist nur: Wie haben Sie es umgesetzt? 
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Vor einem Jahr wurde von Ihnen, Herr Sozial­
minister , auch die Pensionsreform als richtungs­
weisend für das nächste Jahrzehnt gerühmt. Sie 
haben von der Beamtenpension für alle gespro­
chen - beschert haben Sie uns die Nettoanpas­
sung. Wo bleibt bitte die Gleichstellung von Be­
amtenpension und ASVG-, GSVG-, BSVG- und 
FSV G-Pensionisten? 

Herr Bundesminister! Sie sind in der XVIII. 
Gesetzgebungsperiode vieles schuldig geblieben. 
(Beifall bei der FPÖ.) Der Tag der Abrechnung 
oder der Zahltag, wie Sie wollen, ist sicherlich der 
kommende Wahltag. (Neuerlicher Beifall bei der 
FPÖ.) 9.23 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
gelangt Herr Abgeordneter Nürnberger zu Wort. 
- Bitte. 

9.23 
Abgeordneter Nürnberger (SPÖ): Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Geschätzter Herr Minister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es wird 
wohl niemanden in diesem Hohen Hause geben, 
der bestreiten wird, daß sich die gesamte Welt 
derzeit, wirtschaftlich gesehen, in der größten Re­
zession seit etwa drei Jahrzehnten befindet. Wenn 
wir heute, zum jetzigen Zeitpunkt, zu dem wir 
hier das Kapitel Soziales diskutieren, einen Blick 
über unsere Grenzen werfen, dann müssen wir 
feststellen, daß es in vielen Ländern soziale Unru­
hen gibt. Ein Blick in die Bundesrepublik 
Deutschland: Vor wenigen Wochen mußten wir 
zur Kenntnis nehmen, daß sich Zigtausende 
Bergarbeiter und Stahlarbeiter auf den Straßen 
befanden und demonstrierten. Vor wenigen Ta­
gen war Belgien durch einen Generalstreik -
Auslöser waren soziale Unruhen, sozialer Unfrie­
den - lahmgelegt. In vielen Ländern wurde be­
reits ein großangelegter Sozialabbau durchge­
führt beziehungsweise ist das in Diskussion. 

Werfen wir einen Blick auf unser Land, auf 
Österreich: Im Jahr 1993 gab es bei uns auf dem 
Gebiet der Sozialpolitik keinen Stillstand, son­
dern einen Fortschritt. Ich darf daran erinnern, 
daß erst Mitte dieses Jahres das Gesetz die Pflege­
geldsicherung betreffend in Kraft getreten ist. Im 
Vergleich dazu wieder ein Blick über unsere 
Grenzen, in die Bundesrepublik Deutschland: 
Dort wird seit Jahren über dasselbe Problem dis­
kutiert, und bis dato gibt es noch keine Einigung. 

Ich darf daher feststellen, daß wir in Österreich 
von einem Klima des sozialen Friedens sprechen 
können. Aber anscheinend wollen das einige 
Gruppen in unserem Lande nicht wahrhaben. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns den 
Bundesvoranschlag für die Kapitel Soziales und 
Sozialversicherung ansehen, dann können wir 
feststellen, daß wir mit den Gesamtausgaben in 

der Höhe von 134 Milliarden Schilling einen neu­
en Rekordwert erreichen. Rekordzahlen sind im 
Sozialbereich positiv, aber gleichzeitig auch nega­
tiv zu bewerten. Mit dieser von mir genannten 
Gesamtsumme beträgt der Anteil der Sozialaus­
gaben an den Gesamtausgaben des Bundes, am 
Gesamtbudget 15,5 Prozent. Lassen Sie mich die 
Vergleichszahlen vom heurigen Jahr noch in Er­
innerung rufen - es waren dies 116 Milliarden 
Schilling oder 14,6 Prozent. Es kommt also im 
kommenden Jahr zu einer sehr deutlichen Steige­
rung im Bereich der Sozialausgaben. 

Wenn ich von einem Rekordwert für das kom­
mende Jahr, von Werten, auf die man als Sozial­
politiker stolz sein kann, spreche, dann möchte 
ich aber gleichzeitig auch dazusagen, daß auch 
Skepsis angebracht ist. Warum Skepsis, meine 
Damen und Herren? - Aufwendungen für So­
zialleistungen haben einen zweischneidigen Cha­
rakter: Einerseits sind sie Ausdruck eines hoch­
entwickelten Sozialstaates, der für seine Bürge­
rinnen und Bürger Leistungen erbringt, sie sind 
aber andererseits auch Ausdruck einer wirtschaft­
lichen und sozialen Situation, in der diese Sozial­
leistungen für viele unserer Mitmenschen als Exi­
stenzsicherung notwendig sind. - Lassen Sie 
mich anhand von Zahlen verdeutlichen, was ich 
meine. 

Von den Gesamtausgaben im Bereich Soziales 
sind 40,3 Prozent für den Bereich Sozialversiche­
rung und 40,8 Prozent für den Bereich Arbeits­
marktverwaltung vorgesehen, der Rest entfällt 
auf Pflegevorsorge und anderes. Die Relation der 
Ausgaben zeigt, daß sich die Arbeitsmarktsitua­
tion auch budgetär niederschlägt. Leistungen für 
Arbeitslosenunterstützung, Notstandshilfe, Son­
derunterstützung haben denselben Anteil wie 
Leistungen für Krankenversicherung, Unfallver­
sicherung und Pensionen. 

Wenn uns für das Jahr 1994 in der Wirtschafts­
prognose ein geringes Wachstum, aber gleichzei­
tig auch ein Ansteigen der Arbeitslosenrate vor­
hergesagt wird, dann kann der naheliegende 
Schluß, den wir alle gemeinsam, nicht nur Sozial-. 
Finanz- oder Wirtschaftspolitiker , daraus ziehen 
müssen, daß jeder verantwortungsvolle Politiker 
mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln 
den Kampf gegen die Arbeitslosig.keit verstärkt 
fortsetzen muß. (Beifall bei der SPO sowie Beifall 
des Abg. Franz Stocker.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Abgehen der Bundesregierung vom strikten Weg 
der Budgetkonsolidierung ist unter diesem Blick­
winkel positiv zu sehen. Wichtig ist in dieser Si­
tuation, daß eine Fülle von Maßnahmen gesetzt 
wird, die alle ein gemeinsames Ziel anstrehen. 
nämlich die Ankurbelung der Wirtschaft lind in 
deren Gefolge die Verbesserung der Arheih­
marktsituation. Die Steuerreform, Investitioll\-
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programme und spezifische arbeitsmarktpoliti­
sche Maßnahmen, wie zum Beispiel die Struktur­
milliarde, sind wesentliche Bestandteile dieses 
wirtschaftlichen Gesamtpaketes. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
darf aber auch in Erinnerung rufen, daß die Ar­
beitnehmer dieses Landes insgesamt bereit gewe­
sen sind und auch bereit sein werden, ihren Anteil 
daran zu leisten. Es ist heute schon darauf hinge­
wiesen worden, daß es einen sogenannten Stabili­
tätspakt, wenn Sie wollen, einen Schulterschluß 
zwischen Regierung, Ländervertretern und So­
zialpartnern gegeben hat, und es sind hier auch 
die Lohnrunden der letzten Wochen oder Monate 
angesprochen worden. Erlauben Sie mir, da ich 
doch für mich in Anspruch nehmen darf, einer 
derjenigen zu sein, die die Lohnpolitik in diesem 
Lande etwas mitgestalten können und dürfen, 
dazu einige Bemerkungen. 

Die Gewerkschaft der Privatangestellten und 
die Gewerkschaft Metall-Bergbau-Energie waren 
die ersten in diesem Jahr, die einen Lohnabschluß 
getätigt haben. Und ich möchte einmal aufräu­
men mit dieser Legende, daß die Gewerkschaft 
der Regierung hineingefallen wäre oder ähnli­
ches, wie es auch von meinem Vorredner zum 
Ausdruck gebracht worden ist. Ich darf klarstel­
len, daß diese beiden Gewerkschaften, ohne daß 
es irgendwo Vorgespräche, Aufträge oder sonsti­
ges gegeben hat, die Verhandlungen über diese 
Lohnrunde in Eigenverantwortung geführt ha­
ben. Wir haben nämlich bereits am 8. September 
dieses Jahres unseren Mitgliedern und damit der 
Öffentlichkeit den Abschluß präsentiert, und erst 
einige Wochen später ist es zu dem sogenannten 
Schulterschluß zwischen Sozialpartnern, Regie­
rung und Ländern gekommen. 

Ich darf doch noch ein bißchen näher auf diese 
Lohnrunde eingehen, denn man kann nicht so en 
passant sagen, diese Lohnrunde wird ein Minus 
für die Beschäftigten bringen, weil man mit die­
sen 2,8 Prozent einen Abschluß unter der Infla­
tionsrate getätigt hat. Ich darf daran erinnern, 
daß das kein Novum in diesem Lande ist. Von 
1980 bis 1984 gab es vier Jahre hintereinander 
Lohnabschlüsse unter der Inflationsrate, und 
zwar aufgrund der damaligen sehr kritischen 
wirtschaftlichen Situation. Die Gewerkschaften 
haben sich immer dazu bekannt, eine sehr wirt­
schaftsorientierte Lohnpolitik zu verwirklichen. 

Und wenn wir auch in dieser Frage einen Blick 
über unsere Grenzen werfen, dann sehen wir, daß 
es in vielen Ländern den Gewerkschaften nicht 
einmal gelungen ist, das zu erreichen, was wir in 
unserem Lande erreicht haben, denn da gibt es 
nämlich Vereinbarungen, die zu tatsächlichen 
Nullohnrunden und Lohnkürzungen führen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch 
einen Aspekt möchte ich herausgreifen: Weil sich 
die Gewerkschaften gerade in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten ihrer Verantwortung für jene 
Kolleginnen und Kollegen, die das geringste Ein­
kommen in unseren Betrieben haben, bewußt 
sind, haben wir bei dieser Lohnrunde eine klassi­
sche solidarische Lohnpolitik durchgesetzt: Wir 
haben mit dem Abschluß von 500 S Mindestbe­
trag und von 900 S Höchstbetrag sichergestellt, 
daß jene, die das geringste Einkommen haben, 
mehr bekommen werden, als die prognostizierte 
Inflationsrate beträgt, nämlich 4,1 Prozent. (Bei­
fall bei der SPÖ sowie BeifaLL des Abg. Franz Stok­
ker.J 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im 
Bereich der gesamten Metallindustrie, bei den 
Angestellten und bei den Arbeitern, beträgt der 
Mindestmonatslohn nicht 12 000 S, wie ihn der 
ÖGB gefordert hat, sondern bereits 12 575 S. 
(Beifall bei der SPÖ sowie Beifall des Abg. Franz 
Stocker.) 

Ich bekenne mich dazu, daß wir als Gewerk­
schafter uns der gesamtpolitischen Verantwor­
tung bewußt sind. Ich sage aber im gleichen 
Atemzug: auch sehr kritisch - weil dieser Pakt, 
von dem ich gesprochen habe, aus drei Faktoren 
besteht -: 

Der erste Punkt sind maßvolle Lohnrunden, 
wie sie in der Öffentlichkeit bezeichnet worden 
sind. Ich würde sagen, wirtschaftskonforme 
Lohnrunden. Der zweite Punkt des Paktes ist, daß 
die Unternehmer bei Preiserhöhungen Disziplin 
und Zurückhaltung üben. (Zwischenruf des Abg. 
D 0 L ins c h e k.) Und der dritte Punkt ist. daß 
sich auch Regierung und Länder bei der Erhö­
hung von Tarifen, Gebühren und ähnlichem Zu­
rückhaltung auferlegen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen Herren! Ich stehe 
nicht an, zu sagen, daß wir in den letzten Wochen 
den Eindruck gewonnen haben, daß versucht 
wird, diesen dritten Punkt da oder dort zu durch­
löchern. 

Die Inflationsrate dieses Monats liegt bei 
3,5 Prozent, wir sind davon ausgegangen, daß wir 
eine Inflationsrate knapp unter 3 Prozent haben 
werden. Ich möchte jetzt keine großen Drohun­
gen aussprechen, aber ich sage mit aller Deutlich­
keit: Wenn das Ziel, die Inflationsrate knapp un­
ter 3 Prozent zu halten, nicht erreicht wird, dann 
werden sich die Gewerkschaften im kommenden 
Jahr bei den Lohnerhöhungen sicherlich das ho­
len, was heuer verloren wurde. Darüber möchte 
ich gar keinen Zweifel aufkommen lassen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 1.:1\­
sen Sie mich aber auch noch etwas dazu sagl'll. 
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wie die Verhandlungen über dieses Sozialbudget, 
Herr Bundesminister, abgelaufen sind, denn es 
hat ja den Anschein gehabt, daß es sehr lange kei­
ne Einigung in der Frage des sozialen Budgets 
geben wird. Besonders in der Phase der Budgeter­
stellung zeigte sich, wie ernsthaft die Wechselwir­
kung zwischen Sozialleistung auf der einen Seite 
und deren Finanzierung auf der anderen Seite 
verhandelt wurde. Die angebliche Kleinigkeit von 
einigen Millionen Schilling verhinderte eine Zeit­
lang die Fertigstellung des Budgets. Ich erinnere 
nur an die Frage, ob das Karenzgeld für unsere 
Karenzurlauberinnen erhöht werden soll oder 
nicht. 

Ich möchte feststellen, meine sehr geehrten Da­
men und Herren: Für die Betroffenen, die auf 
diese Sozialleistungen, sei es Karenzurlaubsgeld, 
sei es Sondernotstandshilfe oder ähnliches, ange­
wiesen sind, haben diese sogenannten Kleinigkei­
ten eine ganz besondere Bedeutung. Für viele 
Frauen, die im wesentlichen hievon betroffen 
sind, ging und geht es bei den verhandelten Beträ­
gen um wichtige Einkommensbestandteile. Und 
ich bin sehr froh, daß Herr Bundeskanzler Vra­
nitzky erklärt hat: Wir werden maßvoll erhöhen, 
Pensionen und ähnliches, aber jede Sozialleistung 
muß erhöht werden, so auch das Karenzurlaubs­
geld! Und ich stehe nicht an, dem Herrn Bundes­
kanzler für seine konsequente Haltung und sein 
Eintreten dafür, daß zum Beispiel auch Karenz­
urlaubsgelder eine Erhöhung erfahren haben, 
meinen herzlichen Dank auszusprechen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Der Kreis, der die Finanzierung von Soziallei­
stungen beschreibt, muß unweigerlich von der 
Arbeitsmarktpolitik zur Pensionsversicherung ge­
zogen werden. Der 40prozentige Anteil der So­
zialversicherung an den Gesamtausgaben für so­
ziale Angelegenheiten beinhaltet natürlich auch 
gesetzliche Ansprüche wie Pensionsleistungen. 
Für die Pensionisten ist es beruhigend, zu wissen, 
daß die Finanzierung der Pensionen vor allem 
durch die Maßnahmen der 51. ASVG-Novelle ge­
sichert ist. 

Bei genauerer Betrachtung zeigt sich bei den 
Pensionen eine Tendenz, die zum Einlenken und 
Nachdenken auffordert. Die Zahl der Invaliditäts­
und Berufsunfähigkeitspensionen nimmt von 
Jahr zu Jahr zu. Im Jahr 1992 wurden 5 000 An­
träge auf Invaliditätspension mehr gestellt als An­
träge auf normale und reguläre Alterspension. 
Da, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
müssen bei jedem Sozialpolitiker die Alarmglok­
ken schrillen, denn der logische Schluß daraus 
kann nur sein, daß irgend etwas mit den Arbeits­
bedingungen in der Arbeitswelt nicht stimmen 
kann, und gerade diese Frage war ja auch gestern 

in der Diskussion zum Kapitel Gesundheit ein 
großer Schwerpunkt. 

Lassen Sie mich aber zu jenen Argumenten, die 
in der gestrigen Diskussion gebracht wurden, 
noch einiges anfügen, denn die bisherige Haltung, 
die in Fragen des Arbeitnehmerschutzes an den 
Tag gelegt wurde, ist eine sehr kurzsichtige. Man 
vergißt oder übersieht dabei die Umwegrentabili­
tät für die Betriebe und für die Gesellschaft insge­
samt. Die 4,3 Millionen Krankenstandstage, die 
1992 auf Arbeitsunfälle entfielen, kosteten die 
Beitragszahler 1 Milliarde Schilling. Die Kran­
kenversicherung hat im Jahr 1992 für 26 Millio­
nen Krankenstandstage Kosten von 12,5 Milliar­
den Schilling aufgewendet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
komme zum Schluß und kürze das ein bißehen 
ab: Die Situation in den Betrieben kann einfach 
nicht in Ordnung sein. Und ich erlaube mir hier 
auch, den Appell an die Vertreter der Wirtschaft 
zu richten: Setzen wir uns doch endlich gemein­
sam an den Verhandlungstisch, und versuchen 
wir, gemeinsam ein vernünftiges Arbeitnehmer­
schutzgesetz zustande zu bringen! Ich habe schon 
darauf hingewiesen: Einen Teil dieser Milliarden, 
die wir für Krankenstandstage bezahlen, könnten 
wir für bessere Arbeitnehmerschutzbedingungen 
aufwenden. Humane Arbeitsbedingungen in den 
Betrieben rechnen sich für beide Seiten, sowohl 
für die Wirtschaft wie auch für das Gesamtbud­
get. (Beifall bei der SPÖ sowie Beifall des Abg. 
Franz Stocker.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Las­
sen Sie mich abschließend feststellen: Dieses für 
den sozialen Bereich veranschlagte Budget, das 
dem Hohen Haus zur Beschlußfassung vorliegt, 
ist ein Garant dafür, daß unser sehr engmaschiges 
Netz der sozialen Sicherheit nicht durchlöchert 
wird und daß jene Menschen draußen, die in eine 
soziale Notlage kommen, sicher sein können, daß 
der Staat seiner Verpflichtung nachkommen 
wird, daß der Sozialminister in der Lage sein 
wird, denen, die eine Leistung brauchen, diese 
Leistung auch zu gewähren. - Danke schön. 
(Beifall bei der SPÖ sowie Beifall des Abg. Franz 
Stocker.) 9.38 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste ge­
langt Frau Abgeordnete Heindl zu Wort. - Bitte. 

9.38 

Abgeordnete Christine Heindl (Grüne): Meine 
Damen und Herren! Frau Präsidentin! Herr Bun­
desminister! Mein Vorredner hat wahre Lobes­
hymnen auf die Leistungen dieser Regierung im 
Sozialbereich gesungen. (Zwischenruf des Abg. 
K 0 P P l er. - Abg. Hilde Sei I e r: Weil er ein 
Praktiker ist und kein Theoretiker wie Sie.') Ja, er 
ist ein Praktiker und negiert dabei anscheinend, 
daß 1 bis 1,5 Millionen Menschen - darunter 
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sind 340 000 Kinder in Österreich in Armut 
leben. Und daher wäre es wichtig gewesen, Ihre 
im Regierungsübereinkommen festgeschriebenen 
Vorhaben in die Praxis umzusetzen, Ihre Vorha­
ben, die geheißen haben: aktive Reformpolitik im 
Bereich der Arbeitswelt und der Sozialsysteme. -
Aber wo ist die Umsetzung geblieben? 

Wir haben einen beginnenden Abbau des So­
zialstaates zu verzeichnen. Wenn wir etwas er­
kämpfen, dann ist es, das Bestehende zu sichern. 

Sie haben gerade die letzte Phase der Verhand­
lungen zum Sozialbudget angezogen und Ihren 
Dank ausgesprochen dafür, daß das Karenzur­
laubsgeld erhöht wurde, haben aber nicht dazuge­
sagt, daß es nicht im üblichen, im vorgesehenen 
Ausmaß erhöht wurde. Wir reden überhaupt 
nicht mehr davon, was die Menschen brauchen, 
um menschenwürdig leben zu können. Wir versu­
chen einfach in einigen Bereichen, Bestehendes 
zu erhalten, und akzeptieren, daß ein schleichen­
der Sozialabbau hier bei uns in Österreich Platz 
greift. 

Wie lange wir tatsächlich noch den sozialen 
Frieden haben werden, Herr Kollege Nürnberger, 
wird davon abhängen, ob Sie es erreichen werden, 
so eine Macht zu erhalten, wie sie Kollege Ma­
derthaner hat, denn von seinen Forderungen, 
meine Damen und Herren, ist fast alles erfüllt 
worden. Die einzigen Punkte, die von seinen For­
derungen - es waren ausschließlich Forderungen 
in Richtung Sozialabbau - bis heute noch offen 
sind, waren, daß der erste Krankenstandstag nicht 
gerechnet wird und daß Freizeitunfälle nicht 
mehr in die Unfallversicherung miteinbezogen 
werden. 

In der letzten Sitzung des Sozialausschusses 
konnte ich sozusagen aus Zwischenrufen von bei­
den Regierungsparteien vernehmen: Macht ja 
nichts, wenn das einmal kommt, denn diese U n­
fälle sind ja nicht in der Arbeit passiert, sondern 
das sind ja Freizeitunfälle. 

Das, meine Damen und Herren, ist Ihre voraus­
eilende Bereitschaft zu Maßnahmen des Sozialab­
baus. Und Ihre vorauseilende Bereitschaft doku­
mentiert dieses gesamte Budget, denn es ist aufge­
baut - Herr Kollege Nürnberger, das sollten Sie 
nicht verschweigen - auf einer Arbeitslosenquo­
te des Jahres 1994 von 7,54 Prozent. Das heißt, 
die österreichische Bundesregierung ist bereit, zu 
akzeptieren, daß wir in Österreich eine Arbeitslo­
senquote von 7,54 Prozent haben. Wir haben der­
zeit 7,1 Prozent, das ist aber ein Monat, in dem 
üblicherweise die Arbeitslosenquote höher ist als 
in manch anderem. 

Sie kapitulieren vor der derzeitigen Situation, 
Sie reden sich darauf aus - wie Sie es auch heute 
wieder getan haben -, im internationalen Ver-

gleich, im OECD-Vergleich würden wir doch we­
sentlich besser dastehen. Dabei verschweigen Sie 
vollkommen, daß durch das andere soziale Sy­
stem die Zahlen wissenschaftlich nicht vergleich­
bar sind. Es ist nicht haltbar, wenn man nicht be­
rücksichtigt, daß wir ein wesentlich früheres Pen­
sionseintrittsalter haben und daß ja eine große 
Gruppe bei uns in Pension ist, die in den OECD­
Staaten in der Arbeitslosenquote enthalten ist. 
Oder wenn Sie die EU zu Rate ziehen: Natürlich 
ist dort die Arbeitslosenquote wesentlich höher -
11 Prozent oder mehr -, was hier unterscheidet, 
ist die Tatsache, daß man es als Problem erkannt 
hat, daß man bereits Konzepte hat, ganz klare 
Konzepte, daß man Pläne hat, wie man an dieses 
Problem herangeht. Auch das erst von Delors 
vorgestellte Weißbuch ist genau auf diese Thema­
tik eingegangen. 

In Österreich: Wir akzeptieren einfach die Ar­
beitslosenquote. Wenn Maßnahmen gesetzt wer­
den, dann werden sie verschlampt, wie zum Bei­
spiel die Strukturmilliarde, bei der wir schauen 
müssen, daß wir sie ins nächste Jahr hinüberret­
ten, weil man nicht imstande war, die Geldmittel 
entsprechend auszugeben. Arbeitsmarktverwal­
tung, aktive Arbeitsmarktpolitik - all das sind 
Bereiche, die wir offensiv angehen müßten, aber 
genau diese Maßnahmen geschehen nicht. Es pas­
siert nichts, sondern es wird einfach akzeptiert, 
daß 7,54 Prozent Arbeitslosenquote das Jahr 
1994 bestimmen werden. 

Wie Sie das den arbeitslosen Männern und 
Frauen erklären wollen - das sind heute bereits 
233 000 Personen -, weiß ich nicht. Das kann 
ein verantwortungsvoller Politiker nur damit ver­
binden, daß er sagt: Das sind unsere Konzepte 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit, das sind unsere 
Vorstellungen, und die erfüllen wir in diesem 
Zeitrahmen. Das passiert aber nicht, sondern man 
geht her, macht einige Regelungen, und über­
haupt ab dem Jahr 1995 möge doch die Sintflut 
oder etwas ähnliches kommen, denn in den mei­
sten Bereichen wissen wir nicht, wie sie nach 1995 
finanziert werden. 

Wir haben also keine qualitative Verbesserung 
des Sozialstaates, sondern es hat sich lediglich die 
Qualität von Armut und Ausgrenzung verändert. 
Sie ist weiterhin vorhanden. 

Pensionssystem: keine komplette U mstruktu­
rierung. 

Bei der Diskussion um die 51. ASVG-Novelle 
mußte man mit einem Medienwirbel darauf hin­
weisen, daß es sich um einen Betrug an den Müt­
tern handelt. Unter diesem Druck hat man eine 
kleine Zwischenlösung eingeschoben, aber keine 
grundlegende Besserstellung der Frauen herbei­
geführt. 
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Das, meine Damen und Herren, ist Ihre Sozial­
politik, und ich glaube nicht, daß man auf sie tat­
sächlich stolz sein kann. Man kann nicht stolz 
sein bei dieser Arbeitslosenquote, bei dieser Zahl 
an Menschen, die in Armut leben, bei dieser Zahl 
an Menschen, die von Armut gefährdet sind, bei 
dieser Situation der Frauen, da kann man nicht 
stolz sein, Herr Kollege Nürnberger, sondern man 
muß darangehen, dieselbe Härte aufzubringen, 
wie sie derzeit von der Wirtschaftsseite vom Kol­
legen Maderthaner aufgebracht wird. Man muß 
seine Punkte aufstellen und durchziehen. Es ge­
~ügt nicht, daß, wie es zum Beispiel auch von 
OGB-Seite geschieht, Forderungen aufgestellt 
werden - von denen wir sehr viele unterstrei­
chen können -, aber sie werden nicht umgesetzt. 
Das ist der riesengroße Unterschied zwischen den 
Vorstellungen der Wirtschaftsseite und den Vor­
stellungen der Arbeitnehmer- und Arbeitnehme­
rinnenseite. 

Sie haben auch die Diskussion über die Ge­
sundheit am Arbeitsplatz angesprochen und dar­
auf hingewiesen, daß es ein wirtschaftlicher Fak­
tor wäre, tatsächlich darauf zu schauen, daß die 
Arbeitsbedingungen so beschaffen sind, daß man 
nicht krank werden muß. Meine Damen und Her­
ren! Das ist ein Punkt, den wir ständig einfordern, 
wo wir immer wieder Druck machen, daß vom 
Sozialministerium entsprechend weitergearbeitet 
wird. Es ist nicht untypisch der einzige Punkt bei 
den EWR-Anpassungsgesetzen gewesen, der 
nicht gesetzlich beschlossen wurde. Wir haben 
das einfach zur Seite geschoben, weil die Wirt­
schaftsseite nicht bereit war, genau die Bedeutung 
dieser Punkte zu erkennen. 

Aber am Montag ist genau dieser Punkt - ge­
nauso wie vorher im Sozialausschuß -, von dem 
ich meinte, daß es dringend notwendig wäre, 
Maßnahmen zu setzen, damit es nicht dazu 
kommt, daß Arbeit krank macht, zur Seite ge­
schoben, ins Lächerliche gezogen worden. Denn, 
mein Gott, was hat das denn damit zu tun, daß 
man aus der AUV A 500 Millionen Schilling her­
ausnimmt? Das hat doch überhaupt nichts damit 
zu tun! Daß man damit weniger Mittel hat, um 
wirkliche Untersuchungen zu machen, um die 
derzeit restriktiven Zugänge zu den Leistungen 
wieder aufheben zu können, um tatsächlich im 
Arbeitnehmerschutzbereich etwas zu bewirken, 
ist völlig uninteressant. Das sind grüne Vorstel­
lungen, daß hat doch mit einer Sozialpolitik 
nichts zu tun. Ich bin aber sicher, in einem Vier­
teljahr werden Sie es sehr, sehr bedauern, daß die 
500 Millionen Schilling nicht mehr vorhanden 
sind. 

Meine Damen und Herren! So stellt sich unsere 
österreichische Sozialpolitik dar. Und wenn die 
einzelnen Abgeordneten - ob jetzt im Sozialaus­
schuß oder alle hier im Plenum - überfordert 

sind mit diesen Maßnahmen, dann wäre es doch 
dringendst notwendig, ein Paket an tatsächlichen 
Leistungen, die erbracht werden müssen, einzu­
fordern und uns darauf zu konzentrieren, daß sie 
umgesetzt werden. 

Es geht nicht an, meine Damen und Herren, 
daß sich Ihre Politik darauf beschränkt, daß Sie in 
einigen Monaten, wenn Betroffene zu Ihnen 
kommen und sagen, wie ihre Lebenssituation tat­
sächlich ist, wenn Frauen zu Ihnen kommen, 
wenn alte Menschen zu Ihnen kommen, dann 
sehr wohl bereit sind, ihnen zuzuhören, diese 
Probleme aufzunehmen, sie in Anfragen zu for­
mulieren, aber genauso schnell bereit sind, bei 
Gesetzen, die die Situation dieser Menschen noch 
mehr verschlechtern, zuzustimmen und zu sagen, 
es war halt nicht mehr möglich, wie man es von 
SPÖ-Seite immer wieder hört, oder zu sagen, das 
ist der richtige Weg und mit dieser gesetzlichen 
Regelung haben wir nur einige wenige Böse, die 
unser Sozialsystem ausnützen würden, zur Kasse 
gebeten, und die bekommen es nicht mehr. 

Die Sozialgesetze der letzten Zeit sind gekenn­
zeichnet von chaotischer Entstehungsweise, von 
weiterem Unverständlichmachen - das ASVG­
Gesetz ist ja nur die Spitze des Eisberges; dort ist 
man unter dem Druck des Verfassungsdienstes 
zumindest schon draufgekommen, daß man es 
verständlicher machen müsse -, sie sind aber 
auch geprägt von ständigen Kontrollen im Be­
reich der Arbeitnehmer, im Bereich der Perso­
nen, die Sozialunterstützungen erlangen. Sie sind 
nicht gekennzeichnet von Kontrollen im Bereich 
der Arbeitgeberseite, zum Beispiel stärkere Kon­
trollen der Schwarzarbeitgeber, stärkere Strafbe­
dingungen. Diese sind schon sehr moderat vorge­
schrieben, und sie sind noch moderater bei der 
Umsetzung in die Praxis. 

Sehr, sehr streng, meine Damen und Herren, 
gehen Sie um mit den "bösen" Frauen, die erhöh­
tes Karenzurlaubsgeld beziehen, entweder weil sie 
doch - das möge man immer wieder kontrollie­
ren - mit einem Mann zusammenleben oder weil 
sie doch, wenn sie einen Partner haben und ein 
derart geringes Einkommen, möglicherweise eini­
ge hundert Schilling mehr haben, als ihnen nach 
Ihrer Meinung zusteht. 

Wenn Sie also in der nächsten Zeit bei Bällen, 
bei Feierlichkeiten die Ehrenobmannschaft über­
nehmen und dort als die verantwortungsvollen 
Politiker und Politikerinnen auftreten, meine Da­
men und Herren, so ist es wichtig, daß Sie das 
tun, weil Sie dort vielleicht die Möglichkeit ha­
ben, zu erfahren, wie die Lebenssituation vieler 
Österreicher und Österreicherinnen tatsächlich 
ist, wie tatsächlich die Lebenssituation von Men­
schen ist, die in Österreich leben, aber nicht die 
österreichische Staatsbürgerschaft haben. Aber 
dann, meine Damen und Herren, nehmen Sie das 
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als Verpflichtung, hierher zu gehen ins Parlament 
und die Gesetze tatsächlich so zu verändern, daß 
diesen Menschen geholfen wird, daß sie mehr er­
halten, und nicht ständig Gesetze zu beschließen, 
die ihnen noch weniger geben, die ihnen noch 
stärker suggerieren, sie seien eigentlich nur AI­
mosenempfänger, die noch stärker kontrolliert 
werden. (BeifaLL bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Das zu dieser 
Gruppe, und ich rate Ihnen dringend an, vor al­
lem die Gespräche mit den Frauen zu führen, 
weil Sie sonst nicht ernst nehmen, was im Sozial­
bericht eigentlich Jahr für Jahr enthalten ist: daß 
noch immer doppelt so viele Frauen wie Männer 
weniger als 10 000 S verdienen, daß sie im 
Durchschnitt 30 bis 50 Prozent weniger verdie­
nen als Männer - 43 Prozent laut Sozialbericht 
1992 -, daß bei den Pensionen die Differenz 
noch wesentlich höher ist, daß die Ausgleichszu­
lagenbezieher zu mehr als 70 Prozent Frauen 
sind, daß fast 50 Prozent der Frauen eine Pension 
unter dem Ausgleichszulagenrichtsatz erhalten, 
daß 30 Prozent der weiblichen Notstandsbezieher 
unter 4 000 S erhalten. 

Meine Damen und Herren! Das sind Zahlen. 
Man kann sagen, Papier ist geduldig. Aber stellen 
Sie sich die Lebenssituation dieser Frauen vor! 
Dann werden Sie uns recht geben, wenn wir einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 14 000 S fordern, 
Kollege Nürnberger, denn auch das ist im Sozial­
bericht bewiesen, daß die Schere zwischen den 
unterschiedlichen Branchen auseinanderklafft, 
und in jenen Branchen, in denen vorrangig Frau­
en tätig sind, im Vergleich zu jenen, in denen vor­
rangig Männer beSChäftigt sind, immer weiter 
auseinandergeht. Das ist bewiesen, Kollege Nürn­
berger, auch durch den Sozialbericht, der diesem 
Hause vorliegt. Diese Beweise sollten uns zum 
Handeln zwingen. 

Wir brauchen daher einen gesetzlichen Min­
destlohn, wir brauchen gesetzliche Mindeststan­
dards sowohl beim Arbeitslosengeld als auch bei 
der Notstandshilfe und bei der Sozialhilfe, wir 
brauchen eine wirkliche Mindestpension, wir 
brauchen die sozialrechtliche Absicherung für ge­
ringfügige Beschäftigungsverhältnisse. 

Was wir nicht brauchen, meine Damen und 
Herren, ist die Schaffung von Gesetzen, bei denen 
man sich die längerfristige Finanzierung nicht tat­
sächlich überlegt, sind Gesetze, die von Kontrol­
len allein bestimmt sind, Gesetze, die von Einspa­
rungen im Sozialbereich bestimmt sind, und wir 
können auch keine Gesetze brauchen, die zwar 
vom Ansatz her sehr zu begrüßen sind, wie das 
Pflegegeldgesetz, dann in der Zuteilung der Gel­
der in der Praxis aber kaum vollziehbar sind. 

Wenn man beispielsweise das Pflegegeldgesetz 
hernimmt und den Stundensatz umrechnet. den 

man sich leisten könnte, wenn man als Pflegebe­
dürftiger Pflege einkaufen muß, und dabei auf 
30 S bis 50 S kommt, dann wissen Sie, daß das 
unrealistisch ist. Sie wissen aber auch um die gro­
ßen Schwierigkeiten, die es derzeit in den Län­
dern gibt, Sie wissen um die großen Schwierigkei­
ten der Betroffenen, die plötzlich vor der Tatsa­
che stehen, daß sie sich Pflege leistung einkaufen 
müssen, deren Sätze in manchen Bereichen um 
100 Prozent gesteigert wurden. 

Das, meine Damen und Herren, ist die Realität. 
Und da muß man sagen: Wenn wir schon auf das 
Pflegegeldgesetz stolz sind, dann sollten wir auch 
alles daransetzen, daß es in der Praxis zu einer 
Verbesserung für die Betroffenen kommt und 
nicht zu einer Verbesserung mancher Budgets, zu 
denen ich großteils die Länderbudgets zählen 
würde. 

Meine Damen und Herren! Derzeit - das zum 
Abschluß - zeigt es sich, daß unsere Sozial(?oliti­
ker ihre Vorstellungen von einem idealen Oster­
reicher abhängig machen und daß darin die 
Österreicherin kaum einen Paltz hat, weil sie als 
Hausfrau und Mutter nicht bezahlte Arbeit pro­
blemlos erledigt, weil sie weiter ruhig ist oder in 
schlechte bezahlte Arbeitsbereiche geht oder am 
Arbeitsplatz durch schlecht bezahlte Auslände­
rinnen ersetzt wird. Das alles wird negiert. Sie ha­
ben bis jetzt Ihre Gesetze darauf abgestimmt, Ihre 
Handlungsweise darauf abgestimmt, einen mög­
lichst 35- bis 40jährigen vielseitig ausgebildeten 
Mann mit abgeschlossener Ausbildung vor sich zu 
haben, der idealerweise eine Familie hat, in der 
die Frau die körperliche und seelische Unterstüt­
zung erledigt, der Kinder hat zur Sicherung des 
zukünftigen Pensionssystems, aber sonst keinerlei 
Ablenkung von seiner Leistungsorientierung. Sie 
gehen davon aus, daß dieser Mann ein gesundes 
Leben führt, keine Aktivitäten hat, die den Ge­
sundheitszustand gefährden könnten - kein 
übermäßiges Essen, Trinken und Rauchen, keine 
exzessiven sportlichen Betätigungen -, und daß 
er auch sonst schaut, daß er sich nicht verletzen 
könnte. Er müßte vermögend sein - hoffentlich 
aus einer Erbschaft oder aus anderen Vermögens­
bildungen - und der Eigenvorsorge positiv ge­
genüberstehen. (Der Prä si den t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Das, meine Damen und Herren, ist die Person, 
auf die Sie Ihre sozialpolitischen Maßnahmen 
ausrichten. Es ist nicht die Personengruppe, die 
tatsächlich die sozialpolitischen Maßnahmen not­
wendig hat. Wenn Sie nicht darangehen, hier um­
zudenken und die Realität stärker zu sehen, jene 
zu sehen, die in einem Sozialstaat die sozialen 
Leistungen benötigen, und ihnen diesen Rechts­
anspruch auf die sozialen Leistungen geben, 
dann, meine Damen und Herren, wird diese der­
zeitige Unfähigkeit von Abgeordneten, diese Un-

147. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 107

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 147. Sitzung - 16. Dezember 1993 16981 

Christine Heindl 

fähigkeit des Sozialministeriums zu einem tat­
sächlichen Betrug an den Menschen hier in Öster­
reich. Und die Personengruppe, die besonders be­
trogen wird, ist die Personengruppe der Frauen. 
- Danke. (BeifaLL bei den Grünen.) 9.57 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Abge­
ordneter Feurstein. Er hat das Wort. 

9.57 
Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr Prä­

sident! Meine Damen und Herren! Eigentlich 
wäre dem Abgeordneten Nürnberger zuzustim­
men, sich mit den Vorrednern nicht auseinander­
zusetzen, denn das, was hier von der FPÖ und 
von den Grünen immer wieder vorgebracht wird, 
sind Argumente, die wir bei jeder Diskussion hö­
ren. Wir haben immer wieder versucht, diese zu 
entkräften, aber es fehlt an Gesprächsbereit­
schaft, meine Damen und Herren. Aber zu vier 
Punkten muß ich dennoch Stellung nehmen. 

Wir können nicht akzeptieren, meine Damen 
und Herren, daß festgestellt wird, die Regierung 
sei verantwortlich, sei schuld an der hohen Ar­
beitslosigkeit. Wer das sagt hier im Hohen Hause, 
betreibt Politik, die wir nicht zur Kenntnis neh­
men können. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) Meine 
Damen und Herren, es ist unverantwortlich, daß 
man auf diese Art und Weise seitens der FPÖ 
versucht, eine Art Klassenkampfmentalität zu er­
zeugen. Ich lehne das entschiedenst ab und muß 
dazu sagen: Auf diese Art und Weise können wir 
die Probleme nicht lösen! 

Zweiter Punkt. Was ich jetzt sage, richtet sich 
vor allem an Sie, meine Damen und Herren von 
der FPÖ. Sie haben jetzt wiederum verlangt, daß 
eine Reform der Arbeitsmarktverwaltung vorge­
nommen werden soll. Wir haben einen ersten 
Schritt gemacht, wir haben die Finanzierung der 
Arbeitsmarktverwaltung auf eine gute, profunde 
Basis gestellt. Sie haben diese Sanierung, diese 
Reform der Arbeitsmarktverwaltung vor wenigen 
Tagen, am vergangenen Montag, abgelehnt. Und 
nun kommen Sie hierher und verlangen die Re­
form der Arbeitsmarktverwaltung! Das ist unehr­
liche Politik, das ist eine Form von Politik, die 
man in dieser Art und Weise zurückweisen muß. 
(Abg. Me i si n ger: Alibiaktion.') Das ist eine 
unehrliche Argumentation, Herr Abgeordneter. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Wenn Frau Abgeordnete Heindl - das ist der 
letzte Punkt, auf den ich hinweisen möchte -
Präsident Maderthaner wiederum des Sozialab­
baus bezichtigt hat, so weise ich auch diese Unter­
stellung zurück. Ich möchte Ihnen das anhand ei­
nes konkreten Beispiels argumentieren. 

Sie haben behauptet, die Diskussion über die 
Freizeitunfälle, die richtigerweise von Präsident 
Maderthaner eingeleitet worden ist, sei falsch. Ich 

bin der Meinung, diese Diskussion ist zu führen, 
und die Frage der Freizeitunfälle ist sehr wohl 
von uns zu behandeln. Hier gibt es viele offene 
Fragen, die wir zu klären haben. Ich bin mit Prä­
sident Maderthaner vollkommen einer Meinung, 
daß wir die Frage der Freizeitunfälle auch von 
der Leistungsgerechtigkeit her, Frau Abgeordne­
te, zu diskutieren und zu beraten haben. Wenn 
Sie meinen, da sei nicht notwendig, so unterschei­
den wir uns wieder einmal in einem ganz ent­
scheidenden Punkt. 

Wir sind der Meinung, gerade diese Frage, die 
Frage der Freizeitunfälle, muß diskutiert werden, 
muß auch hier im Hohen Haus diskutiert werden, 
meine Damen und Herren. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Ein letzter Punkt, Frau Kollegin! Sie haben uns 
und dem Sozialminister unterstellt, er akzeptiere 
eine Arbeitslosenquote von 7,54 Prozent. Wenn 
Sie das behaupten, dann, muß ich Ihnen sagen, 
haben Sie die Erläuternden Bemerkungen zu die­
sem Bundesfinanzgesetz nicht gelesen, denn da 
steht eindeutig: Es wird lediglich - und das ist 
notwendig - Vorsorge getroffen, daß die Finan­
zierung für die Arbeitslosen im Jahre 1994 gesi­
chert ist. Das bedeuten diese 7,5 Prozent, die Si­
cherung der Finanzierung der Arbeitslosigkeit im 
Jahr 1994. Gott sei Dank ist dem Rechnung getra­
gen worden, anstatt Arbeitslosenquoten zu erstel­
len, die unrealistisch sind, und sie wären unreali­
stisch, wenn man Ihrer Argumentation folgt. 

Im Budget ist vorgesehen, daß die finanziellen 
Mittel für die arbeitslosen Menschen von 14 Mil­
liarden Schilling auf 20 Milliarden Schilling er­
höht werden, daß die Notstandshilfe von 6 Milli­
arden Schilling auf 7,7 Milliarden Schilling er­
höht wird, daß das Karenzurlaubsgeld von 
10,6 Milliarden auf 11,2 Milliarden Schilling er­
höht wird, daß die Sonderunterstützungsleistun­
gen von 1,4 Milliarden Schilling auf 2 Milliarden 
Schilling erhöht werden und daß für das Bundes­
pflegegeld 17 Milliarden Schilling zur Verfügung 
gestellt werden. - Meine Damen und Herren von 
der FPÖ und von den Grünen! Diese Dinge wol­
len Sie ablehnen? Sie sind dagegen, daß wir für 
die Arbeitslosen, für die Karenzurlaubsgeldemp­
fängerInnen, für die Notstandshilfeempfänger 
und so weiter Vorsorge geleistet haben, und zwar 
im notwendigen Ausmaß Vorsorge geleistet ha­
ben? Das lehnen Sie ab? Mit gutem Gewissen, 
meine Damen und Herren von den Oppositions­
parteien, können Sie das in der Öffentlichkeit 
vertreten? Oder ist das wieder nur die übliche 
Oppositionspolitik, die Sie hier am Rednerpult 
immer wieder zum besten geben? Ich sage: Das ist 
nur die übliche Oppositionspolitik. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Es ist - wie Herr Abgeordneter Nürnberger 
bereits gesagt hat - unser größtes Anliegen. die 
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Situation auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern. 
Ich sage noch einmal: Das können wir nicht al­
lein, das können wir nur in Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft, eben mit denjenigen, die Arbeits­
plätze schaffen. Und wir haben bereits im Jahre 
1993 eine Reihe von Maßnahmen dahin gehend 
eingeleitet, ich nenne Ihnen nur drei kurze Bei­
spiele. 

Erstens: Wir haben die Kündigungsmöglichkeit 
von über 50jährigen Arbeitnehmern einge­
schränkt, zwar minimal eingeschränkt, aber wir 
haben immerhin eine kleine Verbesserung in die­
sem Bereich erreicht. Über 50jährige Arbeitneh­
mer können nicht mehr so leicht gekündigt wer­
den, wie das früher der Fall war. 

Zweitens: Wir haben die Weiterbildungs- und 
Schulungsmöglichkeiten gerade für ältere Arbeit­
nehmer ganz wesentlich verbessert, auch zusätzli­
che finanzielle Mittel bereitgestellt. 

Drittens haben wir vor allem für jene Frauen 
etwas getan, die nach einer Schwangerschaft, 
nach einem Karenzurlaub den Wiedereinstieg in 
das Berufsleben suchen. Wir haben im Bereich 
der Arbeitslosenversicherung die soziale Absiche­
rung für diese Frauen ganz wesentlich verbessert. 
Sie sind auch dann, wenn sie nach dem Karenzur­
laub ihren Arbeitsplatz verlieren, durch die Ar­
beitslosenversicherung abgesichert. 

Es bedarf sicherlich noch weiterer Maßnah­
men, und ich gebe zu, daß manches noch nicht so 
ist, wie wir uns das vorstellen würden. Ich meine, 
daß eben die Anreize für die Unternehmer, ältere 
Arbeitnehmer einzustellen, ihnen Arbeitsplätze 
anzubieten, Frauen den Wiedereinstieg ins Be­
rufsleben zu erleichtern, noch verlockender wer­
den müssen. Zurzeit ist mitunter noch eine Büro­
kratie gegeben, die behindernd wirkt. Aufgrund 
der geltenden Gesetze müssen Akte erledigt wer­
den, und ich gebe zu, es ist nicht immer einfach 
für die Beamten, Gesetze zu vollziehen und sich 
genau an den Gesetzen zu orientieren. Daher 
wäre es natürlich besser, man würde den Ent­
scheidungsspielraum gerade im Bereich der Ar­
beitsmarktverwaltung vergrößern, und wir wollen 
ihn auch vergrößern, indem wir Maßnahmen set­
zen werden - ich hoffe, daß das im Jahre 1994 
möglich ist -, die den Entscheidungsspielraum 
an der Front der Arbeitsmarktverwaltung vergrö­
ßern werden. Ich sage noch einmal: In einem Be­
reich haben wir das bereits getan, nämlich im Be­
reich des Personals in der Arbeitsmarktverwal­
tung. Aber es sind noch weitere Schritte notwen­
dig. 

Ich meine, auch das, was in der "Pressestunde" 
am vergangenen Sonntag andiskutiert worden ist, 
nämlich eine weitere Flexibilisierung der Arbeits­
zeit, ist ein ganz wichtiger Punkt, aber nicht in 
diesem engen Zusammenhang, in dem das Kolle-

ge Dolinschek gesehen hat, sondern in einem wei­
teren, größeren Zusammenhang. Flexibilisierung 
der Arbeitszeit bedeutet für mich natürlich auch 
Teilzeitarbeitszeit. - Das ist ein ganz wichtiger 
Punkt vor allem für ältere Arbeitnehmer, mit 
dem wir, glaube ich, weitere Schritte setzen kön­
nen. 

Wir brauchen Innovation in dem gesamten Be­
reich, und wir sollten daher einmal zur Kenntnis 
nehmen, was in den einzelnen Bundesländern in 
den letzten Jahren gemeinsam mit dem Sozial mi­
nisterium geschaffen worden ist. Ich freue mich 
darüber, und ich begrüße es, daß man nun damit 
beginnt, gemeinsam mit den Ländern die Arbeits­
stiftungen zu errichten; man hat sie zum Teil be­
reits geschaffen, zum Teil auch unter Einbezie­
hung der Gemeinden. Ich weiß, das ist eine zu­
sätzliche Belastung für die Gebietskörperschaf­
ten, aber hier bedarf es konzertierter gemeinsa­
mer Aktionen. 

Ich weiß auch, daß es sehr große Bemühungen 
gibt, Gewerbebetriebe zu animieren, ihre Kapazi­
täten zu vergrößern, und vor allem junge Men­
schen dazu zu bringen, Gewerbebetriebe, Indu­
striebetriebe zu schaffen. Die Gewerbeparks, die 
Industrieparks, die in den einzelnen Ländern ent­
stehen, auf Initiative der Landeshauptmänner, 
sind solche Maßnahmen, die uns dabei helfen, 
eben das zu tun, was notwendig ist: Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen. - Hier braucht man Inno­
vation, Kreativität, und diese Kreativität, diese In­
novation sollte von uns gefördert und unterstützt 
werden. 

Ich meine, daß hier wirklich im Jahre 1994 ein 
großes Aufgabengebiet vor uns liegt, aber wenn 
die Arbeitsmarktförderungsmittel in der Höhe 
von 5 Milliarden Schilling in Absprache mit den 
Ländern, mit der Arbeitsmarktverwaltung richtig 
eingesetzt werden, so meine ich, daß wir die Pro­
bleme zwar nicht lösen können, denn 1994 wird 
ein schwieriges Jahr im Bereich des Arbeitsmark­
tes werden, aber doch die Situation erleichtern 
und verbessern werden. 

Noch einen vorletzten Punkt möchte ich kurz 
anschneiden. Ich glaube, daß die Sozialpolitik in 
der Zukunft auch gewisse Akzentverschiebungen 
überlegen sollte. Wir haben in der letzten Zeit 
vielleicht zu sehr den Gedanken des "Versorgens" 
in der Sozialpolitik gefördert, und daraus resul­
tierten Ansprüche an die Sozialpolitik, an die ver­
schiedenen Institutionen, von denen manche 
Menschen meinen, daß sie nicht gerecht seien. 
Daher ist auch in der Diskussion mitunter zum 
Ausdruck gebracht worden: Die Sozialpolitik ist 
in ihren Leistungen nicht gleichwertig, hier fehlt 
es an Gerechtigkeit. Wir sollten also das, was wir 
im Jahre 1993 schon begonnen haben, die Durch­
forstung der Sozialpolitik, die Überlegung: Was 
ist noch gerecht? Was ist notwendig in der Sozial-
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politik? Was ist nicht notwendig? weiterführen, 
wobei das Anliegen des Helfens, der Hilfeleistung 
im Bereich der Sozialpolitik im Vordergrund ste­
hen müßte. 

Einen wichtigen Schritt in diese Richtung ha­
ben wir mit der Einführung des Pflegegeldes ge­
setzt. Hier geht es von vornherein darum, daß der 
Pflegebedürftige, der Hilfsbedürftige nicht" ver­
sorgt" wird, sondern in die Lage versetzt wird, 
selbst zu entscheiden, welche Hilfen er in An­
spruch nimmt. (Abg. Christine H ein d l: Ist er 
derzeit in der Lage?) - Er ist noch nicht in allen 
Bereichen dazu in der Lage, das ist richtig, des­
halb haben wir auch vor wenigen Wochen diese 
ISa-Vereinbarung mit den Ländern abgeschlos­
sen. Sie wissen, daß die Länder sich darin ver­
pflichtet haben, in nächster Zeit gewisse Stan­
dards zu erreichen und zu schaffen. (Abg. Christi­
ne He in d I: Sie wissen aber genau, was tatsäch­
lich in den Ländern passiert!) 

Ich muß Ihnen sagen: Die Länder haben in den 
letzten Jahren in diesen Bereichen größte An­
strengungen unternommen. Ich möchte schon 
unterstreichen: Das, was hier von Gemeinden, 
von Ländern und von privaten Institutionen, vor 
allem von privaten Institutionen, von mobilen 
Diensten, geleistet worden ist, jetzt unter den 
Scheffel zu stellen und zu sagen, hier sei nichts 
geschehen, ist ungerecht, vor allem auch unge­
recht gegenüber jenen Menschen, die diese Lei­
stungen erbracht haben. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Aber ich wollte sagen: Diesen Weg müssen wir 
weitergehen, und wir sollten in der Sozialpolitik 
- das möchte ich jetzt auch mit der notwendigen 
Unterstützung sagen - nicht immer das Geld in 
den Vordergrund rücken. 

Wenn von verschiedenen Kritikern immer wie­
der von der Unfinanzierbarkeit der Sozialpolitik 
und von sozialpolitischen Leistungen, von Pen­
sionen gesprochen wird, so muß ich sagen, daß 
diese Kritiker - seien es auch Universitätsprofes­
soren, seien es auch Experten - gewisse Aussa­
gen, die wir gemacht haben, im Grunde nicht zur 
Kenntnis nehmen wollen. 

Wir haben sehr klar und sehr deutlich gesagt, 
daß im Rahmen der Pensionsreform eine Akzent­
verschiebung, grundlegende Veränderungen not­
wendig sind. Im Arbeitsübereinkommen der Re­
gierungskoalition steht eindeutig, daß langfristig, 
zum Beispiel um die Pensionen zu sichern, die 
Möglichkeiten für eine Verlängerung der fakti­
schen Lebensarbeitszeit zu verstärken sind. Jetzt 
zu behaupten, die Renten seien nicht sicher und 
nicht gesichert, ist verwerflich, und ich bedaure, 
daß das gerade auch von privaten Versicherern in 
Anzeigen immer wieder unterschwellig vorge­
bracht wird. 

Man versucht, mit Kritiken an der gesetzlichen 
Pensionsversicherung das große Geld zu machen. 
Wer diesen Weg beschreitet, beschreitet einen 
sehr gefährlichen Weg. Diesbezüglich halte ich es 
mit dem deutschen Sozialminister Norbert Blüm, 
der angesichts dieser Kritiken und Auseinander­
setzungen ganz klar festgestellt hat: "Denn eines 
ist sicher: die Rente!" 

Meine Damen und Herren! Wenn der Staat die 
Rente nicht in diesem Ausmaß sicherte, wie wir 
das in Österreich tun, so würde er eine ganz we­
sentliche Aufgabe nicht erfüllen. Ich kann Ihnen 
versichern: Diese Regierung, die derzeit im Amt 
ist und sicher auch weiterhin im Amt sein wird, 
nimmt diese Aufgabe sehr ernst und wird diese 
Aufgabe auch weiterhin erfüllen. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Letzter Punkt, meine Damen und Herren! Wir 
haben in den fünfziger Jahren die reine Markt­
wirtschaft in die soziale Marktwirtschaft umge­
wandelt. Die Initiatoren damals waren in der 
Bundesrepublik Deutschland Ludwig Erhard und 
in Österreich Raab, Böhm und Kamitz. Diese 
Veränderung hat etwas ganz Wesentliches beach­
tet, nämlich: Die produktive Kraft des marktwirt­
schaftlichen Systems wurde nicht zerstört. Es 
wurde in die richtigen Bahnen geleitet. Und -
und das scheint ganz wichtig zu sein - diese so­
ziale Marktwirtschaft hat uns die Möglichkeit ge­
boten, jene Sozialleistungen, die wir heute er­
reicht haben, aufzubauen und sie auch auf Dauer 
zu sichern, und das ist auch unsere Aufgabe für 
die Zukunft. 

Ich meine, daß wir in den letzten Jahren wichti­
ge Schritte in diese Richtung getan haben. Das 
Budget 1994 weist in diese Richtung und sichert 
die sozialen Leistungen auch in einer schwierigen 
arbeitsmarktpolitischen und wirtschaftspoliti­
schen Situation. Deshalb können wir wirklich sa­
gen, daß dieses Sozialbudget 1994 auf die Zu­
kunft gerichtet ist und uns in die richtige Rich­
tung weist. - Danke. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.j 
10.13 

Präsident: Zu Wort gelangt Frau Abgeordnete 
Klara Motter. 

10.13 

Abgeordnete Klara Motter (Liberales Forum): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Kollege Feurstein! Wir von der Op­
position sind es gewohnt, daß Sie von der "übli­
chen Taktik der Opposition" sprechen, wenn wir 
uns ernsthaft mit der Sozialpolitik auseinander­
setzen wollen, aber ich glaube, Sie müssen mir 
recht geben, daß es noch viele ungelöste Proble­
me in der Sozialpolitik gibt. 
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Zu Ihnen, Herr Kollege Nürnberger: Sie haben 
zu Beginn Ihrer Ausführungen vom Frieden gere­
det. Es ist schön, Frieden zu haben, aber ob wir 
den sozialen Frieden haben, bezweifle ich. Ich 
glaube, es ist ein Scheinfriede, wenn man sich die 
gesamte europäische Struktur der Arbeitslosig­
keit ansieht, die auch leider auf uns immer mehr 
übergreift. Der Friede ist also nicht so, wie Sie ihn 
gerne möchten und wie wir alle ihn haben woll­
ten. 

Nun zu meinen Ausführungen. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmi­
nister! Hohes Haus! Das Jahr 1993 war für den 
Sozialbereich in Österreich sicherlich ein ent­
scheidendes, ein entscheidendes, weil es sich nicht 
mehr verheimlichen läßt, daß die bisherige So­
zialpolitik am Ende ist. Obwohl es sich schon lan­
ge angekündigt hat, daß wir uns diese ausufernde 
Sozialpolitik nicht mehr leisten können, haben 
die Regierungspartner weiterhin großzügig Geld 
und Wahlzuckerln verteilt. Fonds, die angelegt 
wurden, um für magere Zeiten anzusparen, wur­
den munter geplündert, selbst das zweite Karenz­
jahr wurde verwirklicht, obwohl jedem rechnen­
den Menschen klar war, daß wir uns dieses im 
Grunde nicht leisten können. 

Jetzt, am Ende des Jahres 1993 und auch kurz 
vor dem Auslaufen einer Regierungsperiode, läßt 
es sich nicht mehr verheimlichen, daß wir die 
Grenze der Finanzierbarkeit erreicht haben und 
daß es nichts mehr zu verteilen gibt. Ein Minus 
von 11 Milliarden Schilling im Fonds der Arbeits­
marktverwaltung, ein ausgehöhlter Familienla­
stenausgleichsfonds, Milliardendefizite im Insol­
venzausfallsfonds und in der Krankenversiche­
rung, 58 Milliarden Schilling Zuschüsse aus dem 
Bund, um die Pensionen sicherzustellen! - Was 
aber folgte auf die bittere Erkenntnis? Ein mona­
telanges Sommertheater, auch hier im Haus, auch 
hier wird immer noch großartig angepriesen, was 
doch alles getan worden ist. 

Nach dem monatelangen Sommertheater über 
Einsparungsmöglichkeiten im Sozialbereich ohne 
Ergebnisse, begleitet von einer verabscheuungs­
würdigen Sozialschmarotzerdebatte, die uns allen 
noch in Erinnerung ist: Anstatt zu handeln, ver­
tagt die Regierung offensichtlich all diese Pro­
blembereiche auf die Zeit nach den Wahlen. 
Glauben die Verantwortlichen wirklich, daß sich 
nach den Wahlen die Problematik von selbst be­
heben wird? Herr Kollege Feurstein, glauben Sie 
wirklich, weil Sie sagen, Sie sind überzeugt, daß 
diese Koalition weitergeführt wird, daß Sie dann 
bessere Ergebnisse erzielen, wenn Sie sie jetzt 
nicht erzielt haben? 

Nein, meine Damen und Herren von den Re­
gierungsparteien, wir haben schon heute keine 
Zeit zu verlieren. Die Wahrheit war zu allen Zei-

ten und ist auch heute noch dem mündigen Bür­
ger zumutbar, denn die Bevölkerung kann rech­
nen und hat auch bewiesen, daß sie bereit ist, zu 
sparen und sogar auf Teile ihres Lohnes zu ver­
zichten, nur um Arbeitsplätze zu erhalten. Da 
kann ich nur sagen: Hut ab vor so einer Opferbe­
reitschaft und Einsicht! (Beifall beim Liberalen 
Forum.) 

Wenn wir vom Liberalen Forum laut über Ein­
sparungsmaßnahmen nachdenken, versucht die 
Regierung, uns sofort zu unterstellen, wir wollten 
das System der sozialen Sicherheit in Frage stel­
len oder gar untergraben. Nein, meine Damen 
und Herren! Wir bekennen uns klar und eindeu­
tig dazu, denn die Sicherheit der materiellen Exi­
stenz ist eine Voraussetzung für die persönliche 
Freiheit. Die Verhinderung von Armut und Not 
ist für uns ein zentrales Anliegen. Dabei unter­
scheiden wir aber auf zwei Ebenen: Niemand soll 
der Eigenverantwortung enthoben, aber auch nie­
mand der Hilflosigkeit preisgegeben werden. Und 
dies ist der springende Punkt. 

Auch für uns Liberale muß der Staat bei Härte­
fällen einspringen, er muß unschuldig in Not Ge­
ratenen Hilfe zur Selbsthilfe anbieten, aber er ist 
kein Kindermädchen, das für alle dazusein hat. 
Gute Einrichtungen, die der Fonds bisher für 
Menschen in Not getan hat, sollten auch weiter­
hin getan werden können, aber Selbstbedienungs­
läden für die Allgemeinheit sollten sie nicht sein. 

Die Menschen sollten ihrer Verantwortung und 
ihrer Selbstinitiative nicht beraubt werden, son­
dern sie sollten dazu ermuntert werden, daß sie 
mehr für sich selbst tun. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, Sie sind 
mit mir einer Meinung, daß sich die Menschen 
heute im Gegensatz zu den Anfängen der Sozial­
gesetzgebung sehr wohl einiges leisten könnten. 
Dies zeigt sich in unserer Gesellschaft bereits 
durch das Anlegen von Zusatzversicherungen 
oder den Abschluß von privaten Pensionsversi­
cherungen wie auch an der Bereitwilligkeit, Kin­
der in Privatschulen zu schicken. 

Dies sollte noch viel mehr in Anspruch genom­
men werden können, dazu sollte der Staat etwas 
beitragen, indem er dem Bürger wieder das Ge­
fühl der Mündigkeit gibt. Aber ohne Differenzie­
rung der Situation und ohne Abwägen von Be­
dürftigkeit werden die errungenen Sozialleistun­
gen weiterhin zugestanden. 

Wissenschafter sprechen in diesem Zusammen­
hang von einer sozialen Falle, das heißt - und 
das ist fatal -, daß man sich gegen Vergünstigun­
gen zum Teil gar nicht mehr wehren kann. Hier 
möchte ich nur die Entgeltfortzahlung von Politi­
kern und Politikerinnen anführen. 
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Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß die 
Sozialleistungen von allen Einkommensbeziehern 
und -bezieherinnen getragen werden, und das 
führt zu einem Aufblähen des sozialen Netzes 
und in der Folge zu einer gigantischen Besteue­
rung der Arbeitskraft. 

Die Sozialausgaben betragen bereits 43 Prozent 
der Bruttolohnsumme. Wenn wir nicht schleu­
nigst neue Wege beschreiten, werden wir in Zu­
kunft nicht nur 43 Prozent unseres Lohnes an die 
Sozialversicherung abliefern, sondern 60 Pro­
zent. Laut Berechnungen ist heute schon klar, 
daß wir ohne Strukturveränderung soviel zahlen 
müßten, allein um unsere Pensionen sicherzustel­
len. Und genau diese Strukturveränderung for­
dern wir vom Liberalen Forum. 

Wir fordern eine Neuorientierung unserer So­
zialpolitik. Wir wollen keine Zwangsbeglückung, 
sondern eine sichere Unterstützung, wenn wir 
arm, krank oder behindert sein sollten. Und diese 
Stütze kann für die Zukunft nur dann garantiert 
werden, wenn wir die Eigenverantwortlichkeit 
und die Eigenvorsorge stärken. (Beifall beim Li­
beralen Forum.) 

Von der Regierung kommt in dieser Hinsicht 
nichts. Sie lobt weiterhin unsere soziale Versor­
gung und versucht dann, im Randbereich - mit 
rigorosen Strafandrohungen - zu sparen. Sie in­
vestiert weiterhin in die Verstaatlichte und tut so, 
als könnten wir alle Branchen ewig erhalten. Da­
bei ist längst klar, daß Österreich nur dann seinen 
Industriestandort wird verteidigen können, wenn 
es sich durch hochspezialisierte Produktionsme­
thoden und hochqualifizierte Arbeitskräfte aus­
zeichnet. Zudem verschleppt die Regierung alle 
Vorhaben, die im Kampf gegen die Arbeitslosig­
keit zu ergreifen wären. 

Auch beim EG-Gipfel zeigen sich folgende 
Hauptrnaßnahmen: Senken der Lohnkosten, Fle­
xibilisierung der Arbeitszeit und bessere Teilzeit­
möglichkeiten. Trotz dieser gesamteuropäischen 
Forderung ist unsere Regierung bis jetzt immer 
noch nicht bereit, sich dafür einzusetzen. 

Die Regierung hat weiters ihr Versprechen, die 
Arbeitskraft nicht weiter zu verteuern, nicht nur 
nicht gehalten, sondern sie hat sie im Zuge der 
letzten Steuerreform auf Umweg über die Anhe­
bung der Arbeitslosenbeiträge und die Einfüh­
rung der Kommunalsteuer sogar noch verteuert. 

Eine ökologische Steuerreform, die nicht nur 
im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit sinnvoll ge­
wesen wäre, sondern auch noch unsere Umwelt 
schonen würde, ist die Regierung schuldig geblie­
ben. Arbeit gäbe es genug in Österreich, Arbeits­
kräfte werden aber nicht eingestellt, weil sich ge­
rade kleinere Betriebe sowie Initiativen im Sozial­
und Umweltbereich diese nicht leisten können. 

Ein weiterer Aspekt: Wir wissen, daß die Arbeit 
nicht zu den Arbeitskräften kommt - oder um­
gekehrt -, weil die dazu nötige Vermittlung von 
den Arbeitsämtern nicht geleistet werden kann. 

Neben der nicht durchgeführten ökologischen 
Steuerreform, der halbherzigen ASVG-Novelle, 
der fehlenden Kostenwahrheit und dem Beharren 
auf irgendwann einmal eingeführten, wohlerwor­
benen Rechten gilt mein größter Vorwurf der 
nicht umgesetzten Reform der Arbeitsmarktver­
waltung. Die Arbeitsvermittlung erstickt in 
Österreich tatsächlich an Verwaltungsaufgaben. 
Die eigentlichen Aufgaben der Vermittlung, der 
Beratung und Betreuung können kaum wahrge­
nommen werden. 

Die Vermittlungsquote von 80 Personen - im 
Durchschnitt kann ein Mitarbeiter im Jahr RO 
Personen vermitteln - ist seit Jahren zu gering. 
Die Mitarbeiter der Arbeitsämter brauchen eine 
qualifizierte Ausbildung. Forschungsergebnisse 
über zukünftige Entwicklungen müssen ständig 
Bestandteil von Beratungen sein. Qualifikations­
anforderungen müssen subtil und vorausschau­
end erkannt werden. Langfristige Arbeitsmarkt­
planung samt einer genauen Analyse von Arbeits­
marktmechanismen und Arbeitsplatzstrukturen 
muß Bestandteil des Anforderungsprofils von 
Vermittlern sein; gerade in bezug auf den Wandel 
von Arbeitsmarktstrukturen herrscht großes In­
formationsdefizit. 

Das Frühwarnsystem für Arbeitsplatzverluste 
muß ausgebaut werden. Arbeitsplätze, die auf­
grund internationaler Entwicklungen einfach 
nicht mehr haltbar sind, müssen umgewandelt 
werden, beziehungsweise es müssen die betroffe­
nen Arbeitnehmer durch präventive Fortbil­
dungsmaßnahmen rechtzeitig umgeschult wer­
den. Qualifizierungsmaßnahmen und entspre­
chende Umschulungen sind das Kernstück einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik. Dazu muß eine enge 
Zusammenarbeit mit den Unternehmen kom­
men, um eine Deckung von angebotenen und ge­
fragten Qualifikationen herbeiführen zu können. 

Die Spezialisierung der Arbeitskräfte verlangt 
auch völlig neue Vermittlungstechniken, und be­
sonders spezialisierte Bereiche sollten privaten 
Vermittlern offenstehen. 

Meine Damen und Herren! Herr Minister! Der 
vorliegende Gesetzentwurf für die Neugestaltung 
der Arbeitsmarktverwaltung ist ein halbherziger 
Komprorniß. Die Ausgliederung wird blockiert. 
weil sich die Sozialpartner über die Zusammen­
setzung des Aufsichtsrates nicht einigen können. 
Wichtige Reformen kommen dadurch bis heute 
nicht zum Tragen. Durch das Verzögern des Ge­
setzes kommen auch viele Instrumente zur Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit nicht zum Einsat/. 
die bereits seit Jahren effizienter eingesetzt hJtlt'11 
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werden müssen. Dabei wissen wir ganz genau, 
daß wir jede Möglichkeit einer besseren Eintei­
lung unserer Ressourcen nutzen müssen. 

Wir müssen uns auch sehr ernsthaft mit jenen 
Bedingungen auseinandersetzen, die unser sozia­
les Netz überdehnen. Das Einsparpotential muß 
auf beiden Seiten, auf Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerseite, voll ausgeschöpft werden. Wir müs­
sen auf der einen Seite die Ursachen für die 
Schwarzarbeit herausfiltern - hohe Lohnneben­
kosten, bürokratische Hürden für Arbeitsbewilli­
gungen müssen fallen. Auf der anderen Seite 
müssen wir die Ursachen beseitigen, die viele Ar­
beitnehmer zwingen, gewisse Zeit im Jahr stem­
peln zu gehen, wie dies im Baugewerbe und im 
Fremdenverkehr üblich ist. 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen neue 
Durchrechnungszeiten und Jahresarbeitszeitmo­
delle. Wir müssen unsere Lohnpolitik zur Gänze 
neu überdenken, um eine der Ursachen für die 
Altersarbeitslosigkeit zu bekämpfen, nämlich die 
automatische Lohnerhöhung aufgrund des Alters. 
Denn wer kann einem Unternehmer verübeln, 
daß er, wenn er zwei Bewerber für einen Arbeits­
platz hat, die genau das gleiche leisten, den jünge­
ren bevorzugt, der noch keine Biennien verlangt. 
- Ich bin für gleichen Lohn bei gleicher Arbeit, 
und zwar nicht nur, was Frauen betrifft, sondern 
auch das Alter. (Beifall beim Liberalen Forum 
und Beifall des Abg. Meisinger.) 

Aber auch auf der Arbeitnehmerseite muß 
durchforstet werden: Sozialleistungen dürfen 
nicht mehr automatisch beansprucht werden, 
wenn keine Bedürftigkeit vorliegt. Kindergeld 
oder Gratisschulbücher sollten bei einem Haus­
haltseinkommen von über 50 000 S keine Selbst­
verständlichkeit mehr sein. Die Zumutbarkeitsbe­
stimmungen müssen weiter überdacht werden, 
und die Eigeninitiative bei der Arbeitssuche muß 
gestärkt werden. 

Darüber hinaus müssen wir ein gesellschaftli­
ches Klima schaffen, das es nicht toleriert, 
schwarz zu arbeiten und gleichzeitig Arbeitslo­
sengeld zu kassieren, ein Klima, daß ungerecht­
fertigte Krankenstände oder ein sonstiges Aus­
nützen des sozialen Netzes nicht mehr toleriert 
werden. Wir brauchen sozusagen eine neue ethi­
sche und ganzheitliche Dimension im Umgang 
mit Steuern und Sozialleistungen. Ungerechtfer­
tigte Inanspruchnahme von Sozialleistungen und 
Steuerhinterziehung müssen geächtet und ver­
pönt sein. Dieses neue Bewußtsein soll weniger 
auf legistischem Weg hergestellt werden, als viel­
mehr durch eine Art ethischen Kodex. 

Meine Damen und Herren! Maßnahmen, die 
ein Ausnützen des sozialen Netzes erschweren bis 
verunmöglichen, werden wir Liberale unterstüt­
zen. Wir haben bei sehr vielen Gesetzesvorlagen 

mitgestimmt, weil wir zur Überzeugung gelangt 
waren, daß sie dazu beitragen würden, ein Um­
denken zu erreichen, und weil wir es dadurch ge­
schafft haben, daß ein sorgfältigerer Umgang mit 
Sozialgeldern herbeigeführt wurde. In Zukunft 
werden Sie unsere Unterstützung aber nur noch 
erhalten, wenn unsere Forderung nach einer Neu­
orientierung ernsthaft verwirklicht wird. 

Bei der Bekämpfung der steigenden Arbeitslo­
sigkeit wollen wir Strategien verwirklicht sehen, 
die absolute Priorität haben und nicht mehr auf 
die lange Bank geschoben werden. Wir wollen die 
Flexibilisierung der Arbeitszeit und der Lohnge­
staltung. Wir wollen die Senkung der Lohnneben­
kosten durch stärkere Belastung des Ressourcen­
verbrauchs. Zusätzlich fordern wir eine Qualifi­
kationsoffensive sowie die Effizienzsteigerung 
der Arbeitsvermittlung. Nur eine Neuorientie­
rung mit einem klaren Bekenntnis zur Sparpolitik 
kann den drohenden Solidaritätsverlust und die 
Gefahr der Kündigung des sogenannten Genera­
tionenvertrages verhindern. Aber gerade diese 
Neuorientierung fehlt uns in diesem Budget. 

Die mangelnde Bereitschaft, die großen 
Reformankündigungen wirklich tiefgreifend und 
konsequent durchzuführen, anstatt laufend Bei­
träge zu erhöhen und Budget jonglieren mit Bun­
deszuschuß und Kreditaufnahmen zu ermögli­
chen, veranlaßt uns, diesem Budget eine klare 
Absage zu erteilen. (Beifall beim Liberalen Fo­
rum.) 10.30 

Präsident: Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Heinz Gradwohl. 

10.30 

Abgeordneter Gradwohl (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundeskanzler! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Wenn wir heute die Budgetkapitel 
Soziales und Sozialversicherung diskutieren, so 
muß uns klar sein, daß wir damit eine Grundlage 
der Friedenssicherung - das wurde heute schon 
gesagt -, nämlich der Sicherung des sozialen 
Friedens, diskutieren. 

Frau Abgeordnete Heindl meinte in der Debat­
te vom Rednerpult aus - leider ist sie im Augen­
blick nicht im Saal (Abg. Hilde Sei l er: Keiner 
von den Grünen ist da!) -. daß wir nichts hätten, 
worauf wir stolz sein könnten. Ich darf die Frau 
Abgeordnete Heindl fragen, ob es nicht so war 
und so ist, daß diese Sicherung des sozialen Frie­
dens bisher eigentlich von jenen geschaffen wurde 
und auch weiterhin erhalten wird, die mit beiden 
Beinen in der Praxis stehen und mit den Men­
schen vor Ort gemeinsam das erarbeiten, was wir 
in Österreich an Sozialleistungen haben. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! An 
der Frau Abgeordneten Heindl ist anscheinend 
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auch völlig spurlos vorübergegangen die Fülle 
von Maßnahmen, die allein in den letzten Mona­
ten hier in diesem Hause beschlossen wurden und 
die zur weiteren Absicherung des sozialen Frie­
dens und der VorreitersteIlung des Sozialstaats 
Österreich im internationalen Vergleich sorgen; 
zum Beispiel die Gleichbehandlungsgesetze -
eine Fülle von Gesetzen, die beschlossen wurde 
-, die Arbeitsvertragsrechtsgesetze, die hier in 
diesem Haus beschlossen wurden und - ich sage 
es noch einmal - zur weiteren Sicherung des so­
zialen Friedens beigetragen haben und die Rechte 
und Vertretungsrechte für die Arbeitnehmer in 
diesem Staat Österreich gesichert haben. 

Frau Abgeordnete Heindl hat anscheinend 
auch vergessen, daß sie mit voller Überzeugung 
auch dem Familienpaket zugestimmt hat, das hier 
in diesem Haus beschlossen wurde und eine wich­
tige sozialpolitische Maßnahme darstellt. (Beifall 
des Abg. KoppLer.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie 
sagte von dieser Stelle aus auch: die Fülle von 
Sozialabbaumaßnahmen, die auf Forderung der 
Wirtschaft von der Sozialpolitik erfüllt wurde. Sie 
konnte aber keine einzige nennen, und ich bin 
überzeugt davon, daß sie auch keine einzige nen­
nen kann, denn keine einzige der von ihr erwähn­
ten Maßnahmen ist tatsächlich erfüllt! (Beifall bei 
der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wei­
ters hat sie sich beschwert über das chaotische 
Zustandekommen von sozialpolitischen Gesetzen 
in diesem Haus. Ich würde ihr empfehlen, eine 
Blick in den Spiegel zu machen, denn dann sieht 
sie - als Mitglied des Sozialausschusses weiß ich, 
wovon ich spreche -, woher im Sozialausschuß 
chaotische Züge kommen, dann sieht sie die Per­
son, die dafür verantwortlich ist! 

Ich wollte mich eigentlich gar nicht so einge­
hend mit den Vorrednern beschäftigen, aber die 
Wortmeldung der Frau Abgeordneten Heindl hat 
mich dazu herausgefordert. Ich wollte mich mit 
einem Segment dieser Sozialpolitik auseinander­
setzen, das meiner Meinung nach wichtig ist, 
nämlich mit der Arbeitsmarktpolitik und den 
Maßnahmen, die damit verbunden sind. Zu Be­
ginn möchte ich Sie mit einigen Zahlen aus die­
sem Bereich konfrontieren. 

Die Aufwendungen für die aktive Arbeits­
marktpolitik weisen eine steigende Tendenz auf. 
Im Jahr 1992 wurden dafür 3,6 Milliarden Schil­
ling veranschlagt, 1993 waren es 4,7 Milliarden, 
und für 1994 sind 5 Milliarden Schilling in die­
sem Bereich veranschlagt. Und es freut mich -
weil ich aus der Steiermark komme, freut es mich 
ganz besonders -, daß davon 830 Millionen 
Schilling für eine aktive Arbeitsmarktpolitik in 
der Steiermark vorgesehen sind. (Beifall bei der 

SPÖ.) Denn damit, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, ist der Beweis erbracht, daß in 
Österreich die Arbeitsmarktpolitik auf die wirt­
schaftlichen Probleme reagiert. Mit dieser Erhö­
hung des Budgets in diesen Bereichen ist nämlich 
gewährleistet, daß der größte Teil dieses finan­
ziellen Aufwandes, der in Schulungsmaßnahmen 
fließt, den Arbeitnehmern und den von Arbeits­
losigkeit betroffenen oder bedrohten Menschen 
zugute kommt. Konkret sind es 2,5 Milliarden 
Schilling, die in diesem Bereich zur Verfügung 
stehen und einer Erhöhung der beruflichen Qua­
lifikation zugute kommen. 

Die Vermittlungsquote, die von Frau Abgeord­
neter Motter kritisiert wurde, möchte ich - im 
internationalen Vergleich betrachtet - als her­
vorragend bezeichnen. Mir ist schon klar, Frau 
Kollegin Motter - ich bin mir dessen bewußt und 
bin mit Ihnen einer Meinung -, daß die Zukunft 
in der Qualität und nicht in der Quantität liegen 
wird. Und genau diese Maßnahmen sorgen dafür, 
daß unsere österreichischen Arbeitnehmer eine 
qualitativ hochwertige Ausbildung genießen und 
so in den Betrieben qualitativ hochwertige Pro­
dukte erzeugen können, sodaß die österreichische 
Wirtschaft international bestehen kann. 

Frau Abgeordnete Motter! Lassen Sie mich Ih­
nen etwas sagen zur privaten Arbeitsvermittlung 
- ein internationaler Vergleich -, die von Ihnen 
angesprochen und gefordert wird. Es gibt zum 
Beispiel in Großbritannien und in Holland neben 
der staatlichen Vermittlung auch private Vermitt­
lung. Aber wie sieht die Situation dort aus? - Es 
gibt zwar in Holland und Großbritannien keine 
Daten in der privaten Vermittlung darüber, wel­
che Klientel zu vermitteln ist, sehr wohl aber über 
die zu vermittelnden Stellen. Und was geht daraus 
hervor? - In Holland und Großbritannien wer­
den von den Privaten hochqualifizierte Kräfte 
vermittelt, weil aufgrund des Stellenangebotes zu 
erkennen ist, daß nur hochqualifizierte Stellen 
vorhanden sind. Für die staatliche Vermittlung 
bleibt das Segment derjenigen, die nicht so hoch 
qualifiziert sind, die nicht so gut ausgebildet sind, 
die Vermittlungseinschränkungen haben, etwa 
Behinderungen oder ähnliches. Und durch diesen 
Vorgang, durch diese Teilung in staatliche und 
private Vermittlung werden die Arbeitslosen dort 
bereits stigmatisiert. Das heißt, derjenige, der aus 
der staatlichen Vermittlung kommt, hat größere 
Probleme, auf dem Arbeitsmarkt unterzukom­
men und in Betrieben aufgenommen zu werden. 

Dadurch wird aber die sozialpolitische Posi­
tion, die bei uns in Österreich durch die Arbeits­
marktverwaltung erfüllt wird, in keiner Weise 
auch nur annähernd erfüllt. Es kann gar nicht 
sein, daß sie dort erfüllt wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da­
her meine ich, daß sich an dieser Problemgruppe, 
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die in den genannten Staaten von der staatlichen 
Arbeitsmarkverwaltung vermittelt wird, für uns 
ganz besonders stark herauskristallisiert, welche 
Aufgaben wir haben. '. nd deshalb ist es so wich­
tig, daß wir uns die sozialpolitische Dimension, 
die die Arbeitsmarktverwaltung innehat, vor Au­
gen halten und daß sie uns bewußt ist. Wir müs­
sen alles in unserer Macht Stehende tun, damit 
die Vermittlungs- und Beratungstätigkeit der 
österreichischen Arbeitsmarktverwaltung ausge­
baut werden kann und weiterhin effizient funk­
tionieren kann. 

Eine weitere internationale Vergleichsmöglich­
keit bietet der Aufwand, den österreichische Be­
rater und ausländische Berater für die Arbeitslo­
sen aufwenden können. In Österreich fallen pro 
Berater durchschnittlich 210 neue Fälle an, in 
Schweden nur ein Viertel, in Deutschland und in 
Großbritannien rund die Hälfte, und in den Nie­
derlanden sind es 60 Prozent an Betreuungsfäl­
len. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
geringere Anzahl der zu beratenden Menschen 
bedeutet selbstverständlich eine Effizienzsteige­
rung, eine qualitativ höherwertige Beratung. 

Die Forderung muß in Österreich daher lauten: 
Nicht Abbau in diesen Bereichen, sondern Auf­
bau! Mehr Berater schaffen, denn mehr Berater 
können die Stellen besser akquirieren und daher 
auch die Vermittlung besser durchführen, als das 
zurzeit aufgrund der hohen Belastung, der diese 
Berater ausgesetzt sind, der Fall ist. 

Diese internationalen Zahlen zeigen auch ein­
deutig, daß die österreichische Arbeitsmarktv~r­
waltung nicht, wie vielfach behauptet wird, ineffi­
zient ist, sondern daß vielmehr trotz großer Bela­
stung innerhalb der österreichischen Arbeits­
marktverwaltung Hervorragendes geleistet wird. 
Daher darf ich von dieser Stelle aus der zuständi­
gen Sektion im Bundesministerium und allen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der österrei­
chischen Arbeitsämter - seien es Landes- oder 
Bezirksarbeitsämter - für die großartige Lei­
stung, die sie vollbringen, und für den unermüdli­
chen Einsatz im Sinne der Menschen recht herz­
lich danken - und das ganz besonders vor dem 
Hintergrund der Diskussion, die abgeführt wur­
de, und den Anschuldigungen, vor allem den un­
qualifizierten Anschuldigungen gegenüber der 
Arbeitsmarktverwaltung der letzten Monate. 
(BeifaLL bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Noch 
eines: Eine Arbeitsmarktpolitik kann nur so effi­
zient sein, wie es das Stellenangebot ist. Wenn 
Herr Dolinschek von diesem Pult aus gesagt hat, 
der Sozialminister beziehungsweise das Sozialmi­
nisterium seien für diese Situation am Arbeits­
markt und für die hohen Arbeitslosenzahlen ver­
antwortlich, dann, Herr Kollege Dolinschek, 
möchte ich Ihnen empfehlen. daß Sie sich einmal 

anschauen, wie viele offene Stellen es in Öster­
reich gibt, und wie viele Menschen auf diese offe­
nen Stellen warten beziehungsweise diesen zuge­
wiesen werden können. Schauen Sie sich einmal 
die internationale Wirtschaftslage an, und ver­
schließen Sie nicht die Augen vor dieser. Nehmen 
Sie die Scheuklappen Ihrer Parteipolitik ab, und 
beurteilen Sie die Situation so, wie sie sich tat­
sächlich darstellt. (Beifall bei der SPÖ.) 

In einem Bereich darf ich noch einmal die Ar­
beit der österreichischen Arbeitsmarktverwaltung 
und der dort befindlichen Betreuerinnen und Be­
treuer unterstreichen, nämlich im Bereich der 
Langzeitarbeitslosen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
komme aus der Obersteiermark. Bei uns stellt die 
Langzeitarbeitslosigkeit ein Problem dar. aber 
aufgrund des Einsatzes und aufgrund des Kön­
nens, des Wissens und der Bereitschaft der öster­
reichischen Arbeitsmarktverwaltung beträgt die 
durchschnittliche Verweildauer von Langzeitar­
beitslosen nur 15 Monate, in Großbritannien hin­
gegen, Frau Kollegin Motter, wo private Arbeits­
marktvermittler tätig sind, 96 Monate. Das sind 
keine Zukunftsperspektiven für Österreich, mei­
ne sehr geehrten Damen und Herren! 

Obwohl wir uns bewußt sein müssen, daß die 
Zahlen der Arbeitslosigkeit immer deutlich zei­
gen, daß es sich um keine Randproblematik oder 
um ein Problem von Randgr~ppen mehr handelt. 
sage ich Ihnen, daß wir in Osterreich trotz der 
schwierigen Situation eine hervorragende Sozial­
politik und hervorragend arbeitende Menschen in 
der Verwaltung dieser Sozialpolitik haben. 

Darum darf ich Ihnen, Herr Bundesminister, 
und Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern da­
für danken, daß Sie trotz - die heutige Diskus­
sion hat es wieder bewiesen - unqualifizierter 
Untergriffe, die hier immer wieder fallen, und 
Verunsicherungswünschen den Weg weiter be­
schreiten, diese österreichische Friedenssicherung 
im Bereich des sozialen Friedens weiterhin in die­
ser Form zu betreiben. Herzlichen Dank für die 
Beibehaltung dieses Weges. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich an 
uns alle appellieren: Lassen Sie uns gemeinsam 
daran arbeiten, die international vorbilclhafte 
österreichische Sozialpolitik fortzusetzen und 
weiter auszubauen, denn damit ist der soziale 
Frieden, Frau Abgeordnete Heindl, in unserem 
Land .. erhaltbar und absicherbar. (Beifall bei Sp() 
und OVP.) /0.43 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Meisinger. Er hat das Wort. 

10.43 
Abgeordneter Meisinger (FPÖ): Hohes Hall"'~ 

Geschätzte Damen und Herren! Mir ist bei der 
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Durchsicht des Budgets aufgefallen, daß in den 
Jahren 1989 bis 1994 im Budget Soziales die all­
gemeinen Personalkosten um 404 Millionen 
Schilling auf 1,8 Milliarden gestiegen sind. Das ist 
eine Steigerung um 29 Prozent. 

Bemerkenswert ist jedoch, daß die Personalko­
sten der Zentralstelle beziehungsweise des Mini­
steriums im selben Zeitraum um 51 Prozent em­
porgeschnellt sind. Herr Abgeordneter Nürnber­
ger! Das ist wahrlich ein Rekordwert, da muß ich 
Ihnen sehr wohl recht geben. Dort, wo der Fut­
tertrog am nächsten steht, nämlich im Sozialmini­
sterium, wird in dieser Regierung aber am kräftig­
sten zugelangt. Das ist ja ein typisches Zeichen 
für diese große Bürokratiekoalition. (Abg. Hilde 
5 eil e r: Sparregelungen.') Das sind wir schon des 
längeren gewohnt. (Abg. K 0 P P l e r: Arbeitneh­
mer sind dort beschäftigt.') 

Die Zentrale des Bundesministeriums für Ar­
beit und Soziales genehmigt sich kühl lächelnd 
beinahe doppelt so hohe Aufwendungen der Bud­
getansätze, als diese den Außenstellen zugestan­
den werden. (Beifall bei der FPÖ.j 

Herr Abgeordneter Nürnberger! Dort, wo die 
eigentliche Arbeit geschieht, wo echte Soziallei­
stungen menschliches Leid verhindern sollen, 
wird wie üblich gespart, nur damit der große zen­
trale Verwaltungswasserkopf nicht kleiner wird. 

Geschätzte Damen und Herren! Dort leben Sie 
noch immer in Saus und Braus wie zu Kaisers 
Zeiten. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Herr Bundesmi­
nister! Wachen Sie endlich auf! (Zwischenruf des 
Abg. G ra b n er.) Wir leben nicht am Anfang, 
sondern am Ende des 20. Jahrhunderts. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie (Abg. 
G ra b n e r: Meine Kolleginnen und Kollegen.'): 
Ist das gar das tolle Ergebnis der angekündigten 
Verwaltungsreform, zu der sich Österreich sogar 
einen eigenen Minister leisten kann, obwohl die 
Finanzmittel so knapp sind? (Abg. G ra b n e r: 
Er weiß selber nicht, was er sagt!) Wenn dem so 
ist, Herr Bundesminister, dann geht die Reform 
sicher in die talsche Richtung, nämlich in die so­
zialistische Richtung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir wissen aber dadurch auch, daß eine schrift­
liche Vereinbarung Vranitzkys genauso viel oder 
genauso wenig wert ist, wie beispielsweise seine 
mündlichen Versprechungen, daß es im Einklang 
mit der Steuerreform keinerlei Beitragserhöhun­
gen geben werde. Tatsächlich aber wurden in der 
letzten Zeit beziehungsweise werden im kom­
menden Jahr 1994 die Sozialversicherungsbeiträ­
ge und die Arbeitslosenversicherungsbeiträge ge­
waltig erhöht. 

Man hat sich sogar eine Arbeitsplatzsteuer ein­
fallen lassen ( Ritf: Genall.'). dafür aber hat man 

die Vermögensteuer für die Reichen abgeschafft, 
so nach dem Muster der Sozialisten (Abg. Anna 
Elisabeth Au m ay r: Unsozial!): Den Reichen 
soll es besser gehen! Die Armen vergißt man! 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. 5 c h war zen­
be r ger: Huber, die Bauern sind froh, daß die 
Vermögensteuer abgeschafft worden ist!) 

Daneben ist der Sozialversicherungshöchst­
meßbetrag von 33 600 auf 36 000 angehoben 
worden, was wiederum der Arbeiterkammer nicht 
unwillkommen ist, da sie dadurch ihre Einnah­
men um knapp 10 Prozent erhöhen kann. Damit 
aber nicht genug! Auch die Kommunalabgaben 
(Abg. Schwarzenberger: Huber! Halder 
müßte sonst sehr viel Vermögensteuer zahlen!), die 
Post-, die Bahntarife, die Strom- und Treibstoff­
preise steigen beachtlich, und sie werden weiter 
steigen. 

Zum Drüberstreuen über diese ganzen Verfeh­
lungen leistet sich diese Regierung noch eine saf­
tige Wahlbudgeterhöhung für das Superwahl­
jahr 1994. So aber wird 1995, das Jahr nach den 
Wahlen, erst recht das Jahr der Ernüchterung 
werden. (Abg. K 0 P pie r: Für dich!) Es wird ein 
Jahr nach den Verschwendungen die Rechnung 
präsentiert werden. 

Diese Ankündigungsregierung mit ihrem 
Schönwetterkanzler "Vranz" hat schriftlich fest­
gelegt, daß sie in ihrer Amtsperiode 
12 000 Beamte abbauen würde. Tatsächlich wa­
ren es nur etwa 2 000 - kein Wunder, muß doch 
das Zentralkomitee dieser Regierung ausgebaut 
werden, es müssen doch noch einige Freunde un­
tergebracht werden. Diese "Vranz & Co-Regie­
rung" hat den Amtsschimmel noch immer nicht 
abgesattelt. Sie denkt auch gar nicht daran, im 
Gegenteil, ÖVP und SPÖ reiten wie die Wilden 
im Proporz, um wieder einmal die Bevölkerung 
maßlos "auszusackeln" (Beifall bei der FPÖ), um 
ihre Taschen und die Taschen ihrer Günstlinge zu 
füllen. (Abg. Helmuth S t 0 c k e r: Höchstes Ni­
veau.') 

Damit aber einzelne nahestehende Gruppen 
trotzdem nicht sauer werden, auch jene unserer 
nehmerfreudigen Koalitionspartner nicht, so be­
kommen auch diese Stimmbringer von Ihren art­
verwandten, leistungs- und arbeitsunwilligen 
Freunden in guten Positionen einiges ab. So wer­
den zum Beispiel laut Sozialsektionschef Stein­
bach 7 Milliarden Schilling jährlich für bis 
zu 30 000 arbeitsunwillige Sozialschmarotzer be­
zahlt. 

Geschätzte Damen und Herren! Dieses Wort 
stammt in diesem Fall nicht von uns, sondern es 
stammt von einem Sektionschef, aus einer APA­
Aussendung vom 28. November. Nicht wir, die 
Freiheitliche Partei, haben solche Worte in der 
letzten Zeit gebraucht; fAbg. Mag. Pos c h: Wel-
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eher Sektionschef?) Und dieser Sektionschef aus 
dem Ministerium für Soziales wird ja sehr wohl 
wissen, was dort gespielt wird, wie es dort in die­
sem Laden zugeht. (Abg. Mag. Pos c h: Herr Ab­
geordneter! Welcher Sektionschef?) Das sind laut 
seinen Aussagen im Schnitt nicht weniger als 
(Abg. Mag. Pos c h: Sagen Sie den Namen, Herr 
Meisinger.') 230 000 S jährlich für jede dieser Per­
sonen. (Abg. Mag. Pos c h: Nennen Sie den Na­
men des Sektionschefs!) 

Um aber den Parteienproporz auch hier zu be­
friedigen, sollen angeblich 15 bis 20 Prozent nahe 
Angehörige von Betriebsinhabern dabeigewesen 
sein. Auch sie kassieren fette Arbeitslosengelder, 
arbeiten womöglich im gleichen Betrieb oder ge­
hen "pfuschen", zahlen dafür keine Steuer und 
wählen dann natürlich diese Koalitionsparteien. 
Es ist ja das Ziel ~ieser Regierung., diese Kreise 
anzusprechen. (Beifall bei der FPO.) Ganz klar! 
Freundschaft verpflichtet bekanntlich. (Abg. 
Fis chi: Besser zuhören.' - Abg. K 0 P pIe r: 
Ja!) Daß diese Arbeitslosengelder aber von ir­
gendwo herkommen müssen, merken die Steuer­
und Abgabenzahler erst im nachhinein. 

Geschätzte Damen und Herren! Europaweit 
haben wir die höchsten Lohnnebenkosten und die 
höchste Abgabenquote - über 43 Prozent seit 
Kriegsende. Das ist unser über 23 Jahre von So­
zialisten geführtes Österreich. 

Zu einem weiteren Wildwuchs im Sozialpart­
nerbereich: Die Handelskammer und der OGB 
haben sich 1,4 Milliarden Schilling Bauarbeiter­
urlaubskassengeld unredlich aufgeteilt, weil ja so­
wieso über 4 Milliarden Rücklagen vorhanden 
wären, also kann man ruhig ein bißehen zulan­
gen. Das nenne ich "aufrichtige Arbeitnehmer­
vertretung". (Beifall bei der FPÖ.) Ein ÖGB, der 
im Gegensatz zu seinen Mitgliedern nach wie vor 
keine Steuern bezahlen muß! 

Zum Drüberstreuen will ich euch noch auf die 
nicht geringen Sonderprivilegien der ÖGB-Be­
diensteten hinweisen. (Abg. K 0 P P l e r: Wer ist 
"euch"?) Diese werden vom von Idealen getrage­
nen Arbeitnehmer in Form von freiwilligen Mit­
gliedsbeiträgen bezahlt. 

Geschätzte Damen und Herren! Sie werden 
aber immer weniger; bedauerlich für die Soziali­
sten, für uns endlich ein Lichtblick, daß die Men­
schen in diesem Lande zu denken beginnen. (Abg. 
R 0 pp e r t: Das glaube ich auch.') 

Besonders bemerkenswert in diesem Zusam­
menhang ist (Abg. ~ 0 pp I e r: Hoffentlich!) eine 
Aussendung des OVP-Bundesparteipräsidiums 
vom 13. Oktober. In dieser wird die Sicherung 
unseres Sozialsystems als vorrangig bezeichnet, 
und es wären alle Maßnahmen dafür zu ergreifen, 
um Sozialrnißbrauch zu verhindern - obwohl 

doch, nebenbei bemerkt, auch nicht wenige von 
Ihnen in diesem Privilegienkarussell dabei sind. 

Aber wehe, geschätzte Damen und Herren, 
wenn wir Freiheitlichen schärfere Kontrollmaß­
nahmen gegen diese sogenannte Sozialschmarot­
zerpartie ford~rn! Dann erfolgt wieder der Auf­
schrei, die FPO betreibe Sozialabbau. Das ist un­
erhört! So etwas nennt man die "Fangt-den-Dieb­
Methode". 

Daß aber solche bewußten Falschinterpretatio­
nen zu kontraproduktiven Meinungen führen, ist 
interessanterweise auch in dieser ÖVP-Presseaus­
sendung klar und deutlich zu lesen. Daher sind 
Sie, Herr Sozialminister, im höchsten Maße ge­
fordert, sämtliche angesprochenen Mißstände 
umgehend zu bes~itigen, damit die Pro-Kopf­
Verschuldung der Osterreicher durch diese sozia­
listische Koalition, die angetreten ist, große Pro­
bleme zu beseitigen - die sie so nicht abschaffen 
wirg -, nicht noch weiter steigt. (Beifall bei der 
FPO.) 

Denn eine Steigerung von 83 000 S im 
Jahr 1987 auf nunmehr 140 000 S pro Kopf sollte 
endlich auch bei der von Ihnen so hochgelobten 
Sozialpolitik die Alarmglocken läuten lassen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Schluß noch einige Anmerkungen zur 
Zahlungsmoral der Sozialversicherung: Es ist ein­
fach ein Skandal, daß die Sozialversicherung al­
lein bei der Bezirksstelle des Roten Kreuzes in 
Linz-Stadt 5,5 Millionen an Zahlungsrückständen 
hat. Daß ehrenamtliche Mitarbeiter der Vereine 
wie das Rote Kreuz, die äußerst sparsam wirt­
schaften müssen, die Schuldenwirtschaft der So­
zialversicherungsträger mitbezahlen müssen, ist 
ein aufrichtiger Skandal. 

Geschätzte Damen und Herren! Die oberöster­
reichische Gebietskrankenkasse, in der zum Bei­
spiel ein Zentralbetriebsrat der VOEST-ALPINE, 
Oberchristl, der Obmann ist, liegt mit acht Mona­
ten im Zahlungsrückstand. In der Privatwirtschaft 
wäre so etwas Anlaß für Klage oder für Pfändung. 
Sie sehen den Unterschied zwischen staatlicher 
und privater Wirtschaft. (Beifall bei der FPÖ.) 
[0.56 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Bundesminister. Ich erteile es ihm (Abg. K 0 P -
pie r: Obezahrer! - Abg. Me i s in ger: Ich im 
Gegensatz zu dir Leiste alle meine ZahLungen!) 

Herr Abgeordneter Koppter! Das Wort "Obe­
zahrer" kann ich nicht akzeptieren. 

Das Wort hat der Herr Bundesminister. 

W.56 
Bundesminister für Arbeit und Soziales 

Hesoun: Sehr verehrter Herr Präsident! Geschätz-
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te Damen und Herren! Während der Ausführun­
gen der Kollegin Heindl und der Kollegen Dolin­
schek und Meisinger habe ich mir als verantwor­
tungsvoller Politiker die Frage gestellt: Was kann 
der Sozialausschuß dafür, was kann die Sozialpo­
litik dafür, daß solche Leute in den Sozialaus­
schuß entsandt werden? (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP. - Abg. Fis chi: Unwürdig eines Ministers! 
- Abg. Anna Elisabeth A um a y r: So schwach.' 
- Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich habe nur Unkenntnis, unhaltbare Behaup­
tungen, Unterstellungen und nicht beweisbare 
Fakten gehört. Ich frage mich (Abg. Edith HaI -
I er: Bestimmen Sie, was Wahrheit ist in Öster­
reich?), warum nicht zum Beispiel die Frau Abge­
ordnete Haller als Sprecherin der Freiheitlichen 
Partei, die doch manchmal gute Vorschläge ein­
bringt, oder zum Beispiel auch von den Grünen 
ein anderer in diese Funktion gewählt wird. 

Ich sage das mit Bedauern, geschätzte Damen 
und Herren, weil nämlich immer wieder die glei­
che Mühle mit falschen Behauptungen gedreht 
wird. (Abg. Anna Elisabeth A um a y r: Sie sagen 
jedesmal falsch, dann stellt es sich als richtig her­
aus.') Es kommt nichts anderes als Sand und 
Staub heraus, den Sie den Menschen in die Augen 
streuen wollen. Das gelingt Ihnen nicht, ges.~hätz­
te Damen und Herren (Beifall bei SPO und 
ÖVP), das wird Ihnen auch nicht gelingen, das ist 
unmöglich, denn mit solchen Methoden sind Sie 
in dieser österreichischen Bevölkerung nicht 
glaubwürdig. (Abg. Edith HaLL e r: Sie sind schon 
lange nicht mehr glaubwürdig!) 

Damit habe ich zu den Bemerkungen der Kol­
legen Dolinschek, Meisinger und der Kollegin 
Heindl Stellung genommen. 

Ich möchte nur noch einige Klarstellungen tref­
fen: Wenn hier behauptet wird, daß wir uns diese 
unsere Arbeitslosigkeit selbst gestrickt oder selbst 
gemacht haben, dann möchte ich dem einiges ge­
genüberstellen. Das wird vielleicht für manche 
sehr lehrreich sein, manche wollen das nicht hö­
ren, andere werdenweiterhin falsche Behauptun­
gen in der Öffentlichkeit vertreten. 

Ich bin kein Pflichtverteidiger der österreichi­
schen Bundesregierung, aber ich wage die Be­
hauptung, daß diese österreichische Bundesregie­
rung seit Jahren die beste Politik in Europa 
macht, weil sie von keiner Regierung in diesem 
Europa an dem gemessen werden kann, was in 
Österreich von dieser Bundesregierung in dieser 
Sozialpolitik fertiggestellt wurde, geschätzte Da­
men und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Edith HaLL e r: Es ist gut. daß der Bürger ein bes­
seres Sensorium dafür hat.') 

Nur einige wenige Vergleichszahlen: 

Wenn wir Vergleiche mit echten Zahlenwerten 
ziehen, dann kommen auch echte Zahlen zum 
Ausdruck. Wenn wir den OECD-Bericht und die 
damit verbundenen OECD-Kriterien bei der Ar­
beitslosenversicherung heranziehen, dann kann 
man feststellen, daß wir in Österreich zurzeit 
4,2 Prozent Arbeitslose haben. In Deutschland, 
sicherlich eines der reichsten Länder Europas, 
sind es bereits 6 Prozent, in Großbritannien 
10 Prozent, in Frankreich 11 Prozent - das sind 
nach unten abgerundete Zahlen -, in Schweden, 
einem Land, das uns immer wieder als sozialpoli­
tisch (Zwischenruf des Abg. D 0 I ins c h e k) bei­
spielgebendes Land hingestellt wurde, sind es 
9 Prozent und im EG-Bereich insgesamt 10 Pro­
zent. 

Geschätzte Damen und Herren! Wenn wir 
dann unsere Zahlen, die wir bisher noch immer 
als Maß (Abg. Fis chi: Sie sind ein Traumtän­
zer!) heranziehen, mit 7,1 Prozent vergleichen, 
dann haben wir ein völlig anderes, ein ehrliches 
Zählmaß, das uns weiterhilft, das abgestimmt ist 
auf unsere - wenn ich so sagen darf - Bedürf­
nisse und sicherlich jedem europäischen Ver­
gleich standhält. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich sage das 
deshalb, weil ich nicht die Absicht habe, lang zu 
reden, die Zeit läuft davon, wir sollten um 12 Uhr 
fertig sein. Ich gebe Ihnen nur einen guten Rat, 
Frau Kollegin Heindl und Kollege Meisinger: Se­
hen Sie sich die sozialpolitischen Vorhaben in 
dieser Bilanz an. Es würde zu lange dauern, diese 
hier zu verlesen. Es würde länger als eine Stunde 
dauern, wenn ich hier alle 93 Gesetze aus der So­
zialpolitk verlese, die wir seit drei Jahren in die­
sem Haus mit oder gegen Ihren Willen hier verab­
schiedet haben und die sicherlich beispielgebend 
sind. (Abg. Me i si n ger: Tun Sie das doch.' -
Präsident Dr. L ich a l übernimmt den Vorsitz.) 

Ich darf n ur auf eines hinweisen: Die Quote 
dessen, was wir im Sozial bereich in einem Jahr 
verbessert haben, ist im Jahr 1992 die höchste 
seit 1945. (Beifall bei der SPÖ.) Das ist nachzule­
sen in europäischen Medienberichten und in 
österreichischen Medienberichten, aber an Ihnen 
geht das spurlos vorbei. (Zwischenrufe bei der 
FPÖ.) 

Wir werden diese Sozialpolitik, geschätzte Da­
men und Herren, zielstrebig und für den Men­
schen brauchbar weiterbetreiben, um damit auch 
jene zu erreichen, die heute noch in Nischen le­
ben. Es sei unbestritten, daß es das gibt. Wir wer­
den die Nischen der Sozialleistungen jetzt aus­
leuchten (Abg. D 0 L ins c he k: Wir fordern doch 
nichts anderes . .. I). und ich kann Ihnen garan­
tieren, diese Regierung wird so wie bisher bis zum 
Ende dieser Funktionsperiode den Wert des Men­
schen in den Vordergrund stellen und nicht seine 
Verwertbarkeit, Kollege Dolinschek, wie es in Ih-
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rer Partei oft der Brauch ist! - Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
11.02 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet ist Herr Abgeordneter Schwarzenberger. 
- Bitte, Herr Abgeordneter. 

11.02 

Abgeordneter Schwarzenberger (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
schätzten Damen und Herren! Wenn vorhin Ab­
geordneter Meisinger ein Schreckensszenario 
über die österreichische Sozialpolitik gezeichnet 
hat (Abg. Anna Elisabeth Au m a y r: Es ist alles in 
Ordnung! Wie in der Agrarpolitik - es ist alles in 
Ordnung!) und gleichzeitig in den Diskussionen 
über einen EU-Beitritt von der FPÖ immer wie­
der die Befürchtung geäußert wird, daß wir unse­
ren hohen Sozialstandard dort nicht halten könn­
ten, so merken Sie anscheinend nicht, daß darin 
ein gewaltiger Widerspruch liegt. (Zwischenruf 
des Abg. M eis i n ger.) 

Ich habe mit Interesse vermerkt, daß die FPÖ 
auch die Abschaffung der Vermögensteuer kriti­
siert. Das werden viele Bauern, die für ihren 
Grundbestitz Vermögensteuer zahlen mußten, 
mit Interesse zur Kenntnis nehmen. Wir werden 
ihnen das mitteilen, meine sehr geschätzten Da­
men und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - Abg. 
Dr. Ne iss e r: Das steht im Huber-Plan Neuauf­
lage!) 

Der gesamte Sozialbereich wird im Bud­
get 1994 mit fast 200 Milliarden Schilling dotiert. 
Das sind immerhin um 40 Milliarden Schilling 
mehr, als noch im Budget 1992 für Sozialleistun­
gen zur Verfügung standen. Das bedeutet 
von 1992 auf 1994 eine 25prozentige Steigerung 
der Ausgaben für Sozialpolitik und für Sozialver­
sicherung. Und hier zu sagen, daß wir dabei einen 
Abbau unserer Sozialleistungen zu verzeichnen 
haben, stimmt nicht, denn das Gegenteil ist der 
Fall. 

Es stimmt, daß eine Reihe von europäischen 
Staaten ihre Sozialleistungen zurückdrehen muß, 
weil sie sie nicht mehr finanzieren kann. Wir ha­
ben aber hier mit dem Budget 1994 die Sozialpo­
litik längerfristig abgesichert, und dieses Bud­
g.et 1994 ist ein Garant für soziale Sicherheit in 
Osterreich. Wir sorgen damit für ein verläßliches 
Sozialsystem. 

Das Budget ist auch ein Garant für ein umfas­
sendes Sicherheitsnetz. In Österreich fällt daher 
sozusagen niemand durch dieses soziale Netz. Vor 
allem - Bundesminister Hesoun hat es gerade 
erklärt - wurde in der letzten Legislaturperiode 
eine umfangreiche Verbesserung unseres Sozial­
systems beschlossen. Wir haben etwa mit der 
Pflegevorsorge einen Quantensprung in der so-

zialen Absicherung erreicht, und viele europäi­
sche Länder beneiden uns um dieses Pflegegeld­
gesetz. Ab 1. Juli erhalten alle pflegebedürftigen 
Menschen in Österreich ein Pflegegeld. 

Herr Abgeordneter Huber! Ihnen sei ins 
Stammbuch zu schreiben (Abg. Hub e r: Mir 
brauchst du nichts ins Stammbuch zu schreiben!): 
Allein 33 000 bäuerliche Menschen sind bereits 
im Genuß dieses Pflegegeldes. Gerade für bäuer­
liche Familien, wo die Großfamilie noch die Re­
gel ist und pflegebedürftige Personen noch in der 
Familie gepflegt werden, werden diese Leistungen 
durch das Pflegegeld sozusagen gerechter abge­
golten, da diese Leistungen auch von seiten der 
Sozialversicherung beziehungsweise vom Budget 
bezahlt werden. 

Wir betreiben aber auch eine Politik für die Fa­
milien, und Sozialpolitik kann man nicht von Fa­
milienpolitik trennen, meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Allein für die gesamte Fami­
lienbeihilfe und Familienpolitik sind 1994 
60 Milliarden Schilling veranschlagt. Wenn im 
vergangenen Jahr die Kinderabsetzbeträge als so­
genannte Negativsteuer verankert werden konn­
ten, so bekommen vor allem die bäuerlichen Fa­
milien, die aufgrund des geringen Einkommens 
keine Einkommensteuer zahlen und die diese Ab­
setzbeträge bisher nicht geltend machen konnten, 
diese Absetzbeträge ausbezahlt. Bei einem durch­
schnittlichen bäuerlichen Betriebseinkommen 
von 180 000 S - im landwirtschaftlichen Bereich 
gibt es im Schnitt 3,3 Kinder pro Familie - ma­
chen allein diese Kinderabsetzbeträge mit 
18 900 S 10 Prozent des Einkommens aus. Man 
muß diese Leistung auch als ~inkommensbe­
standteil sehen. (Beifall bei der OVP.) Davor die 
Augen zu verschließen, ist wirklich nicht ange­
bracht! 

Wir haben aber auch in den letzten Jahren im 
Bereich der bäuerlichen Sozialversicherung eini­
ge Absicherungen eingeführt, etwa die Teilzeit­
beihilfe für die Bäuerinnen, die am 1. Juli 1990 in 
Kraft getreten ist, oder die Bäuerinnenpension, 
die in der Pensionsreform verankert ist, mit der es 
uns gelungen ist, die Kindererziehung sowohl 
pensionserhöhend und - für Bäuerinnen beson­
ders wichtig - auch pensionsbegründend zu be­
rücksichtigen; das sind sicher wertvolle Verbesse­
rungen des sozialen Systems. 

Frau Abgeordnete Haller! Sie sollten sich die 
Zahlen ansehen. (Abg. Edith HaLl e r: Die habe 
ich da!) Wir haben vom Jahr 1990 bis 1994 
die Ausgleichszulagenrichtsätze (Abg. Edilh 
Hall e r: Das ist doch die Höhe.') - hören Sie zu! 
- um 40 Prozent, von der Höhe 1990 ausgehend, 
angehoben. Betrug der Einzelrichtsatz damals 
5 434 S, so wird er ab 1. Jänner 1994 7 500 S aus­
machen, und der Familienrichtsatz betrug 1990 
7 354 S und wird 1994 10 700 S ausmachen. Hier 
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ist es vor allem um die soziale Absicherung der 
Mindestpensionen gegangen. 

Trotzdem gibt es noch eine Reihe von Verbes­
serungsmöglichkeiten, die wir in den nächsten 
Jahren in diesem Hause durchbringen müssen, 
wie etwa die Absenkung des fiktiven Ausgedinges 
für die Landwirtschaft. Wir haben in der Land­
wirtschaft ein Zwei-Säulen-System in der Alters­
versorgung, einerseits die betriebliche Vorsorge 
- in der eigenen Familie, im Wohnrecht und in 
der Absicherung in der Verpflegung - und ande­
rerseits die Pensionsversicherung. Bei der Ein­
führung der bäuerlichen Pensionsversicherung, 
bei der Beschlußfassung im Jahre 1969 ist damals 
- ich gebe es zu - der sehr kritische österreichi­
sche Bauernverband sehr vehement gegen die 
Einführung der Bauernpensionsversicherung auf­
getreten. Die Mitglieder des damaligen J3auern­
verbandes sind jetzt sehr stark in der FPO veran­
kert, sie haben diese Pensionsregelung massiv be­
kämpft. 

Damals wurden aus diesen Gründen sehr nied­
rige Bemessungsgrundlagen herangezogen, und 
deshalb dieses Zwei-Säulen-System. Nun müssen 
wir dieses Zwei-Säulen-System in Richtung besse­
re Ausstattung bei der Pensionsregelung verän­
dern. Das fiktive Ausgedinge bis 3S Prozent des 
Ausgleichszulagenrichtsatzes beträgt immerhin 
beim Familienrichtsatz bereits 3 745 S. Es ist für 
eine junge Bauernfamilie nicht möglich, ihren El­
tern das zu finanzieren. 

Herr Bundesminister! Ein weiterer sehr drin­
gender Bereich - ich bin Ihnen dankbar, Sie ha­
ben mir im Budgetausschuß Soziales bereits zuge­
sagt, daß in den nächsten Wochen und Monaten 
Verhandlungen darüber geführt werden können 
- ist die Absenkung des Selbstbehaltes bei Spi­
talsaufenthaIt in der bäuerlichen Krankenversi­
cherung. Die bäuerlichen Krankenversicherten 
sind die einzigen, die noch 20 Prozent Selbstbe­
halt der Spitalskosten zahlen müssen. Bei durch­
schnittlichen Pensionshöhen von 6 200 S pro 
Versichertem müssen sie pro Tag Krankenhaus­
aufenthalt 200 S bezahlen. Weil sehr sparsam 
vorgegangen wird, kön.~ten wir im jetzigen Finan­
zierungssystem ohne Anderung etwa der Finan­
zierung aus der bäuerlichen Krankenversicherung 
gewährleisten, den Selbstbehalt bei Spitalsaufent­
halt von 20 auf 10 Prozent abzusenken. Das hat 
in der Dringlichkeit erste Priorität. 

Ein weiterer Bereich: Abgeordneter Nürnber­
ger hat in seiner Wortmeldung im Zusammen­
hang mit dem Karenzgeld erklärt, daß Indexstei­
gerungen selbstverständlich auch bei den Leistun­
gen verankert werden müssen. Die bäuerliche Be­
triebshilfe ist seit der Einführung im Jahre 1982 
immer noch pro Tag bei 250 S stehengeblieben. 
Seit 1982 gab es keine Indexanpassung. Allein aus 
den Versicherungsleistungen entstehen jährlich 

dadurch 40 Millionen Schilling an Überhang, die 
bisher in die Krankenversicherung umgeschichtet 
worden sind. Das ist jetzt nicht mehr notwendig, 
und wir könnten diese Indexanpassung nachvoll­
ziehen. Das ist wirklich ein Gebot der Stunde. Die 
derzeitige Schwierigkeit liegt darin - weil die 
eine Hälfte aus dem Familienlastenausgleichs­
fonds und die andere Hälfte aus Versicherungs­
geldern bezahlt wird -, daß von seiten des Fami­
lienlastenausgleichsfonds diese Erhöhungsmittel 
derzeit nicht zur Verfügung stehen. 

Ein nächster Bereich. Wir sind dabei, die bäu­
erliche Unfallversicherung zu reformieren. Es hat 
sich nämlich die bäuerliche Arbeitsweise verän­
dert. Zum Beispiel sind Unfälle, die im Rahmen 
von "Urlaub am Bauernhof" entstehen, wenn also 
die Bäuerin im Rahmen von "Urlaub am Bauern­
hof" einen Unfall hat, nicht durch die Unfallver­
sicherung gedeckt. Es ist aber eine reine bäuerli­
che Leistung und wird in der Europäischen 
Union auch als landwirtschaftliches Einkommen 
gewertet. Diese Leistungen müssen wir in die Un­
fallversicherung miteinbeziehen. 

Weiters gibt es sehr viele Bauern, die Mitglied 
einer Agrargemeinschaft sind, etwa ein gemeinsa­
mes Waldgrundstück oder Servitutsrechte bei den 
Bundesforsten haben. Wenn dort ein Arbeitsun­
fall passiert, so sind sie nicht unfallversichert. Das 
wissen leider die wenigsten Bauern, weil sich die 
Unfallversicherung auch vom Einheitswert ablei­
tet und nur der bäuerliche Betrieb diesen Unfall­
versicherungsschutz gewährt. Diese Bereiche 
müssen wir in der nächsten Zeit regeln. 

Wir haben bewiesen, daß wir der Anwalt der 
sozial Bedürftigen, aber auch der der Familien 
sind. Wir haben Sozialpolitik für die Zukunft be­
trieben, und unsere Politik zeichnet sich durch 
langfristige Planungen aus. Die letzte Pensionsre­
form hatte das Ziel, die Pensionsleistungen lang­
fristig abzusichern, um den älteren Menschen die 
Angst zu nehmen, wie es denn im Jahre 2000 
oder im Jahre 2010 aussehen wird, ob sie dann 
noch eine entsprechende Pensionsleistung erhal­
ten werden. Die Pensionsreform ist also ein Ga­
rant dafür, daß wir diese Pensionsleistungen lang­
fristig absichern können. 

Wir können deshalb diesem Sozialbudget die 
Zustimmung geben, denn das ist ein Schritt in 
diese langfristige Absicherung. I Beifall bei der 
ÖVP.) Jl.l5 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Dr. Partik-Pable. - Bitte, Frau Ab­
geordnete. 

11.15 .. 
Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pabh~ (FPO): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Im Budgetausschuß meinte Kollege Feurstein, 
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Sozialsprecher der Österreichischen Volkspartei: 
Angesichts der wirtschaftlichen Lage war es nicht 
einfach, das Budget 1994 hinzukriegen. 

Wir haben die Vorgeschichte gehört, die sich 
abgespielt hat, als um dieses Budget gerungen 
wurde. Da sind die allerskurrilsten Vorschläge ge­
bracht worden, wie man auf dem sozialen Sektor 
einsparen könnte. Der in meinen Augen skurril­
ste, aber auch zynischste ist von der Bundeswirt­
schaftskammer gekommen. Ein Vertreter hat 
nämlich gemeint, man solle das Bundespflegegeld 
für eine Zeitlang aussetzen, um Geld zu sparen. 
Das Bundespflegegeld, das nach einem sechsjähri­
gen Kampf eingeführt worden ist und mit 1. 1. in 
Geltung getreten ist, sollte kurzerhand wieder 
rückgängig gemacht werden. 

Es erscheint dieser Vorschlag besonders dann 
skurril, wenn man sich das Budget anschaut, und 
zwar das Gesamtbudget des Staates Österreich. 
Da sieht man nämlich, daß genügend Geld vor­
handen ist, daß es nur in bemerkenswerter Weise 
teilweise wirklich verschleudert wird. 

Zum Beispiel sichern sich die Koalitionspartei­
en um 70 Prozent mehr Parteienförderung. Das 
macht Hunderte Millionen Schilling aus. Für ein 
Prestigeprojekt werden 3 Milliarden Schilling 
veranschlagt, weil sich Herr Minister Busek ein 
Museumsquartier wünscht, obwohl die Sanierung 
des Messepalastes um vieles billiger käme. Da 
plant eine Partei einen Semmering-Basistunnel 
um Milliarden Schilling, obwohl er überhaupt 
keinen Vorteil bringt. Das heißt, das Geld wird 
für solche Projekte zum Fenster hinausgeworfen, 
aber bei den sozial Schwächsten will man dann 
plötzlich einsparen, und das ist ein Skandal! (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Die Pflegevorsorge ist nicht rückgängig ge­
macht worden. - Gott sei Dank! Der Vertreter 
der Bundeswirtschaftskammer konnte noch 
rechtzeitig zurückgepfiffen werden. 

Herr Minister! Sie selbst haben im Ausschuß 
gesagt, daß manche Länder die Pflegevorsorge 
dafür benützen, um ihre Sozialtarife um das 
Fünf- bis Achtfache zu erhöhen. Ich weiß schon, 
daß das nicht zu Ihren Lasten geht, aber ich finde 
es trotzdem anprangerungswürdig in diesem 
Haus, daß manche Länder das Pflegegeld dazu 
benützen, um ihre eigenen Budgets zu sanieren. 
Auf der einen Seite wird das Pflegegeld gegeben, 
und auf der anderen Seite nehmen es die Länder 
wieder weg. (Bundesminister He sou n: Frau 
Doktor.') 

Herr Minister! Ich nehme an, Sie sind ohnehin 
zu Wort gemeldet und haben dann die Möglich­
keit, sich zu äußern. Ich habe nur eine beschränk­
te Redezeit. 

Mir ist ein besonders krasses Beispiel bekannt 
geworden: In Kärnten wurde in einem Kindergar­
ten für ein behindertes Kind bis zum Juli 528 S 
im Monat an Kindergartengebühr verlangt. Jetzt, 
ab Einführung des Pflegegeldes, verlangt man 
5 700 S für dasselbe Kind, für denselben Kinder­
gartenplatz, und das ist wirklich ein besonders ne­
gatives Beispiel! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Pflegevorsorge ist mit ungeheuren Superla­
tiven eingeführt worden - einmalig in Oster­
reich, einmalig in Europa, bewunderungswürdig, 
nachahmenswert. Aber wenn man jetzt die Aus­
wirkungen des Pflegegeldes anschaut, muß man 
leider eingestehen, daß den Behinderten kaum 
mehr bleibt, als sie vorher gehabt haben. Und das 
ist wirklich arg! 

Wien liegt dabei an erster Stelle. Da bitte ich 
Sie, sehr geehrter Herr Minister, daß Sie Ihre so­
zialdemokratischen Verbindungen ausnützen, um 
die Wiener Sozialisten zur Räson zu bringen. 
Stadtrat Rieder hat gesagt, die Kosten für die So­
zialdienste würden um 22 Prozent gesteigert. Das 
ist doch ein ungeheurer Betrag, um den die Be­
hinderten dann mehr zahlen müssen! 

Das Bundespflegegesetz würde nur einen Stun­
denlohn von 30 S für Sozialdienste als möglich, 
als tragbar (Bundesminister He sou n: Als Ba­
sis!), als Basis erscheinen lassen, und Rieder kün­
digt an, daß die Sozialdienste nun 70 S in der 
Stunde kosten werden. Ich finde, es ist wirklich 
nicht richtig, in diesem Bereich die Länder unge­
hindert agieren zu lassen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Offensichtlich hat sich bei manchen Abgeord­
neten die Praxis der Länder noch nicht herumge­
sprochen. Denn gestern ist Abgeordneter Hafner 
von der Österreichischen Volkspartei hier gestan­
den und hat noch die Erfolge des Pflegegeldes für 
die Familien gefeiert. 

Er hat gemeint, aufgrund des jetzigen Pflege­
geldes werde es möglich sein, daß die Frauen, die 
Behinderte, Kranke oder Alte pflegen, sich selbst 
versichern können, um einmal einen autonomen 
Pensionsanspruch zu haben. Nichts werden sie 
können, weil sie kein Geld dafür haben, weil ih­
nen die Länder das Geld wegnehmen werden. 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Sc h war zen -
b erg e r: Die Länder zahlen alle Pflegepersonen, 
die in den Pflegeheimen arbeiten.') 

Sie haben in sehr vielen Ländern die Möglich­
keit, das abzustellen, und ich bitte Sie alle von der 
Österreichischen Volkspartei, dafür zu sorgen, 
daß die Länder nicht das praktizieren, was Stadt­
rat Rieder für Wien schon angekündigt hat. (Bei­
fall bei der FPÖ. - Abg. Sc h war zen be r -
ger: Dort, wo die Pflegebedürftigen daheim ge­
pflegt werden, steht das Geld zur Verfügung.') Ich 
habe leider Gottes eine beschränkte Redezeit, 
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und deshalb kann ich Ihnen - Sie haben sehr 
lange geredet, Sie haben wahrscheinlich sehr viel 
Zeit, ich habe sie leider nicht - nicht antworten. 

Noch etwas anderes erscheint mir für einen So­
zialstaat bedenklich, und zwar, Herr Minister: Die 
Pensionen werden im Jahr 1994 um 2,5 Prozent 
erhöht, das bedeutet aber für die 1,7 Millionen 
Pensionisten in Österreich nichts anderes als eine 
Einkommenseinbuße, denn die Prognose für die 
Inflationsrate des nächsten Jahres liegt zwi­
schen 3,1 und 3,5 Prozent. Das heißt, die öster­
reichischen Pensionisten werden den Gürtel en­
ger schnallen müssen, statt eine Erhöhung ihrer 
Pensionen zu bekommen. Es ist ja kein Wunder, 
daß die Pensionisten mit einem Sozialminister 
und mit einer Bundesregierung unzufrieden sind, 
wenn diese ihnen statt einer Erhöhung eine Ein­
schränkung der Pensionen bescheren, und das, 
weil Sie mit Ihrer Budgetpolitik nicht die richti­
gen Prioritäten setzen. 

Die Pensionisten trifft die Nichtabgeltung der 
Inflationsrate deshalb ganz besonders stark, weil 
sie aufgrund ihrer Bedürfnisse von der Teuerung 
ganz besonders betroffen sind. 

Eine Statistik sagt aus: Die Preissteigerungen 
bei Ernährung und bei Getränken wirken sich auf 
die Pensionisten um 55 Prozent stärker aus als 
auf den Durchschnittsbürger, von Teuerungen 
von Heizung und Beleuchtung sind sie dreimal so 
stark betroffen als andere Staatsbürger. Das heißt 
also, daß die Pensionisten, wie gesagt, mit den 
2,5 Prozent, die Sie ihnen, sehr geehrter Herr Mi­
nister, geben, durch die Finger schauen werden. 

Es war ja schon immer unsere Befürchtung, 
daß durch diese neue Pensionsregelung, die ab 
1. Juli 1993 in Kraft tritt, in Wirklichkeit keine 
Verbesserung, sondern eine Verschlechterung 
eintreten wird, und es ist wieder einmal das einge­
treten, was die Freiheitlichen befürchtet haben. 
Deshalb haben wir uns auch gewehrt, aber leider 
haben Sie ja unsere Befürchtungen und unsere 
Warnungen in den Wind geschlagen, Herr Mini­
ster! (BeifaLL bei der FPÖ.) 

Sie sparen bei den Pensionisten, sie kriegen 
nicht mehr, sondern ganz im Gegenteil, sie wer­
den Einkommenseinbußen haben, aber dort, wo 
gespart werden könnte, in Ihrem eigenen Ressort, 
sparen Sie nicht. 

Laut einer Aussage Ihres eigenen Ministeriums 
- Untersuchung, Bericht oder was auch immer 
das war - gibt es unter den 210 000 Arbeitslosen 
Österreichs 30 000 - nach Ihrer Aussage! -, die 
wirklich arbeitsunwillig sind, sehr geehrter Herr 
Minister, die zu Unrecht die Arbeitslosenunter­
stützung kassieren. Der Schaden, der dadurch 
entsteht, beträgt 2,5 Milliarden Schilling, rechnet 
man noch den Steuerentfall, den Beitragsentfall 

dazu, kommt man auf 7 Milliarden Schilling, die 
diese - nach Ihren eigenen Angaben - Arbeits­
unwilligen pro Jahr kassieren, ohne daß sie dazu 
berechtigt wären. Und auf diesen Betrag verzich­
ten Sie, sehr geehrter Herr Minister, obwohl Sie 
diesen wie einen Bissen Brot benötigen würden. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß Sie als auf­
rechter Sozialdemokrat ein solches Vorgehen 
auch noch unterstützen, denn es ist doch nicht 
sozialdemokratisch, daß diejenigen, die keine Lei­
stung für die Gemeinschaft erbringen, die auf Ko­
sten der Gemeinschaft leben, von Ihnen weiterhin 
unterstützt werden, obwohl das Budget bis zum 
letzten angespannt ist. (Beifall bei der FPÖ.) Und 
deshalb, weil es solche Ungerechtigkeiten gibt, 
weil es solche Unzufriedenheit mit dem Budget 
gibt, können wir auch nicht zustimmen. (Beifall 
bei der FPÖ.) 11.24 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Sophie Bauer. - Bitte, Frau 
Abgeordnete. 

1124 .. 
Abgeordnete Sophie Bauer (SPO): Herr Präsi-

dent! Herr Bundesminister! Meine sehr geschätz­
ten Damen und Herren! Für mich als Arbeitneh­
mervertreterin ist es ungeheuerlich, wenn Abge­
ordneter Meisinger hier behauptet, daß es bei den 
Bauarbeiterurlaubs- und -abfertigungskassen U n­
redlichkeiten gibt. (Abg. Me i si n ger: Ihr H,'ißI 
es ja eh ganz genau.') Es ist di~~ schlicht eine Ver­
leumdung! (Beifall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter! Mit diesem Stil wollen Sie 
ja nur politisches Kleingeld machen. Wir wissen 
ja, wie das funktioniert: Zuerst Behauptungen 
aufstellen, dann den Widerruf kleindrucken, und 
so wird dieser von der Öffentlichkeit nicht wahr­
genommen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte heute ergänzend zu den Ausführungen 
meines Kollegen Nürnberger als Praktikerin -
dadurch unterscheide ich mich von der Kollegin 
Heindl - zum Arbeitnehmerschutz meine An­
merkungen machen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man be­
denkt, daß uns die durch Arbeitsunfälle und Be­
rufskrankheiten verursachten volkswirtschaftli­
chen Schäden jährlich einen Betrag von 30 Milli­
arden Schilling kosten, dann müssen wir dem Ar­
beitnehmerschutz volle Priorität zukommen las­
sen. Alle Anstrengungen und Bemühungen 
müssen darangesetzt werden, um die Zahl der Ar­
beitsunfälle und Berufskrankheiten möglichst ge­
ring zu halten. 

Meine Damen und Herren~ Wir müssen un\ vor 
Augen halten, daß Gesundheit das wertvoll.,te 
Gut des Menschen ist, und unsere Gesundheit 
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dürfen wir uns nicht abkaufen lassen. Ich bin für 
eine Humanisierung der Arbeit, unsere Arbeits­
bedingungen müssen so gestaltet sein, daß Arbeit 
nicht krankmacht. (Abg. Anna Elisabeth A u -
m a y r: Ohne Arbeit wird man krank!) Doch lei­
der werden durch den zunehmenden Leistungs­
druck, durch Einsatz von Technik und Chemie, 
von neuen Arbeitsmitteln und arbeitsorganisato­
rischen Verfahren, ständig neue Risken für die 
Beschäftigten geschaffen. (Abg. Anna Elisabeth 
A um a y r: Ohne Arbeit wird man krank!) 

Am Arbeitsplatz entstehen Schadstoffkonzen­
trationen, die weit über dem Niveau liegen, wei­
ches unserer Bevölkerung im Umweltbereich zu­
gemutet wird. Diese Werte werden unter dem Be­
griff der "maximalen Arbeitskonzentration - ge­
sundheitsschädliche Arbeitsstoffe/MAK-Werte" 
zusammengefaßt. Fachleute schätzen, daß ein er­
heblicher Teil der Krebssterblichkeit auf Schad­
stoffe am Arbeitsplatz zurückzuführen ist. 

Die Gesundheit wird aber vor allem durch star­
ken Zeitdruck. Lärm, Dämpfe, Gase oder Rauch 
am Arbeitsplatz, also starke körperliche Bean­
spruchung und Unfallgefährdung, belastet. 

Dies führt nicht nur zu psychischen Leiden, 
sondern natürlich auch zur ständigen Zunahme 
von physisch-nervlichen Belastungen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! U n­
ser neues Arbeitnehmerschutzgesetz wurde auch 
zum Zwecke geschaffen, die geltenden EG-Richt­
linien in österreichisches Recht umzuwandeln. 
Nach der EG-Rahmenrichtlinie 391, welche die 
grundsätzlichen Anforderungen auf dem Gebiet 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes re­
gelt, soll diese Richtlinie auf alle privaten und öf­
fentlichen Tätigkeitsbereiche Anwendung finden. 

§ 9 Abs. 5 regelt die Verwendung chemischer 
Arbeitsstoffe. Im Gesetz wird angeführt, daß Bei­
packtexte und Sicherheitsdatenblätter betreffend 
Arbeitsstoffe erforderlichenfalls zur Verfügung 
zu stellen sind. Ich finde, das ist vor allem sehr 
notwendig für Betriebe, in denen es keinen Be­
triebsarzt gibt. In jenen Betrieben - das kann ich 
aus Erfahrung sagen -, in denen ein Betriebsarzt 
vorhanden ist, fordert dieser diese Daten an. 

Ich würde mir wünschen, daß die stufenweise 
Herabsetzung forciert wird, da aufgrund meiner 
Erfahrungen der Betriebsarzt auch für den Un­
ternehmer als äußerst positiv zu sehen ist. Er 
trägt etwa durch die Verwendung geeigneter Ses­
sel zur Vermeidung von Haltungsschäden bei, um 
nur ein Beispiel zu nennen, und trägt auch in ei­
nem bedeutenden Ausmaß zur Unfallverhütung 
bei. 

Aufgrund meiner Erfahrungen als Betriebsrat 
möchte ich darauf hinweisen, daß eine rasche No-

vellierung des Arbeitnehmerschutzes dringend 
notwendig ist. 

Es ist mir jedoch bewußt, daß das beste Gesetz 
nichts nützt, wenn es nicht Menschen gibt, die 
den Bestimmungen Leben geben, und wenn nicht 
vor allem die Einhaltung der Normen kontrolliert 
wird, und daher sind für den Ausbau der Arbeits­
inspektorate die notwendigen Mittel zur Verfü­
gung zu stellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aufgrund der Aufgaben, die die Arbeitsinspek­
torate zu bewältigen haben, ist eine Personalauf­
stockung unbedingt notwendig. Es freut mich 
deshalb, daß im Budget für den technischen Aus­
stattungsstandard des Meßgerätesektors vorge­
sorgt worden ist. Für mich sind diese Mittel gut 
angelegt, denn nur gesunde und zufriedene Ar­
beitskräfte können uns bei der Lösung der auf 
uns zukommenden Probleme im Bereich der Ar­
beitswelt helfen. (Beifall bei der SPÖ.) lf.3! 

Präsident Dr. Lichal: Für den Vorwurf einer 
strafbaren Handlung, nämlich für den Vorwurf 
einer Verleumdung an den Abgeordneten Meisin­
ger, erteile ich der Frau Abgeordneten Bauer ei­
nen 0 r d nun g sr u f. (BeifaLL bei der FPÖ.) 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Alois Huber. 

11.32 

Abgeordneter Huber (FPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine geschätzten Damen 
und Herren! Zur Debatte stehen heute das Kapi­
tel 15, Soziales, und das Kapitel 16, Sozialversi­
cherung, und ich beziehe auch das Kapitel Pen­
sionen (Hoheits verwaltung) mit ein. 

Was den finanziellen Aufwand betrifft, kann 
ich sagen, dieses Ministerium ist das wichtig­
ste Bundesministerium. Aufgestellte Behaup­
tungen sollte man auch zu beweisen ver­
suchen. Immerhin sind für Soziales 
80 247 905 000 S vorgesehen, für die Sozialversi­
cherung 54 134 600 000 S, für Pensionen (Ho­
heitsverwaltung) 55 024 000 000 S. Insgesamt 
sind das 189 406 505 000 S. Der Gesamtbudge­
trahmen der Republik beträgt 709 Milliarden, da­
her ist das immerhin in etwa ein Drittel des Ge­
samtbudgets. 

Meine geschätzten Damen und Herren! So viel 
zu den nackten Zahlen und Fakten, wie sie die 
Regierungsparteien festgelegt haben. Es gibt al­
lerdings Grund genug zu sagen - das wurde in 
der Vergangenheit schon mehrfach bewiesen -. 
daß diese Budgetzahlen in ihrer letzten Konse­
quenz nicht halten werden. Vor allem das offiziell 
angegebene Budgetdefizit in der Höhe von 
79,4 Milliarden wird am Ende des Jahres 19l)~ 
wohl weit über 100 Milliarden liegen. 
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Huber 

Hohes Haus! Wir wären eine schwache Opposi­
tion, wenn wir an diesem wichtigen Kapitel Sozia­
les nichts auszusetzen, nichts einzuwenden bezie­
hungsweise keine Gegenvorschläge einzubringen 
hätten, wobei ich nicht anstehe, festzustellen, daß 
nur Kritik allein auch für eine Oppositionspartei 
zuwenig ist (Bravorufe bei SPÖ und ÖVP), aber 
sie gehört dazu. 

Herr Bundesminister! Sie selbst haben heute 
von der Regierungsbank aus, obwohl Ihnen das 
gar nicht zusteht, von dieser Möglichkeit der Kri­
tik ausreichend Gebrauch gemacht. Das möchte 
ich ebenfalls heute hier feststellen. (BeifaLL bei der 
FPÖ.) 

Ebenso muß die Opposition in der Lage sein, 
Gegenvorschläge oder neue Ideen einzubringen, 
beziehungsweise Abänderungsanträge zu stellen, 
und den Regierungsparteien und dem Kollegen 
Koppler möchte ich sagen, daß Sie oft gut beraten 
wären, auch Vorschläge und Gedanken der Op­
position in Gesetzesvorlagen miteinzubauen. Ich 
habe es schon einmal gesagt, und ich sage es auch 
heute hier wiederum ganz bewußt: Es müssen die 
Mehreren nicht immer die Gescheiteren sein! 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Die Budgetdebatte ist natürlich eine gute Gele­
genheit, zu versuchen, das zuletzt Festgestellte 
unter Beweis zu stellen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
bin zwar nicht mehr der Seniorensprecher, aber 
in meinem Alter fühle ich mich dennoch der älte­
ren Generation gegenüber verpflichtet, und da 
die Redezeit begrenzt ist, werden sich mein Bei­
trag und meine Vorschläge sicherlich in dieser 
Richtung bewegen. 

Hohes Haus! Es wird nicht mehr allzulang dau­
ern, dann wird jede dritte Österreicherin und je­
der dritte Österreicher der älteren Generation zu­
zurechnen sein. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Das ist 
jene Generation, die Österreich wiederaufgebaut 
hat, aber auch jene Generation, der wir letzten 
Endes viel von unserem Wohlstand zu verdanken 
haben. Es ist wohl mehr als recht und billig, daß 
wir uns gemeinsam bemühen, für diesen Perso­
nenkreis einen gesicherten Lebensabend zu ge­
währleisten. Genau dieser gesicherte Lebens­
abend kommt immer mehr in Gefahr. Die Lohn­
erhöhungen, die Pensionserhöhungen liegen 
längst schon unter der Inflationsrate. Allein schon 
dadurch wird die Kaufkraft immer geringer. An 
dieser Stelle muß ich einfach die Frage in den 
Raum stellen, was eigentlich das Wort des Herrn 
Bundeskanzlers gilt. Der Herr Bundeskanzler hat 
die Gehaltsempfänger, die Pensionsempfänger 
förmlich zur Mäßigung bei Erhöhungen in Anbe­
tracht der Rezession und der Budgetgesamtlage 
beschworen. Allerdings hat der Herr Bundes­
kanzler auch versprochen, keine Beitragserhö-

hungen, keine Gebührenerhöhungen, keine Ta­
riferhöhungen in dieser Zeit vorzunehmen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Die 
Realität ist aber eine völlig andere, und gerade das 
bereitet den Gehaltsempfängern, aber natürlich 
auch den Pensionisten beträchtliche Schwierig­
keiten. Was nützt eine großangekündigte Steuer­
reform mit einer durchschnittlichen Steuerer­
sparnis pro Bürger und Jahr von in etwa 3 500 S, 
wenn ich denselben Bürgern durch Preiserhöhun­
gen, durch Tariferhöhungen, durch Beitragserhö­
hungen, durch Gebührenerhöhungen jährlich in 
etwa 5 000 S wieder wegnehme. Das kann nicht 
so einfach widerspruchslos hingenommen wer­
den. (Beifall bei der FPÖ.) 

Anders ausgedrückt: Man kann auch auf solche 
Art den Bürgern sozusagen das Fell über die Oh­
ren ziehen. Letzten Endes kommen mir dann die­
se Bürger vor wie "Hans im Glück", der mit lee­
ren Händen dagestanden ist. Genau in diese Rich­
tung weist letztlich auch die Zinsertragsteuer, die 
immerhin auf beträchtliche 22 Prozent erhöht 
wird. Wir müssen uns dabei im klaren sein, daß 
wir damit nicht jenen Personenkreis treffen, der 
wirklich über Geld verfügt, denn dieser hat seine 
Pfründe längst in andere Sparformen oder ir­
gendwo im Ausland in Sicherheit gebracht. Ge­
troffen werden mit dieser Maßnahme Arbeiter 
und Beamte, auch Pensionisten, kleine Gewerbe­
treibende - die Bauern am wenigsten, die haben 
meist eh kein Geld -, die sich oft in sparsamer 
Weise einen Notgroschen auf die Seite gelegt ha­
ben. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Den 
Rest der Einkommensverminderung besorgt dann 
noch die Nettoanpassung. Ich will auch heute wie­
der meinen schon oft gemachten Vorschlag wie­
derholen, und ich muß eigentlich mit Freude fest­
stellen: Steter Tropfen höhlt den Stein. Es sind 
gewisse Ansätze vorhanden, nämlich bei Pen­
sionserhöhungen oder auch bei Lohnerhöhungen, 
vor allem in den niedrigen Kategorien, nicht nach 
Prozentsätzen, sondern mit Pauschalbeträgen, die 
west~ntlich über der prozentuellen Erhöhung lie­
gen müssen, vorzugehen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Bei­
spiele gefällig: Eine monatliche Pension in der 
Höhe von 50 000 S ist keine Seltenheit. Bei einer 
3prozentigen Erhöhung ergeben sich monatlich 
1 500 S mehr. Bei einer monatlichen Pension in 
der Höhe von 8 000 S - solche Pensionen gibt es 
zur Genüge - ergibt eine Pensionserhöhung um 
3 Prozent monatlich 240 S. Natürlich haben wir, 
ich sage es bewußt, dieses Mißverhältnis auch bei 
den Löhnen und bei den Gehältern. Ich möchte 
auch das feststellen. So muß sich die Schere zwi­
schen gut und weniger gut Verdienenden, hohen 
und niedrigen Pensionen, der Gegensatz zwischen 
reich und arm, ständig vergrößern. 

147. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 107

www.parlament.gv.at



16998 Nationalrat XVIII. GP - 147. Sitzung - 16. Dezember 1993 

Huber 

Herr Bundesminister! Wann werden Sie end­
lich in Ihrer Eigenschaft als Sozialminister gerade 
hier in dieser Richtung doch entsprechend tätig 
werden? 

Hohes Haus! Ich erwähne nur einen Artikel aus 
der "Presse" von gestern von Bernd Marin mit 
der Überschrift: "Pflegevorsorge - Volltreffer 
oder EtikettenschwindeI?" Geschätzte Damen 
und Herren! Dieser Artikel ist so gehalten, daß 
jeder, der irgendwie im Sozialbereich eingebun­
den ist oder engagiert ist, den besagten Artikel 
einfach nicht ignorieren kann. Ich erlaube mir, 
diesen Artikel zumindest auszugsweise wortwört­
lich wiederzugeben (Abg. S c h war zen b e r -
ger: Auch die positiven Aussagen!): "Für Behin­
derte und Pflegebedürftige, so Kritiker, änderte 
sich fast nichts, jedenfalls kaum etwas zum Besse­
ren. Sie bekämen nur unter anderem Titel, was sie 
schon früher erhielten. Stattdessen hätten Heime 
wie ambulante Dienste die Kostenbeitragssätze 
erhöht. Tatsächlich wurde einzelnen der aller­
ärmsten - Ausgleichszulagenbeziehern - bei 
gleichbleibender Unterstützung das Doppelte bis 
Zehnfache der bisherigen Tarife verrechnet" -
meine Kollegin Dr. Partik-Pable hat schon darauf 
hingewiesen -, "weil Länder erstmals die mini­
male Kostendeckung für aufwendige Dienstlei­
stungen anheben konnten. Stecken da öffentliche 
Hände nur Mittel aus der Bundes- in eine Länder­
tasche, am Bürger vorbei? Sanieren sich Gemein­
dekassen, anstatt mit den gesparten und neu abge­
schöpften Milliarden endlich die zugesagte flä­
chendeckende Versorgung an Gesundheits- und 
Sozialdiensten auszubauen?" (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Dr. Fe urs te in: Lesen Sie den 
letzten Absatz.' - Den letzten Satz!) 

Da wäre meine Redezeit zu lange, aber ich lese 
Ihnen noch einen Satz vor, Kollege Feurstein: 
"Österreich ist mit dem Pflegegeld auf dem rich­
tigen Weg. Der Weg ist freilich ein sehr weiter. Es 
gibt ein Re c h tau f P f leg e gel d, nie h t 
auf P f leg e. 0 e n n Gel d a I lei n 
p f leg t n ich t." (Abg. Dr. Fe urs te in: Aber 
das ist sehr wichtig.' Das ist der richtige Weg.') 

Hohes Haus! Ich komme zum Schluß. Eben 
dieser letzte Satz bestärkt mich in der Idee, in 
Zukunft beim Wohnungsbau mehr auf familien­
gerechte Aspekte Rücksicht zu nehmen. 

Was meine ich damit? Wohnungen in der dem­
entsprechenden Größe, aber letztlich auch, wenn 
es gewünscht wird - solche Familien gibt es zur 
Genüge -, mit einem in sich abgeschlossenen Al­
tenteil. Hier, glaube ich, sind die Bauern doch ein 
gewisses Vorbild, denn letztlich spielt sich die Al­
tersversorgung am Bauernhof genau in dieser 
Richtung ab. 

Ich weiß, daß bezüglich Pflege geld eine Vorsor­
ge getroffen ist, wenn es richtig gehandhabt wird. 

Eine Frau, die sich sonst irgendwo um einen Ar­
beitsplatz kümmern müßte, hätte ohne weiteres 
auch ein entsprechendes Einkommen, wenn sie 
ihren Vater oder ihre Mutter pflegt. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich 
glaube auch, daß die Kinder hievon profitieren 
würden, anstelle sich in einer Schule oder im Kin­
dergarten aufzuhalten, bei Oma und Opa zu sein. 
Sie würden dabei nichts Schlechtes lernen - im 
Gegenteil. Ich glaube aber auch, daß es wesent­
lich menschlicher wäre, alte Menschen letztlich 
doch im Familienverband lassen zu können. Ich 
bitte, auch dies zu berücksichtigen. (Beifall bei 
der FPÖ.) 11.43 

Präsident Dr. Lichal: Nächster auf der Redner­
liste: Herr Abgeordneter Klomfar. - Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

11.43 
Abgeordneter Klomfar (ÖVP): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Eine Vermehrung oder auch nur eine Sicherung 
von Arbeitsplätzen durch Arbeitszeitverkürzung 
ist für mich mehr als fragwürdig. Die Milchmäd­
chenrechnung, daß eine generelle Einführung der 
35-Stunden-Woche netto zusätzliche Arbeitsplät­
ze bringt, geht sicher nicht auf. Neu entflammt 
wurde diese Diskussion durch das sogenannte 
Volkswagen-Werk-Modell, bei dem es eine Ab­
senkung der Wochenarbeitszeit auf 28,8 Stunden 
bei 10 Prozent Lohnkürzung gibt. Allerdings 
wird jetzt aus dem VW-Konzern bekannt, daß im 
Jahre 1996 ein VW in 12 Stunden zusammenge­
baut werden soll, wozu jetzt noch 36 Stunden 
notwendig sind. Ersparen Sie mir eine weitere 
Schlußfolgerung daraus. 

Den Forderungen von Spitzenfunktionären der 
Gewerkschaften, weniger Arbeit auf mehr Arbei­
tende zu verteilen, schließen sich auch manche, 
nicht unbedeutende Journalisten an. Auch einige 
Industrievertreter freunden sich mit solchen Mo­
dellen an, wenn damit Lohnkürzungen verbun­
den sind. Alle mir bekannten Diskussionsbeiträge 
haben immer die schwindenden Industriearbeits­
plätze im Auge. Aber Österreich ist auf dem Weg, 
eine postindustrielle Gesellschaft zu werden. Die 
Industriearbeitsplätze sind auf unter 500 000, 
nämlich auf 487 000, gesunken - bei einer Ge­
samtzahl von 3,2 Millionen unselbständig Be­
schäftigten. Das heißt, daß sich die Diskussionen 
und Argumentationen um etwa 15 Prozent der 
Arbeitsplätze drehen. Was passiert aber nun bei 
einer generellen Arbeitszeitverkürzung mit den 
übrigen 85 Prozent der Arbeitenden? 62 Prozent 
der Arbeitsplätze in Österreich sind Dienstlei­
stungsarbeitsplätze. Was passiert im Tourismus, 
wo das Wachstum in den letzten Jahren aus den 
lohnintensiven gehobenen Kategorien stammt? 
Was passiert im handwerklichen lohnintensiven 
Gewerbe, was im Fachhandel, was im Verkehr? 
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Klomfar 

Nehmen Sie zum Beispiel den Taxi-Bereich. 
Was passiert, wenn sich ein zunehmender Teil der 
Konsumenten, die teurer werdende DienstIei­
stungsstunde nicht mehr leisten kann oder nicht 
mehr leisten will? So wird das Verbraucherver­
halten sein. 

Meine Damen und Herren! Je mehr die Zahl 
der Dienstleistungsarbeitsplätze und die Zahl der 
Industriearbeitsplätze auseinanderklaffen, desto 
arbeitsplatzvernichtender wirkt sich eine Arbeits­
zeitverkürzung aus. Im Tourismus, in der Hotel­
lerie geht das dann in Richtung Appartementver­
mietung, in der Gastronomie geht es in Richtung 
Selbstbedienung, was natürlich wieder Arbeits­
platzverluste bedeutet. 

Lassen Sie mich das noch an einem anderen 
banalen Beispiel, vielleicht etwas überzeichnet, 
darstellen. Wenn eine Stunde für das Pflücken 
von Zwetschken für einen Pflücker mehr kostet, 
als der Konsument bereit ist, für Zwetschken zu 
bezahlen, dann werden die Zwetschken am Baum 
bleiben, und dem Pflücker zahlen wir die Arbeits­
lose. 

Damit bin ich beim zweiten Punkt: Ich fordere 
eine aktive Strategie, nämlich daß man Arbeit fi­
nanzieren sollte, an statt eine passive Strategie, 
nämlich vermehrt Arbeitslose zu finanzieren. 

Meine Damen und Herren! In Österreich geht 
uns nicht die Arbeit aus, es geht uns nur die Ar­
beit um 225 S pro Stunde aus - das ist der heuti­
ge Durchschnitt einer Dienstleistungsstunde. Bei 
einer Arbeitszeitverkürzung von zum Beispiel 40 
auf 35 Stunden würde sich diese Dienstleistungs­
stunde sofort von 225 Sauf 253 S erhöhen. Aber 
kehren wir zu dem Mann zurück, der Zwetschken 
pflückt. 

Als erstes müssen wir unser Lohnsystem än­
dern und vom "Senioritätsprinzip" abkehren, 
denn derzeit bekommt ein 50jähriger für das 
Zwetschken pflücken um vieles mehr als ein 
20jähriger. 

Zweitens müssen wir unsere Lohnzusatzkosten, 
die weltweit gesehen am höchsten sind, senken, 
damit würden wir auch die Kosten der Dienstlei­
stungsstunde von derzeit 225 S senken. 

Drittens ersuche und bitte ich die Verantwortli­
chen - damit meine ich meine Kollegen in der 
Sozialpartnerschaft -, kreative und innovative 
Diskussionen in Gang zu setzen - mein Beitrag 
hier und heute soll ein Anstoß dazu sein -, um 
zur Finanzierung von Arbeit statt von Arbeitslo­
sigkeit Systeme zu entwickeln, die vielleicht heute 
nicht verwirklichbar erscheinen, aber morgen 
Realität sein könnten. Im Prinzip sollte der Staat 
die Lohndifferenz dem zu teuer gewordenen 
Pflücker in dem Ausmaß ersetzen, daß die 

Zwetschken nicht am Baum hängen bleiben müs­
sen, sondern gepflückt und vom Konsumenten 
gekauft werden können. Das kostet volkswirt­
schaftlich weniger als das Nicht-Pflücken von 
Zwetschken und das Arbeitslosengeld. 

Ich darf zusammenfassen: Eine Arbeitszeitver­
kürzung mit Lohnverzicht bedeutet schlechtere 
Auslastung von den Produktionsanlagen und 
Kaufkraftminderung. Eine Arbeitszeitverkürzung 
ohne Lohnausgleich bringt eine vermehrte Ver­
nichtung von Dienstleistungsarbeitsplätzen. Zur 
Erhaltung und Vermehrung von Arbeitsplätzen 
fordere ich erstens eine Abkehr von der "Seniori­
tät" im Gehaltsprinzip - das ist nämlich kontra­
produktiv -, zum zweiten eine Senkung der 
Lohnzusatzkosten zumindest auf das europäische 
Durchschnittsniveau und drittens die Finanzie­
rung von Arbeit anstatt Arbeitslosigkeit. - Dan­
ke. (Beifall bei der ÖVP.) li.50 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Edith Haller. - Bitte, Frau 
Abgeordnete. 

11.50 
Abgeordnete Edith Haller (FPÖ): Sehr geehr­

ter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Eine "MARKET"-Umfrage vom Juli dieses 
Jahres, die durchgeführt wurde, um herauszufin­
den, worüber sich der Österreicher Gedanken 
macht, hat ergeben, daß nach der Bedrohung 
durch die Umweltverschmutzung, nach der Sorge 
um die gesicherte Zukunft unserer Kinder, nach 
der Sorge um die weitere Entwicklung in der Ju­
goslawien-Krise bereits an vierter Stelle die Sorge 
steht, ob die Pensionen und Renten in Zukunft 
gesichert sind. 

Eine wichtiger Punkt im Arbeitsübereinkom­
men dieser Regierung war es auch, eine dauerhaf­
te Absicherung der Finanzierung im Bereich der 
Pensionen zu erreichen. Mit den Stimmen der 
Regierungsparteien wurde vor einiger Zeit hier 
im Plenum eine sogenannte Reform beschlossen, 
von der heute bereits klar ist, daß sie die an sie 
gestellten Anforderungen in diesem Bereich si­
cher nicht erfüllen wird. 

Mit populistischen Inhalten wie "Gleitpen­
sion" , "Nettoanpassung" , "Anrechnung von Kin­
dererziehungszeiten" wurde Herrn und Frau 
Österreicher ein Machwerk präsentiert, das sich 
bei näherer Betrachtung als großes Täuschungs­
manöver herausgestellt hat und den Anforderun­
gen einer echten Pensionsreform nur in Ansät­
zen, wenn überhaupt - und das auch nur bei 
positivster Betrachtung - gerecht wird. 

Wir hat man uns Freiheitliche hier im Plenum 
geschmäht, als wir bei der Beschlußfassung zur 
51. ASVG-Novelle versucht haben, die Schwadl­
stellen dieser sogenannten Reform aufzuzeigt:ll~ 
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Edith Haller 

Und wie haben sich die Abgeordneten von den 
Regierungsparteien in Lobgesängen über diese 
Reform ergangen! 

In der Zwischenzeit mehren sich die kritischen 
Stimmen von den Fachleuten, und Fachleute war­
nen auch davor, diese stufenweise Kosmetik am 
Pensionssystem in der gewohnten Art und Weise 
fortzusetzen. 

Zum Beispiel gestand der Generalsekretär der 
Wirtschaftskammer , Ihr Parteikollege, Abgeord­
neter Stummvoll (Abg. Dr. S l U m m voll, den 
Saal betretend: Ich komme gerade richtig!) - das 
ist sehr schön, daß Sie gerade kommen -, bei den 
St. Wolfganger Gesprächen im September dieses 
Jahres ein, daß bei der Pensionsversicherung die 
Rahmenbedingungen zusehends schwieriger wer­
den und daß die Pensionsversicherung trotz der 
erfolgten Reform zunehmend mit wachsenden Fi­
nanzierungsproblemen zu kämpfen hat. 

Sie führen etliche Punkte dafür an, und ich 
kann Ihnen nur zustimmen, daß der Eintritt in 
das Erwerbsleben später erfolgt, daß es in den 
letzten 15 Jahren um 100 000 Studenten mehr 
gibt, daß die Zahl der Arbeitslosen stark im Stei­
gen begriffen ist, daß das faktische Pensionsalter 
ständig sinkt, die Lebenserwartung dagegen stark 
steigt, daß die Überalterung der Bevölkerung 
stark zunimmt und daß es im Jahr 2030 um 
1 Million mehr Über-60jährige geben wird. Das 
sind alles Fakten. 

Sie sagen aber auch, daß die Erwerbsquote der 
60- bis 64jährigen in Österreich im internationa­
len Vergleich mit 9,3 Prozent am niedrigsten ist. 
Auch das ist ein Faktum. 

Sie gestehen auch ein, daß die österreichischen 
Pensionsbeiträge mit 22,8 Prozent die höchsten 
in allen wesentlichen Industrieländern sind, und 
dasselbe gilt für den Anteil der öffentlichen Aus­
gaben für die Pensionsleistungen am Bruttoin­
landsprodukt. 

Sie sagen auch, daß die Misere letztlich kein 
Problem der doch eher niedrigen Pensionshöhe 
ist, sondern sie liegt in der Me~ge der Pensionen. 
Hier haben Sie meine volle Ubereinstimmung, 
Herr Generalsekretär! 

Ich glaube, Sie stimmen auch mit mir darin 
überein, daß zur Lösung der großen Probleme in 
diesem Bereich ein Konzept für die Zukunft not­
wendig sein wird, daß ein Paket von Lösungsvor­
schlägen zu schnüren ist. Es wird nicht möglich 
sein, die Beiträge noch weiter zu erhöhen, da wir 
ohnehin schon am Plafond angelangt sind. 

Ein erster Beitrag zur Problemlösung wäre si­
cher, angesichts der steigenden Lebenserwartung 
die Lebensarbeitszeit zu verlängern. Aber auch 

hier sind in der 51. ASVG-Novelle die Anreize 
bei weitem nicht ausreichend. 

Herr Generalsekretär! Sie haben auch Überle­
gungen angestellt, in dieser Beziehung auf ein Bo­
nus/Malus-System überzugehen. Genau das glei­
che habe ich bereits bei der Debatte zur Be­
schlußfassung über die 51. ASVG-Novelle von 
diesem Pult aus angerissen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vor allem aber wird man um eines nicht her­
umkommen, wenn man sich mit dem Problem 
ernsthaft auseinandersetzen will: Man wird sich 
zum Generationenvertrag bekennen müssen, und 
man wird versuchen müssen, den Bruch des Soli­
darpakts zwischen Jung und Alt zu verhindern. 

Es muß dabei auch bedacht werden, daß das 
Kapitaldeckungsverfahren, das das Liberale Fo­
rum immer als Lösung des Problems in diesem 
Bereich sieht, dann nicht funktioniert, wenn im­
mer weniger und weniger Nachkommen da sind. 
Und gerade die kinderlosen Ehepaare sollten be­
denken, daß sie mit dem bloßen Einzahlen von 
Beiträgen die Verpflichtung des Generationen­
vertrages nur zu einem Teil erfüllen. 

Das österreichische Pensionsversicherungssy­
stem ist ein Umlagesystem, und jeder Versicherte 
bezahlt im Schnitt höchstens 60 Prozent dessen 
ein, was er letztlich an lebenslangen Leistungen 
erhält. Deshalb ist jedes geborene Kind als "Natu­
ralleistung" für dieses System zu betrachten, und 
das bitte ich nicht zu vergessen. 

Trotzdem wird die Leistung der Kindererzie­
hung in Österreich immer noch viel zu wenig ho­
noriert, vor allem gerade im Hinblick auf die zu­
künftige Finanzierbarkeit der Pensionen. Das, 
was mit der 51. ASVG-Novelle im Bereich der 
Kindererziehungszeiten beschlossen worden ist, 
kann höchstens ein erster winziger Schritt in die 
richtige Richtung sein, dem noch sehr viele ande­
re folgen müssen. 

Herr Kollege Schwarzenberger! Eines muß ich 
Ihnen schon sagen - das sind nicht meine Zah­
len, die ich präsentiere, sondern das ist die An­
sicht von Fachleuten -: Trotz der positiven An­
sätze dieser Anrechnung von Kindererziehungs­
zeiten gibt es durch diese neue Anrechnung eine 
große Verschlechterung, und über 80 Prozent der 
Frauen sind davon betroffen. Das deshalb, weil 
man Zug um Zug die alte Berechnung aufgeho­
ben hat, die für viele davon betroffene Frauen die 
bessere gewesen wäre. 

Durch die neue Anrechnung findet einfach ein 
gewisser Vorzieheffekt statt, der den beiden Koa­
litionsparteien gerade im Hinblick auf die kom­
menden Wahlen ... (Abg. Sc h war zen b e r­
ger: Aber nur bei weniger Jahren und hoher Be­
messllIzgsgrundlage!J Nicht nur, Herr Kollege 
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Schwarzenberger! Sie wollten einen Vorziehef­
fekt gerade in bezug auf die kommenden Wahlen 
haben. Das ist Ihnen wirklich gelungen, aber 
langfristig überwiegen die Einsparungen in die­
sem Bereich. 

Es ist unter Fachleuten ein offenes Geheimnis, 
daß die erfolgte Pensionsreform zu Lasten der 
Frauen gegangen ist. Ich finde es ganz schlimm, 
daß gerade die Frauenpolitikerinnen der beiden 
Koalitionsparteien in diesem Bereich ihre Ge­
schlechtsgenossinnen verraten haben. (Beifall bei 
der FPO.) 

Herr Kollege, ich bringe Ihnen jetzt ein zugege­
benermaßen etwas extremes Beispiel. Ich ziehe 
dafür die gut verdienenden Frauen heran, doch 
ich bringe es gerade deshalb, um die Diskrepanz 
zwischen dem alten und dem neuen System auf­
zuzeigen. 

Bei einer Bemessungsgrundlage von 18 000 S 
hätte die Frau nach der alten Berechnung bei we­
niger als 30 Versicherungsjahren 540 S pro Kind 
erhalten, und zwar bei einer Geburt des Kindes 
vor 1971; bei einer Geburt nach 1971 882 S, bei 
einer Geburt nach 1992 1 224 S. Nach dem neuen 
System erhalten die Frauen einheitlich 441 S bei 
weniger als 30 Jahren und gar nur 348 S bei mehr 
als 30 Versicherungsjahren. (Abg. Sc h war­
zen be r ger: 3 Prozent sind es nur bei 15 Ver­
sicherungsjahren!) Herr Kollege Schwarzenber­
ger, das sind Berechnungen, die ich Fachbüchern 
entnommen habe, die nicht von mir stammen, 
und es wird Ihnen schwerfallen, diese Berechnun­
gen anzufechten. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
Sc h war zen be r ger: 3 Prozent sind es nur 
bei 15 Versicherungsjahren.') 

Herr Kollege Schwarzenberger! Angesichts die­
ser langfristigen SchlechtersteIlung von 80 Pro­
zent Frauen, die davon betroffen sind, ist es wohl 
wirklich schwer, von Verbesserungen zu spre­
chen. Daß diese Schlechterstellung natürlich aus 
den an und für sich notwendigen Einsparungen 
bei der künftigen Finanzierung der Pensionen re­
sultiert, ist auch klar. Eine volle Anrechnung der 
Kindererziehungszeiten, wie wir sie wahrschein­
lich alle gewünscht hätten - auch Sie, das gestehe 
ich Ihnen zu -, hätte 12 Milliarden Sch illing ge­
kostet. Sie wäre aber nach meinem Dafürhalten 
längerfristig betrachtet sicher zu rechtfertigen ge­
wesen, und es gäbe hier auch eine Lösung, nur 
will man dieses heiße Eisen wieder einmal nicht 
anfassen. 

Sie könnte zum Beispiel so aussehen, daß man 
den kinderlosen Ehepaaren in Zukunft so wenig 
steuerliche Anreize und Begünstigungen gibt, daß 
ihnen Kinder auch aus finanziellen Erwägungen 
heraus willkommen wären. Auf alle Fälle ist aus 
meiner Sicht nicht einzusehen, daß Einsparungen 
auch bei den Pensionen und bei der Pensionsfi-

nanzierung immer nur zu Lasten der Frauen ge­
hen. Und daß die mit der 51. ASVG-Novelle ge­
troffene Lösung langfristig für die Finanzierung 
der Pensionen kontraproduktiv ist, das behaupte 
nicht nur ich, das behauptet auch eine Reihe von 
Fachleuten, und es nützt Ihnen alles nichts, ob Sie 
das hören wollen oder nicht. (Beifall bei der FPÖ. 
- Bundesminister He sou n: Wer sind diese 
FachLeute?) Ich kann Ihnen die Unterlagen geben, 
Herr Bundesminister! 

Besonders verwerflich finde ich es aber - ich 
bedaure es wirklich zutiefst -, daß man durch 
die großartige populistische Ankündigung dieser 
neuen Kinderanrechnungszeiten in den Frauen 
eine Erwartungshaltung geweckt hat, die die be­
schlossene Lösung auch nicht annähernd erfüllen 
kann. Es ist ganz klar, daß Frauen, die zum Bei­
spiel vier eigene Kinder und dann noch vier Stief­
kinder großgezogen haben, einfach nicht begrei­
fen wollen und nicht begreifen können, daß sie 
aus dieser neuen Regelung überhaupt keine Vor­
teile haben werden. Das ist kein Einzelfall, denn 
solche Fälle gibt es en masse, und immer mehr 
Frauen werden gewahr, daß man mit ihnen ei­
gentlich ein böses Spiel getrieben hat. 

Ich kann meinerseits nur hoffen, daß Ihnen die 
Frauen ihre Rechnung bei den nächsten Wahlen 
präsentieren werden. (Beifall bei der FPÖ.) 12.()3 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Hesoun. - Bitte, Herr 
Bundesminister. 

12JH 

Bundesminister für Arbeit und Soziales 
Hesoun: Sehr verehrter Herr Präsident! Geschätz­
te Damen und Herren! Ich habe nur wenige Mi­
nuten zur Verfügung, wie mir der Herr Präsident 
mitgeteilt hat, und möchte mich daher ganz kurz 
fassen. 

Herr Kollege Huber! Es ist unsenos, einen 
anerkannten Wissenschaftler hier falsch zu zitie­
ren. Es ist unseriös, und es ist eigentlich eine Vor­
gangsweise, die - und das ist noch sehr zart aus­
gedrückt - etwas hinterhältig ist. (Abg. H II b e r: 
Ich habe wortwörtlich zitiert.' Ich habe nicht falsch 
zitiert!) Wenn sich ein Wissenschaftler nicht 
rechtfertigen kann, wenn Sie ihn falsch zitieren, 
werde ich es an seiner Stelle tun. (Abg. Hub e r: 
Ich habe ihn richtig zitiert!) 

Er sagte: "Ein Jahrhundertgesetz, in gesell­
schaftspolitisches Neuland gesetzt, löst unver­
meidlich überzogene Hoffnungen und Enttäu­
schungen aus." - Ich beziehe mich auf den Arti­
kel "Pflegevorsorge - Volltreffer oder Etiketten­
schwindel?" Sie haben verabsäumt, Herr Huber, 
dazuzusagen: " ... oder, wie Kritiker unterstel­
len". Es sind nicht die Worte des Wissenschaft-
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Bundesminister für Arbeit und Soziales Hesoun 

lers, sondern er hat das zitiert, was Kritiker unter­
stellt haben. 

Zum zweiten - und das ..ist viel wichtiger -
sagt er: "Soviel ist sicher: Osterreich liegt, und 
zwar als Vorreiter, im internationalen Trend. Die 
Pionierleistung des Pflegegeldes ist unbestreit­
bar." - Das haben Sie ganz bewußt hier nicht 
zitiert, sondern Sie haben hier falsch zitiert. Und 
wenn Sie hier eine Vorlesung machen, dann, bit­
te, lesen Sie, was hier schwarz auf weiß gedruckt 
i~.t, und nicht das Weiße. (Beifall bei 5PÖ und 
OVP.) 

Dieser Wissenschaftler stellt die richtige Be­
hauptung in den Vordergrund, indem er sagt: 
"Aus einem Hilflosenzuschuß wurde ein Bürger­
recht; abhängig vom Pflegebedarf, nicht vom Ein­
kommen. Keine Sozialschicht, Altersgruppe oder 
Behinderung ist ausgeschlossen; auch ansässige 
Ausländer sind es nicht. Das Pflegegeld ist höher 
als anderswo in Europa." - Diese Feststellungen 
haben Sie ganz bewußt unterlassen beziehungs­
weise falsch zitiert. 

Und ein weiteres Zitat: "Österreich ist mit dem 
Pflegegeld auf dem richtigen Weg." 

Ich möchte gleich eine zweite Richtigstellung 
hier anbringen bezüglich dessen, was von Frau 
Abgeordneter Partik-Pable hier zum Ausdruck 
gebracht wurde hinsichtlich der angeblichen Aus­
sagen des Herrn Sektionschefs Steinbach. Sie hat 
hier eine Presseaussendung oder eine Pressemit­
teilung zitiert, die von Herrn Dr. Steinbach rich­
tiggestellt wurde. Ich stehe nicht an, hier wörtlich 
zu verlesen, wie diese Richtigstellung lautet. 

"Keine Horrorzahlen in Mißbrauchsdebatten. 
- Es sei nicht seriös und zweckdienlich, die Dis­
kussion um den Mißbrauch sozialer Leistungen 
mit den aus der Luft gegriffenen Horrorzahlen zu 
bereichern", stellte Sektionschef Dr. Günther 
Steinbach zu Spekulationen über angebliche Mil­
liardensummen fest, die der Arbeitslosenversiche­
rung durch "Arbeits unwillige" entgehen würden. 
"Diese Zahlen sind von mir nie genannt worden" , 
meint er, und er stellt daher richtig, daß diese 
Zahlen, die in den betroffenen Medienberichten 
zitiert wurden, nie von seiner Seite ausgesprochen 
wurden. 

Und ich sage ganz offen: Was Herr Dr. Stein­
bach als Sektionschef in seiner Funktion als Lei­
ter dieser Sektion in diesem schwierigen Bereich 
in den vergangenen Jahrzehnten geleistet hat, 
möchte ich von dieser Stelle aus mit aufrichtigem 
Dank erwähnen. - Danke für Ihre Aufmerksam­
keit. (BeifaLL bei SPÖ und ÖVP.) 12JJ6 

Präsident Dr. Lichal: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich Herr Abgeordneter Huber 
gemeldet. 

Herr Abgeordneter Huber! Sie wissen, wie 
schwierig es ist, tatsächliche Berichtigungen auch 
als solche zu erkennen. (Abg. Hub e r: Das ist gar 
nicht so schwierig! - Heiterkeit.) Ich darf Sie da­
her auf die geschäftsordnungsmäßigen Bestim­
mungen aufmerksam machen. 

12.07 

Abgeordneter Huber (FPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine geschätzten Damen 
und Herren! Ich stelle richtig, daß der Herr So­
zialminister mich falsch zitiert hat. Ich könnte es 
so sagen: Das Glas ist halb voll - oder es ist halb 
leer. Das Protokoll ist durchaus in der Lage, das 
zu klären. Ich weise entschieden zurück, daß ich 
besagten Journalisten falsch zitiert habe. Ich habe 
ausdrücklich erklärt, ich zitiere aus diesem Arti­
kel auszugsweise, und das werden sie mir überlas­
sen, was ich auszugsweise zitiere. (Heiterkeit. -
Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. 5 c h w im me r: 
Jetzt hat er zugegeben. daß er die Halbwahrheit 
gesagt hat! Das war ein durchaus nützlicher Bei­
trag!) 12.08 

Präsident Dr. Lichal: Na ja. - Wir gehen in der 
Rednerliste weiter. Als nächster kommt Herr Ab­
geordneter Koppler zum Wo~t. - Bitte, Herr Ab­
geordneter. (Rufe bei der FPO: Oje.') 

12.08 

Abgeordneter Koppler (SPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bin sehr be­
wegt über Ihre Freude, daß ich hier zum Redner­
pult komme. 

Ich möchte auf meine Vorrednerinnen Motter 
und Heindl nicht eingehen, aber ich möchte des­
wegen ganz kurz auf die Wortmeldung des Kolle­
gen Dolinschek eingehen, weil ich in persönlichen 
Gesprächen immer wieder feststellen kann, daß 
Herr Abgeordneter Dolinschek ein sehr verant­
wortungsbewußter Belegschaftsvertreter ist. (Bei­
fall bei der FPÖ.) Was er aber heute in seinem 
Debattenbeitrag von sich gegeben hat, trägt nicht 
dazu bei, den sozialen Frieden zu erhalten (Bei­
fall bei der 5PÖ und bei Abgeordneten der ÖVP). 
sondern trägt nur dazu bei, Intoleranz und Haß 
zu schüren. (Abg. Anna Elisabeth Au m a y r: 50 
geht es nicht! Hat dir das der Vranitzky einge­
schärft, daß du das sagen mußt?) Ich gehe nicht 
auf die bewegten Tage der letzten Wochen ein, 
aber ich möchte das doch sehr deutlich sagen. 

Auf den Kollegen Meisinger gehe ich wirklich 
nicht mehr ein, denn er trägt ja hier schon seit 
einigen Jahren immer dasselbe vor. Nur strotzen 
die Ausführungen des Kollegen Meisinger vor 
Falschaussagen und Unterstellungen, und er -
und ich weiß, was ich sage - degradiert dieses 
Parlament zu einem Komödienstadl. (Beifall bei 
5PÖ und ÖVP.J 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lie­
be Kolleginnen und Kollegen! Die wirtschaftli­
chen Schwierigkeiten hinterlassen ihre Spuren 
auch in der Sozialpolitik, und vor Jahren noch 
unvorstellbare sozialrechtliche Anpassungen 
mußten vollzogen werden und wurden auch voll­
zogen. 

Auch wenn für einzelne Personengruppen das 
soziale Klima etwas rauher wurde, bestätigen uns 
die internationalen Erfolge in der Sozialpolitik 
die Richtigkeit des eingeschlagenen Weges, und 
ich glaube, wir können darauf stolz sein. 

Ich möchte einige Beispiele aus den letzten Jah­
ren bringen. Da wäre einmal die Pflegevorsorge: 
Sie unterstützt 350 000 pflegebedürftige Perso­
nen mit einem Pflegegeld zwischen 2 500 und 
20 000 S. Um diesen Erfolg, glaube ich, beneiden 
uns viele Staaten, besonders Deutschland. Wir 
verfolgen ja zurzeit die Diskussionen, die es in 
Deutschland in dieser Problematik gibt. 

Weiters haben wir die Strukturmilliarde be­
schlossen. ein sehr wichtiges Gesetz, denn das ar­
beitspolitische Sonderprogramm verbesserte 
durch konkrete Aus- und Weiterbildungspro­
gramme die Berufschancen zahlreicher österrei­
chischer Arbeitnehmer. 

Angeregt durch große Erfolge der Unzer 
Stahlstiftung bei der Wiedereingliederung von 
Stahlarbeitern ins Berufsleben durch Maßnah­
men der Aus- und Weiterbildung wurde eine ver­
besserte Basis für Arbeitsstiftungen geschaffen. In 
der Zwischenzeit gibt es in fast allen Bundeslän­
dern Arbeitsstiftungen. Ich erinnere daran - das 
wird auch der Kollege Meisinger wissen -, daß 
der Ausgangspunkt hinsichtlich der Beschlußfas­
sung dieses Gesetzes unser Unternehmen gewe­
sen ist, wobei auch die Betriebsräte sehr aktiv wa­
ren, daß es zu diesen Arbeitsstiftungen gekom­
men ist. Wir danken dem Sozialminister heute 
noch dafür, daß wir hinsichtlich dieses wichtigen 
Gesetzes auch die nötige Unterstützung bekom­
men haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
wurde ein Maßnahmepaket für ältere Dienstneh­
mer geschnürt. welches älteren Arbeitnehmern 
hilft, ihren Arbeitsplatz zu schützen. Das ist, 
glaube ich, sehr wichtig. Gleichzeitig wurden die 
Voraussetzungen für finanzielle Ansprüche ver­
bessert. Damit trägt die Beschäftigungssiche­
rungsnovelle den praktischen Erfahrungen im 
Arbeitsleben Rechnung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, daß die genannten Beispiele in Zukunft 
auch für die österreichische Wirtschaft eine ganz 
große Bedeut~ng haben werden. Die umsichtige 
Sozialpolitik Osterreichs ist beispielhaft, und ich 
weiß - und wir alle wissen es -, daß uns andere 

Länder um diese umsichtige Sozialpolitik benei­
den. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte hier und heute die Gelegenheit wahrneh­
men, dem Herrn Bundesminister und den Mitar­
beiterinnen und Mitarbeitern des Ministeriums 
sehr herzlich zu danken - das wurde heute auch 
schon an anderer Stelle gesagt - für die wirklich 
sehr schwierige Aufgabe, die sie gerade 1993 hin­
ter sich gebracht haben. Ich möchte mich auch 
bedanken, daß sie immer Verständnis gehabt ha­
ben für die Betriebsräte und für die Gewerkschaf­
ter, die gekommen sind, um die berechtigten An­
liegen der Arbeitnehmer vorzutragen. Auch das 
war beispielhaft und sehr wich~ig für unsere Ar­
beitnehmer. (Beifall bei der SPO.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was 
ist aus meiner Sicht wichtig, was ist aus unserer 
Sicht wichtig hinsichtlich der sozialpolitischen 
Ziele für 1994? - Eines unserer vorrangigsten 
Ziele in der Sozialpolitik für 1994 muß eine akti­
ve Beschäftigungspolitik sein, die drohende Ar­
beitslosigkeit bestmöglichst verhindert. Die So­
zialpolitik 1994 muß den notwendigen Struktur­
wandel in unserer Wirtschaft mit unterstützen, 
um soziales Einkommen zu sichern und soziale 
Konflikte vermeiden zu können. 

Dabei sollen zwei Grundsätze beachtet werden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren: Helfen 
wir vor allem jenen, die arbeiten können und ar­
beiten wollen, helfen wir aber auch jenen, die aus 
gesundheitlichen Gründen nicht mehr arbeiten 
können! Entlasten wir jene Beschäftigungsgrup­
pen, die durch besonders schwere körperliche Be­
lastungen, in Schichtarbeit oder in Nachtarbeit 
ihre Gesundheit verschleissen! Kürzen wir ihre 
Beschäftigungsdauer zugunsten arbeitssuchender 
Arbeitnehmer - hier bin ich sicher anderer Mei­
nung als Herr Abgeordneter Klomfar -, denn da­
mit könnten wir beiden Gruppen helfen, und die 
sozialen Kosten würden sogar sinken. 

Das Budgetkapitel Soziales, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, ermöglicht diesen sozial­
politischen Spielraum. Die Sozialdemokraten ge­
ben diesem Kapitel ihre Zustimmung. - Ein 
herzliches "Glück auf!". (Beifall bei der SPÖ und 
bei Abgeordneten der ÖVP.) /2.14 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Straßberger. - Bitte, Herr Abge­
ordneter. 

12./4 

Abgeordneter Straßberger (ÖVP): Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ge­
schätzte Damen und Herren! Hohes Haus! Der 
Voranschlag für 1994 sieht für das Kapitel 15 ins­
gesamt 80,2 Milliarden Schilling an Ausgaben vor 
und an Einnahmen 52,02 Milliarden Schilling. In 
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diesem Budget ist eine Differenz von den Einnah­
men zu den Ausgaben von 28,2 Milliarden Schil­
ling. 

Meine Damen und Herren! Diese Differenz re­
sultiert vor allem aus der Budgetierung des Bun­
despflegegeldes für das Jahr 1994 - es wurde 
heute schon angezogen - in der Höhe von 
17,9 Milliarden Schilling. Das bedeutet, daß sich 
im Jahr 1994 noch eine Restdifferenz zwischen 
Einnahmen und Ausgaben von in etwa 10,3 Milli­
arden Schilling ergibt. Von diesen 10,3 Milliarden 
Schilling sind fast 50 Prozent für die Aufstockung 
des Arbeitslosengeldes in der Höhe von 4,8 Milli­
arden Schilling bestimmt. Die Notstandshilfe 
wurde um 1,7 Milliarden Schilling erhöht und das 
Karenzgeld um 1,5 Milliarden Schilling. 

Ich möchte mich nunmehr mit den arbeits­
marktpolitischen Maßnahmen gemäß § 39a des 
AMFG beschäftigen. Uns allen hier in diesem 
Hohen Haus, geschätzte Damen und Herren, ist 
die triste Situation am Arbeitsmarkt sehr wohl be­
kannt. Ich darf dazu bemerken, daß die Arbeitslo­
sigkeit in Österreich im Vergleich zu anderen 
Ländern nicht so schlimm ist, dennoch ist sie für 
unser Land schlimm genug. Die Arbeitslosigkeit 
in Europa beträgt durchschnittlich 10,7 Prozent. 
Die OECD-Werte haben wir heute schon gehört. 
Die Prognosen sahen vor, daß der Schnitt für das 
Jahr 1993 7,1 Prozent betragen würde, für 1994 
werden in etwa 7,5 Prozent prognostiziert. 

Verehrte Damen und Herrenl Allein in der 
Obersteiermark beträgt die Arbeitslosigkeit weit 
über 10 Prozent. Im Bezirk Mürzzuschlag, aus 
dem ich komme, haben wir mit Ende November 
des heurigen Jahres eine Arbeitslosigkeit von 
9,5 Prozent. Bedenklich scheint mir zu sein, daß 
die Arbeitslosenquote in der Obersteiermark 
1981 2,6 Prozent betragen hat, Ende 1992 aber 
bereits 9,8 Prozent. Auch die Wartezeiten auf ei­
nen Wiedereintritt in den Arbeitsprozeß hat 1981 
durchschnittlich 10 Wochen gedauert, 1992 weit 
über 20 Wochen. 

Gerade hinsichtlich der Langzeitarbeitslosig­
keit sind die Fakten in der Obersteiermark wirk­
lich unerfreulich. Von allen arbeitslosen Men­
schen in der Obersteiermark - der sogenannten 
Mur-Mürz-Furche - sind 44.2 Prozent über 
50 Jahre alt. In diesen - und das ist. glaube ich, 
am schlimmsten - Über-50jährigen Arbeitslosen 
sind zwei Drittel in der Langzeitarbeitslose. Das 
heißt, diese Menschen finden länger als sechs Mo­
nate keine Arbeit. Nach der neuesten Statistik ha­
ben die Menschen in diesem Gebiet zurzeit eine 
Wartezeit von 309 Tagen, das sind in etwa 
10 Monate. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Gerade in 
diesem Bereich müßten wir meiner Meinung 
nach den Unternehmungen für die Weiterbe-

schäftigung älterer Arbeitnehmer, für den bevor­
stehenden Abfertigungsanspruch und für weitere 
soziale Abgeltungen unbedingt unter die Arme 
greifen. Hier muß umgehend eine Systemände­
rung wirksam werden, damit diese Menschen, 
welche enorme Berufs- und Betriebserfahrungen 
haben, weiter in den Betrieben beschäftigt blei­
ben können. 

Natürlich können sich ältere Menschen oft nur 
sehr schwer auf neue Technologien einstellen -
das ist bekannt -, es ist aber auch ein psychologi­
sches Problem, wenn man mit 52 Jahren oder et­
was mehr in die sogenannte Frühpension, sprich 
Langzeitarbeitslose, geschickt wird, und zwar des 
öfteren von Unternehmungen, die mit solchen 
Aktionen nur ihre Beschäftigungsstatistik frisie­
ren wollen. 

Letztendlich müssen wir aber imstande sein, 
dafür eine Lösung zu finden. Österreich kann auf 
ein soziales Netz verweisen, von dem wirklich vie­
le Länder dieser Welt nur träumen können. Aber 
nichtsdestotrotz dürfen wir in unserem Lande 
nicht so tun, als wäre ohnehin alles in Ordnung. 

Die Organisation und das System der Arbeits­
marktverwaltung werden des öfteren auch kriti­
siert. Ich erlaube mir, festzustellen, sehr geehrter 
Herr Bundesminister, daß neue Institutionen, wie 
zum Beispiel die Arbeitsmarktserviceeinrichtung, 
grundsätzlich kein Allheilmittel sind. Ich glaube, 
man muß vielmehr bemüht sein, auf mehr Effi­
zenz bei den bestehenden Institutionen zu setzen. 
Wir müssen den Mut aufbringen, die Tatsachen 
aufzugreifen und auch danach zu handeln. 

Ich darf Ihnen ein Beispiel aus der jüngsten 
Vergangenheit aus dem Mürztal schildern: Ein 
metallverarbeitender Betrieb hat einen Großauf­
trag auf zehn Monate bekommen und mußte eine 
vierte Produktionsstraße einrichten. Dieses Un­
ternehmen hat das ordnungsgemäß beim Arbeits­
amt angemeldet, das Arbeitsamt hat 20 Leute 
dorthin vermittelt. Jetzt. geschätzte Damen und 
Herren, komme ich zu einem Punkt, den man si­
cher nicht goutieren kann: Von diesen 20 Leuten 
waren sechs bereit, die Arbeit anzunehmen, und 
14 Personen haben diese Arbeit abgelehnt, und 
zwar mit der Begründung, für die Differenz zwi­
schen Arbeitslosengeld und Verdienst seien sie 
nicht bereit, zu arbeiten. Noch dazu, meine sehr 
geschätzten Damen und Herren, war die Entfer­
nung vom Wohnort zum Arbeitsort zumutbar, 
und zum zweiten haben all diese Personen das 
Anforderungsprofil für diese Arbeit erfüllt. 

Jetzt kommen wir zum Punkt: Einige von die­
sen Personen sind sogar drei Wochen vorher von 
einem anderen metallverarbeitenden Betrieb frei­
gestellt worden. Die Konsequenz war gleich null. 
Man leitete den Arbeitslosengeldanspruch von 
den geleisteten Beiträgen ab. 
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Ich möchte bitte hier nicht falsch verstanden 
werden: Aber muß man daraus nicht schließen, 
daß unser System wenig Anreiz zur Arbeit bietet? 
Ich glaube, daß dieser Fall im Mürztalleider Got­
tes kein Einzelfall war, sondern ähnliche Fälle 
gibt es sicherlich mehr. 

Eines möchte ich sagen: Wo die Arbeit bewußt 
abgelehnt wird, müssen Maßnahmen getroffen 
und schärfere Konsequenzen gezogen werden! 
(Beifall bei der ÖVP.) Denn hier, geschätzte Da­
men und Herren, lägen sicherlich Einsparungspo­
tentiale. 

Ich meine daher. daß unser soziales Netz vor­
bildlich ist, jedoch muß man trotzdem an aUe Be­
troffenen appellieren, die sozialen Möglichkeiten 
wirklich nur ehrlich, also berechtigterweise in 
Anspruch zu nehmen, denn gerade durch solche 
Unzulänglichkeiten wird die gesamte betroffene 
Bevölkerungsgruppe in Mißkredit gebracht. 

Einen weiteren Punkt habe ich mir aus dem 
Budgetkapitel herausgenommen, und zwar die 
Voranschlagspost Nummer 7294 mit einem Bud­
getansatz für 1994 in der Höhe von 25,9 Millio­
nen Schilling für die Einstellung von Eignungs­
auszubildenden. 

Geschätzte Damen und Herren! Eignungsaus­
zubildende Menschen sind junge Menschen, die 
nach ihrem Schulabschluß - Handelsschule, 
Handelsakademie oder auch AHS - in den Ar­
beitsprozeß einsteigen wollen, denen es jedoch 
nicht gleich möglich ist, einen Arbeitsplatz zu fin­
den. 

Herr Bundesminister! Ich erlaube mir, auch 
hier festzustellen, daß diese Einrichtung der Ar­
beitsmarktverwaltung für diese jungen Menschen 
großartig ist. Denn zum ersten werden diese 
Menschen in die Arbeitswelt eingeführt, zum 
zweiten entlasten diese Jugendlichen mit ihrem 
Verdienst das Haushaltseinkommen ihrer Eltern. 
- Ich gebe schon zu: Die Besoldung der Eig­
nungsausbildnerinnen und -ausbildner ist sicher 
nicht großartig, aber trotzdem ist diese Maßnah­
me zu begrüßen. Und zum dritten können diese 
jungen Menschen, wenn Sie nicht die Möglichkeit 
haben, innerhalb dieser zwölf Monate einen frei­
werdenden Dienstposten zu besetzen, nach zwölf 
Monaten zumindest das Arbeitslosengeld in An­
spruch nehmen. In vielen Bundesdienststellen ist 
diese Einrichtung schon seit einigen Jahren gang 
und gäbe. Die Erfahrungswerte daraus sind, daß 
bisher zirka 50 Prozent dieser jungen Menschen 
einen freigewordenen Dienstposten oder eine 
Planstelle besetzen konnten. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Ich habe 
schon im Budgetausschuß meiner Freude darüber 
Ausdruck verliehen, daß diese Einrichtung nun 
auch hier wirksam wird. Ein kleiner Wermuts-

tropfen - das sage ich ganz offen - ist, daß dies 
erst 1994 in Kraft tritt. Sie, sehr geehrter Herr 
Bundesminister, haben auch im Ausschuß erklärt, 
daß noch ein Nachholbedarf gegeben ist. Ich darf 
daher feststellen, daß dieser Budgetansatz von 
fast 26 Millionen Schilling ausschließlich für jun­
ge Menschen in unserem Lande bestimmt ist, und 
sage nochmals, daß ich dieses Vorhaben für aus­
gezeichnet halte. 

Abschließend darf ich feststellen, daß der Bun­
desvoranschlag in Kapitel 15: Soziales sehr ange­
spannt ist. Es muß einfach unsere Aufgabe sein, 
nach Möglichkeit Korrekturen vorzunehmen, so­
daß die Mittel für die Ausgaben in diesem Kapitel 
in der Zukunft nicht noch mehr aufgestockt wer­
den müssen. Es soll jedoch auf keinen Fall - das 
möchte ich ausdrücklich betonen - ein Sozialab­
bau erfolgen. Aber wo man erkennt, Herr Bun­
desminister, daß man ein gutes System noch ver­
bessern kann, muß man auch den Mut aufbrin­
gen, dies zu tun. Denn letztendlich kommt dies 
allen Menschen in unserem Lande zugute. -
Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 12.27 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
langt Herr Abgeordneter Seidinger. - Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

12.27 
Abgeordneter Seidinger (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Geschätzte Damen 
und Herren! In einer sich dem Ende zuneigenden 
Debatte zum Budgetkapitel Soziales wird es na­
türlich nicht ausbleiben können, daß es Wieder­
holungen gibt. Das heißt, daß man, obwohl fast 
alle Bereiche bereits angesprochen worden sind, 
in dem einen oder anderen Fall auf etwas zurück­
kommt. 

Die Vorredner haben die internationale Situa­
tion beschrieben. Sie haben die Situation auch in 
Österreich aufgezeigt, natürlich davon abhängig, 
ob es aus der Sicht der Verantwortungsträger der 
Regierungskoalition oder ob es aus der Sicht der 
Opposition geschehen ist. Eines, bitte, können Sie 
auch von der Opposition sicher von uns hören, 
daß wir der Realität sehr wohl ins Auge schauen 
und uns auch danach zu richten haben. Wenn im 
Budget Sparen angesagt ist, dann hat das auch zu 
geschehen. Es darf aber in einem Bereich nicht 
geschehen, und zwar im sozialen. Es darf und 
wird keinen Sozialabbau geben können. (Beifall 
bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Nach Prognosen des Wirtschaftsforschungsin­
stitutes wird die österreichische Wirtschaft 1994-
nach einem 0,9prozentigen Rückgang 1993 real 
voraussichtlich um 1,5 Prozent wachsen. 

Die schon genannte Arbeitslosenquote, die der­
zeit bei 4,2 Prozent liegt, wird auf 4,8, also ~llIf an 
die 5 Prozent ansteigen. Das sind noch immer 

147. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)40 von 107

www.parlament.gv.at



17006 Nationalrat XVIII. GP - 147. Sitzung - 16. Dezember 1993 

Seidinger 

Zahlen, von denen wir sagen, sie lassen Alarmglo 
ken läuten, aber wenn wir den internationalen 
Vergleich hernehmen, dann müssen wir sagen, 
daß der Anstieg der Arbeitslosigkeit auf wachsen­
de Zugänge zum Arbeitsmarkt und auf eine län­
gere Dauer der Arbeitslosigkeit zurückzuführen 
i~t. Ein Blick über die Grenzen zeigt uns, daß es 
Osterreich angesichts der ungünstigen internatio­
nalen Rahmenbedingungen doch gelungen ist, die 
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt unter Kon­
trolle zu halten. Nach wie vor zählt Österreich 
nach Luxemburg und la pan zu den Ländern mit 
der geringsten Arbeitslosigkeit im gesamten 
OECD-Raum. 

Doch all diesen Zahlen beispielen zum Trotz 
bleibt die Tatsache bestehen, daß es leider noch 
immer viele Menschen in unserem Lande gibt, die 
keine Arbeit haben. Jeder einzelne davon ist einer 
zuviel. 

Ich werde nun versuchen, mich in meinen Aus­
führungen mit einigen Dingen näher zu beschäf­
tigen, die bereits angesprochen worden sind. Seit 
einiger Zeit bin ich auch Obmann einer Landes­
organisation des Österreichischen Pensionisten­
verbandes, und zwar der der Steiermark. Natür­
lich sind mir gerade die älteren Menschen nicht 
nur ein besonderes Anliegen, ich meine vielmehr 
auch, daß sie es verdienen, von uns entsprechend 
gewürdigt zu werden, und zwar nicht nur mit 
Worten, sondern auch mit Taten. 

Ich glaube, der Generationenvertrag, der nach 
wie vor ja stimmen müßte und sollte, hat sich in 
den letzten 100 lahren sehr verschoben. Vor 
125 lahren hat die Lebenserwartung der Frauen 
in Österreich 36 lahre betragen, die der Männer 
33. Heute stehen wir bei einer Lebenserwartung 
der Frauen von 76 lahren und bei einer der Män­
ner von 74 lahren, das bedeutet also mehr als 
eine Verdoppelung. Hinzu kommt noch, daß vie­
le junge Menschen mittlere und höhere Schulen 
besuchen, was zur Folge hat, daß sie später in das 
Erwerbsleben eintreten. Wenn es dann noch 
Menschen gibt, die früher aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden, dann - das muß gesagt werden -
wird die Anzahl jener, die in Arbeit stehen und 
den Lebensabend der älteren Generation zu si­
chern haben, immer kleiner. 

Das wesentliche Prinzip des österreichischen 
Pensionssystems ist eben das der Sicherung des 
Lebensstandards. Demnach soll die Pension annä­
hernd das durch die Pensionierung wegfallende 
Erwerbseinkommen ersetzen. Dieses Prinzip wird 
bei den männlichen Pensionsbeziehern sicher 
besser erfüllt, als es - und das muß festgestellt 
werden - bei Frauen der Fall ist. Hier wartet viel 
Arbeit auf uns. Es soll zu einer Gleichbehandlung 
kommen, und zwar im Arbeitsprozeß und auch 
danach. 

Einen Ausgleich für das niedrigere Pensionsni­
veau bietet zweifellos seit lahren die Ausgleichs­
zulage. Sie wurde in den letzten lahren, seit 1991, 
immer überproportional angehoben. Herr Kolle­
ge Huber ist nicht da. Er hat heute auch schon 
davon gesprochen und hat gemeint, daß diese viel 
zu gering sei. Aber ich glaube, man muß einfach 
feststellen, daß es seit vier lahren eine jährliche 
Anhebung der Ausgleichszulagen um 500 S gege­
ben hat. Die Mindestpensionshöhe für Ehepaare 
wird im nächsten lahr 10 700 S betragen, bei Al­
leinstehenden 7 500 S. 

Damit, bitte, ist die Ausgleichszulage in den 
letzten 20 lahren um insgesamt 289 Prozent er­
höht worden. Die Pensionen wurden im gleichen 
Zeitraum um 207 Prozent erhöht. Als Vergleich 
dazu: Der Index der Verbraucherpreise stieg 
"nur" um 141 Prozent. Diese Differenz, bitte, ist 
also absolut positiv zu sehen, und wir sollten dies 
auch anerkennen. Man sollte nicht immer nur 
verschiedenen Gazetten nacheifernd sagen, daß 
in unserem Staat angeblich alles schlecht ist. (Bei­
fall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der Ö V P.) 

Es wird auch beklagt, daß der finanzielle Auf­
wand für die Ausgleichszulagen zu gering sei. Er 
wird heuer sicher höher sein - und auch sein 
müssen - als in den letzten lahren, aber schon 
1992 - für dieses Jahr liegen uns die endgültigen, 
abgerechneten Zahlen vor - waren es 9,24 Milli­
arden Schilling, die dafür aufgewendet worden 
sind. 

Die Ausgaben der Pensionsversicherung - es 
wurde heute hier beklagt, daß diese zu gering sei­
en und daß nicht vorgesorgt sei - sind für 1994 
mit 41,7 Milliarden veranschlagt. Das ist die so­
ziale Verantwortung, die wir zu tragen haben. Ich 
glaube, das ist auch die Garantie dafür, daß unse­
re Pensionisten keine Angst und keine Sorgen ha­
ben zu brauchen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Gesamtausgaben des Sozialbudgets für 
1994 sind mit 134,4 Milliarden Schilling veran­
schlagt. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet das 
eine Steigerung um 17,9 Milliarden, also um rund 
15 Prozent. - Und diese 15 Prozent können sich 
sehen lassen! 

Ein ganz besonderes Anliegen der Sozialdemo­
kraten ist es immer gewesen, den älteren Men­
schen in den Mittelpunkt zu stellen. Das mit 
1. Juli 1993 in Kraft getretene Bundesgesetz, mit 
dem das Bundespflegegeld Wirklichkeit gewor­
den ist, ist nicht - so wie heute Herr Marin 
schreibt - ein "Rohrkrepierer", sondern es ist 
ein Volltreffer im sozialdemokratischen und so­
zialpolitischen Sinn. Damit wurde ein Meilenstein 
gesetzt, der zweifellos von anderen Ländern erst 
nachvollzogen werd~n muß. Ich glaube, in diesem 
Nachvollziehen ist Osterreich an führender Stt.'l­
le. Die Leistungen im Sozialbudget machen für 
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diesen Bereich 12,8 Prozent der Gesamtausgaben 
aus, das sind 17,2 Milliarden Schilling. 

Es wäre jetzt verlockend, sich noch mit ver­
schiedenen Bereichen zu beschäftigen, die es er­
schweren, auf dem österreichischen Arbeitsmarkt 
zu besseren und günstigeren Zahlen, als sie es oh­
nedies schon sind, zu kommen. Es ist einfach das 
Angebot an ausländischen Arbeitskräften, das wir 
zu verkraften haben. Es ist zweifellos so, daß im­
mer mehr ausländische Menschen auf dem öster­
reichischen Arbeitsmarkt eine Versorgung su­
chen, wobei der Anfall aus den einzelnen Län­
dern unterschiedlich ist. 

Die legale Beschäftigung ist völlig zu bejahen. 
Wogegen wir uns verwehren, ist allerdings, daß es 
immer wieder der Fall ist, daß Ausländer illegal 
beschäftigt werden, und zwar zu einem inhuma­
nen Stundenlohn in Höhe von rund 30 S, inhu­
man auch deswegen, weil das mit der Würde des 
Menschen nicht vereinbar ist und man auch noch 
dem Staat dadurch großen Schaden zufügt, weil 
durch solche Beschäftigungsverhältnisse dem öf­
fentlichen Haushalt rund 4 Milliarden Schilling 
im Jahr vorenthalten werden. 

Es gibt als Konsequenz schärfere Kontrollen 
gegen Schwarzunternehmer, denn letztendlich 
muß ja jemand jemanden beschäftigen, damit er 
illegal Beschäftigter sein kann, und hier ... (Abg. 
Dr. 0 f n e r: Einen ganz ernsten Zwischenruf aus 
der Praxis! Es ist in der Praxis so, daß die alle 
gerne legaL arbeiten würden und man sie auch ger­
ne legal beschäftigen würde. aber es ist in fast allen 
Fällen nicht möglich, eine Bewilligung zu bekom­
men! Ich sage das nicht polemisch!) 

Herr Ofner! Sie können sich daran erinnern, 
daß wir im Juli dieses Jahres im Ausländerbe­
schäftigungsgesetz praktisch eine Regulierung ge­
habt haben. Der Sozialminister war immer er­
mächtigt, eine Beschäftigungsbewilligung für 
10 Prozent der Ausländer, die unselbständig tätig 
sein wollen, zu erteilen. Wir haben diese Quote 
im Sinne und im Interesse des inländischen Ar­
beitsmarktes auf 8 Prozent herabgesetzt. Aber 
der Sozialminister hat in der Zwischenzeit von 
seiner Verordnungsermächtigung Gebrauch ge­
macht, und es wurde die Quote wieder auf 
9,3 Prozent hinaufgesetzt. (Abg. Dr. 0 f ne r: 
Kein polemischer Zwischenruf' In der Praxis ist es 
so. sie bekommen keine Bewilligung. sie berufen.' 
Daraufhin werden sie gefragt, ob es einen Vermiu­
lungsaujtrag gibt.' Sie sagen ja.' Dann kommt einer 
nach dem anderen zu den Unternehmern und sagt: 
Mit mir werden Sie keine Freude haben. ich will 
nur meinen Stempel.') 

Herr Kollege, jetzt sind wir auf einem anderen 
Dampfer. Jetzt sind wir auf dem Dampfer, auf 
dem vorher schon Kollege Straßberger war. 

Es ist nur so: Die Zunahme der Zahl derjeni­
gen, die auf den österreichischen Arbeitsmarkt 
strömen, ist bei den Inländern geringer als bei den 
Ausländern. Das heißt, es wären zurzeit rund 
30 000 arbeitslose Ausländer bei über 3,2 Millio­
nen unselbständig Beschäftigten in Österreich 
und bei mehr als 200 000 Arbeitslosen insgesamt. 

Ich möchte jetzt allerdings in der Debatte nicht 
dorthin einsteigen, wo Herr Kollege Straßberger 
vorher war, als er gesagt hat, daß es einen Mürz­
taler Betrieb gibt, von dem 20 Arbeitnehmer ge­
sucht worden sind, aber nur sechs die Arbeit an­
genommen hätten. Ich kenne diesen Fall nicht, 
muß aber sagen, ich werde ihn sofort nachzuvoll­
ziehen versuchen! (Abg. Pi ii er: Vielleicht hätte 
er sagen sollen, was sie dort verdienen!) Er hätte ja 
auch ruhig die Firma nennen können, wo das ge­
schehen ist, und er hätte auch dazusagen müssen, 
zu welchen Bedingungen der Arbeitnehmer be­
schäftigt wird. 

Aber lassen Sie mich zu meinem eigentlichen 
Thema zurückkommen: Wir wissen, daß die lau­
fenden Kontrollen, die im Hinblick auf illegale 
Beschäftigung im Jahr 1991 und 1992 bei 2 204 
Betrieben durchgeführt wurden, zu 7 248 Bean­
standungen geführt haben. 

Im laufenden Jahr wurden bis Ende des dritten 
Quartals 4 463 Unternehmer kontrolliert. Und 
interessant dabei ist: Die Effektivität der Kontrol­
len wurde gesteigert, und diese ergab, daß im Ge­
gensatz zu 1991, wo 54 Prozent der Betriebe ge­
gen die gesetzlichen Bestimmungen verstießen, 
1993 bisher nur 27 Prozent gegen gesetzliche Be­
stimmungen verstoßen haben. Das heißt also -
zur Untermauerung dessen, was ich vorhin auszu­
drücken versucht habe -, daß das den Schluß 
zuläßt, daß die Präventivwirkung solcher Maß­
nahmen als Erfolg zu werten ist. 

Ich schätze die Arbeitsinspektion sehr, sehr 
hoch ein - ein Hauptaufgabenbereich ist ja die 
Überprüfung und Sicherstellung des Arbeitneh­
merschutzes -, aber sie kann mit der momenta­
nen personellen Ausstattung nicht auch noch all 
die anderen auf sie zukommenden zusätzlichen 
Kontrollen, etwa in bezug auf ausländische Be­
schäftigte und dergleichen mehr durchführen. 
Diese Kontrollen müssen gemeinsam mit den Si­
cherheitsbehörden durchgeführt werden. Ich tre­
te aber sehr wohl für eine personelle Aufstockung 
gerade der Arbeitsinspektion ein, denn diese lei­
stet wirklich ausgezeichnete Arbeit. 

Ich möchte mich sowohl beim Herrn Sozialmi­
nister als auch bei der Bundesregierung dafür be­
danken, daß aktive Arbeitsmarktpolitik betrieben 
wird. Es werden nicht nur Arbeitslosengelder aus­
bezahlt, sondern es wird versucht, arbeitslos wer­
dende Menschen wieder in Arbeit zu bringen. Ge­
rade dieser Weg der Stiftung hat in der Oberstei-
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er mark gezeigt, daß man da sehr wohl erfolgreich 
sein kann, sodaß Menschen, die vor verschlosse­
nen Türen gestanden sind, wiederum ein Tor in 
Richtung Beschäftigung aufgemacht wurde. 

Herr Bundesminister! Ich stehe nicht an, Ihnen 
für diese erfolgreiche Sozial- und Arb~itsmarkt­
politik zu danken. Nur dadurch ist es Osterreich 
möglich gewesen, zu einem der angesehensten 
und sozialpolitisch sichersten Länder der Welt zu 
werden, und dieser Dank gilt auch allen Mitarbei­
terinnen und Mitarbeitern in Ministerium und 
Arbeitsmarktverwaltung. Meine Damen und Her­
ren! Es gilt auch weiterhin, einem großen Bedürf­
nis der Menschen nachzukommen, nämlich ihrem 
Grundbedürfnis nach Sicherheit, wobei eben ge­
rade soziale Sicherheit ganz besonderen Stellen­
wert hat. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.J 12.42 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Hesoun. - Bitte, Herr 
Bundesminister. 

12.43 
Bundesminister für Arbeit und Soziales 

Hesoun: Herr Präsident! Geschätzte Damen und 
Herren! Ich möchte das, was Kollege Straßberger 
hier angesprochen hat bezüglich des Arbeits­
marktbereiches von Krieglach - und dann auch 
gleich das bezüglich Bruck -, berichtigen. 

Herr Abgeordneter Straßberger! Sie haben hier 
gesagt, daß in letzter Zeit drei Großaufträge an 
die Firma Vogel - man kann diesen Namen ja 
hier aussprechen - ergangen sind und es dadurch 
Probleme auf dem Arbeitsmarkt gegeben habe. -
Ich darf Ihnen dazu sagen, daß mittlerweile alle 
offenen Stellen abgedeckt sind, möchte aber auch 
nicht verschweigen, daß es bei einzelnen Fällen 
Probleme gegeben hat, diese jedoch in der Zwi­
schenzeit, und zwar auch durch Sanktionen, ge­
löst werden konnten. 

Eine Richtigstellung, was die Präzisionstechnik 
der Firma F & A anlangt. Diese suchte im No­
vember 10 Dreher mit CNC-Ausbildung. Es wa­
ren aber nur vier verfügbar, die eine solche Aus­
bildung hatten; andere werden jedoch derzeit aus­
gebildet, um eben dann diese Geräte bedienen zu 
können. - Das war meine Antwort auf Ihre Fra­
gen. (Beifall bei der SPÖ.j 12.44 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
langt Herr Abgeordneter Franz Stocker. - Wie 
ich gehört habe, ist das heute die letzte Rede des 
Herrn Abgeordneten Stocker; er scheidet aus dem 
Nationalrat aus. Ich darf ihm herzlich danke sa­
gen für seine jahrelange Mitarbeit sowohl im 
Bundesrat als auch im Nationalrat und darf ihm 
alles Gute für die Zukunft wünschen. 

Herzlichen Dank für Ihre Tätigkeit für die All­
gemeinheit! (Allgemeiner Beifall.) 

12.44 

Abgeordneter Franz Stocker (ÖVP): Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
dem Kapitel Soziales im Budget 1994 wird ein 
wichtiger Beitrag zur Sicherstellung der sozialen 
Sicherheit in einer schwierigen Zeit unseres Lan­
des geleistet. 

Kollege Nürnberger hat in seinen Ausführun­
gen hier auf die Bedeutung des sozialen Friedens 
in Österreich verwiesen. Der soziale Friede wird 
in Zukunft nur dann gewährleistet sein, wenn es 
uns gelingt, mit einem der wesentlichsten Proble­
me, die aufgetreten sind, nämlich mit der steigen­
den Arbeitslosigkeit fertigzuwerden. Damit dies 
möglich ist, bedarf es der Anstrengung aller, die 
in unserem Staate Verantwortung tragen, und 
dazu bedarf es wahrscheinlich auch neuer Ideen. 
Es bedarf der - immer wieder geforderten -
Flexibilität bei allen verschiedenen Maßnahmen, 
und das ist auch eine der wesentlichsten Heraus­
forderungen, vor der die österreich ische Sozial­
partnerschaft steht. Wenn es im Rahmen der So­
zialpartnerschaft gelingt, das Problem Arbeitslo­
sigkeit zu bewältigen, stellt das auch einen we­
sentlichen Beitrag für deren Berechtigung dar. 

Die Bewältigung der Arbeitslosigkeit und die 
Sicherstellung e~!les entsprechenden Beschäfti­
gungsniveaus in Osterreich sind also ein wesentli­
cher Beitrag zur Erhaltung des sozialen Friedens. 
Der soziale Friede wiederum ist Voraussetzung 
dafür, daß unser Staat in seinen demokratischen 
Grundsätzen auch in Zukunft nicht erschüttert 
wird. 

Noch etwas, was mir wichtig zu sein scheint, ist 
die Finanzierung der sozialen Sicherheit, was ja 
auch von vielen Vorrednern erwähnt wurde. In 
diesem Zusammenhang ist es, glaube ich, auch 
notwendig, eine ehrliche und offene Diskussion 
zu führen. Wir alle spüren, daß gewisse Grenzen 
der Finanzierbarkeit erreicht sind, daß die Zu­
mutbarkeit hinsichtlich weiterer Belastungen der 
Bevölkerung Grenzen erreicht hat, und es ist da­
her Gebot der Stunde, die vorhandenen Mitteln 
sinnvoll und zweckmäßig einzusetzen. 

Ich glaube, daß die Diskussion davon geprägt 
sein sollte, daß der richtige Weg beschritten wird. 
Ich halte weder etwas von überzogenen Formulie­
rungen auf der einen Seite, so etwa "Sozialschma­
rotzertum" , ich halte es aber auch für falsch, jede 
Überlegung, wie die vorhandenen Mittel so einge­
setzt werden können, daß sie jenen, für die sie 
gedacht sind und die sie brauchen, auch tatsäch­
lich zugute kommen, als "Sozialabbau" - wie.,das 
oft geschieht - zu diffamieren. (Beifall bei OVP 
und SPÖ.) 

147. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 107

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 147. Sitzung - 16. Dezember 1993 17009 

Franz Stocker 

Es ist das heute meine letzte Rede hier; lange 
Zeit war ich ja Mitglied des Sozialausschusses. Ich 
möchte daher diese Gelegenheit nützen, um so­
wohl der Vorsitzenden des Sozialausschusses, der 
Kollegin Hostasch, als auch Herrn Bundesmini­
ster Hesoun für die gute Zusammenarbeit zu dan­
ken. Ich habe ja beide bereits aufgrund meiner 
früheren Tätigkeit in der Gewerkschaft kennen­
und schätzengelernt. Ich wünsche ihnen und allen 
Mitgliedern des Sozialausschusses, daß sie die 
schwierigen Aufgaben der Zukunft - so, wie das 
in der Vergangenheit geschehen ist - erfolgreich 
bewältigen können. 

Nach 14 Jahren Zugehörigkeit zu den beiden 
Kammern des österreichischen Parlaments kann 
ich feststellen, daß ich von verschiedensten Ein­
drücken geprägt wurde. Wie gesagt: Ich habe 
mich entschlossen, heute mein Mandat als Abge­
ordneter zum Nationalrat zurückzulegen. Ich 
habe, wie es so schön heißt, "Sternstunden" des 
Parlamentarismus erlebt, habe aber auch erken­
nen müssen, daß der parlamentarische Alltag 
nicht immer nur von Höhepunkten geprägt ist. 

Ich muß zugeben, daß ich auch die "Faszina­
tion", die ein Redner an diesem Pult vor nahezu 
leerem Plenarsaal empfindet, kennengelernt 
habe. Ich habe emotionale Diskussionen hier mit­
erlebt, und ich habe auch Momente der persönli­
chen Betroffenheit miterleben müssen, vor allem 
dann, wenn in der Schärfe der parlamentarischen 
Auseinandersetzung manchmal auf das sachliche 
Argument verzichtet wurde und es stattdessen 
persönliche Verunglimpfung gegeben hat. 

Wir sprechen sehr oft vom Hohen Haus, von 
der Würde des Hohen Hauses. Das Hohe Haus 
besteht aus Menschen, aus Personen, und das 
heißt, die Verletzung der Würde des Hohen Hau­
ses ist immer auch mit einer Verletzung der Wür­
de eines Menschen verbunden. Darüber sollte 
man nachdenken, nicht zuletzt auch deshalb, weil 
ich in den Jahren meiner Zugehörigkeit hier zu­
nehmend feststellen mußte, daß das Ansehen der 
Politiker stets abnimmt. Und ich frage mich 
manchmal schon, ob es tatsächlich verwunderlich 
ist, daß uns Menschen nicht mehr jene Achtung 
entgegenbringen, die wir eigentlich erwarten, 
wenn wir oft selbst in unseren Begegnungen die 
notwendige Achtung vermissen lassen. 

Nun zu Positiverem, und da gab es einige Mo­
mente. Im wesentlichen und überwiegend konnte 
ich nämlich feststellen, daß trotz unterschiedli­
cher Auffassungen, trotz der Härte der Auseinan­
dersetzungen immer wieder menschliche Begeg­
nungen über Fraktions- und Parteigrenzen hin­
weg stattgefunden haben. Ich hoffe sehr, daß das 
auch in Zukunft so bleiben wird. 

Ich danke allen, die auch mir Vertrauen, Unter­
stützung und Wohlwollen entgegengebracht ha-

ben, vor allem den Kolleginnen und Kollegen 
meiner eigenen Fraktion, aber ich danke darüber 
hinaus auch aufrichtig all jenen von den anderen 
Fraktionen, die dies gleichfalls getan haben; sei es 
bei unserem Regierungspartner, sei es in den Op­
pos i tionsparteien. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie 
haben in der noch verbleibenden Zeit dieser Le­
gislaturperiode wichtige Entscheidungen zu fäl­
len beziehungsweise zu beeinflussen, Entschei­
dungen. die darüber bestimmen werden, welche 
Stelle Österreich in einer veränderten Welt, in ei­
nem veränderten politischen Umfeld und einem 
sich neu formierenden Europa einnehmen wird, 
Entscheidungen, die vor allem für die jungen 
Menschen unseres Landes von Bedeutung sein 
werden. Ich wünsche Ihnen dabei wirklich viel 
Erfolg und darüberhinaus viel Erfolg bei ihrer ge­
meinsamen Arbeit für das Wohl unserer schönen 
Heimat. (Allgemeiner lebhafter Beifall. - Die Ab­
geordneten der Ö VP erheben sich von ihren Plät­
zen.) 12.52 

Präsident Dr. Lichal: Nächste auf der Rednerli­
ste ist Frau Abgeordnete Christine Heindl. - Bit­
te, Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

12.53 
Abgeordnete Christi ne Heindl (Grüne): Herr 

Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Bun­
desminister! Herr Kollege Stocker, ich möchte Ih­
nen als Ihre Nachrednerin hier am Rednerpult 
nicht nur zu all Ihren Jahren im Hause gratulie­
ren, sondern auch zu Ihrer Schlußrede, bei der 
Sie viel Optimismus und politisches Gespür ge­
zeigt haben, daß eben die Abgeordneten darauf 
schauen sollen, welche Gesetze sie beschließen, 
wo die Probleme der Menschen liegen, damit die­
se eben tatsächlich gelöst werden können; es geht 
also um mehr als bloß um Gesetzesbeschlüsse al­
lein. 

Es trifft sich gut, daß Kollegin Hostasch gerade 
bei Ihnen, Herr Abgeordneter Stocker, steht, und 
der Herr Bundesminister sitzt auch hier auf der 
Regierungsbank. Ich hätte mir vor Ihrer Rede 
hier, Herr Kollege Stocker, von Mitgliedern der 
Regierungsparteien, vor allem aber vom Herrn 
Bundesminister selbst beziehungsweise von der 
Vorsitzenden des Sozialausschusses eigentlich 
auch eine Wortmeldung erwartet, um die polemi­
schen und diffamierenden Aussagen der Kollegin 
Panik-Pable zurückzuweisen. 

Kollegin Partik-Pable hat hier einen Betrag von 
7 Milliarden Schilling genannt und behauptet, in 
dieser Höhe würde das Sozialsystem in Österreich 
ausgenutzt. Sie hat das Wort "Sozialschmarotzer" 
nicht verwendet, hat aber genaue Zahlen genannt, 
daß nämlich 30 000 Personen rund 7 Milliarden 
Schilling widerrechtlich in Anspruch nehmen 
würden. (Bundesminister He sou n: Waren Sie 
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nicht hier, als ich das richtiggeslellt habe?) Ich war 
bei Ihren Reden, Herr Minister, sehr wohl im 
Saal! 

Ich habe mit Bedauern festgestellt, daß sich die 
Vorsitzende des Sozailausschusses nicht an der 
Budgetdebatte zum Kapitel Soziales beteiligt hat; 
ich habe gehofft, daß Sie sich doch noch melden 
werde. Ich meine, es wäre wichtig, wenn Sie dazu 
reden würden, denn es geht nicht darum, neuer­
lich eine Lobeshymne auf den Sozialminister zu 
singen, sondern darum, klar Position zu beziehen. 

Meine Damen und Herren! Jetzt eine klare Po­
sition zum Pflegegeldgesetz. Es wurde von Herrn 
Bundesminister Hesoun ein Artikel vom Dr. 
Bemd Marin zum Anlaß genommen, zu sagen, 
daß alles ein voller Erfolg gewesen sei. Bernd Ma­
rin, der Direktor des Europäischen Zentrums, hat 
aber klar gesagt, wovon ein Erfolg des Pflegegeld­
gesetzes abhängig ist, nämlich von den Ländern, 
was eben ein flächendeckendes Angebot an Pfle­
geeinrichtungen anlangt. 

Meine Damen und Herren! Seitens des Euro­
päischen Zentrums wurde auch eine Pressekonfe­
renz abgehalten, in der Zahlen genannt wurden, 
die Herr Strouhal am 3. Dezember 1993 im 
"Standard" bekanntgegeben hatte. Es gab laut­
starken Protest aus dem Sozialministerium. Bis 
heute sind diese Zahlen aber nicht widerlegt wor­
den, und deswegen nenne ich diese hier. 

Diese Zahlen dienen der KlarsteIlung, was das 
Pflegegeldgesetz anlangt. Diesbezüglich gab es 
bei der Sozialversicherung 232 726 solcher Fälle; 
davon wurden automatisch 86 Prozent in die Stu­
fe 2 gereiht, das heißt, sie bekommen Pflegegeld 
im Ausmaß von 3 500 S pro Monat. Das sind ge­
nau die Personen, die bis jetzt 3 000 S an Hilflo­
senzuschuß erhalten haben. 

Das bedeutet also, daß dieser Personenkreis um 
500 S mehr pro Monat bekommt. Wenn man das 
durchrechnet, merkt man, daß diese 86 Prozent 
genau das gleiche erhalten wie vorher - um kei­
nen einzigen Schilling mehr -, denn diese 500 S 
gehen insofern "verloren", als das Pflegegeld 
eben nur zwölfmal jährlich ausbezahlt wird. 

Das, meine Damen und Herren, ist Ihre Politik! 
Aber es heißt ja, wer mit seiner Einstufung nicht 
zufrieden sei, könne Berufung dagegen einlegen. 
- Wissen Sie, wann man das erste Mal dagegen 
berufen kann? - 1997 kann man erstmals gegen 
eine zu niedrige Einstufung im Zusammenhang 
mit dem Pflegegeldgesetz berufen. 

Was da geschieht, meine Damen und Herren, 
ist lediglich ein Nullsummenspiel zwischen den 
Ministerien, den Ländern und dem Bund und 
trägt wirklich nicht dazu bei, die Situation der 

einzelnen Menschen zu verbessern. Ja es wird so­
gar noch weiter einzusparen versucht. 

Ich möchte Ihnen jetzt aus der Praxis meines 
Bundeslandes erzählen, wie das läuft. Es wurde 
öffentlich und unter enormer Medienwirkung 
verkündet, der Bund würde durchschnittlich 
8 000 S an zu pflegende Personen auszahlen, das 
Land Burgenland hingegen 12 000 S. Das sei eine 
enorme Ungleichheit, hieß es, man müsse auf das 
Niveau des Bundes heruntergehen. 

Wenn man nachfragt, wie man auf diese 
12 000 S kommt, erklärt die Sozialabteilung des 
Landes Burgenland, daß diese Zahl nicht stim­
men könne. Es seien bisher rund 200 Anträge be­
handelt worden, und da habe die Erhöhung 
durchschnittlich 7 000 S insgesamt ausgemacht; 
in anderen Fällen seien es 2 200 S gewesen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man weiters 
nachfragt, wie man auf diese 8 000 S beim Bund 
komme, merkt man, daß auch das eine Phantasie­
zahl ist, denn diese Zahl ist nicht einmal dem 
Bund bekannt. 

In der Öffentlichkeit heißt es aber: Schaut her, 
pflegebedürftige Personen - egal, ob behindert 
oder alt - erhalten pro Monat 8 000 S bezie­
hungsweise 12 000 S!, aber das soll gesenkt wer­
den auf generell 8 000 S. Mit diesem "Seht her, 
wieviel uns alte, kranke und pflegebedürftige 
Menschen kosten!", wird eine Stimmung geschaf­
fen, die wir von den Grünen ablehnen. 

In Gesprächen mit Experten hat ja unser Lan­
deshauptmann einige Male gesagt: Geld verdirbt 
die Menschen, und daher müssen wir da sehr, 
sehr vorsichtig sein und aufpassen. - Es ist daher 
auch nicht verwunderlich, daß versucht wird, die 
Betroffenen von solchen Arbeitsgruppen auszu­
schließen. 

Kollege Feurstein! Ich habe kein einziges Wort 
gegen die Leistung karitativer Einrichtungen im 
Zusammenhang mit dem Pflegegeld gesagt. Ich 
habe mich lediglich gegen dieses Geldumschich­
ten ausgesprochen, und ich bin mit den karitati­
ven Einrichtungen einer Meinung: Sie erhalten 
nicht wirklich jene Geldmittel, die sie tatsächlich 
bräuchten. 

Meine Damen und Herren! Es wurde hier be­
hauptet, im Sozialausschuß würde es sehr demo­
kratisch zugehen, es würde gearbeitet, aber die 
grüne Fraktion würde da nicht mittun. - Dazu 
möchte ich sagen: Wir erhalten nicht die entspre­
chenden Vorinformationen; im Sozialausschuß ist 
Chaos pur ausgebrochen: kaum Informationen 
vorher, beziehungsweise zu spät angesetzte Sit­
zungen. Besprechungen gibt es auf dem Gang. Es 
werden chaotische Anträge eingebracht, wobei 
jegliche Erläuterungen ·fehlen. 
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Meine Damen und Herren! Die ASVG-Novelle 
wird jetzt erst überarbeitet. Sie war zwar unver­
ständlich, aber sie wurde trotzdem so beschlossen. 
Das ist das reinste Chaos in Ihrer Sozialpolitik! 
Mit diesem Chaos muß endlich aufgeräumt wer­
den! 

Wir sind gesprächsbereit, wenn es darum geht, 
diesbezüglich Veränderungen vorzunehmen. 
Wenn Sie aber der Meinung sind, das Chaos 
bricht aus, wenn die Ausschußarbeit so aussieht, 
daß man Fragen stellt und sich Antworten erwar­
tet, daß es eine ordentliche Vorbereitung gibt, 
dann müßten wir uns endlich einmal über diesen 
Begriff unterhalten. - Danke. (Beifall bei den 
Grünen.) 13.00 

Präsident Dr. Lichal: Vorläufig letzte Wort­
meldung: Herr Abgeordneter Piller. - Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

13.01 

Abgeordneter Piller (SPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Auch ich 
möchte dem Kollegen Franz Stocker recht herz­
lich danken für die wirklich gute Zusammenar­
beit im Sozialausschuß. Ich habe den Kollegen 
Stocker auch als fairen Parlamentarier und Ge­
werkschafter kennengelernt, und ich wünsche dir, 
lieber Kollege Stocker, auf deinem weiteren Le­
bensweg alles erdenklich Gute. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 

Hohes Haus! Einen Satz zu meiner Vorredne­
rin, zur Kollegin Heindl. Es gibt unter burgenlän­
disehen Abgeordneten einen Grundsatz, nämlich 
den, die Probleme, die wir im Burgenland haben, 
in unserem Lande auszumachen. Daher möchte 
ich mich auch an diesen Grundsatz halten und 
der Kollegin Heindl anbieten, die Probleme, die 
wir im Burgenland mit dem Pflegegeld haben, 
auch dort auszutragen. (Beifall der Abg. Mag. El­
friede Krismanich.) Noch eine Anmerkung: Ich 
bin nicht der Ex-offo-Verteidiger der Kollegin 
Hostasch, aber die Interpretation, die die Kollegin 
Heindl hier gebracht hat, trifft sicherlich nicht zu. 
Es war vielmehr das Bemühen der Kollegin Ho­
stasch, die im Sozialausschuß ihr Engagement im­
mer wieder beweist, auch den anderen Kollegen 
des Sozialausschusses die Möglichkeit zu geben, 
zum Sozialbudget und zu den Problemen der So­
zialgesetzgebung Stellung zu nehmen. 

Eine Bemerkung in Richtung des Kollegen Of­
ner möchte ich mir auch erlauben, und zwar zu 
seinem Zwischenruf betreffend die illegale Be­
schäftigung. Kollege Ofner! Es kann durchaus 
sein, daß es da und dort jemandem zu lange dau­
ert, bis er zu einer Beschäftigungsbewilligung 
kommt. Aber, Kollege Ofner, das ist eine Ver­
harmlosung des Problems. Die Illegalität kann 
man nicht damit wegdiskutieren, indem man sagt, 

da muß jemand so lange auf eine Beschäftigungs­
bewilligung warten. 

Aus der Praxis kann ich Ihnen sagen, es gibt 
auch gewollte illegale Beschäftigung, denn wie 
anders ist es zu erklären, daß es zum Beispiel im 
Bereich meines Landesarbeitsamtes in Bereichen, 
in denen illegale Beschäftigung angetroffen wird, 
Kontinente gibt, die nicht ausgenützt werden. Da­
her meine ich - und wir führen auch Gespräche 
darüber -, daß es notwendig ist, hier verschärft 
vorzugehen. Meine Damen und Herren! Illegale 
Beschäftigung darf nicht zur Wettbewerbsverzer­
rung führen, illegale Beschäftigung darf sich in 
Zukunft nicht rechnen! (BeifaLL bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Als letzter Redner 
zu diesem Kapitel halte ich es für angebracht, 
Worte des Dankes zu sagen. Es ist den vielen 
Rednern, die auch von der Opposition auf der 
Rednerliste gestanden sind, nicht gelungen, die 
gute Politik des Herrn Bundesministers, die auch 
in diesem Sozialbudget zum Ausdruck kommt, 
anzuschwärzen. (Beifall des Abg. Dr. Gusenbau­
er.) Ich glaube, daß Bundesminister Hesoun einer 
der erfolgreichsten Sozialminister dieses Landes 
ist (Beifall bei der SPÖ), weil er genau weiß, auch 
von seiner Herkunft her, daß es notwendig ist, 
den Menschen, die sich gesellschaftlich weiter un­
ten befinden, zu helfen. Sein soziales Gewissen 
und sein soziales Herz sind bewiesen worden 
durch ein wahres Bukett von Reformen, die in 
seiner Ministerschaft gelungen sind. 

Herr Bundesminister! Herzlichen Dank für dei­
ne Tätigkeit und die Tätigkeit deiner tüchtigen 
Mitarbeiter! (Beifall bei der SPÖ und bei Abge­
ordneten der ÖVP.) 

Aber, meine Damen und Herren, eine Blume, 
die diesem Bukett - wenn ich bei diesem Ver­
gleich bleiben darf (Abg. Dr. Sc h IV i m m e r: 
Eine rote Nelke!); es kann auch eine Rose sein, 
womöglich eine rote; eine rote Nelke kann es 
auch sein, Kollege Schwimmer - noch hinzuzu­
fügen ist (Abg. Dr. N eis s e r: Da gibt es schon 
schönere Blumen auch!), das ist die Frage der 
Verbesserung des Arbeitnehmerschutzes. 

Meine Damen und Herren! Mit dem Beitritt 
zum EWR haben wir uns auch verpflichtet, den 
Arbeitnehmerschutz zu verbessern und den EG­
Normen anzupassen. Der Herr Bundesminister 
hat bereits im Sommer 1992 einen Entwurf vor­
gelegt, der die Angleichung an die EG-Normen 
vorsieht. Es gibt nun Verhandlungen auch im Be­
reich der Sozialpartner, und ich appelliere an die 
Vertreter der Wirtschaft, damit es hier sehr rasch 
zu einer Einigung kommt, denn, meine Damen 
und Herren, es ist doch, glaube ich, unbestritten, 
daß wir die wirtschaftlichen Herausforderungen 
und die in den nächsten Jahren auf uns zukom­
menden Aufgaben nur dann bewältigen können, 
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wenn wir gesunde, motivierte, in die Prophylaxe 
eingebundene Arbeitskräfte haben. 

Meine Damen und Herren! Wir wissen, welche 
Kosten durch Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten 
in Österreich auflaufen - die AUV A spricht von 
30 Milliarden Schilling. Es wird wohl jedem ein­
leuchten, daß mit entsprechenden Präventivmaß­
nahmen, mit einer wirksamen Prophylaxe nicht 
nur den Arbeitnehmern gedient wäre, sondern 
auch für den Staat, für die Wirtschaft ein gewalti­
ges Einsparungspotential erzielt werde könnte. 

Meine Damen und Herren! Einen Problem­
kreis aus diesem Bukett möchte ich noch heraus­
greifen, das ist die Frage der arbeitsmedizinischen 
Versorgung. Derzeit ist es nur in Betrieben mit 
über 250 Beschäftigten möglich, eine betriebs­
ärztliche Versorgung zu verlangen. Wenn wir die­
ses neue Arbeitnehmerschutzgesetz einer Ver­
wirklichung zuführen, dann müssen wir auch da­
für Vorsorge treffen, daß wir die entsprechenden 
Arbeitsmediziner dafür zur Verfügung haben. 

Nun wissen wir ganz genau, daß es auch bezüg­
lich der Ausbildungskapazität Probleme gibt, und 
daher wäre es vernünftig, jenen Vorschlägen, die 
darauf hinauslaufen, daß es auch in arbeitsmedi­
zinischen Zentren gelingen könnte, diese Prophy­
laxe, diese Vorsorge zu vervollständigen, näher­
zutreten, wenn wir in Rechnung stellen, daß ein 
Arbeitsmediziner in solch einem Zentrum drei 
Arbeitsmediziner in der freien Praxis ersetzen 
könnte. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordne­
ten der Ö VP.) 

Meine Damen und Herren! Es ist daher zu hof­
fen, daß auch dieser wichtige Bereich der Ge­
sundheitspolitik sehr rasch realisiert wird. Ich bin 
sicher, daß Minister Hesoun alles daransetzen 
wird, seine positive Bilanz zu vervollständigen. -
Herr Bundesminister! Unsere Unterstützung in 
dieser Sache ist Ihnen gewiß. (Beifall bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP.) 13.09 

Präsident Dr. Lichal: Das mit dem letzten Red­
ner war ein Irrtum. - Zum Wort gemeldet hat 
sich noch Herr Abgeordneter Dr. Ofner. Ich er­
teile es ihm. 

13/)9 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Nach den Ausführungen meiner Vorred­
ner Seidinger und Piller glaube ich doch, daß man 
einige Sätze aus der Praxis, nämlich aus der wirk­
lichen Praxis, nicht aus der Büropraxis der zu­
ständigen Behörden, noch sagen sollte. Und ich 
bitte, das nicht parteipolitisch zu verstehen, son­
dern ich sage das wirklich nur aus Sorge um die 
Dinge (Zwischenruf des Abg. Pi LL er), wie sie 
sich ernsthaft darstellen - nicht aus der Position 

hinter der Glaswand, lieber Freund, sondern vor 
der Glaswand. 

Ich zeige drei Dinge auf und spreche als 
Rechtsanwalt, der sich draußen um die Angele­
genheit kümmern muß. In Ottakring, nicht in 
Döbling und nicht in Grinzing und nicht am 
Schreiberweg und nicht auf der Zahnradbahn­
straße; in Ottakring, dort habe ich mich um die 
Probleme zu kümmern. (Zwischenrufe bei SPÖ 
und ÖVP.) Aber er ist kein Arbeitssuchender und 
auch keiner, der sich darum kümmern muß. 
(Abg. Pi Li e r: Sie auch nicht!) Ich bin einer, der 
sich darum zu kümmern hat. (Abg. Par n i go -
n i: Er auch!) 

Parnigoni, horch einmal zu! Ich weiß, das fällt 
dir besonders schwer - ich beobachte dich seit 
Jahrzehnten. Horch einmal zu, ringe nicht die 
Hände! 

Problem eins: Jemand - eine Fachärztin im 
konkreten Fall - sucht eine Person, die dafür in 
Frage kommt, für die Ordination im weitesten 
Sinne zu sorgen, also nicht nur für raumpflegeri­
sche Tätigkeiten, sondern auch für andere Arbei­
ten, die dort sonst noch anfallen. Sie findet dafür 
eine geeignete Ausländerin, sie stellt den Antrag 
auf Erteilung der Arbeitsbewilligung für diese 
Frau. - Natürlich wird abgewiesen. Ich sage "na­
türlich", weil ich das immer wieder erlebe. Dann 
erhebt sie dagegen Berufung. Als Antwort kommt 
die Frage des Arbeitsamtes, ob sie bereit sei, dem 
Arbeitsamt einen Vermittlungsauftrag zu geben. 
Weil sie loyal ist, weil es ihr um die Sache geht, 
gibt sie den Vermittlungsauftrag. 

Daraufhin kommt eine Flut von Leuten, von 
denen die Hälfte, die Österreicher meistens, 
schon bei der Tür sagt: Bitte, ich will eigentlich 
nur "den Stempel" haben. Freude werden Sie mit 
mir nicht haben, denn ich bin immer krank, ich 
bin selten da, ich bin in Wahrheit für diese Posi­
tion nicht geeignet. 

Aber sie bekommt nicht, zumindest bis heute 
nicht, die Bewilligung, die Ausländerin, die geeig­
net wäre und die sie sich selber gesucht hat, zu 
beschäftigen. 

Fall zwei: Eine Firma in Niederösterreich 
kriegt, was heute nicht so selbstverständlich ist 
und worüber wir uns alle freuen sollten, große 
Aufträge und kann mit den bestehenden Kräften 
diese Aufträge nicht erfüllen. Sie bemüht sich, 
über das Arbeitsamt zu zusätzlichen Kräften zu 
kommen. - Erfolglos. (Abg. Dr. Ca p: Was war 
mit dem Stempel?) Kollege eap! Ich sehe ein, es 
interessiert Sie die Materie überhaupt nicht, aber 
es geht bitte um das Leben von Menschen. (Bei­
fall bei der FPÖ. - Abg. Dr. Ca p: Geben Sie mir 
eine AlllWOrc.') Ich weiß, daß es jemandem wie Ih­
nen, der zwar gerne wüßte, wie das ist, wenn man 
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wirklich einmal einen Hammer in der Hand hat, 
der darunter leidet, daß er nie wirklich eine Ar­
beiterlaufbahn hat durchmachen können, 
Wurscht ist, wie es den Arbeitnehmern geht. -
Aber mir ist es nicht Wurscht. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Also zurück zu diesem zweiten Fall. Der Be­
treffende wendet sich an das Arbeitsamt um Ar­
beitskräfte. Er kriegt sie nicht. Er annonciert in 
den Zeitungen. Er kriegt keine Arbeitskräfte. Er 
macht eine Flugblattaktion - das ist schon mehr, 
als der durchschnittliche Bürger unternimmt. Er 
kriegt sie nicht. Er wendet sich an die Arbeits­
kräfte, die er schon hat, die sind bereit, ein hohes 
Maß an Überstunden zu leisten. Reaktion: Er 
wird bestraft, weil es zu viele Überstunden sind. 
Als nächstes geht er her und beschäftigt Leute, 
die keine Beschäftigungsbewilligung in Öster­
reich haben, nämlich Ausländer. - Und der wird 
wieder bestraft. 

Jetzt frage ich Sie wirklich, ob man dem Betref­
fenden unterstellen kann, so wie der eine oder 
andere nur Halbinformierte von Ihnen es tut, daß 
er sie illegal beschäftigt, weil er sie nicht legal be­
schäftigen möchte. In der weitaus überwiegenden 
Zahl würden die gerne legal arbeiten, man würde 
sie gerne legal beschäftigen, aber das wird von der 
Bürokratie verhindert, meine Damen und Her­
ren. Das ist es in Wahrheit! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die ärmsten Teufel dabei sind die Ausländer 
selber. Denn der Ausländer muß von irgend et­
was leben, der Ausländer muß im Sinne von hier 
im Hause beschlossenen Gesetzen nachweisen, 
daß er von etwas lebt, und man verhindert, daß er 
arbeitet, weil er die Beschäftigungsbewilligung 
nicht kriegt. Da beißt sich die sozialpolitische 
Katze in den Schwanz, meine Damen und Her­
ren. Denn zu sagen, du mußt etwas arbeiten, du 
mußt nachweisen, daß du etwas verdienst, wenn 
du überhaupt in diesem Land bleiben willst, wenn 
du hier Rechte haben willst, und es ihm gleichzei­
tig unmöglich zu machen, legal tätig zu sein, das 
ist eine Doppelbödigkeit, unter der wir alle leiden 
und die vielleicht der eine oder andere von Ihnen, 
der das alles aus dem elfenbeinernen Turm sieht, 
gar .. nicht so richtig erfaßt hat. (Beifall bei der 
FPO. - Abg. Pi li e r: Im elfenbeinernen Turm 
sitzt du selber.') /3.14 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Spezialberichterstatter verzichtet auf 
ein Schlußwort. 

Wir kommen nunmehr zu A b s tim m u n g 
über die Beratungsgruppe VII des Bundesvoran­
schlages 1994. 

Diese umfaßt die Kapitel 15 und 16 in 1260 der 
Beilagen in der Fassung des Spezialberichtes in 
1360 der Beilagen. 

Jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu­
stimmung geben, bitte ich um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t a n g e -
no m m e n. 

Beratungsgruppe IV 

Kapitel 11: Inneres (einschließlich Konjunk­
tu ra usgleich -Voranschlag) 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen jetzt zur 
Verhandlung über die Beratungsgruppe IV: Inne­
res. 

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Leikam. - Ich bitte ihn um seinen Bericht. (Prä­
sidentin Dr. Heide Sc h m i d t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Spezialberichterstatter Leikam: Frau Präsiden­
tin! Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Ich bringe den Spezialbericht zur Bera­
tungsgruppe IV, Kapitel 11, Inneres. 

Der Budgetausschuß hat das Kapitel 11 "Inne­
res" (Beratungsgruppe IV) des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1994 in seiner Sitzung am 
23. November 1993 unter dem Vorsitz des Ob­
mannstellvertreters Dkfm. Mag. Josef Mühlbach­
ler in Verhandlung genommen. 

Bei Kapitel 11 sind im Bundesvoran-
schlag 1994 für das Bundesministerium für Inne­
res insgesamt Ausgaben von 17 662 305 000 S 
vorgesehen. 

Hievon entfallen auf die Personalausgaben 
12 824 043 000 S, somit 72,6 Prozent, und auf 
die Sachausgaben 4 838 262 000 S, somit 
27,4 Prozent. 

Die bei den Personalausgaben gegenüber dem 
Jahre 1993 eingetretene Erhöhung um 
451 420 000 S ist vor allem auf vermehrte Aufga­
ben der Exekutive und auf eine Personalaufstok­
kung um 299 Bedienstete zurückzuführen. 

Für Sachausgaben stehen dem Bundesministe­
rium für Inneres um 165 790 000 S mehr als im 
Jahre 1993 zur Verfügung. 

Im Konjunkturausgleichs-Voranschlag sind 
Mittel von insgesamt 56,8 Millionen Schilling 
enthalten. Diese Ausgaben betreffen hauptsäch­
lich den Ausstattungs-, Fernmelde- und Kraft­
fahrzeugsektor. 

Bei der Abstimmung am 25. November 1993 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der zur 
Beratungsgruppe IV gehörenden Teile des Bun-
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desvoranschlages für das Jahr 1994 mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der ßudgetausschuß stellt somit den A n t rag, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 11: Inneres - samt dem dazuge­
hörenden Teil des Konjunkturausgleich-Voran­
schlages -, des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1994 (1260 der Beilagen) wird die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Frau Präsidentin! Ich darf Sie bitten, die Debat­
te fortzusetzen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke dem 
Herrn Spezialberichterstatter. 

Als erste zu Wort gemeldet ist die Frau Abge­
ordnete Helene Partik-Pable. - Ich erteile es ihr. 
(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b l e: Frau Prä­
sidentin! Ich stelle das Verlangen, daß der Minister 
zu dieser Budgelberawng zugezogen wird!) 

Ist das eine Wortmeldung zur Geschäftsord­
nung? - Ich darf nur berichten, daß der Herr 
Bundesminister sich noch draußen bei Journali­
sten befindet, aber wenn der Antrag gestellt wird, 
dann lasse ich darüber abstimmen. 

Der Herr Minister Hesoun vertritt - sehe ich 
das richtig? (Bundesminister Hesoun nickt zustim­
mend) - den Herrn Innenminister. (Abg. Mag. 
Hau pt: Nein, es wurde kein Vertretungsschrei­
ben verlesen! - Weitere Zwischenrufe bei der 
FPÖ.) 

Wenn der Antrag aufrecht bleibt, lasse ich dar­
über abstimmen. (Abg. Dr. F uhr man n: Er ist 
am Weg hierher!) 

Gibt es eine Meldung zur Geschäftsordnung? 
- Herr Abgeordneter Voggenhuber meldet sich 
zu Wort. 

13.18 
Abgeordneter Voggenhuber (Grüne) (zur Ge­

schäftsordnung): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Ich stelle nach der Geschäftsordnung den Antrag 
auf Anwesenheit des Innenministers. /3./8 

(Bundesminister Dr. Löschnak betritt den Saal.) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich darf daher 
darüber abstimmen lassen. (Abg. Dr. 
F uhr man n: Er ist ja da, Frau Präsidentin.') 

Ich sehe, der Herr Bundesminister kommt ge­
rade. Er war vorher nicht im Raum, daher war 
der Antrag durchaus zulässig. Da der Herr Mini­
ster jetzt da ist, erübrigt er sich. Wir können da­
her in die Debatte einsteigen. 

Frau Abgeordnete Partik-Pable hat sich zu 
Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

13.19 
Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable (FPÖ): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Da habe ich jetzt etwas gehört von unnötiger Auf­
regung. Wir sind überhaupt nicht aufgeregt, son­
dern wir haben uns erwartet, daß der Herr Mini­
ster - er hat mir das heute auch gesagt; ich hoffe 
ich plaudere hier kein Geheimnis aus - einen 
Bericht geben wird. 

Die Grünen haben am Anfang der Woche ei­
nen Bericht über diese Briefterror-Gewalttaten 
verlangt, und damals hat es geheißen, dieser Be­
richt werde heute gegeben. Und deshalb haben 
wir angenommen, mit diesem Bericht wird be­
gonnen. Aber mich stört es nicht, wir haben ja 
dann, wenn Sie einen Bericht abgeben, was ich 
wirklich hoffe, Gelegenheit, später noch darauf 
einzugehen. 

Herr Minister! Ich möchte gar nicht ausführ­
liehst über jeden einzelnen Schritt der Fahndung 
informiert werden, weil ich genau weiß, daß eine 
solch detaillierte Information nur dem Verdächti­
gen dient, weil er sich dann orientieren kann. Und 
wir wollen wirklich, daß diese Gewalttaten aufge­
klärt werden, samt dem Umfeld, das es da gibt. 
(BeifaLL bei der FPÖ.) 

Die Grünen waren unzufrieden, daß es einen 
solchen detaillierten Bericht nicht gab am Mon­
tag, aber, wie gesagt, in Anbetracht dessen, daß 
jede Information eine Vorwarnung darstellt, glau­
be ich, muß man da schon über den eigenen Tel­
lerrand hinwegsehen und eben ausschließlich das 
Interesse der Aufklärung einer strafbaren Hand­
lung im Auge haben. 

Herr Minister! Ich habe den Eindruck - natür­
lich kann ich das nur als Außenstehende beurtei­
len, weil ich ja nur die Zeitungsmeldungen kenne 
-, daß Ihre Beamten in dieser Aufklärung um 
die ßriefbombenattentate gut gearbeitet haben, 
insbesondere was die EßT-Arbeit anlangt. Ich bin 
sehr neugierig, was Sie über diese Arbeit sagen 
können. Immerhin ist sehr schnell der erste Tat­
verdächtige festgenommen worden. Was ich aber 
nicht verstehe und wofür ich überhaupt kein Ver­
ständnis habe, ist der mangelnde Zeugenschutz. 
Kaum waren die ersten zwei festgenommen, 
kaum waren sie hinter Gittern, haben schon Ihre 
höchsten Beamten Aussagen darüber gemacht, 
wer nun der Informant war. Es war eine Trafikan­
tin, bei der die Briefmarken gekauft worden sind. 
Nach ihren Angaben ist ein Phantombild angefer­
tigt worden, und aufgrund dessen konnten dann 
die Täter festgenommen werden. Ja, wie kann 
denn so etwas passieren, sehr geehrter Herr Mini­
ster? Das ist im Grunde genommen ein Wahn­
sinn, weil diese Zeugen dann sofort Repressalien 
ausgesetzt sind und weil wir wahrscheinlich keine 
Zeugen mehr finden werden, die zweckdienliche 
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Angaben machen in diesen brisanten Sachen. 
(BeifaU bei der FPÖ.) Ich glaube schon, daß Sie 
diesbezüglich Ihren Beamten ein bißchen mehr 
Sensibilität ans Herz legen sollten. 

Eine zweite Mitteilung in dem Zusammenhang 
hat mich stutzig gemacht, nämlich die Beurtei­
lung des Stapo-Chefs Kessler über die Lage der 
Rechtsextremen in Österreich. Er hat gesagt: Die 
hiesige Szene ist zu dumm, um solche Briefbom­
ben zu erzeugen. Ich weiß nicht, sollte das eine 
absichtliche Fehlinformation sein, oder war es 
krasse Fehleinschätzung? Wenn es eine absichtli­
che Falschmeldung war, dann habe ich dafür Ver­
ständnis. Wie gesagt, es soll uns jedes Mittel recht 
sein, um diese Gewalttäter auszuheben. Ich fürch­
te aber, es war keine Falschinformation, sondern 
ich fürchte, es war eine falsche Selbsteinschät­
zung, denn es hat sich ja - offensichtlich, bis jetzt 
zumindest, unwidersprochen - herausgestellt, 
daß die Verdächtigen Österreicher sind und daß 
sie offensichtlich über genügend Fachwissen ver­
fügen, so eine Bombe zu erzeugen. 

Ich glaube, wie gesagt, diese Aussage ist leider 
Gottes falsch, daß die Stapo alles im Griff hat, ich 
glaube, es ist wirklich eine pathologische Selbst­
überschätzung dieser Gruppe, die Sie offensicht­
lich auch in Sicherheit wiegt. Sie haben eben lei­
der nichts im Griff. Genausowenig wie die übrige 
Kriminalität, haben Sie auch diese Szene offen­
sichtlich nicht im Griff. 

Wie kann man sagen, wir haben die Szene im 
Griff, wenn vor den Augen der Staatspolizei Waf­
fenverschiebungen über die Grenze stattfinden 
können, wenn ein Waffenarsenal angesammelt 
wird, wenn Sprengstoffmaterial angesammelt 
wird und wenn Bomben gebastelt werden? Dabei 
gebe ich schon zu - das weiß ich schon aus mei­
nem Beruf auch -, daß es äußerst schwierig ist, 
gerade solche Delikte, die sich da im stillen Käm­
merlein abspielen, unter Umständen noch dazu 
unter Verwandten, zu beobachten. Aber dann 
wäre ich auch vorsichtiger mit der Aussage, daß 
ich irgend etwas im Griff habe. 

Aber eines möchte ich auch noch sagen in die­
sem Zusammenhang, und zwar ist das an alle Ab­
geordneten hier gerichtet: Mit einer ungeheuren 
Akribie, mit einem ungeheuren Eifer haben Sie, 
angefangen von ÖVP bis hin zu dem sogenannten 
Liberalen Forum, die StPO-Reform betrieben, 
die eine ungeheure Ausweitung der Täterrechte 
brachte. Die Einschränkung der Telefonüberwa­
chung ist beschlossen worden, Erleichterung bei 
den Zeugenaussagen, und eine weitere Novelle 
zur Strafprozeßordnung ist vom Bundesministe­
rium für Justiz schon angekündigt worden. Sie 
sollten sich wirklich ernsthaft überlegen, ob Sie 
angesichts solcher Täterprofile noch mitmachen 
wollen an einer weiteren Aufweichung der Straf­
prozeßordnung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich glaube, angesichts solcher Täterprofile, die 
vor nichts zurückschrecken, die gewalttätig sind, 
ohne Unterschiede zu machen, ist es wirklich 
nicht angebracht, daß diese Täter so geschützt 
werden. 

Ich kann mir vorstellen und Sie können es sich 
mit einiger Phantasie wahrscheinlich auch vor­
stellen, wie die Aufklärung bei Gericht vor sich 
gehen wird mit der Vertrauensperson des Zeu­
gen, die Sie eingeführt haben durch die StPO­
Reform. Stellen Sie sich das einmal vor! Es gibt ja 
nicht nur Verfahren, wo der Täter ganz andere 
Interessen hat als die Zeugen. Gerade in einem 
solchen Fall, wie wir ihn hier vor uns haben, wo 
Gewalt offensichtlich von einem größeren Perso­
nenkreis, der zusammenspielt, produziert worden 
ist, da kann ich niemals Licht in die Sache brin­
gen, wenn jeder Zeuge eine Vertrauensperson 
mitbringen darf und diese Vertrauensperson un­
ter Umständen sogar dem selben Kreis angehört. 
dem der Täter angehört. Also wie das vor sich 
gehen soll, ist mir wirklich schleierhaft. Denken 
Sie einmal darüber nach, was Sie da unter der 
Obmannführung des Herrn Justizsprechers der 
ÖVP, Graff, beschlossen habenl (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Vielleicht sind Gewaltdelikte, die im politi­
schen Extrembereich geschehen, die im politi­
schen Bereich angesiedelt sind, eher geeignet, Sie 
zu einem Umdenken zu bewegen, als die soge­
nannten gemeinen Delikte, die sich gegen die all­
gemeine Bevölkerung richten. Vielleicht sind Sie 
hier nicht so blind wie bei den anderen Delikten. 
Ich kann mich jedenfalls erinnern, daß nach jeder 
Sicherheitsdebatte oder nach jeder Diskussion, in 
der die Sicherheit behandelt worden ist, Herr 
Kollege Anschober hier nach mir am Rednerpult 
gestanden ist und sich ungeheuer darüber mo­
kiert hat, daß ich die Kriminalität sehr drastisch 
aufgezeigt habe. Ich habe mir da zufällig etwas 
herausgesucht, da sagt er: 

"So wie immer bei Sicherheitsfragen gab es zu­
nächst einmal ein blaues Panikorchester, das uns 
den Eindruck vermittelt hat, Österreich versinke 
in Schutt und Asche, die Kriminalität sei allge­
genwärtig, diese Republik könne sich der Krimi­
nalität beinahe nicht mehr erwehren." - Da ist es 
nur um die sogenannten gemeinen Delikte gegan­
gen, aber jetzt, wo Politiker auch Briefbomben 
bekommen haben, wo Gewalttaten gegen Politi­
ker gestartet worden sind, jetzt stellen sich Politi­
ker - etwa Frau Kollegin Stoisits am Montag -
her und schreien gellend: Das ganze Land zittert 
vor Briefbomben und vor Terror! Offensichtlich 
sind für Sie Gewalttaten, wenn sie von einer be­
stimmten Seite kommen, nicht so zu behandeln. 
als wenn sie von der Allgemeinheit kommen oeln 
die Allgemeinheit bedroht ist. Sie machen elen 
Riesenunterschied: Wenn Politiker bedroht sind. 
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dann darf man darüber reden, dann zittert das 
ganze Land, nur wenn die sozusagen gemeine Be­
völkerung betroffen ist, dann macht das über­
haupt nichts, dann brauchen wir nichts zu tun. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Für mich sind Gewaltdelikte verabscheuungs­
würdig, egal ob sie von rechts, von Links, von der 
Mitte oder von sonst irgendwo herkommen. Ich 
als Sicherheitssprecherin (Abg. Dr. F uhr­
man n: Sprecherin!) fühle mich wirklich ver­
pflichtet, für alle einzutreten und nicht nur für 
die Politiker. Ich rege mich nicht nur auf, wenn 
Politiker die Betroffenen sind, sondern auch 
dann, wenn die übrige Bevölkerung betroffen ist. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Minister! "Die Kriminali­
tätsformen werden immer dramatischer, immer 
mehr Verbrechen werden von organisierten Ban­
den begangen, die österreichische Exekutive 
hinkt dieser Entwicklung hinterher. Die techni­
sche Ausrüstung bewegt sich auf dem Standard 
der frühen siebziger Jahre. Österreichs Sicherheit 
ist, was den Einsatz der EDV betrifft, nach wie 
vor jungfräulich." - Diese Gedanken stammen 
- Sie werden es vielleicht schon erahnt haben -
nicht von mir, denn da würden Sie, wie immer, 
nur sagen, das ist eine Übertreibung, Sie würden 
mir vorwerfen, daß ich über etwas rede, was ich 
nicht weiß. Diese Vorwürfe stammen von jeman­
dem, der überhaupt nicht im Verdacht steht, der 
FPÖ nahezustehen, nämlich vom Vorsitzenden 
des Dientstellenausschusses bei der Grazer Si­
cherheitswache, dem Herrn Werner Miedl. Er ist 
ÖVP-Mitglied, er ist Gemeinderat in Graz, und er 
hat diese Analyse gegeben, weil er durch seine 
Tätigkeit bei der Grazer Sicherheitswache genau 
Bescheid weiß, wie es um die Ausstattung, um die 
personelle Beschaffenheit und so weiter steht. 
(Abg. Dr. F uhr man n: Der Miedl war's.') Ja, Sie 
sagen, der Miedl war es. Ja, es war der Miedl. Sie 
können es nachlesen. 

Sie ersehen daraus auch gleich, daß nicht nur 
die Freiheitlichen Kritik an der Sicherheitspolitik 
üben, sondern daß es auch der Koalitionspartner 
tut, solange er nicht hier im Parlament sitzt. (Abg. 
K r a f t: 0 ja.' - Abg. Dr. F uhr man n: Der Pir­
kerf) Herr Kollege Pirker übt keine Kritik an Ih­
nen, denn der will es sich im Parlament mit Ihnen 
nicht verderben. (Abg. Kr a f t: 0 ja.' Besser als 
Sie!) Na ja, aber sehr zahm, sehr zahm. Und ein 
anderer ÖVP-Abgeordneter hat gesagt: Der 
Löschnak ist der beste Justizminister, den wir je­
mals gehabt haben. Kollege Pirker und die ÖVP­
Abgeordneten, die hier sitzen, die wissen ja: Mit 
dem Innenminister darf man es sich nicht ver­
scherzen, denn immerhin geht es bei Postenbeset­
zungen um eine gute politische Zusammenarbeit. 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. F II h r man n: 
Wie die Schelmin ist, so denkt sie.') 

Herr Abgeordneter Fuhrmann! Bevor Sie noch 
weiter vom Schelm reden und bevor Sie sich em­
pören, würde ich ein bißehen warten. Herr Kolle­
ge Pirker, ich habe nämlich noch einen Pfeil im 
Köcher (Oh-Rufe bei ÖVP und SPÖ), aber nur 
einen verbalen, ich bin nämlich absolut gewaltlos. 

Herr Pirker! Sie haben bei der letzten Fahn­
dung, als die Mängel bei der Verfolgung der Gen­
darmerieeinbrecher offenbar geworden sind, 
selbst gesagt - das geht auch aus dem Bericht des 
Herrn Miedl hervor -, in einigen Landesgendar­
meriekommanden gibt es nur solche Komman­
danten, die durch Parteieneinfluß das geworden 
sind, was sie jetzt sind. Ich freue mich wirklich, 
daß das ein Mandatar einmal auch öffentlich zu­
gibt, denn wenn wir das behaupten, wird immer 
so empört reagiert wie eben jetzt. 

Der Herr Kollege Fuhrmann wird wahrschein­
lich jetzt nicht mehr sagen, wie der Schelm denkt, 
so ist er auch (Abg. Dr. F uhr man n: SchelmilZ 
habe ich gesagt! Ich habe korrekt formulien' ) , son­
dern jetzt wird er sagen: Es ist offensichtlich so. 

Herr Minister! Ich habe mir schon gedacht, Sie 
werden empört reagieren, aber sagen Sie mir 
wirklich: Wieso kommt der Herr Kollege Pirker 
auf diese Idee? (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
Kr af t: Das war ein stumpfer Pfeil!) Fragen Sie 
den Herrn Pirker, der ist blaß geworden. (Heiter­
keit bei der ÖVP. - Abg. Dr. F uhr man n: Die 
vornehme Blässe des Pirker! - Abg. Kr a f c: Ein 
Pfeil ohne Spitze!) 

Aber um jetzt wieder insbesondere auf die letz­
ten dramatischen Ereignisse in Österreich zu­
rückzukommen: Herr Minister! Mir ist Ihr ge­
samtes Vorgehen im Aufbau einer Grenzkontrol­
le zu lax. Die letzte Fahndung nach den Brief­
bombenattentätern hat gezeigt, daß sich die Täter 
ins Ausland absetzen wollten. Ungehindert sind 
sie über die österreichischen Grenzen gekommen. 
Ich habe gehört, die Grenzwache war in die Fahn­
dung gar nicht einbezogen. Ich kann das nicht 
beurteilen, aber wenn sie tatsächlich nicht einbe­
zogen war, dann, finde ich, ist das ein Skandal. 
Das ist genauso wie bei der letzten Fahndung 
nach den Gendarmerieeinbrechern, bei der das 
zwei Kilometer entfernt befindliche Bahnhofs­
personal nicht informiert war, daß zwei gefährli­
che Täter flüchtig sind. 

Jedenfalls haben zwei wachsame tschechische 
Zollwachebeamte entdeckt, daß sich das Auto 
schon nach hinten bis zum Erdboden biegt, weil 
im Kofferraum Waffen gelagert waren. Ich glaube 
daher, daß unsere Zollwache dringend geschult 
werden muß, damit sie auch sicherheitspolizeili­
che Aufgaben wahrnehmen kann. (Zwischellbe· 
merkung des Bundesministers Dr. Lös c h Il CI k.) 
Was Ihre Einflüsterungen bedeuten, werden Sie 
vielleicht dann bei Ihrer Wortmeldung erkläreIl. 
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(Abg. Dr. F uhr man n: Der Herr Minister hat 
gemeint, ein Auto kann sich nur nach unten biegen 
und nicht nach hinten.') 

Die Zollwache muß in das gesamte Sicherheits­
system eingebunden werden, in alle Fahndungs­
maßnahmen. Gerade jetzt, wo die internationale 
Kriminalität zunimmt - ich will schon gar nicht 
mehr sagen zunimmt, denn wir haben schon ei­
nen Höhepunkt erreicht -, ist es ungeheuer 
wichtig, daß wir grenzüberschreitend reagieren 
können. 

Herr Minister Löschnak! Ich weiß nicht, warum 
Sie mit dem Finanzminister, einem Parteifreund 
von Ihnen, nicht klar reden können, wie dringend 
die Zollwache für Ihr Ressort ist. Uns haben Sie 
immer nur gesagt, seit einem Jahr verhandeln Sie 
schon. Ich würde mich nicht zufriedengeben mit 
einer so langen Verhandlungsdauer, bei der dann 
überhaupt nichts herausschaut. 

Jedenfalls ist das Budget wirklich nicht dazu 
angetan, die Anforderungen an die gestiegene 
Kriminalität zu erfüllen, und unter Berücksichti­
gung der Inflationsrate kann man sagen, daß das 
Budget überhaupt keine Ausweitung bietet, son­
dern daß Sie mit demselben Geld, das Sie bisher 
zur Verfügung hatten, auch in Zukunft auskom­
men müssen. Und das erscheint uns wirklich zu 
wenig zu sein. Sie haben sich bei Finanzminister 
Lacina auch hier nicht genügend eingesetzt, und 
wir ..lehnen daher das Budget ab. (Beifall bei der 
FPO.j 13.34 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der Herr Bun­
desminister Löschnak hat sich zu Wort gemeldet. 
- Bitte. 

13.34 
Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak: 

Frau Präsidentin! Hohes Haus! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Ich möchte zu zwei 
Punkten eine kurze Erklärung am Beginn der 
Budgetdebaue zum Kapitel Inneres abgeben. Ich 
bitte um Verständnis, daß das nicht den Usancen 
entspricht, aber ich glaube, aus der Aktualität 
heraus ist es notwendig. 

Erstens zu aktuellen Situation: Die Serie von 
Briefbombenattentaten, mit der Österreich kon­
frontiert ist, begann am Freitag, dem 3. Dezem­
ber 1993. An diesem Tag wurde Pfarrer Janisch 
im Pfarramt Hartberg sowie der ORF-Minderhei­
tenredaktion in Wien jeweils eine Briefbombe zu­
gestellt, die beim Öffnen explodierte. Der Pfarrer 
und die ORF-Moderatorin wurden schwer, eine 
in der ORF-Minderheitenredaktion anwesende 
Sekretärin leicht verletzt. 

In der Folge erhielten dann Caritas-Präsident 
Schüller. der Obmann des slowenischen Kultur­
vereines, der Wiener Bürgermeister Zilk, die 
Klubobfrau der Grünen, Frau Abgeordnete Pe-

trovic, die Minderheitensprecherin der Grünen, 
Frau Abgeordnete Stoisits, Frauenministerin 
Dohnal, das Wiener Rechtsanwaltsbüro Dallinger 
- eine Sekretärin wurde dort ebenfalls schwer 
verletzt - und die Arbeitsgemeinschaft für Aus­
länderbeschäftigung der Wirtschaftskammer in 
Wien weitere Briefbomben. 

Hohes Haus! Unmittelbar nach Explosion der 
ersten beiden Briefbomben übernahm die EBT -
also Einsatzgruppe zur Bekämpfung des Terroris­
mus - die Amtshandlung. Am 4. Dezember 1993 
wurde eine Sonderkommission eingesetzt, die 
dann insbesondere auch um Hinweise aus der 
österreichischen Bevölkerung gebeten hatte und 
diese Hinweise entgegengenommen hat. 

Am 6. Dezember 1993 wurden in einer Presse­
konferenz neun konkrete Fragen an die Bevölke­
rung gestellt, und in der Folge liefen bei uns etwa 
1 300 Hinweise ein. Einige davon führten 
schließlich zu einem der Verdächtigen. Die Er­
mittlungen ergaben, daß die Briefbomben alle in 
Niederösterreich aufgegeben worden waren, näm­
lich in den Ortschaften Hollabrunn, Stockerau, 
Tulln und Niederrußbach. 

Schließlich konnten am 9. Dezember 1993 zwei 
Verdächtige festgenommen werden, und bei ei­
nem der beiden fanden sich Hinweise auf eine 
ganz konkrete Involvierung in diese Attentatsse­
rie. 

Die mit Hochdruck vorangetriebenen Ermitt­
lungen führten in weiterer Folge am 14. Dezem­
ber 1993 zu einer Reihe weiterer Hausdurchsu­
chungen und zu weiteren zwei Festnahmen. Die 
beiden Festgenommenen werden seither einver­
nommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ho­
hes Haus! Die zehn Briefbombenattentate haben 
gemeinsam, daß sie gegen Personen beziehungs­
weise Institutionen gerichtet wurden, die sich im 
Ausländer- oder/und Minderheitenbereich enga­
giert haben. Die in Haft befindlichen Verdächti­
gen gehören der rechtsextremen Szene an und 
sind teilweise wegen Gewaltdelikten beziehungs­
weise Verstößen gegen das Verbotsgesetz rechts­
kräftig verurteilt. 

Die Exekutive geht auch möglichen Kontakten 
dieser Festgenommenen - aber nicht nur dieser 
- mit der deutschen Neonaziszene nach. Seit Be­
ginn der Amtshandlungen steht die österreichi­
sche Staatspolizei in engem Kontakt mit ausländi­
schen Sicherheitsdienststellen. Aufgrund der An­
fragen bei diesen ausländischen Sicherheitsdienst­
stellen stellte sich heraus, daß die bei den An­
schlägen in Österreich verwendeten Briefbomben 
anscheinend ein Prototyp sind. Sie kamen in die­
ser Form in über 30 angefragten Staaten noch nie 
zum Einsatz. 
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Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Indizien verdichten sich täglich. Die 
Exekutive und ich gehen nach wie vor davon aus, 
daß die Attentatsserie aufgeklärt werden kann 
und aufgeklärt werden wird. 

Frau Abgeordnete Partik-Pable! Sie haben in 
Ihrer Wortmeldung die sehr ernste Frage des 
Zeugenschutzes angesprochen, und ich möchte 
den ersten Teil des Berichtes nicht abschließen, 
ohne Ihnen auch meine Meinung dazu wiederge­
geben zu haben. 

Die Mitarbeiter in der Exekutive haben sich zu 
Einzelheiten der jeweils Verdächtigen erst dann 
geäußert, als diese Einzelheiten in den Medien 
jeweils veröffentlicht wurden - nie vorher. Es 
war das der jeweilige Zeitpunkt, wo wir Rede und 
Antwort zu diesen Dingen stehen mußten, die 
schon öffentlich dargelegt worden waren, um 
nicht den Eindruck zu erwecken, daß wir bei un­
seren Ermittlungen etwas vertuschen oder ver­
heimlichen möchten oder vielleicht eigene Unzu­
länglichkeiten mit diesen Dingen . . . (Abg. Dr. 
Helene Par t i k - Pa b l e: Wie sollen denn die 
Medien wissen, daß ein Phantombild angefertigt 
wurde? Das kann doch nur aus Ihrem Ministerium 
kommen!) 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich möchte 
mich jetzt nicht auf ein Zwiegespräch einlassen, 
aber Sie wissen ganz genau, daß wir eine Vielzahl 
von Handlungen nur im Einvernehmen mit der 
Justiz setzen können und dürfen, und das tun wir 
auch. Wir halten uns an die bestehenden Gesetze 
dieser Republik, und diese sehen vor, daß wir 
zum Beispiel Hausdurchsuchungen und Festnah­
men beziehungswiese Telefonüberwachungen 
nur mit Zustimmung des zuständigen Richters 
vornehmen dürfen. (Abg. Dr. Helene Par t i k -
Pa b l e: Aber das Phantombild zeichnet doch 
nicht der Richter.') Und Sie wissen ganz genau, 
daß ab dem Zeitpunkt, ab dem mehrere Dutzend 
Personen informiert und involviert sind, es nicht 
möglich ist, in Erfahrung zu bringen, wer jeweils 
das Amtsgeheimnis verletzt haben könnte oder 
tatsächlich verletzt hat. (Abg. Dr. HeLene Par­
ti k - Pa b l e: Das ist ja kein Durchsickern.') 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich gehe aufgrund der bisherigen Ermitt­
lungsergebnisse und des bisherigen Fahndungs­
verlaufes davon aus, daß diese Attentatsserie 
rasch und bald und auch zur Gänze aufgeklärt 
werden kann. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum 
zweiten, nämlich zum Rechtsextremismus. Die 
politische Entwicklung in Europa war in den letz­
ten Jahren durch das Anwachsen rechtsextremer 
und fremdenfeindlicher Strömungen geprägt. 
Auch in Österreich war eine Zunahme rechtsex­
tremer Aktivitäten zu beobachten, aber anders als 

etwa in der Bundesrepublik Deutschland kam es 
in Österreich zu keinen massiven und gehäuften 
Gewalttaten gegenüber Ausländern und Asylun­
terkünften. 

Den österreichischen Sicherheitsbehörden ist 
es in Zusammenarbeit mit der Justiz in den letz­
ten Jahren gelungen, eines Großteils der Füh­
rungsschicht der rechtsextremistischen Szene 
habhaft zu werden. Diese Personen sind teilweise 
zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt, ein Ver­
urteilter konnte sich seiner Strafe durch Flucht 
ins Ausland entziehen. Notwendig sind aber ge­
genwärtig und auch künftig neue Initiativen, um 
zu verhindern, daß eine neue Generation von 
Rechtsextremen heranwächst. 

Das macht zum einen mehr Aufklärung - und 
Sie wissen, daß ich davon ausgehe, daß diese pri­
mär in der Familie zu beginnen und sich über die 
Schule fortzusetzen hat - über die Gefahren des 
Rechtsextremismus notwendig, zum anderen be­
nötigt die Exekutive mehr Möglichkeiten zur Ob­
servierung solcher Gruppen von Rechtsextremen. 
Darüber hinaus müßte man auch an die eine oder 
andere Verschärfung bestehender gesetzlicher 
Bestimmungen denken, ohne daß man damit in 
den Verdacht gerät, einem Polizeistaat das Wort 
reden zu wollen. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und 
FPÖ.) 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Exekutive als Teil des demokrati­
schen Rechtsstaates tut sich naturgemäß mit 
Gruppen und Personen, die diesen Rechtsstaat 
aus ihren extremistischen Positionen heraus be­
kämpfen, schwer. Denn anders als diese Gruppen 
hat sich die Exekutive an die Gesetze des demo­
kratischen Rechtsstaates, dem sie zu dienen hat 
und dessen Teil sie ja auch ist, zu halten. Da die 
Demokratie aber Instrumente benötigt, um die 
Auseinandersetzung mit dem Extremismus für 
sich entscheiden zu können, benötigt die zum 
Schutz dieser Demokratie geschaffene Sicher­
heitsexekutive auch entsprechende Möglichkei­
ten. Und ich bitte nochmals den Gesetzgeber und 
damit dieses Hohes Haus, diese gesetzlichen Mög­
lichkeiten den jeweiligen Notwendigkeiten anzu­
passen oder sie neu zu schaffen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ho­
hes Haus! Das Problem des Rechtsradikalismus 
wird aber nicht nur durch die Exekutive allein 
gelöst werden können, das bedarf sicherlich jeder 
Unterstützung, aber nicht nur in materieller Hin­
sicht, sondern weit darüber hinaus. Es bedarf zum 
Beispiel auch eines klaren Bekenntnisses aller po­
litischen Gruppen zur Existenz zum Beispiel die­
ses Teiles der Exekutive, der zur Prävention und 
zur Repression eingesetzt ist, nämlich zur Staats­
polizei. Ohne diesen Teil der Exekutive können 
wir weder vorbeugend etwas machen noch nach 
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Eintritt von kriminellen Handlungen entspre­
chend handeln. 

Ich nehme daher diese heutige kurze Darle­
gung zur aktuellen Situation im Zusammenhang 
mit den Attentaten, in der ich aber aufgrund des 
Fahndungs- und Ermittlungserfolges nicht in 
Einzelheiten gehen konnte, um nicht mögliche 
weitere Mittäter oder sogar den Haupttäter vor­
zuwarnen, zum Anlaß, Sie zu bitten, die Gelegen­
heit, so wie ich, wahrzunehmen, um gemeinsam 
in einem geschlossenen Engagement gegen den 
Rechtsextremismus aufzutreten, und zwar wirk­
lich gemeinsam. Das heißt, es sind alle aufgeru­
fen, nicht nur die politischen Parteien, sondern 
natürlich auch die Bildungsinstitutionen, auch die 
Medien, überhaupt alle, die in diesem Staat, in 
dieser Republik Osterreich die öffentliche Mei­
nung und damit die Österreicherinnen und Öster­
reicher beeinflussen können. - Ich bedanke mich 
für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPÖ, ÖVP 
und FPÖ.) 13.47 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster ist 
Herr Abgeordneter Elmecker zu Wort gemeldet. 
- Bitte. 

13.47 
Abgeordneter Elmecker (SPÖ): Frau Präsiden­

tin! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Ich danke dem Herrn Bundesminister für 
seinen Bericht, den er soeben dem Hohen Hause 
vermittelt hat. Ich glaube sagen zu können, daß er 
sehr umfassend war und daher die Forderung des 
Kollegen Scheibner, den Ständigen Unteraus­
schuß, der für die Staatspolizei-Kontrolle einge­
richtet wurde, zur Beratung einzuberufen, für 
nicht ziel führend zu erachten ist; wir sind ja nicht 
die Ober kriminalisten. Die Behörde - Kollegin 
Partik-Pable hat das in ihrer Wortmeldung gesagt 
- sollte in Ruhe arbeiten können und nicht 
durch politische Störmanöver behindert werden. 
Dann, davon bin ich überzeugt, kann die Aufklä­
rung sehr rasch vor sich gehen. (BeifaLL bei der 
SPO.) 

Meine Damen und Herren! Den zweiten Teil 
des Berichtes des Herrn Bundesminister nehme 
ich gerne zum Anlaß, um auch die Meinung von 
uns Sozialdemokraten zur effektiven Bekämp­
fung der organisierten Kriminalität, aber auch des 
Rechtsextremismus zu äußern und die Diskussion 
über legistische Maßnahmen in diesem Zusam­
menhang zumindest einmal zu beginnen und 
auch in unserem Kreise zu führen. 

Was sind diese Forderungen? Was könnte man 
sich darunter vorstellen? - Zum ersten: die echte 
verdeckte Fahndung, vorwiegend über Informan­
ten. Echte verdeckte Fahndung birgt allerdings 
grundsätzlich Probleme polizeilicher Arbeit in 
sich. Der Umgang mit den Informanten sollte 
kontrolliert und nachvollziehbar auch Sicherheit 

für den befaßten Beamten ermöglichen. Außer­
dem ist er mit finanziellen Erfordernissen ver­
bunden. 

Zum zweiten: den sogenannten U nder-cover­
Agent. 

Zum dritten: Einsatz elektronischer und tech­
nischer Mittel. - Diese Diskussion hat auch 
schon die deutsche Sozialdemokratie geführt. Ge­
meint ist der sogenannte aktive Lauschangriff. 
Auch darüber werden wir zu diskutieren haben. 

Wir werden zu diskutieren haben über Zeugen­
schutzmaßnahmen, über Kronzeugenregelung, 
vielleicht aber auch über das Fallenlassen des 
Verbotes des Agent provocateur. 

Meine Damen und Herren! Auch bei den Da­
tenschutzmaßnahmen muß man für gewisse Ein­
schränkungen eintreten, und zwar dann, wenn es 
um die Bekämpfung von organisierten Verbre­
chen und Terrorgruppen geht, um die Raster­
fahndung oder auch die Beschlagnahmemöglich­
keit bei der Bekämpfung organisierter Suchtgift­
kriminalität, um Waffenhandel, Menschenhandel, 
Prostitution und dergleichen Dinge mehr. 

Meine Damen und Herren! Diese Diskussion 
sollten wir zur Bewältigung der Fragen, die sich 
im Sicherheitsbereich bisher schon gestellt haben 
und künftig noch stärker stellen werden, führen. 

Meine Damen und Herren! Nun ein paar An­
merkungen zum Budget. 

Das Budgetkapitel "Inneres" zeigt, daß diese 
Bundesregierung, daß dieses Parlament der Si­
cherheit einen großen Stellenwert beimißt. Es 
steigerte sich immerhin um 3,6 Prozent, und es 
bringt uns die zweite Tranche in der Sicherheits­
milliarde. 

Schon 1990 bis 1994 wurde die Zahl der Plan­
stellen im Bereich des Bundesministeriums für 
Inneres um 2 300 vermehrt. Das ist eine beachtli­
che Vermehrung an Personal für die Sicherheits­
exekutive, die zur Gewährleistung der öffentli­
chen Sicherheit und der Bekämpfung der Krimi­
nalität unbedingt notwendig war. Und dieser Kurs 
- ich betone das gerade heute anläßlich der Bud­
getdebatte - ist fortzusetzen. 

Wir haben in den Jahren 1990 bis 1994 die Aus­
rüstung der Exekutive modernisiert, viele Dienst­
gebäude saniert und etliche neu in Betrieb ge­
nommen. In diesen Jahren haben wir auf dem Ge­
biet der Ausrüstung der Exekutive unter anderem 
folgende Schwerpunkte gebildet: Rund 3 000 
Kraftfahrzeuge wurden in den Dienst gestellt, 
500 Kraftfahrzeuge zusystemisiert, 6 650 Funk­
geräte, 2 600 Schutzwesten, 19 000 Waffen, 6 500 
Bildschirmschreibmaschinen und konventionelle 
Schreibmaschinen, 1 700 Kopiergeräte - bei der 
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Bundesgendarmerie verfügt heute bereits jede 
Dienststelle über eine entsprechende Ausstattung 
- und 900 Faxgeräte angeschafft sowie darüber 
hinaus insgesamt 2 510 Bildschirmarbeitsplätze 
installiert. Damit wurden der österreichischen Si­
cherheitsexekutive gute Voraussetzungen für die 
Gewährleistung des Sicherheitsstandards gegeben 
und die Dienststellen in einer Art und Weise mo­
dernisiert, wie es viele vor noch wenigen Jahren 
nicht für möglich gehalten haben. (Beifall bei der 
SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Ich bekenne mich in diesem Zusammenhang 
auch zur Strukturänderung im Bereich der Bun­
desgendarmerie, zu einer Neuorganisation, die 
gemeinsam mit Praktikern erarbeitet worden ist 
und der nun auch die Personalvertretung zuge­
stimmt hat. Neue Formen der Kriminalität kön­
nen nicht mit Kleinstposten bekämpft werden, 
und sie können auch nicht im Rahmen des bishe­
rigen Dienstzeitsystems bekämpft werden. Da­
rum gibt es seit Mai dieses Jahres ein neues 
Dienstsystem, das mit 1. November dieses Jahres 
verbindlich eingeführt wurde. 

Betrachten wir einmal die Kriminalitätsent­
wicklung. Es stimmt: Österreich kann sich nicht 
von der internationalen Kriminalitätsentwicklung 
abkoppeln, schon gar nicht nach der Ostöffnung 
vor wenigen Jahren. Alle Staaten in Europa sind 
mit einem Mehr an Kriminalität konfrontiert, das 
bringt die neue Mobilität der Menschen mit sich. 
Wenn mehr Menschen unterwegs sind, dann gibt 
es logischerweise auch mehr Kriminalität. Aber 
wenn wir bestimmte Delikte in Mitteleuropa nach 
der Häufigkeit in den verschiedenen Staaten je 
100 000 Einwohner vergleichen, dann stellt sich 
heraus, daß Österreich hier doch noch weit besser 
dran ist. 

Ich darf an dieser Stelle einen unverdächtigen 
Zeugen zitieren, nämlich Herrn Lingens vom 
"Standard", der sicherlich kein Naheverhältnis 
zur SPÖ hat. Er sagt folgendes - Zitat vom 
17. November dieses Jahres -: "Wie sicher 
Österreich im internationalen Vergleich ist, mag 
folgendes Zahlenpaar illustrieren: In Deutschland 
werden je 100 000 Einwohner pro Jahr 3 308 De­
likte begangen, in Österreich waren es ,nur' 204. 
Nur die Schweiz steht mit 182 Delikten noch bes­
ser da." - Zitatende. 

Meine Damen und Herren! Dieser Vergleich 
kann sich sehen lassen! Das heißt, daß wir mit 
diesem Budget auch die innere Sicherheit ge­
währleisten können, denn ich sagte es schon: 
Durch die zweite Tranche der Sicherheitsmilliar­
de wird es möglich ein, 300 zusätzliche Dienstpo­
sten zu schaffen, die Ausrüstung in Richtung 
EDV zu modernisieren, aber auch ein Gerät an­
zuschaffen, das wir heuer erprobt haben und das 
bei den Landesgendarmeriekommanden bereits 
eingeführt werden kann: die Doku-Box, mit der 

gefälschte Papiere, Pässe und dergleichen über­
prüft und kontrolliert werden können. 

Wir können angesicht dieser Maßnahmen so­
wohl im personellen als auch im technischen Be­
reich, gerade auch was die organisierte Kriminali­
tät anlangt, ruhigen Auges der Zukunft entgegen­
sehen, wenn wir die Exekutive so arbeiten lassen, 
wie sie bisher bestens gearbeitet hat. 

Ich möchte hier namens der sozialdemokrati­
schen Parlamentsfraktion als Sicherheitssprecher 
den vielen Tausenden Exekutivbeamten herzlich 
für die Arbeit danken, die sie tagtäglich im Dien­
ste der Sicherheit dieses Landes leisten, ebenso 
Ihnen, Herr Bundesminister, und den Mitarbei­
tern Ihres Hauses. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
/3.55 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste 
Wortmeldung liegt mir die der Frau Abgeordne­
ten Petrovic vor. Ich erteile ihr das Wort. 

13.55 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Ich werde versuchen, an die 
Erklärung des Innenministers anzuschließen und 
die Diskussion auf eine andere Ebene zu bringen 
als die, auf der sie mein Vorredner abgehandelt 
hat. 

Im Rahmen dieser spezifischen Sicherheitsde­
batte, die wir jetzt zu führen haben - jetzt im 
Zeichen des Briefbombenterrors -, geht es nicht 
um Kopiergeräte, Schreibmaschinen und einzelne 
Ausstattungsgegenstände. (Abg. E l m eck e r: 
Auch!) Das kommt derart unter "ferner liefen", 
Herr Abgeordneter Elmecker, daß ich glaube, es 
verzerrt die Diskussion, wenn wir dort beginnen. 
(Beifall bei den Grünen und Beifall des Abg. Dr. 
Frischenschlager. ) 

Meine Damen und Herren! Es geht tatsächlich 
um eine Frage der Weiterentwicklung unserer 
Demokratie, es geht wahrscheinlich auch um ein 
neues Sicherheitsverständnis. Und die Ereignisse 
der letzten Tage haben, glaube ich, allen, die das 
erkennen wollten, klargemacht, daß ein neuer Si­
cherheitsbegriff nicht bei der Ausstattung der Po­
lizei, bei den Kopierern und den Schreibmaschi­
nen beginnen kann. sondern bei den sozialen Pro­
blemen ansetzen muß. Es gibt eine Hauptwurzel 
für die immer stärker auftretende Kriminalität 
und auch für Sicherheitsprobleme aller Art, und 
das sind Versäumnisse im gesellschaftspolitischen 
Bereich, in der Weiterentwicklung der Demokra­
tie und in der Bekämpfung sozialer Probleme. 

Herr Abgeordneter Elmecker! Sie haben das 
Mehr an Kriminalität wieder einmal mit der Ost­
öffnung in Verbindung gebracht. Ich habe aber 
wieder vermißt. was Sie immer vermissen lassen: 
daß Sie hinter diese Probleme sehen, daß Sie fra-
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gen: Woher kommen derartige Phänomene? Ge­
nügt es, am Symptom anzusetzen? Ich will jetzt 
gar nicht über die Richtigkeit der Wahrnehmung 
auf der Symptomebene reden - auch dort hätte 
ich Korrekturen abzubringen -, aber daß Sie die­
sen Schritt über diese Grenze nicht machen, das 
halte ich für verfehlt und das halte ich letztlich 
für abträglich im Hinblick auf die österreichische 
Sicherheit. 

Wenn wir nicht bereit sind, diese sozialen Pro­
bleme anzusprechen, und wenn wir weiter so vor­
gehen, daß wir diejenigen Menschen, die sich -
und zwar sehr exponiert und sehr alleine und sehr 
einsam - mit den sozialen Problemen und den 
Gruppen, bei denen die sozialen Probleme ver­
stärkt und konzentriert auftreten, auseinanderset­
zen, nicht unterstützen, dann bleiben wir an der 
Oberfläche, dann bleiben wir beim Symptom. 
(Beifall bei den Grünen und Beifall des Abg. Dr. 
Frischenschlager.J 

Einige Äußerungen des Herrn Bundesministers 
lassen, glaube ich, doch erkennen, daß er jetzt of­
fenbar bereit ist, einiges zu erkennen und in die 
Diskussion einzubringen. Dazu kann ich nur sa­
gen, daß wir unsererseits bereit sind, diesen Dia­
log weiterzuführen, allerdings müssen wir dann 
schon auch bereit sein, offen und schonungslos zu 
reden und auch Versäumnisse, die es gab, zu be­
nennen. 

Herr Bundesminister! Sie haben klar angespro­
chen - und da halte ich für einen Fortschritt -: 
Es ging jetzt nicht um irgendwelche Angriffe auf 
irgend jemanden, um wahllos gestreute Ziele, 
sondern es ging um Personen, die im Bereich der 
Flüchtlinge, der sozialen Probleme von Auslände­
rInnen und der österreichischen Minderheiten tä­
tig sind. Diese waren Ziel von Terroranschlägen, 
sie sind und waren gefährdet! 

Sie haben zweitens klar herausgehoben: Alles, 
was wir bislang wissen, weist eindeutig auf den 
rechtsextremen Bereich hin, sodaß es jetzt das 
Sichherheitsgebot der Stunde ist, über diesen Be­
reich zu reden und nicht über irgend welche Ex­
tremismen. 

Herr Bundesminister! In diesem Bereich gab es 
Versäumnisse, und das wissen Sie. Simon Wie­
senthai hat es gestern auf den Punkt gebracht, als 
er darauf hingewiesen hat, daß man Hinweise, 
Warnungen - vielIeicht auch in der Hoffnung, 
daß es in diesem Bereich eine Szene gibt, die zu 
dumm und zu unbeholfen ist, um ernst aus ihren 
verbalen Drohungen machen zu können - unter­
schätzt hat. Man hat die Szene zwar beobachtet, 
aber man hat nicht reagiert, auch dann noch 
nicht, als die Zeichen, daß die Gewaltbereitschaft 
steigt, im Wachsen ist, nicht mehr zu verkennen 
waren. 

Herr Bundesminister, Sie wissen, daß die Zahl 
der Brandanschläge gegen Quartiere von Flücht­
lingen gestiegen ist. 1991 waren es 3, 1992 bereits 
13, und heuer haben wir noch mehr derartige An­
schläge. Angesichts dessen frage ich Sie allen Ern­
stes: Ist den Hinweisen, die es dazu gab, den dies­
bezüglichen Zeitungsmeldungen, die auch Sie 
kennen, und den Warnungen, die diesbezüglich 
ausgesprochen worden sind, wirklich mit allem 
Nachdruck nachgegangen worden? Ich bezweifle 
das ebenso wie Simon Wiesenthai, aber ich gehe 
davon aus, daß man es jetzt machen wird und 
muß, wenn man nicht die rechtsextreme Szene 
weiter verharmlosen und letztlich dulden will. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, daß die Ge­
setze dieser Republik Sie durchaus in die Lage 
versetzen, derartigen Hinweisen nachzugehen 
und diese Täter oder auch nur diejenigen, die mit 
Gewalt drohen, mit der vollen Härte des Gesetzes 
zur Rechenschaft zu ziehen, denn das ist ange­
sagt. 

Herr Bundesminister! Noch eines: Ich glaube 
auch, daß es notwendig ist, im Bereich des Innen­
ressorts genau zu überprüfen, wie diese Ermitt­
lungen geführt werden, wer sie führt, und nicht 
zu dulden, daß rechtsextreme Gewalt in irgendei­
ner Art und Weise als "Lausbubenstreich" darge­
stellt wird, als etwas, das man vielleicht sogar ein 
bißchen bestaunt, und wozu es dann in den Me­
dien von Beamten Ihres Hauses heißt, die Täter 
seien crazy, aber genial! - Ich kann nichts Genia­
les finden an Mördern, ich kann nichts Geniales 
finden an der Bedrohung der Menschenrechtsbe­
wegung. Ich finde nur Abstoßendes und Empö­
rendes daran! (Beifall bei den Grünen.) 

Herr Bundesminister! Einige der Rädelsführer 
des rechtsextremen Terrors sind in Haft - Küssel 
ist in Haft, Schimanek jun. ist in Haft -, aber Sie 
wissen, daß der Personenkreis viel größer ist. Ich 
fordere Sie deshalb auf, mit aller Härte und mit 
allen zu Gebote stehenden Mitteln vorzugehen. 

Herr Bundesminister! Es gibt aber noch etwas 
- auch das sage ich hier vom Rednerpult aus, ich 
verstehe das als einen Appell, als einen Appell mit 
dem ich die Hoffnung verbinde, daß Sie ihm 
Rechnung tragen; jedenfalls habe ich das in Ihrem 
Eingangsstatement, wie ich hoffe, in Ansätzen er­
kannt -: Es geht nicht an, daß demokratische 
politische Parteien auf der Ebene ihrer program­
matischen Äußerungen diffamiert werden, daß 
man programmatische Äußerungen einer politi­
schen Partei, nämlich der Grünen, die diese im 
Interesse von Flüchtlingen, im Interesse aller so­
zial Schwachen - unabhängig vom Reisepaß -
abgibt, daß man Äußerungen in Richtung Huma­
nität, in Richtung Hilfe an die sozial Schwachen 
dazu verwendet, zu sagen, daß diejenigen, die sich 
für soziale Gerechtigkeit einsetzen, die sich für 
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die ärmsten der Armen einsetzen, jene seien, die 
den Boden der Gewalt bereiten. 

Herr Bundesminister! Es wird notwendig sein, 
daß Sie sich auch dazu - etwa zu Äußerungen, 
wie Sie sie in Ihrem Buch abgegeben haben -
klar, und zwar vor der Öffentlichkeit, äußern. 
(Beifall bei den Grünen.) 

Nicht die Solidarität mit den sozial Schwachen, 
nicht die Solidarität mit Flüchtlingen ermuntert 
und begünstigt Rechtsextremismus, sondern die 
mangelnde Konsequenz im Auftreten gegen den 
Rechtsextremismus! (Neuerlicher Beifall bei den 
Grünen.) 

Niemals darf das dazu führen, daß eine Gruppe 
von Menschen, die potentiell Ziel von Verbre­
chern und Terror ist, zurückgedrängt, in die 
Schranken gewiesen, ihrer Rechte beraubt wird. 
Im Gegenteil! Solidarität mit allen gegenwärtigen 
und potentiellen Opfern heißt, sich hinter die Ar­
beit der Opfer zu stellen und den Angriffen durch 
Handlungen den Raum zu entziehen. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Insofern gebietet es jetzt die Solidarität, der Ar­
beit der österreichischen Menschenrechtsbewe­
gung volle ideelle und materielle Unterstützung 
zu geben und für die Zukunft jene Gesetze zu 
überdenken, die letzIich gegen potentielle Opfer 
erlassen wurden. Dieser Weg, dieser Stil der Ge­
setzgebung muß ein anderer werden. 

Und ich erneuere es hier und heute von diesem 
Rednerpult aus: Es geht um die Integration aller 
diskriminierten, aller sozial nicht wirklich wahr­
genommenen Bevölkerungsgruppen, ganz egal, 
ob es sich um Flüchtlinge oder um andere Grup­
pen handelt, denen die volle Artikulation in die­
ser Gesellschaft versagt wird. 

Herr Bundesminister! Da sind Sie gefordert, 
auch zu erkennen, daß es nicht länger angeht, 
Menschen, die in Not sind und bei denen sich so­
ziale Probleme konzentrieren, unter dem Aspekt 
des Sicherheitsrisikos zu betrachten. Diejenigen, 
die etwas gegen diese Menschen tun, die nicht be­
reit sind, deren Armut und deren Elend zu lin­
dern, und die sie für ihre Sündenbockspielchen 
verwenden, diejenigen sind es, gegen die mit aller 
Entschlossenheit etwas getan werden muß! (Bei­
fall bei den Grünen.) 

Herr Bundesminister! Ich habe Ihr Eingangs­
statement gehört und hoffe und gehe davon aus, 
daß auf dieser Basis, nämlich daß Sie anerkennen, 
daß es um eine Bedrohung der Aktivistinnen und 
Aktivisten, die im Bereich des Schutzes für Aus­
länderInnen, für Minderheiten aller Art tätig 
sind, und um rechtsextreme Gewalt geht, die ent­
sprechenden Konsequenzen folgen werden. 

Ich komme zum Schluß meiner Ausführungen. 
Ich glaube auch, daß es erforderlich ist, in Rich­
tung der Freiheitlichen Partei Österreichs das zu 
sagen, was notwendig ist. Es wird über den Be­
reich von Erklärungen, über einen Minimalkon­
sens wieder die Gewalt hinaus notwendig sein, 
Taten zu setzen. Gerade jetzt, da die freiheitli­
chen Abgeordneten wieder in den Raum herein­
kommen, sollen sie auch hören - sie werden Ge­
legenheit haben, sich dazu zu äußern -, daß ei­
ner Erklärung, wie sie ihr Parteiobmann offenbar 
bereit ist ab dem heutigen Tag mitzutragen, auch 
Taten folgen müssen. 

In der Erklärung heißt es unter anderem, daß 
Unterstützungen von seiten rechtsextremer Ele­
mente für unsere demokratischen Parteien uner­
wünscht und abzulehnen sind. Das mag für die 
anderen Parteien in diesem Hause eine Selbstver­
ständlichkeit sein, für die Freiheitliche Partei war 
es das bislang nicht. 

Ich gehe daher davon aus, daß dem Mittragen 
einer derartigen Erklärung, daß einem Minimal­
konsens gegen die Gewalt Handlungen der Art 
folgen müssen, daß sich auch die Listen der Kan­
didatinnen und Kandidaten, die Listen der Perso­
nen, die freiheitliche Wahlkämpfe unterstützen, 
von denen der Vergangenheit unterscheiden wer­
den müssen. Es kann nicht weiter akzeptiert wer­
den, daß Menschen, welche die Ideologie des Po­
larisierens auf die Spitze getrieben haben, letzlich 
als Frucht ihrer Arbeit hier in diesem Hause sit­
zen und jene Politik fortsetzen, die sich nicht ge­
gen die Aggression, nicht gegen die Gewalt rich­
tet, sondern gegen die Ausgegrenzten, gegen die 
sozial Schwachen. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich fordere daher von hier aus alle Mitglieder 
der Freiheitlichen Partei auf, diese Diskussion in 
ihren eigenen Reihen zu führen und Kandidatin­
nen und Kandidaten, die sich vielleicht für Man­
date auf allen Ebenen interessieren, oder Men­
schen, die in Wahlkämpfen auftreten, nicht zu 
dulden, wenn diese für Polarisierung, für Verhet­
zung und für Menschenfeindlichkeit stehen. 

Für mich haben Personen, die sich eindeutig 
rechtsextremer oder polarisierender Entgleisun­
gen in der Vergangenheit - in der jüngsten Ver­
gangenheit - schuldig gemacht haben, in allge­
meinen Vertretungskörpern und im Vorfeld der­
artiger politischer Parteien nichts verloren. (Bei­
fall bei den Grünen.) 

Sie kennen die Namen. Sie wissen, um welche 
Personen es sich handelt. Es geht nicht nur um 
die immer wieder angesprochenen Personen -
ich will diese Namen von hier aus nicht verhehlen 
-, es geht nicht nur um eine Absage an Personen 
wie Mölzer oder Gaugg, sondern es geht um alle 
Personen, die keine eindeutige Tätigkeit gegen 
Organisationen wie die V APO oder andere dem 
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rechtsextremen Bereich nahestehender oder be­
reits in ihm befindliche Organisationen entfalten. 
(BeifaLL bei den Grünen.) 

Sie kennen die Listen, und diese sind lang. Sie 
reichen von einem Herrn Dr. Achatz bis hin zu 
einem Herrn Zeihsel. Sie reichen tatsächlich über 
sämtliche Bundesländer, alle Buchstaben des Al­
phabets kommen als Anfangsbuchstaben der Na­
men dieser Personen vor, und sie reichen in ver­
schiedene Organisationen hinein. 

Ich gehe davon aus, daß auch die anderen Par­
teien in diesem Hause diese Erklärung, diesen Mi­
nimalkonsens, wie er heute gegenüber der öster­
reichischen Bevölkerung und nicht nur gegen­
über den Abgeordneten dieses Hauses abgegeben 
worden ist, dahin gehend zu verstehen, daß sie 
mit niemanden mehr gemeinsame Sache machen, 
auch wenn dies noch so sehr in ihrem Interesse 
sein könnte, wenn diese Abgrenzung zum gewalt­
bereiten rechtsextremen Bereich nicht mit aller 
Deutlichkeit und mit letzter Konsequenz - und 
zwar in Taten und in Kandidatenlisten - zum 
Ausdruck kommt. - Danke. (Beifall bei den Grü­
nen.) 14.14 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner gelangt Herr Abgeordneter Pirker zu 
Wort. - Bitte. 

14.15 

Abgeordneter Dr. Pirker (ÖVP): Frau Präsi­
dentin! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
schätzten Damen und Herren! Mit den Briefbom­
benattentaten, mit diesen äußerst feigen und ver­
abscheuungswürdigen Anschlägen haben wir 
nicht nur in der politischen Szene, sondern auch 
in der medialen Aufarbeitung eine neue Dimen­
sion erreicht. Es hat sich die sicherheitspolitische 
Landschaft verändert. - Wie stark, das können 
wir, glaube ich, zum gegenwärtigen Zeitpunkt al­
lerdings noch nicht abschätzen. 

Es darf aber all das Schreckliche, das passiert 
ist, nicht dazu mißbraucht werden, eigene Posi­
tionen, politische ebenso wie persönliche, zu fe­
stigen und abzusichern. Was wir uns erwarten 
müssen, ist, daß mit dem Einsatz aller nur er­
denklichen Mittel die Verbrecher aufgespürt und 
die Attentate aufgeklärt werden. Was wir uns er­
warten können, ist, daß mit allen erdenklichen 
Maßnahmen gegen jede Form des Extremismus 
rechtzeitig vorgegangen wird. 

Ich teile auch die Meinung einiger Vorredner, 
die gemeint haben, man müsse sich durchaus 
neue Mittel dahin gehend überlegen, wie man als 
Staat gegen diese Formen, diese neuen Formen 
der Kriminalität ankämpfen kann. Ich glaube, wir 
werden auch die Diskussion zu führen haben, wie 
sich der Staat mittels neuer technischer Möglich-

keiten gegen neue Formen der Kriminalität wird 
schützen können. 

Ich halte nichts davon, Begriffe aufzugreifen, 
wie sie in der Bundesrepublik gebraucht werden, 
etwa das Wort "Lauschangriff" (Abg. EI m e k­
k e r: Das kennt ein jeder!), sondern wenn wir das 
Ganze richtig einsetzen, dann geht es vielmehr 
darum, Maßnahmen zu setzen, Maßnahmen des 
Staates zum Schutz seiner Bürger und seiner Ein­
richtungen. Es wird also kein Angriff gestartet, 
sondern eine Verteidigungsmaßnahme gesetzt. 

Dem Kollegen Elmecker möchte ich auch die 
Wahrheit ins Gedächtnis zurückrufen. Er hat 
nämlich gemeint, es sei die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands gewesen, die hier federfüh­
rend war. Es soll kein Urheberstreit darüber ent­
stehen, aber es muß ihm schon eines klar gesagt 
werden: Als die CDU schon lange wußte, wie es 
geht, lagen die Sozialdemokraten in Deutschland 
noch in Grabenkämpfen verstrickt (Abg. El­
m eck e r: Ich habe gesagt, sie haben es beschlos­
sen.'), um dann die neue Idee zu gebären, daß es 
mit diesen technischen Möglichkeiten doch gehen 
könnte. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Ich möchte aber auf das Budget und auf die Dis­
kussion dazu zurückkommen. 

Eine kurze Anmerkung zur Frau Kollegin Par­
tik-Pablt\ die Herrn Miedl zitiert hat. Herr Miedl 
hat sich in seinen Aussagen selbstverständlich auf 
den Sicherheitsbericht, der ja allgemein bekannt 
ist, bezogen, und aus dem geht hervor, daß die 
Verbrechen im Jahre 1992 drastisch angestiegen 
sind, nämlich um 14,2 Prozent. - Das war seine 
Aussage und seine Interpretation dazu. Er hat 
diese Aussage völlig zu Recht gemacht, und er 
weiß, daß auch ich diese Aussage treffe. Sie wis­
sen genauso, daß wir Fakten zur Kenntnis neh­
men und Bescheid darüber wissen, daß die Krimi­
nalität tatsächlich stark zugenommen hat und die 
Aufklärungsquote demgegenüber fallend ist, ins­
besondere im Deliktsbereich der Eigentumskri­
minalität. 

Sie haben auch gesagt, ich hätte gemeint, man 
müsse das richtige Parteibuch haben, um Landes­
gendarmeriekommandant zu werden. Das habe 
ich in der Form nicht gesagt, aber ich bekenne 
mich dazu, daß ich immer dafür eintreten werde, 
daß es die Leistung ist, die dazu führen muß, 
Führungspositionen bekleiden zu dürfen. (Abg. 
Dr. Helene Par l i k - Pa b I e: Das ist eine ordent­
liche Kurve, die Sie jetzl kratzen.') Ich habe sogar 
das Zitat aus der Rede vom 11. November mit, 
und ich werde es auch heute noch einmal bekräf­
tigen, daß wir objektive Kriterien, objektive Meß­
kriterien anlegen müssen, damit tatsächlich die 
Besten und nicht die Angepaßtesten die Spitzen­
positionen in der Exekutive - wie sonst auch 
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überall - einnehmen können. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Das Budget, das 
uns vorliegt, ist nach meinem Dafürhalten immer 
eine Interpretation des Arbeitsvorhabens in Zah­
len. Das ermöglicht natürlich bis zu einem gewis­
sen Grade eine Vorabbewertung der Arbeit des 
entsprechenden Ressorts - in diesem Fall des In­
nenressorts. 

Die Frage ist: Wie fällt diese Vorabbewertung 
aus? - Ich kann mit Freude feststellen, daß das 
Budget wieder einen Zuwachs von 3,6 Prozent 
erhalten hat. Das heißt, es steht im Bereich der 
Sicherheitspolitik ein Budget von mehr als 
17 Milliarden Schilling zur Verfügung. Das wird 
die grünen Abrüster nicht unbedingt freuen, da 
sie ja seinerzeit die ST APO und auch das Bundes­
heer abschaffen wollten. Aber immer dann, wenn 
Bedarf danach ist, greifen sie sehr wohl gerne auf 
diese Sicherheitsinstitutionen zurück. Ich möchte 
nicht wissen, wieviel allein die Bewachung beim 
Bundeskongreß am letzten Wochenende in Kla­
genfurt gekostet hat. 

Ich halte es für wichtig, daß solche Einrichtun­
gen genutzt werden, ich halte es aber für unange­
bracht, daß diese Einrichtungen, die zum Schutz 
des Staates und der Bevölkerung vorhanden sind, 
ständig in ein schräges Licht gestellt und kritisiert 
werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was uns noch positiv an diesem neuen Budget 
auffällt, ist, daß Investitionen sowohl im Perso­
nalbereich - es gibt etwa 300 Beamte mehr und 
dafür etwa eine halbe Milliarde Schilling - als 
auch im Sachbereich zu verzeichnen sind. Kollege 
Elmecker hat bereits aufgezählt, was alles ge­
macht worden ist. 

Was ich auch noch herausstreichen möchte, 
weil es besonders bedeutsam erscheint, ist, daß 
auch in der Flüchtlingsbetreuung und im Bereich 
der Integrationshilfen Enormes geleistet werden 
wird und schon geleistet worden ist. Es wird näm­
lich wieder eine halbe Milliarde Schilling für 
Flüchtlinge zur Verfügung gestellt, und auch das 
ist sehr hoch einzuschätzen. 

Insgesamt schätzt die ÖVP das Budget als posi­
tiv ein, weil natürlich auch den ÖVP-Forderun­
gen in diesem Budget der Sicherheitspolitik in 
Richtung ausverhandelte Sicherheitsmilliarde 
Rechnung getragen worden ist. Es sind sehr viele 
positive Maßnahmen zur Erhaltung der Sicher­
heit gesetzt worden. und daher werden wir diesem 
Budget zustimmen. 

Natürlich wirft solch ein Budget bei seiner 
Analyse auch bestimmte Fragen auf, Fragen, ob 
das schwerverdiente Geld der Österreicher auch 
optimal investiert worden ist, ob es nicht möglich 

wäre, das zur Verfügung stehende Geld, diese 
17 Milliarden, von denen gesprochen worden ist, 
noch optimaler einzusetzen, damit die Sicherheit 
erhalten und gesteigert werden kann. Die Analyse 
zeigt ja, daß tatsächlich Verbesserungen möglich 
sind. 

Ich habe mir schon mehrmals erlaubt, kon­
struktive Vorschläge zu machen, und ich werde es 
auch diesmal wieder für die Österreichische 
Volkspartei tun, weil ich glaube, daß wir wissen, 
wo der Schuh drückt, und wo Maßnahmen kon­
kret angesetzt werden müssen, damit die Sicher­
heitspolitik weiter verbessert werden kann. 

Wie schauen diese Vorschläge aus? Punkt 1 
darauf habe ich schon oft hingewiesen; es beginnt 
in Ansätzen zu greifen, ist aber noch nicht zur 
Zufriedenheit erledigt - ist, daß das zur Verfü­
gung stehende Personal in der Sicherheitspolitik 
optimal eingesetzt wird. Wenn Sie allein die 
Überstundenzahlungen hernehmen und sehen, 
daß 2 400 Millionen Schilling für die Abgeltung 
von Überstunden gezahlt werden, dann können 
Sie zweifelsohne die Überlegungen anstellen, ob 
es nicht zur Entlastung der Beamten, die über 
100 Überstunden machen, sinnvoll wäre, mit dem 
Geld, das diese 2 400 Millionen Überstunden ko­
sten, neue Exekutivbeamte, Polizisten und Gen­
darmen einzustellen, die im Dienst unserer Si­
cherheit agieren können. Für die Schreibtischar­
beiten, die zu erledigen sind, könnten Vertragsbe­
dienstete, die relativ rasch verfügbar sind, einge­
setzt werden. Da ist Nachdenken angebracht. Was 
wir damit erreichen können, ist, daß wir mehr 
hochqualifizierte Exekutivbeamte für die Krimi­
nalitätsbekämpfung einsetzen können, mehr 
sichtbare Polizisten haben und damit eine stärke­
re präventive Wirkung erzielen können. (Beifall 
bei der Ö VP.) 

Auch zum zweiten Bereich habe ich schon des 
öfteren Stellung genommen, und ich werde nicht 
müde, auch weiterhin zu betonen, daß es notwen­
dig ist, in den technischen Bereich zu investieren. 
Wir alle wissen - es hat sowohl der Herr Bundes­
minister als auch Kollege Elmecker darauf hinge­
wiesen -, daß diesbezüglich in den letzten Jahren 
viel geschehen ist, und ich glaube, daß wir uns 
darüber freuen müssen. Aber wenn wir uns das 
genauer anschauen, dann sehen wir sehr wohl, 
daß auch hier Verbesserungsmöglichkeiten gege­
ben sind. Das Beschaffungswesen ist eben ein an­
tiquiertes. Denn wenn man jetzt feiert und als die 
letzte Errungenschaft ansieht, daß Bildschirm­
schreibmaschinen in den Wachzimmern stehen, 
dann muß man doch auch dazusagen, daß die ei­
gentlich in ein technisches Antiquariat gehören. 
Es ist zwar ein Fortschritt gegenüber dem, was 
man vorher hatte, aber im Vergleich zu den tech­
nischen Möglichkeiten und Entwicklungen eben 
noch nicht das, was wünschenswert wäre. 
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Wenn dezentral über eigene Budgets im Be­
zirksbereich Möglichkeiten zur Beschaffung von 
mit entsprechenden Parametern definierten Ge­
räten eingeräumt werden, dann würden wir da­
durch wahrscheinlich ein rascheres, ein kosten­
günstigeres, insgesamt ein besseres und wirksa­
meres Beschaffungswesen erzielen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Der dritte Punkt betrifft die Reform der Aus­
und Weiterbildung. Die Kriminalität bedient sich 
der neuesten technischen Möglichkeiten. Wir hin­
ken in der Ausbildung zweifelsohne weit hinten 
nach. Wir haben über das Sicherheitspolizeigesetz 
neue Möglichkeiten geschaffen, Freiräume zu 
nützen, aber auch dafür haben wir noch nicht 
überall die geeigneten Personen, die mit diesen 
Freiräumen, mit dieser neuen Selbständigkeit tat­
sächlich umgehen können. Wir brauchen Füh­
rungskräfte mit besserer Qualität, die tatsächlich 
führen können, die Verantwortung übernehmen 
und tragen können und die Freiräume nutzen 
können. 

Daher fordern wir von seiten der Österreichi­
schen Volkspartei einmal mehr, daß es endlich 
zur Realisierung der Sicherheitsakademie kommt, 
im Sinne einer Fachhochschule, in der dann ge­
nau diese (Abg. Dr. F uhr man n: Ist alles einge­
leitet, Herr Kollege, wie Sie wissen.') Fachkräfte, 
wie wir sie uns wünschen (Abg. Dr. 
F uhr man n: Haben wir schon alles in die Wege 
geleitet!), ausgebildet werden können. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Herr Kollege Fuhrmann! Wir reden schon sehr 
lange von der Sicherheitsakademie. Ich weiß, daß 
es ein Grundstück gibt, möglicherweise gibt es so­
gar Pläne, aber es gilt, die Diskussion über die 
Inhalte zu führen (Abg. Dr. F uhr man n: Ich 
lade Sie ein, sich mit dem Wirtschaftsminister zu 
unterhalten.' Wir sind schon sehr viel weiter!), das 
erachte ich als wesentlich. Daher diese meine 
Forderung, denn es geht darum, optimal zu quali­
fizieren, und nicht nur darum, die optimalen 
Grundstücke zu finden. 

Was wir darüber hinaus brauchen, ist aber 
selbstverständlich auch eine periodische Weiter­
bildung. Was bisher eingeleitet worden ist, ist sehr 
begrüßenswert, nämlich daß alle Exekutivbeam­
ten einmal im Sicherheitspolizeigesetz geschult 
werden. Das ist ein sehr bedeutender Ansatz, aber 
es gilt, diesen Ansatz fortzusetzen, indem man in 
periodischen Abständen alle Sicherheitsexekutiv­
beamten zu Schulungen einlädt. 

Daraus leiten sich für mich aber auch weitere 
Konsequenzen ab, und da bin ich wieder einmal 
bei der Objektivierung. Das muß zur Konsequenz 
haben, daß durch die Leistung, durch die Qualifi­
zierung die Chance für die persönliche Karriere 
erhöht wird. Es muß gewährleistet sein, daß eben 

nicht der Angepaßteste und nicht der, bei dem 
womöglich auch noch das Parteibuch stimmt -
das soll nich verheimlicht werden -, sondern der 
Beste die Chancen erhält, in Führungsbereichen 
eingestellt zu werden. Wir brauchen ein neues 
Auswahlsystem und neue Objektivierungskrite­
rien. (Beifall bei der Ö VP.) 

Vorletzter Punkt: Ein wesentliches Anliegen 
der ÖVP ist es, die präventiv wirkende kriminal­
polizeiliche Beratung auszubauen. Wir haben in 
unserer Philosophie den selbständigen Menschen 
und muten dem Menschen auch zu, daß er eine 
gewisse Eigenvorsorge trifft, sich und seine Per­
sönlichkeit zu schützen. Ich erachte es aber sehr 
wohl als eine der Aufgaben des Staates, den Bür­
ger darüber zu informieren, wie er sich entspre­
chend schützen kann, wie er sein Eigentum, seine 
Wohnung, sein Auto schützen kann und wie er 
sich verhalten soll, wenn er im dichten Gedränge 
zum Beispiel auf einem Bahnhof unterwegs ist. 

Wir schlagen konkret vor, eine offensive krimi­
nalpolizeiliche Beratung anzubieten, etwa in der 
Form von Sicherheitsspots im Fernsehen, die wie 
Werbespots quasi den Kriminalfilmen vorgeschal­
tet werden, durch die jeder Bürger Anleitungen 
erhält, wie er sich günstigst schützen kann, oder 
mobile Beratungsstellen einzurichten, in denen 
geschulte Exekutivbeamte den Bürgern zur Seite 
stehen und ihnen sagen, wie Schutzmaßnahmen 
im Bereich der Wohnung, beim PKW oder wo 
immer gesetzt werden können. 

Wir haben derzeit hiefür bescheidene 
20 Exekutivbeamte in ganz Österreich im Ein­
satz, die das fast ehrenamtlich - das muß man 
wissen - und nur mit bescheidensten Mittel ma­
chen. Allein eine Aufstockung um 20 brächte 
schon wesentlich mehr. In diesem Bereich gehört 
investiert, denn da wird es die schnellste Amorti­
sation geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mein letzter Punkt: Ich habe festgestellt, daß 
Polizisten, Gendarmen sehr genau wissen, wo der 
Schuh drückt. Das sind sehr oft sehr kreative 
Leute, die viel Zeit darauf verwenden, um nach­
zudenken, wie sie ihre Situation und die Verbre­
chensbekämpfung optimieren können. Sie sind 
vielfach auch flexibler als die Hochbürokratie, 
und es könnte ein Motivationspotential drinnen­
stecken, genau diese Kräfte freizusetzen, zu mo­
bilisieren. 

Die Österreichische Volkspartei schlägt daher 
die Einrichtung eines Verbesserungsvorschlags­
wesens vor, das so wie bei privaten Firmen funk­
tioniert, wo der Mitarbeiter, der Angestellte seine 
Vorschläge direkt zur Chefetage bringen kann. 

Was ich mir vorstelle, ist, daß ein Verbes ... e­
rungsvorschlagswesen installiert wird, bei dem 
der Mitarbeiter im Sicherheitsbereich, ohne cl:, ß 
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seine Zwischenvorgesetzten den Zensurstift an­
setzen, seine Vorschläge in eine zentrale Ideen­
börse einbringen kann. Ich glaube, auf diese Art 
wäre enormes Potential freizusetzen. 

Herr Bundesminister! Ich habe mir seitens der 
Volkspartei erlaubt, wieder einmal, wie ich glau­
be, sehr konstruktive Vorschläge zu machen. Wir 
haben neue Risken, wir leben mit neuen Gefah­
ren und brauchen demgegenüber auch neue 
Ideen und Flexibilität. Wir werden - das ist mei­
ne volle Überzeugung - das Sicherheitsniveau, 
das in Österreich zweifelsohne ein sehr hohes ist, 
nur dann halten können, wenn die Sicherheitspo­
litik dynamisch wird und sich diesen neuen Gege­
benheiten und Situationen anpaßt. 

In diesem Sinne sollten meine, sollten unsere 
Vorschläge verstanden werden: konstruktiv und 
in ~ie Zukunft weisend. (Beifall bei ÖVP und 
SPO.) 14.31 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner ist Herr Abgeordneter Frischenschlager 
zu Wort gemeldet. - Bitte. 

14.32 
Abgeordneter Dr. Frischenschlager (Liberales 

Forum): Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Es trifft sich gut, daß wir anläßlich 
des Kapitels Inneres über die Sicherheit sprechen 
können, denn somit kommen wir natürlich nicht 
umhin, über den Zustand der politischen Sicher­
heit in diesem Land im Lichte der Ereignisse zu 
sprechen. Zum ersten Mal hat politischer Terro­
rismus - in diesem Fall von rechtsradikaler Seite 
- unser politisches Leben erschüttert. 

Wir müssen vorsichtig bei Schuldzuweisungen 
sein. Wir sollten uns aller propagandistischer In­
strumentarien enthalten, wenn es darum geht, in 
dieser Situation größeren politischen Schaden ab­
zuwehren. Auf der anderen Seite müssen wir aber 
sehr genau hinsehen und nicht nur sehr genau 
untersuchen, wer in dieser Situation alles tut, um 
diesen Verbrechen nachzugehen und sie aufzu­
klären, sondern auch, wer welche Positionen in 
dieser Auseinandersetzung einnimmt, also ob er 
Öl ins Feuer gießt, ob er verharmlost oder ob er 
denjenigen, die zur politischen Gewalt gegriffen 
haben, ein gewisses Maß von Verständnis entge­
genbringt. Das ist eine zentrale Aufgabe unserer 
politischen Diskussion, und wir sollten dabei we­
der verharmlosen noch vorschnell urteilen. (Der 
Prä si den t übernimmt den Vorsitz.) 

Das ist unsere Ausgangssituation, und wir mei­
nen, daß es in dieser Situation sehr wichtig ist, 
alles zu unterlassen, was den Haß aufstachelt oder 
was zu einer geistigen Verluderung beitragen 
kann. Es muß uns darum gehen, daß wir in dieser 
Situation - auch wenn sie so belastend ist - die 
Grenzen zur fairen, sachlichen lind harten demo-

kratischen Auseinandersetzung nicht überschrei­
ten. 

Deshalb wende ich mich hier noch einmal an 
den Obmann der Freiheitlichen Partei, und zwar 
ganz bewußt, weil ich glaube, daß es zu leicht 
wäre, der Freiheitlichen Partei generell die Ver­
antwortung für diese Entwicklung in die Schuhe 
schieben zu wollen. Das tue ich nicht, das will ich 
nicht, das wäre unfair und falsch. 

Aber genau das ist das entscheidende, nämlich 
wie wir uns verhalten und welchen Beitrag wir 
leisten, daß kein geistiges Klima um sich greift, 
welches die verrückten, wahnsinnigen oder politi­
schen Gewalttäter in ihrer Situation, ihrer geistig­
politischen Situation entlastet. Und deshalb habe 
ich es als falsch empfunden, daß der Parteiob­
mann der Freiheitlichen Partei bei dem bekann­
ten "Runden Tisch" den Satz verwendet hat, der 
es letzten Endes Gewalttätern erleichtern könnte, 
mit ihren Verfahrensweisen fortzufahren. Er hat 
gemeint, man müsse schon nachfragen, ob nicht 
die Ausländerpolitik der Bundesregierung zu der­
artigen Verhaltensweisen provoziert haben könn­
te. 

Es geht jetzt nicht darum, die Ausländerpolitik 
im Detail zu behandeln, sondern es geht darum, 
daß mit einer derartigen Aussage zumindest indi­
rekt Verständnis für diejenigen erzeugt wird, die 
glauben, Gewalt einsetzen zu können, zu dürfen 
oder gar zu müssen. 

Deshalb meine Aufforderung an den Parteiob­
mann der Freiheitlichen Partei, hier eine KlarsteI­
lung vorzunehmen, daß es keine noch so verrück­
te politische Situation, keine noch so falsche Re­
gierungspolitik in irgendeiner Weise rechtfertigen 
kann, daß man Verständnis gegenüber Menschen 
aufbringt, die Gewalt anwenden. Diesen Tren­
nungsstrich sollten wir ziehen! (Beifall beim Libe­
ralen Forum sowie Beifall der Abg. Mag. Marijana 
Grandits.) 

Da wir in dem Zusammenhang sehr viel über 
politische Kultur sprechen, scheint mir noch ein 
zweiter Punkt sehr wichtig zu sein. Wir haben seit 
vielen Jahren eine Verluderung des politischen 
Sprachgebrauchs festzustellen. Und mir fällt da­
bei auf, daß sehr oft folgender Kurzschluß pas­
siert, und zwar nicht nur von einer, sondern von 
vielen, wenn nicht sogar von allen Seiten. Wenn 
jemand zu verbalen Radikalismen, zu Beschimp­
fungen, zu Denunzierungen in der Öffentlichkeit 
greift, so höre ich ununterbrochen den Hinweis, 
er tue dies, weil es der andere auch so macht. Lnd 
genau hier ist ein zweiter Trennungsstrich zu zie­
hen, der ganz wichtig ist: Wer immer zu der~rti­
gen Verbalradikalismen greift, ist zu verurteilen, 
aber das berechtigt niemand anderen, es mit glei­
cher Münze zurückzuzahlen! (Beifall beim Ul>l'­
ralen Forum.) Denn wenn wir das anerkennen. 
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wenn wir das zur Kenntnis nehmen, dann erhe­
ben wir diesen Stil, diese politischen Instrumenta­
rien zum allgemeinen Prinzip. Damit ist die Ne­
gativspirale in unserer politischen Kultur in Gang 
gesetzt, und das Ende möchte ich mir gar nicht 
ausmalen. 

Ich möchte daher auch hier in diesem Zusam­
menhang an alle, vielleicht auch an uns selbst, den 
Appell richten: Selbst aufgrund einer momenta­
nen politischen Situation, aufgrund eines unge­
rechtfertigten Angriffes, aufgrund der Ausdrük­
ke, die gegen jemanden gefallen sind, dürfen wir 
nicht zur gleichen Antwort greifen und glauben, 
dem Prinzip folgen zu können: Wie in den Wald 
hineingerufen wird, so kommt es zurück! Wir 
dürfen nicht glauben, daß wir uns damit exkulpie­
ren und mit denselben Methoden, mit denselben 
Ausdrücken und mit denselben Instrumentarien 
zurückschlagen können. Das sollten wir ein für 
allemal überwinden, wenn wir diese Negativspira­
le durchbrechen wollen. (Beifall beim Liberalen 
Forum.) 

Damit, meine Damen und Herren, zu einigen 
allgemeinen sicherheitspolitischen Anmerkun­
gen, die in diesem Zusammenhang und aufgrund 
der derzeitigen Situation notwendig sind. 

Zum ersten glaube ich, ist Sicherheitspolitik 
nicht allein Exekutivpolitik. Wenn wir über Si­
cherheitspolitik sprechen, geht es nicht darum, ob 
nun die Gendarmerie oder Polizei dieses oder je­
nes Fahrzeug, dieses oder jenes Instrument, diese 
oder jene Ausrüstung bekommt oder nicht be­
kommt. Das hat zwar auch alles seine Wichtigkeit 
und Bedeutung, ganz klar, aber wir sollten es uns 
nicht so leicht machen, Sicherheitspolitik sozusa­
gen den Sicherheitsorganen zuzuordnen, und da­
mit hat es sich schon. - Ganz im Gegenteil! 

Wir befinden uns in einer gesellschaftlichen, 
ich möchte fast sagen historischen Situation, in 
der es ungemein große gesellschaftliche und poli­
tische Belastungen gibt, für den Staat, für die Ge­
sellschaft, für die Exekutive und für jeden einzel­
nen. Es ist daher sehr wichtig, sich darüber im 
klaren zu sein, daß Sicherheitspolitik zuallererst 
heißen muß, die Ursachen zum Beispiel von Kri­
minalität - die gesellschaftlichen, die sozialen, 
die wirtschaftlichen, die geistigen und die kultu­
rellen Ursachen - oder das Umfeld von Krimina­
lität aufzuzeigen und in der Politik da anzusetzen. 
Das ist zuallererst die Aufgabe einer vernünftigen 
gesamtstaatlichen Sicherheitspolitik. 

Ich meine daher, daß es sehr vorsichtig zu be­
urteilen ist und man nicht von vornherein in Ju­
bel ausbrechen soll, wenn jemand sagt: Es muß 
die Exekutive besser ausgerüstet werden, ver­
stärkt werden, mehr Personal bekommen, wir 
brauchen mehr Gefängnisse, wir brauchen mehr 
Gesetze, es muß hart durchgegriffen werden! -

Das mag im einzelnen durchaus stimmen, aber 
eines möchte ich klarstellen: Mehr Gefängnisse, 
mehr Polizei, härtere Gesetze und strengerer 
Strafvollzug sind keine Garanten für mehr Si­
cherheit! (Beifall beim Liberalen Forum.) 

Wir können nicht hinter jedes Alltagsereignis 
einen Exekutivbeamten stellen. Wir können nicht 
hinter jedes Auto, bei dem die Gefahr besteht, 
daß es gestohlen wird, einen Polizisten stellen. 
Das wird nicht gehen. Wir müssen vielmehr die 
geistigen, die politischen Grundlagen der Unsi­
cherheit, der Kriminalität bekämpfen. Und da 
gibt es sehr viel zu tun, auch bezüglich der geisti­
gen Einstellung in unserem Land. Das ist ein 
Punkt, der mir sehr wichtig erscheint: daß wir 
nicht all jenen auf den Leim gehen, die meinen: 
Wenn ich nur die Exekutive aufrüste, den Straf­
vollzug verschärfe, die Strafgesetze verschärfe, 
dann ist die Sache schon erledigt! - Mitnichten! 
Das kann in einzelnen Punkten zum Ziel führen, 
aber nicht generell. (Beifall beim Liberalen Fo­
rum.) 

Zum zweiten. Es hat Kollege Pirker etwas mei­
nes Erachtens sehr Wichtiges gesagt, nämlich daß 
die Eigenverantwortung der Menschen, auch die 
Eigenverantwortung der Gesellschaft eine ganz 
wesentliche Voraussetzung für mehr Sicherheit 
darstellt. Es wird darum gehen, in Fragen der 
Einstellung zum Eigentum diese Verschlampung 
der Entwicklung zu überwinden, laut der Eigen­
tumsdelikte etwas sind, was als Kavaliersdelikt zu 
betrachten ist. Da gilt es eben, diese Einstellung 
zu überwinden. 

Wir müssen in der Erziehungsarbeit, in der Bil­
dungsarbeit viel stärker auf dieses Rechtsbewußt­
sein, auf dieses gesellschaftliche Rechtsbewußt­
sein hinweisen, auf die Notwendigkeit des Zusam­
menlebens, in dem es Konflikte geben kann, wo­
bei aber eben eine Rechtsordnung eingehalten 
werden muß, wobei Gesetze ihre Wichtigkeit ha­
ben. All diese Dinge, die zur Bildungsarbeit auf 
der kulturellen Seite, zur gesellschaftlichen Be­
wältigung von Kriminalität beitragen und Präven­
tion üben, sollten wir nicht vergessen. 

Ein Drittes: Wir haben einen Punkt sehr genau 
zu beobachten: Je stärker der Druck auf den Staat 
in Sachen Kriminalität und Sicherheit lastet, je 
weniger die Gesellschaft selbst für diese Sicher­
heit sorgt und je mehr wir diese Dinge an den 
Staat delegieren wollen, womit er überfordert ist, 
umso mehr müssen wir fragen, inwieweit es auch 
zu einer Privatisierung von Sicherheitseinrichtun­
gen kommt. Ich verstehe durchaus, daß wir im 
Bereich der Exekutive sehr genau darauf schauen, 
was unverzichtbare öffentliche Aufgaben unserer 
Sicherheitskörper sind und was private Gesell­
schaften erledigen können. Aber in einem Punkt 
müssen wir, glaube ich, sehr vorsichtig sein, und 
zwar beim Gewaltenmonopol des Staates, beim 
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Gewaltenmonopol der Exekutive, die aufgrund 
der Verfassung im Rahmen einer demokratischen 
Willensbildung diesen Auftrag bekommen hat. 
Ich will keine Privatpolizei in diesem Staat! Dar­
auf sollten wir auch bei diesen Dingen ganz genau 
achten. (Beifall beim Liberalen Forum.) 

Ein vierter Punkt, der mir wichtig ist, ist der 
internationale Aspekt. Wir erleben in verschiede­
nen politischen Bereichen diesen ständigen 
Fluchtversuch, durch Absperren, durch Zusper­
ren, durch Abschotten die Dinge in den Griff zu 
bekommen. Das ist bei der Ausländerproblematik 
so und auch in der Sicherheitspolitik. Ich bin aber 
zutiefst davon überzeugt - auch Kriminalität, 
das wissen wir, ist international vernetzt, wie der 
Verkehr, wie die Wirtschaft, wie der Tourismus 
-: Die Antwort darauf kann nur eine Internatio­
nalisierung der Verbrechensbekämpfung sein. 

Herr Bundesminister! Tun Sie alles, um die Ko­
operation auf europäischer und sonstiger interna­
tionaler Ebene im Rahmen der Verbrechensbe­
kämpfung zu verbessern und zu harmonisieren! 
Lassen Sie sich nicht ins Boxhorn jagen von jenen, 
die meinen, mit zusätzlichen Sperren an den 
Grenzen wäre Wesentliches erreicht! Wir müssen 
die wachsende Kriminalität international be­
kämpfen, weil sie eine internationale ist. Nur so 
kann die Antwort lauten! (Beifall beim Liberalen 
Forum.) 

Meine Damen und Herren! Nun ein paar Wor­
te zu diesem Budget. Mir ist es wichtig, daß wir 
nicht bei Budgetzahlen hängenbleiben, sondern 
uns klar vor Augen halten, daß die Sicherheit in 
diesem Lande eine geteilte Aufgabe zwischen 
dem Staat, seinen Organen und der Gesellschaft 
ist. Die Eigenverantwortung ist uns in diesem Zu­
sammenhang sehr wesentlich. Selbstverständlich 
müssen wir aber auch die Frage nach der Effi­
zienz der Exekutive stellen. Es wird noch Gele­
genheit geben, sehr ausführlich über Reformvor­
stellungen der Exekutive zu sprechen, zum Bei­
spiel über die Frage, ob unterschiedliche Exeku­
tivkörper - Bundespolizei, Gendarmerie, Grenz­
wache et cetera - denn tatsächlich der Effizienz 
dienen oder das Gegenteil bewirken. Das ist ein 
Punkt, der mir sehr wichtig erscheint. 

Aber lassen Sie mich nun auf die Erhebungen 
im Zusammenhang mit den Briefbomben zu 
sprechen kommen, über die heute schon debat­
tiert worden ist. Ich maße mir kein Urteil an, ob 
alles geschehen ist, was hätte geschehen sollen. 
Ich weiß das nicht, und wir werden es vielleicht 
erst abschließend beurteilen können, wenn hof­
fentlich bald die Aufklärung dieser Verbrechen 
erfolgt. Aber eines, Herr Bundesminister, hat 
mich bei der ganzen Sache sehr gestört, nämlich 
die unglaublich leichtfertige Öffentlichkeitsarbeit 
von Spitzenleuten unserer Sicherheitsexekutive. 
Ich möchte jetzt all die Blamagen, die da passiert 

sind, gar nicht aufzählen. Ich weiß schon, es lag 
ein ungeheurer Druck auf den Sicherheitsbeam­
ten, auf den Spitzen unserer Exekutive, weil eben 
das Bedürfnis der Öffentlichkeit groß war. Aber 
ich meine, daß es dabei verdammt stümperhaft 
zugegangen ist. (Abg. M ar i z z i: Geh, geh, geh.') 
Ich meine, wenn unsere Spitzenleute dieses Ge­
schäft nicht beherrschen, dann ist es besser, sie 
schweigen. Das, glaube ich, kann man hier sagen 
(Zwischenruf des Abg. M a r i z z iJ, und das sage 
ich als Politiker, der auch weiß, daß die Öffent­
lichkeit gefährlich ist. (Abg. E I m eck e r: Si ta­
cuisses, philosophus mansisses!) Aber wir sollten 
doch beachten, daß das, was in den Interviews ge­
sagt wurde, manchmal nicht nur nützlich, son­
dern auch für die Öffentlichkeit durchaus negativ 
war. 

Zum Abschluß zum Budget. Es geht mir nicht 
darum, die Budgetzahlen dahin gehend zu durch­
leuchten, ob sich dieses oder jenes positiv entwik­
kelt hat. Ich meine, daß die Bundesregierung -
das ist nicht nur eine Angelegenheit des Innenmi­
nisters, sondern sicherlich auch eine der gesamten 
Bundesregierung - auch bei der Reform der 
Exekutive, bei der Ausgestaltung unserer Sicher­
heitspolitik das, was sie an Reformen versprochen 
hat, zum Großteil schuldig geblieben ist. 

Aus diesem Grund lehnen wir dieses Budget ab 
- in der Hoffnung, daß die jüngsten Ereignisse 
in verschiedensten Bereichen die Nachdenklich­
keit in Sachen Sicherheitspolitik vergrößern wer­
den. Das Budget müssen wir somit ablehnen. 
(Beifall beim Liberalen Forum.) 14.47 

Präsident: Der nächste Redner ist Abgeordne­
ter Anton Gaal. 

14.48 
Abgeordneter Gaal (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Wie den Ausführungen eini­
ger meiner Vorredner, soweit sie sich mit dem 
Budget beschäftigt haben, zu entnehmen war, 
handelt es sich bei dem vorliegenden Bundesvor­
anschlag für 1994 um einen offensiven und einen 
zukunftsbejahenden Voranschlag mit einer Viel­
zahl von neuen Ideen und Gedanken. Ich will die­
se Debatte, wenn Sie es mir gestatten, vor allem 
zu einer kurzen Analyse unserer sicherheitspoliti­
schen Situation nutzen. 

Wenn man sich mit dem Sicherheitswesen, mit 
Sicherheitsfragen beschäftigt, muß man darange­
hen, das Thema Sicherheit von verschiedensten 
Gesichtspunkten aus zu beleuchten. Einerseits 
geht es um die Sicherheit im Sinne des Schutzes 
vor Kriminalität, andererseits - Stichwort Zivil­
schutz zum Beispiel - um die Sicherheit bei Ka­
tastrophen. Das sind bereits auf den ersten Blick, 
zwei grundverschiedene Dinge. Identisch hinge­
gen sind ihre Ziele: Wir wollen auf beiden Ebe-
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nen sowohl das subjektive Sicherheitsempfinden 
erheblich anheben als auch, wo immer das mög­
lich ist, die objektive Sicherheitssituation verbes­
sern. 

Um die Kriminalität effektiver bekämpfen und 
den Sicherheitsbedürfnissen der Bevölkerung 
Rechnung tragen zu können, sind in den vergan­
genen Jahren aus dem Budget sehr große Beträge 
zur Verfügung gestellt worden - ich denke nur 
an die Sicherheitsmilliarde -, und mich als Wie­
ner Abgeordneten interessiert natürlich im be­
sonderen, was mit diesen Mitteln in der Bundes­
hauptstadt geschehen ist. Die Antwort ist mehr 
als erfreulich: mehr Polizisten auf der Straße, das 
heißt, mehr Sicherheit. Dieser Erkenntnis haben 
wir heuer Rechnung getragen. Nach einer groß­
angelegten erfolgreichen Werbekampagne wur­
den in Wien seit 1. 3. 1993 564 zusätzliche Si­
cherheitswachbeamte aufgenommen. Der derzei­
tige Stand ist bei 6 165 Sicherheitswachbeamten 
gelegen. Die Personalsituation in der Bundes­
hauptstadt ist besser denn je. 

Das gilt auch für die Arbeitsbedingungen der 
Sicherheitswachbeamten und insbesondere der 
Polizeibediensteten. 1994 wird gerade in Wien ein 
Bau- und Umbauprogramm der Superlative ge­
startet. Die wichtigsten Vorhaben sind der Neu­
bau des Bezirkspolizeikommissariats Ottakring, 
die Generalsanierung des Kommissariats in Flo­
ridsdorf, der Ausbau der Kommissariate Alser­
grund (Beifall des Abg. Eder) , Meidling, Innere 
Stadt und Mariahilf, um nur einige zu nennen. 
Meine Damen und Herren! Unsere Beamten ha­
ben sich bestmögliche Arbeitsbedingungen ver­
dient, denn sie leisten - das zeigen internationale 
Kriminalstatistiken - hervorragende Arbeit, und 
Wien ist nach wie vor eine sichere Stadt und 
Österreich ein sicheres Land. 

Ihr Erfolgsgeheimnis ist gar keines. Der Grund 
dafür, meine Damen und Herren, ist harte Arbeit: 
tägliche Streifen der Kriminalbeamten und der 
Sicherheitswache, Streifen mit Funkwagen, ge­
zielte Suchtgiftstreifen von speziell geschulten 
Beamten, wie gesagt, mehr Polizeipräsenz auf den 
Straßen, aber auch im U-Bahn-Bereich und in 
den sogenannten Szenetreffs. 

Bessere Arbeitsbedingungen sind eine Sache, 
die notwendige gesetzliche Voraussetzung für 
eine gute Arbeit ist die andere. Und diese Voraus­
setzungen haben wir mit dem Sicherheitspolizei­
gesetz, das mit 1. Mai 1993 in Kraft getreten ist, 
geschaffen. Die Arbeit der Exekutive wurde auf 
eine gesetzliche Grundlage gestellt, und die Sor­
gen der Kritiker waren Gott sei Dank unbegrün­
det. Das Sicherheitspolizeigesetz hat sich zwei­
felsohne bewährt. 

Selbstverständlich muß man zur Prävention 
und zur Bekämpfung der Kriminalität mehrere 

Schwerpunkte setzen. Dazu gehört neben der 
Aufstockung des Personals, die geschehen ist, und 
den erforderlichen gesetzlichen Voraussetzungen 
vor allem auch die Bereinigung vorhandener 
Strukturschwächen der Exekutive. 

So wurde in Wien-Donaustadt, um die Arbeits­
bedingungen der Wiener Polizisten zu verbes­
sern, ein Musterkommissariat, ein Modellkom­
missariat eingerichtet, in dem eine neue Aufga­
benteilung erprobt wurde. Ohne allzusehr in De­
tails einzugehen, läßt sich darüber folgendes 
sagen: Klare Kompetenzen, exakt definierte 
Aufgaben und mehr Eigenverantwortung bezie­
hungsweise selbständiges Arbeiten der Kriminal­
beamten und der Sicherheitswachbeamten führen 
zu mehr Effizienz in der Arbeit und - was be­
sonders wichtig ist - steigern natürlich auch die 
Motivation des einzelnen. 

Aber das Bundesministerium für Inneres ist 
schon wieder einen Schritt weiter: Bereits im Jän­
ner werden zwei weitere Modellkommissariate 
auf der Wieden und in der Brigittenau eingerich­
tet. Eine weitere Ausdehnung ist geplant, wobei 
jeweils maximal zwei Dienststellen zugleich um­
gestellt werden sollen. 

Was bringt uns das? werden vielleicht einige 
Kollegen aus den Bundesländern fragen. Die Ant­
wort, meine Damen und Herren, ist sehr einfach: 
Sehr viel! Selbstverständlich werden sich die Er­
kenntnisse aus dem Projekt "Musterkommissaria­
te" auch in den Ländern auswirken. Wegen der 
unterschiedlichen Kriminalitätsbelastung wird es 
allerdings quantitative Einschränkungen geben, 
und so soll es schließlich auch sein. Wir brauchen 
keine Patentlösungen, die dann für alle geiten 
müssen, sondern sinnvolle, flexible und am Be­
darf orientierte Reformen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man sich die 
Kriminalitätsentwicklung in Österreich etwas ge­
nauer ansieht, dann fällt vor allem eines auf: Der 
Anteil der organisierten Kriminalität steigt weiter 
und liegt mittlerweile bereits bei geschätzten 20 
bis 25 Prozent. Laut Expertenmeinungen ist zu 
befürchten, daß sich dieser Anteil bis zum 
Jahr 2000 verdoppelt. 

Die Ursachen sind vielfältiger Natur. Wir ha­
ben es mit einer neuen Qualität der organisierten 
Kriminalität zu tun. Es ist alles organisierter, pro­
fessioneller, aggressiver und internationaler. Die 
"Spielwiesen" der organisierten Kriminalität in 
Österreich sind vor allem die verschiedensten Ar­
ten der Wirtschaftskriminalität, das Rotlichtmi­
lieu, die Suchtgiftszene, Schleppereiunwesen, 
Kfz-Verschiebungen, Schutzgeldererpressungen 
- gerade hier war die Exekutive in den letzten 
Monaten sehr erfolgreich tätig - und auch der 
organisierte Einbruchsdiebstahl. 
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Das besondere Problem liegt darin, daß die 
herkömmlichen Methoden der Kriminalitätsbe­
kämpfung für die Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität nicht mehr oder nur noch be­
schränkt geeignet sind. Daher hat das Bundesmi­
nisterium für Inneres bereits 1991 spezielle Orga­
nisationseinheiten im Innenministerium einge­
richtet. Denken wir an die EBS, EBT, also Ein­
satzgruppen zur Bekämpfung des Suchtgifts und 
zur Bekämpfung des Terrorismus. Gerade diese 
speziellen Einheiten waren in den letzten Wo­
chen und Tagen erfolgreich tätig und haben her­
vorragende Arbeit geleistet, wofür wir uns immer 
wieder bedanken müssen. 

Meine Damen und Herren! Bereits seit dem 
Jahresbeginn 1993 ist die Einsatzgruppe EDOK 
zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
im Einsatz. Sie beschäftigt sich vor allem schwer­
punktmäßig im Bereich Wirtschaftskriminalität. 
Aber auch bei den örtlichen Sicherheitsdienststel­
len der Bundespolizei und der Bundesgendarme­
rie wurden einige Gruppen eingerichtet, die sozu­
sagen den verlängerten Arm der EDOK darstel­
len. 

Meine Damen und Herren! Um noch einen an­
deren Bereich anzusprechen: Wenn wir sagen, die 
Österreicher haben ein Recht auf Sicherheit im 
umfassenden Sinne, so ist im Bereich innere Si­
cherheit ein weiterer Themenschwerpunkt der 
Zivilschutz. Noch nie war das Sicherheitsbedürf­
nis der Bevölkerung so groß wie jetzt, und noch 
nie war die Angst vor Störunfällen in grenznahen 
Atomkraftwerken so ausgeprägt wie heute. 

Hier hat der Österreichische Zivilschutzver­
band mit seinen neun Landesorganisationen auf 
zwei Ebenen reagiert: einerseits indem er sich 
klar zur Initiative der Bundesregierung für ein 
AKW -freies Mitteleuropa bekannt hat und diese 
Initiative aktiv unterstützt, andererseits indem er 
in einer österreichweiten großen Kampagne mit 
Unterstützung des Fernsehens darüber infor­
miert, wie man sich schützen kann, wenn doch 
einmal etwas passiert. Ähnlich wie in anderen 
Staaten verlangen wir daher, was unserer Mei­
nung nach unbedingt notwendig ist: österreich­
weit ein einheitliches Zivilschutzgesetz zu schaf­
fen, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil in vielen 
Fällen die Zuständigkeit des Bundes zweckmäßig 
und notwendig erscheint. 

Meine Damen und Herren! Verantwortlich für 
seine Sicherheit im Katastrophenfall ist zumin­
dest bis zum Eintreffen der organisierten Hilfe 
jeder Bürger selbst. Auch wir sprechen hier die 
Eigenverantwortung an, eine Aufgabe, die von je­
dem Bürger, wenn er die nötige Information hat 
und rechtzeitig vorgesorgt hat, durchaus auch be­
wältigbar ist. Die Grundvoraussetzung dafür ist 
allerdings eine bundesweite, zeitgerechte Alar­
mierung. 

Gerade was die Alarmierung nach einen Stör­
unfall in den tschechischen Atomkraftwerken be­
trifft, sind in der letzten Zeit Zweifel an der 
Tauglichkeit unseres Warnsystems aufgetaucht. 
Es gab den Vorwurf, die Meßstellen an der Gren­
ze reichten nicht aus, wir bräuchten Meßstellen 
vor Ort, also im Nahbereich der Kraftwerke. -
Ich teile diese Ansicht. Ich bin der Meinung, daß 
das sonst so hervorragend funktionierende Früh­
warnsystem des Bundes in dieser Richtung wei­
terentwickelt werden soll. Auch in Zeiten knap­
per Budgetmittel muß uns die Sicherheit der 
Österreicher das wert sein. 

Meine Damen und Herren! Ich bin aber auch 
der Meinung, daß es sich da um eine Aufgabe 
handelt, die dem Bund vorbehalten sein sollte. 
Private Initiativen für ein unabhängiges Warnsy­
stem halte ich nicht nur für nicht zielführend, 
sondern auch für kontraproduktiv. Sie schaffen 
nicht mehr Sicherheit, sondern sie tragen zur 
Verunsicherung der Bevölkerung bei. Dafür wäre 
mir wirklich um jeden Schilling leid. 

Meine Damen und Herren! In a11 den von mir 
angesprochenen Reformvorhaben geht es auch 
darum, mehr Sicherheit im umfassenden Sinn zu 
erreichen. Diesem Anspruch wird, wie den ange­
sprochenen Budgetansätzen zu entnehmen ist, 
sachgerecht, verantwortungsbewußt und zu­
kunftsweisend Rechnung getragen, und daher 
wird meine Fraktion diesem Budget 1994 gerne 
die Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ.) 
15.00 

Präsident: Nächster Redner ist Abgeordneter 
Dr. Haider. 

15.01 
Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Hohes Haus! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
freiheitliche Fraktion hat heute mit großem In­
teresse den Bericht des Innenministers zur Kennt­
nis genommen, der über den aktuellen Ermitt­
lungsstand im Zusammenhang mit dem Brief­
bombenterror abgegeben wurde. Ich möchte aus 
der Sicht der FPO noch einmal nachhaltig unter­
streichen, daß das Wesentlichste in der jetzigen 
Situation nicht eine Diskussion ist, ob alles im 
Sicherheitsbereich so gelaufen ist, wie es hätte 
laufen sollen, sondern das Entscheidende ist, daß 
eine rasche und umfassende Aufklärung erfolgt 
und daß auch für die Öffentlichkeit sichergestellt 
wird, daß in der Republik Österreich ein Sicher­
heitssystem existiert, auf das sich die Bürger ver­
lassen können, und niemand in Sorge leben muß, 
daß derartige Gewalttaten bei uns ung~straft und 
ungesühnt bleiben. (Beifall bei der FPO.) 

Es ist zum zweiten für uns Freiheitliche ganz 
wesentlich, hier im Parlament noch einmal fest­
zustellen, daß wir Respekt und auch Hochach­
tung vor den Opfern haben, die sich, soweit sie in 
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der Öffentlichkeit bereits befragt und interviewt 
worden sind, zurückhaltend, verantwortungsvoll 
und maßvoll verhalten haben. Auch wünschen 
wir den Opfern eine baldige Genesung und einen 
guten Fortschritt bei der Wiederherstellung ihrer 
Gesundheit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist aber so, meine Damen und Herren, daß 
man bei der Diskussion die Kirche im Dorf lassen 
soHte. Denn wenn einer meiner Vorredner gesagt 
hat, es sei das erste Mal, daß politische Gewalt 
oder Gewalt in der Politik angewendet wird, so 
muß ich entgegnen: Wir haben natürlich schon 
derartige Fälle gehabt. So hat mich heute der ehe­
malige Rechnungshofpräsident Dr. Broesigke 
darauf hingewiesen, daß es vor einigen Jahren ein 
erst im letzten Augenblick vereiteltes Bombenat­
tentat auf den langjährigen und sehr populären 
Bürgermeister von Lustenau Robert Bösch, seines 
Zeichens Freiheitlicher, gegeben hat - aus politi­
scher Rache. Es hat einen Anschlag mit tödlichem 
Ausgang auf Stadtrat Nittel in Wien gegeben. Es 
hat ein Attentat mit weitreichenden Folgen -
auch für das Opfer - auf den ehemaligen Lan­
des hauptmann von Kärnten, Leopold Wagner, 
g.egeben. Dies ist ein Umfeld, in dem Gewalt in 
Osterreich bereits einmal eine Rolle gespielt hat. 

Daher sollten wir auch jetzt unter dem Ein­
druck, daß sich Gewalt wieder einmal manife­
stiert hat, deutlich machen - ich mache das auch 
für meine Fraktion so, wie das heute in der Be­
sprechung der Parteivorsitzenden von allen getä­
tigt worden ist -: Für uns Freiheitliche - wahr­
scheinlich auch für jeden anderen in diesem Ho­
hen Hause - ist Gewalt als Mittel der Politik in 
keinem Fall akzeptabel und entschuldbar. Für 
uns kann es darüber keine Diskussion geben. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Das haben wir auch in unserem Programm, in 
unseren Schriften und auch in öffentlichen Stel­
lungnahmen zum Ausdruck gebracht. Ich ersuche 
aber auch darum, daß man in der Debatte nicht 
den Fehler macht, der dann und wann gerne ge­
macht wird, indem in der Diskussion unterschie­
den wird zwischen guter linker Gewalt und 
schlechter rechter Gewalt. 

Dieser Fehler ist von einigen Kommentatoren 
in den österreichischen Massenmedien sehr 
leichtfertig begangen worden. Ich glaube, Gewalt 
hat keine ideologische Richtung, sowohl die rech­
te wie die linke Gewalt sind abzulehnen. Es darf 
keinen Unterschied dabei geben, wer sie anwen­
det. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir demokratische Fraktionen des Hauses ha­
ben eigentlich nur eine Aufgabe - das scheint 
mir die wichtigste zu sein -, nämlich darüber 
nachzudenken: Wie können wir verhindern, daß 
die Gewaltszene Sympathien bekommt? Es ge­
nügt nicht, wenn man hier im Parlament reumü-

tig erklärt, welche Gesetze verschärft und verän­
dert werden müssen, damit man dieser Szene Ein­
halt gebietet. Ich halte das in der jetzigen Situa­
tion sogar für gefährlich, weil das jene ermuntert, 
die damit begonnen haben, Gewalt anzuwenden. 
Denn sie sagen jetzt: Siehst du, wir bewegen doch 
etwas, denn die Gesellschaft hat Angst bekom­
men. 

Das Wichtigste ist vielmehr, daß wir auch die 
materiellen Probleme der österreichischen Bevöl­
kerung so lösen, daß es keine Sympathisantensze­
ne für derartige Gewalttäter geben kann. Daher 
ist es entscheidend, daß wir in den kommenden 
Monaten ganz ausführlich und grundsätzlich über 
die Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
reden. 

Die Arbeitslosigkeit ist ein wachsendes Pro­
blem. Sie hat Dimensionen angenommen, wie wir 
sie seit Jahrzehnten nicht gehabt haben, und sie 
wird viele Menschen in eine auch schwierige per­
sönliche Situation bringen. Es muß daher im In­
teresse der Parteien im Parlament liegen, auch 
darüber nachzudenken, wie wir über das, was be­
reits geschehen ist, hinaus beschäftigungswirksa­
me Maßnahmen ergreifen können - von der 
Steuerpolitik bis zu den öffentlichen Aufträgen 
-, um den Bürgern zu signalisieren, daß in der 
jetzigen schwierigen wirtschaftlichen Situation 
niemand in diesem Lande alleine gelassen wird 
und niemand Zuflucht zu Gewalttätern nehmen 
muß. Das ist eine Voraussetzung, die auch erfüllt 
werden sollte. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es wird wichtig sein, den Bürgern auch zu si­
gnalisieren, daß dieser Staat funktioniert, daß das 
demokratische System funktioniert, daß Korrup­
tion geahndet wird, daß Privilegien beseitigt wer­
den und auch sensible Fragen - bei aller Unter­
schiedlichkeit der Standpunkte - in der entspre­
chenden fairen und konsequenten Weise ausdis­
kutiert werden. Ich meine mit letzterem die uns 
auch in Zukunft zu beschäftigende Ausländerfra­
ge. Wir sollten also nicht dem Trugschluß erlie­
gen, zu glauben, daß dieses Problem vorerst ein­
mal gelöst ist. 

Ich glaube, daß wir erst am Beginn der echten 
Problematik in der Ausländer- und Einwande­
rungsfrage stehen. Denn die Wanderbewegungen 
in der Welt werden auch an Österreich nicht 
spurlos vorübergehen. Und sie werden an Öster­
reich auch nicht vorübergehen, wenn wir Teil ei­
nes gemeinsamen Europas werden sollten - mit 
all den Verpflichtungen, die wir als Land, das eine 
große Außengrenze zu schützen hat, zu überneh­
men haben. 

Es wird daher die Frage sein, ob wir es uns 
leisten können, aus Angst, daß dieses Thema 
möglicherweise zu starke Emotionen hochkom­
men läßt, so zu tun, als könnten wir das wegschie-
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ben, und erst dann, wenn etwas passiert, bereit zu 
sein, diese Verantwortung wahrzunehmen. 

Die Ausländerfrage, die Einwanderungspolitik, 
die Regelung, wer in Zukunft in Österreich ein­
wandern und sich niederlassen kann, die damit 
zusammenhängende Beseitigung des Problems 
der Illegalen, die ja heute auch mit ein Grund für 
die zunehmende organisierte Kriminalität sind -
all diese Fragen werden aus der politischen Dis­
kussion nicht ausgeklammert werden dürfen. 
Wenn wir diese Probleme sachgerecht, fair und 
konsequent anpacken, dann wird es auch keine 
Sympathieszene für Gewalttäter, die sich überfor­
dert fühlen oder entsprechende Angst haben, ge­
ben, (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich habe mich nicht zuletzt deshalb zu Wort 
gemeldet, weil ich auch klarmachen möchte, daß 
man in der aktuellen Debatte, im Rahmen derer 
in den letzten Tagen sehr viel an die Adresse der 
FPÖ gerichtet wurde und sehr viel auch bei uns 
Freiheitlichen abgeladen wurde, nicht den Fehler 
machen sollte, nur weil es vielleicht dem politi­
schen Kalkül einer anderen mitbewerbenden 
Gruppe entspricht, zu glauben, daß man damit 
der eigenen Sache dienen kann. Denn jeder in 
diesem Haus muß überzeugt sein, daß die frei­
heitliche Fraktion eine untadelige, demokratische 
Gesinnung bei jedem einzelnen ausweist und eine 
Fraktion ist, die durch viele Jahrzehnte in diesem 
Lande und in diesem Parlament wirksame Beiträ­
ge für die Demokratieentwicklung, für den Staat 
und für das soziale Werden geleistet hat. 

Die Fraktion der Freiheitlichen nimmt sich 
aber auch das Recht heraus, in der sachpoliti­
schen Auseinandersetzung natürlich polarisieren­
de inhaltliche Positionen zu vertreten. Es kann 
nicht aufgrund der Tatsache, daß es Gewalt und 
Terror in Österreich gibt, ein Denkverbot, ein 
Sprechverbot und ein Diskussionsverbot im Ho­
hen Haus und in der Politik geben. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Man sollte nicht den Fehler machen - das ist 
mein Appell vor allem auch an die Grün-Alterna­
tiven -, Freiheitliche ständig als rechtsradikal, 
faschistisch und neonazistisch zu diffamieren. Es 
kennen uns zu viele Menschen in Österreich, und 
es gibt ein Wählerspektrum von rund 1 Million 
Menschen, die dieser Politik vertrauen. Pauschale 
Urteile, die mit der Wirklichkeit nicht überein­
stimmen, bringen mit sich, daß die Menschen 
dann unsensibel gegenüber den wirklichen Neo­
nazis, Rechtsradikalen und Rechtsextremen wer­
den. Diesen Aspekt sollte man in der Diskussion, 
glaube ich, berücksichtigen. 

Denn - wie Busek heute in der Aussprache der 
Parteivorsitzenden richtigerweise gesagt hat -
die Gewalt der Sprache ist nicht ein Phänomen, 
das nur bei einer Fraktion beheimatet ist. Die Ge-

walt der Sprache geht durch alle Fraktionen. Wir 
haben selbst - jeder für sich - zu prüfen, zu 
welchem Zeitpunkt wir die Möglichkeiten der 
Sprache einsetzen, um für uns politisch Werbung 
zu machen, ohne dabei dem Gemeinwesen Scha­
den zuzufügen. Das ist die Verantwortung, die 
wir haben. Es gibt kein Monopol der Gewalt der 
Sprache bei einer Fraktion oder bei einzelnen 
Personen im Haus, sondern sie ist einfach ein 
Phänomen einer durchaus lebendigen, auch kon­
troversiellen Demokratie, die wir gar nicht weg­
wünschen, weil sie zu einem notwendigen Bewe­
gungsinstrume!:lt für Entscheidungen zählt. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Ich glaube, daß sich nach all dem, was bisher 
bei den Ermittlungen schon herausgekommen ist, 
und in Anbetracht dessen, welche Leute plötzlich 
in den Bereich der FPÖ gerückt worden sind, 
zeigt, daß es ein untauglicher Versuch ist, auf die­
se Weise demokratische Gemeinschaften anzu­
schwärzen oder schlechtzumachen. 

Da wird mit großer Aufmachung berichtet, daß 
bei den freiheitlichen Eisenbahnern ein gewisser 
Herr Wundsam aus Oberösterreich kandidiert 
hat. Dieser Herr Wundsam hat bei den freiheitli­
chen Eisenbahnern kandidiert, jawohl. Dieser 
Herr Wundsam war aber aufgrund der Überprü­
fungen, die die Sicherheitsdirektion zur Verfü­
gung gestellt hat, bis 1987 Mitglied der rechtsex­
tremistischen, neonazistischen Gruppe VAPO, 
und dieser Herr Wundsam war bis 1989 Mitglied 
der Sozialistischen Partei. Ist deshalb jetzt die So­
zialistische Partei eine Neonazigruppe? Begünsti­
gen jetzt plötzlich sozialistische Abgeordnete, Mi­
nister und Mandatare den Neonazismus, weil sie 
es nicht steuern konnten, daß einer Mitglied ist, 
der parallel dazu in einer Gewaltszene vertreten 
ist? (Abg. H ums: Es besteht ein Unterschied, ob 
einer Mitglied oder Kandidat einer Partei ist.') 

Bei uns war er nicht einmal Mitglied. Da be­
steht also ein gewaltiger Unterschied. Aber, Herr 
Kollege, ich will nicht streiten, ich möchte an hand 
dieses Beispiels nur sagen, daß ich glaube, daß es 
gefährlich ist, wenn man sofort kausale Schluß­
folgerungen zieht und sagt: Weil der dort ist, ist 
die ganze Bewegung verdächtig. Es wird in unse­
rer Demokratie bei all den Bewegungen, die es im 
Wählerspektrum gibt, immer schwieriger werden, 
daß wir alle, und zwar alle Parteien, unsere eige­
nen Reihen gegenüber Extremisten, Gewalttätern 
oder wem auch immer sauberhalten. Darüber, 
wie das besser bewerkstelligt werden kann, wie 
das besser bewerkstelligt werden kann, wird man 
auch nachdenken müssen. 

Herr Radi ist doch nicht irgend jemand. Er ist 
in der Szene bekannt und wurde in der Wohnung 
des Sohnes eines sozialistischen Mandatars in 
Wien aufgegriffen. Ist deshalb jetzt der SPÖ ein 
Vorwurf zu machen? Oder müssen wir deshalb in 
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Österreich den Leiter des Verfassungsdienstes Dr. 
Gerhard Holzinger abberufen, weil sein Vater 
langjähriger Vorsitzender der nationaldemokrati­
schen Partei in Oberösterreich war und als Südti­
rolsprenger verurteilt wurde und eingesperrt 
war? Müssen wir Herrn Universitätsdozenten 
Pitsch, der als Palmers-Entführer verurteilt wur­
de und eingesperrt war, der Sympathisant der Ro­
ten Armee, also von der linken Szene, war, der 
aber jetzt mit Billigung des Herrn Busek und mit 
Unterstützung der Republik Österreich die Be­
willigung bekommen hat, als Universitätslehrer 
Lehrveranstaltungen an österreichischen Univer­
sitäten abzuhalten, deshalb jetzt in die Schranken 
weisen? 

Das sind Fragen, die sich uns meines Erachtens 
in der jetzigen Situation stellen. Das ist der 
Grund, warum ich mich heute zu Wort gemeldet 
habe, denn ich glaube, daß es sich manche ein 
bißchen zu einfach gemacht haben. 

Daher wende ich mich jetzt auch an die Kolle­
gen von der grünen Fraktion. Wir haben in der 
letzten Sitzung eine nicht erfreuliche Auseinan­
dersetzung gehabt. Eine freiheitliche Mandatarin 
hat sich entschuldigt. Ich bitte Sie aber, auch dar­
über nachzudenken, daß der Geist, der hier auch 
von manchem Grün-Mandatar entwickelt wird, 
nicht jener ist, der zum wechselseitigen Verständ­
nis der unterschiedlichen Positionen beiträgt. 
Denn wenn während der Sitzungen permanent 
freiheitliche Mandatare in euren Aussagen als Na­
zis, als Faschisten, als Rechtsextreme diffamiert 
werden, ohne Grund, nur weil es lustig ist, dann 
kann es selbstverständlich passieren, daß dem ei­
nen oder anderen der Geduldsfaden reißt. 

Wenn das gewünscht ist, dann ist das schlecht. 
Ich glaube, es sollten auch andere Fraktionen da­
von ausgehen, daß sie im Grunde genommen 
zwar unterschiedliche Positionen weltanschauli­
cher und sachlicher Natur bekunden, aber nicht 
permanent irgend jemandem gegenüber die 
menschliche Verachtung zum Ausdruck bringen 
sollten! 

Herr Kollege Anschober! Sie waren die Ursa­
che für die Emotion von Frau Kollegin Praxma­
rer. Und ich würde es sehr begrüßen, wenn auch 
Sie die menschliche Größe hätten, irgendwann im 
Laufe der Tage und Stunden, während derer die­
ses Hohe Haus im alten Jahr noch tagt, Frau 
Praxmarer zu bekunden, daß Sie sich nicht ganz 
unschuldig fühlen. Wenn 5ie diese Größe besit­
zen, wäre das ein Akt der Menschlichkeit und des 
Verständnisses zwischen den Fraktionen. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Kollege Frischenschlager hat heute gemeint, 
man müsse vorsichtig sein, wen man anspricht. 
Da gebe ich Herrn Frischenschlager schon recht. 
Aber er selbst ist schon oft genug unmittelbar Be-

troffener solcher Entwicklungen gewesen. Hat er 
sich wirklich als Neonazi gefühlt, nur weil ihm 
der Vorwurf gemacht wurde, daß er in seiner 
langjährigen Tätigkeit die Kameradschaft IV in 
Salzburg als ehemalige Vororganisation der Waf­
fen-55 bei einer Weihnachtsfeier besucht hat? 
(Abg. Dr. Fr i s c h e n s c h l ag er: Tatsächliche 
Berichtigung!) Hat er sich - ich lese nur, was im 
Handbuch steht - betroffen gefühlt, daß er als 
Rechtsextremer qualifiziert wurde, weil er als Mi­
nister Herrn Reder abgeholt hat und damit eine 
Riesendiskussion in Österreich auslöste? 

Lassen wir bitte die Kirche im Dorf. Auch Herr 
Frischenschlager selbst hat das Volksbegehren 
"Österreich zuerst" betreffend Ausländerproble­
matik unterschrieben. Tun wir nicht so, als könn­
ten wir unsere Gesinnung, nur weil wir die Sitz­
ordnung im Parlament verändert haben, plötzlich 
wechseln, sondern bleiben wir dabei! Es gibt Ein­
schätzungen in allen Fraktionen. Und in allen 
Fraktionen gibt es auch Einschätzungen hinsicht­
lich Ausländerpolitik. Jeder sagt: Selbstverständ­
lich ist das ein dringliches Thema. - Wir sollten 
uns daher eher bemühen, uns in dieser Frage an­
zunähern, als Widersprüche und Kontroversen zu 
suchen oder den Versuch zu machen, Fraktionen 
und Gruppierungen willkürlich auszugrenzen, 
nur damit man kurzfristig politisches Kleingeld 
wechseln kann. 

Ich darf noch einmal für unsere Fraktion sagen: 
Wir distanzieren uns von jeder Gewalt. Wir ha­
ben das immer und überall zum Ausdruck ge­
bracht. Die freiheitliche Fraktion hat auch im 
Parlament bei kritischen Situationen immer wie­
der bewiesen - das wird Herr Präsident Fischer 
bestätigen -, daß wir konstruktiv an der Lösung 
von Problemen mitgearbeitet haben und nicht die 
Auseinandersetzung um der Auseinandersetzung 
willen gesucht haben. 

Daher appelliere ich auch an die anderen Frak­
tionen, ihr Verhalten gegenüber der FPÖ einmal 
zu überprüfen. Denn wir Freiheitlichen mit unse­
ren Mandataren haben den gleichen Anspruch, 
respektvoll von Ihnen behandelt zu werden, wie 
auch wir verpflichtet sind, Ihnen gegenüber mit 
entsprechendem Respekt aufzutreten. Wenn wir 
Fehler machen, dann sind wir die ersten, die auch 
bereit sind, das einzubekennen und sich dafür zu 
entschuldigen. Das gilt aber auch für die anderen, 
denn das kann keine Einbahnstraße sein. Wenn 
wir zu dieser Gemeinsamkeit kommen, dann kön­
nen wir - in der Sache unterschiedliche Meinun­
gen vertretend - hart kämpfen, dann können wir 
uns auch hart anagitieren, aber es wird mensch­
lich immer wieder Brücken geben, die nicht dazu 
führen, daß das Parlament in den Augen der Be­
völkerung nicht mehr ernstgenommen wird und 
nicht mehr als jene Gemeinschaft gesehen wird, 
die Lösungen für Zukunftsprobleme des Landes 
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birgt, sondern als eine Horde Wildgewordener, 
die eigentlich gar nicht weiß, wie die Zukunft die­
ses Landes bewältigt werden soll. (Beifall bei der 
FPÖ.) 15.20 

Präsident: Tatsächliche Berichtigungen sind 
nicht durch Zuruf aus den Bankreihen, sondern 
durch Meldung am Präsidium anzukündigen. Ge­
hen Sie bitte hierher, und melden Sie die tatsäch­
liche Berichtigung. 

Am Wort ist Abgeordneter Frischenschlager 
für eine tatsächliche Berichtigung. - Redezeit: 
3 Minuten. 

15.20 
Abgeordneter Dr. Frischenschlager (Liberales 

Forum): Herr Präsident! Hohes Haus! Der Ob­
mann der Freiheitlichen Partei hat bewußt die 
Unwahrheit gesagt, und zwar in zwei Punkten. 

Erstens: Ich bin nicht bei einer Weihnachtsfeier 
der "K IV" gewesen. 

Zweitens: Es ist eine bewußte Irreführung, zu 
behaupten, daß ich das Ausländer-Volksbegehren 
unterschrieben hätte. Ich habe es nicht unter­
schrieben. (Abg. Dr. Hai der: Das hat der .. Stan­
dard" gesagt!) Auch das ist nicht wahr. Ich habe 
das nirgends in der Öffentlichkeit gesagt. Hätte 
ich gesagt, ich habe es unterschrieben, dann wäre 
es wahrheitswidrig gewesen. 

Der Obmann der Freiheitlichen Partei weiß das 
auch ganz genau, und im Lichte dessen, daß er in 
dieser Rede gleich zweimal mir gegenüber die 
Unwahrheit behauptet hat, zeigt sich ja schon, 
was er von politischer Kultur und von Gesprächs­
kultur hält. (Beifall beim LiberaLen Forum und bei 
der SPÖ.) 15.21 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Mühlbachler. 

/5.2/ 
Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbachler 

(ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! - Herr Dr. Haider, ich 
glaube, Sie haben sich heute die Sache doch zu 
einfach gemacht. Ich möchte nicht die gute Ab­
sicht Ihrer Wortmeldung in Abrede stellen. Aber 
wissen Sie, hinter Ihrer Wortmeldung erkenne ich 
System. 

Sie haben die politische Unkultur, Sie haben 
den Radikalismus an zwei Dingen aufgehängt und 
glauben, damit vom eigentlichen Problem unserer 
Gesellschaft ablenken zu können. Sie haben den 
Radikalismus aufgehängt an materiellen Grundla­
gen und vor allen Dingen dann auch an der Ein­
wanderu ngspo li tik. 

Herr Dr. Haider! Sie machen hier Probleme 
namhaft, die im Grunde genommen keine Proble­
me sind. Sie thematisieren etwas und schüren da-

mit Ängste. Und genau die Angst ist es, die 
Grundlage für Radikalismus ist. Ich glaube, schul­
dig macht man sich auch dann, wenn man in der 
Bevölkerung sehr bewußt diese Angst hervorruft, 
provoziert. Ich glaube, mit Ihrem Volksbegehren 
"Österreich zuerst" haben Sie in vielen Leuten 
diese Ängste auch tatsächlich internalisiert. Es ist 
zuwenig, den Radikalismus an zwei Fakten aufzu­
hängen. Das ist so diese Vereinfachung, die Sie 
immer wieder üben, die zugegebenermaßen in 
der Bevölkerung ganz gut verstanden wird, aber 
wissen Sie, ideologisch hat man auch Verantwor­
tung. Und das sollten Sie einmal einbekennen. 
(Beifall bei ÖVP, SPÖ, den Grünen und dem Li­
beralen Forum.) 

Da möchte ich jetzt gleich anschließen: Die 
Exekutive, Herr Dr. Haider, war oftmals Ziel­
punkt Ihrer Kritik, und damit haben Sie in der 
Bevölkerung den Eindruck erweckt, als wäre un­
sere Sicherheit effektiv nicht gegeben. 

Die Kameradschaft der Exekutive hat am 
12. November dieses Jahres eine Presseaussen­
dung ausgesandt, und da heißt es - das möchte 
ich jetzt ganz kurz vorlesen -: 

"Die Kameradschaft der Exekutive Österreichs 
weist die von der FPÖ und deren Parteiobmann 
Haider geübte Kritik, wonach sich die österreichi­
schen Sicherheitsbehörden in einem katastropha­
len Zustand befänden, schärfstens zurück und 
stellt fest, daß diese unsachliche Kritik weder zu­
treffend noch in dieser destruktiven Art für die 
Exekutive zweckdienlich ist." 

Verstehen Sie, genau das ist es ja! (Abg. Dr. 
Helene Par t i k - Pa b l e: Dann lesen Sie einmal, 
was der Herr Minister gesagt hat! Ihr eigener Mini­
ster hat das gesagt! Lesen Sie nach, was der Mini­
ster in Graz gesagt hat! Ihr ÖVP-Minister.') 

Ich weiß, daß die Kameradschaft der Exekutive 
der ÖVP nahesteht. Sehen Sie, und am 12. No­
vember 1993 veröffentlicht die Kameradschaft 
der Exekutive Österreichs diese Presseaussen­
dung. (Abg. Dr. Helene Par l i k - Pa b l e: Lesen 
Sie nach, J.i,'as der ÖVP-Minisler gesagt hat!) Es 
heißt weiter: 

"Auch die jetzt von der AUF und der FPÖ im 
nachhinein geäußerte Kritik am Dienstsystem ist 
nicht mehr zutreffend und keineswegs zweck­
dienlich, sondern lediglich ein vom Parteiobmann 
inszeniertes Medienspektakel, um polemisch und 
rücksichtslos einen politischen Vorteil herauszu­
schlagen." (Abg. Dr. Helene Part i k - Pa b l e: 
Der Minister ist schon gescheiter.' Der hat das ak­
zeptiert.') 

Schauen Sie, das wird .. von einer Gruppierung 
der Exekutive an die Offentlichkeit getragen, 
meines Erachtens viel zu wenig gehört, denn im 
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Grunde genommen wird von einem Teil der Exe­
kutive, der dem Herrn Innenminister politisch si­
cherlich nicht nahesteht, attestiert, daß das Si­
cherheitswesen in Österreich international, aber 
auch national wirklich einen guten Ruf hat und 
mit ihm eigentlich, abgesehen von einigen Klei­
nigkeiten, ganz gut bestellt ist. 

Herr Bundesminister! Ich möchte nun auf zwei, 
drei lokale Belange eingehen. 

Es läuft derzeit, gemeinsam mit der Zollwache, 
an der Grenze in Wullowitz ein Pilotprojekt. In 
diesem sind die Aktivitäten von Gendarmerie und 
Zollwache aufeinander abgestimmt worden, und 
auf diese Art und Weise gibt es, so denke ich, 
ganz spektakuläre Erfolge. Das läßt sich den Zei­
tungsmeldungen Woche für Woche entnehmen. 

Das internationale Verbrechertum muß den 
Eindruck haben, daß die Grenze in Wullowitz, so 
wie sie derzeit überwacht wird, eigentlich kaum 
mehr eine Chance bietet oder nur eine geringe 
Chance bietet, daß Autoschiebereien, daß Ziga­
rettenschmuggel, daß Personenschmuggel tat­
sächlich gefahrlos durchgeführt werden könnten. 
Jede Woche werden der Öffentlichkeit zwei bis 
drei Erfolgsmeldungen über die Medien bekannt­
gegeben. Und gerade aus diesem Grund haben 
wir das Gefühl, daß wir im Mühlviertel sicher le­
ben - auch wenn uns andere dieses Gefühl strei­
tig machen wollen. 

Nun gibt es aber ein Problem. Die Zollwache 
ist diesem Ansturm, der derzeit gegeben ist, der 
sich ohne Zweifel auch noch ausweiten wird, 
nicht gewachsen. Daher hat die Zollwache auch 
schon Erwägungen laut werden lassen, sie möchte 
als Grenzpolizei eingestuft werden und in Ihr 
Ressort, Herr Bundesminister, überwechseln. 

Ich glaube, daß dieser Vorschlag diskutierens­
wert ist, daß darüber geredet werden muß. Vor 
allen Dingen aber glaube ich eines: daß die Perso­
nalsituation, so wie sie jetzt gegeben ist, unzurei­
chend ist. Ich weiß schon, da ist jetzt einmal der 
Herr Finanzminister zuständig. Da es sich aber 
um ein Sicherheitsproblem handelt, glaube ich, 
daß es ein generelles Regierungsproblem ist. 

Zweiter Punkt, den ich auch als lokales Anlie­
gen noch anbringen möchte: Ich weiß nicht, in­
wieweit Gespräche schon Fixierungen gebracht 
haben bei einer Außenstelle der Verkehrsabtei­
lung. Da sagen mir die betroffenen Gendarmerie­
posten, daß sie eigentlich mehr davon hätten, 
wenn die Verkehrsabteilung nicht installiert wür­
de, sondern die Gendarmerieposten Freistadt, 
Neumarkt und Pregarten aufgestockt werden 
könnten. Denn im Grunde genommen wird es bei 
der Verkehrsabteilung so ausschauen, daß man in 
etwa um die 14 Dienstposten schaffen muß. 
Wenn jetzt - so sagen mir die Leute von diesen 

Posten - zehn neue Dienstposten auf diese drei 
genannten Gendarmerieposten aufgeteilt werden 
könnten, dann wäre dort eine wesentliche Effi­
zienzsteigerung möglich. (Beifall des Abg. Meisin­
ger.) 

Darüber hinaus geht es natürlich auch um eine 
Einsparung von vier Dienstposten. Ich weiß, daß 
das nicht sehr viel ist, aber die Sicherheit wäre bei 
uns im Mühlviertel in erheblichem Maße gestei­
gert. 

Summa summarum glaube ich sagen zu kön­
nen, daß gerade im Sicherheitsbereich in den letz­
ten Jahren Enormes verbessert worden ist und 
daß dementsprechend auch das Sicherheitsgefühl 
der Österreicher gestiegen ist. Das, glaub.~ ich, ist 
ein Erfolg dieser Regierung! (Beifall bei 0 VP und 
SPÖ.) /5.31 

Präsident: Als nächster zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Voggenhuber. 

/5.3/ 
Abgeordneter Voggenhuber (Grüne): Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsi­
dent! Die Sicherheit, die ich meine, zielt nicht nur 
auf die körperliche Unversehrtheit und den 
Schutz des Eigentums ab. Die Sicherheit, von der 
wir reden, meint auch die Sicherheit der Demo­
kratie, meint die Sicherheit der persönlichen 
Freiheit und der Würde des Menschen, die Si­
cherheit des sozialen Ausgleichs, die Sicherheit 
von Umwelt, Natur und Gesundheit, meint die 
Sicherheit humanitärer Traditionen in diesem 
Land und ihrer Toleranz, die Sicherheit der Rech­
te der Minderheit, der kulturellen und künstleri­
schen Freiheit. Das alles meinen wir mit Sicher­
heit. 

Und diese Sicherheit in unserem Land ist in 
Gefahr. Nicht nur die Unversehrtheit von Men­
schen wurde in Gefahr gebracht, sondern dieser 
Begriff, dieses Ziel von Sicherheit. Und diese Si­
cherheit, meine Damen und Herren, wird nicht 
von Salamiverkäufern und nicht von Sozial­
schmarotzern gefährdet, sie wird nicht von Kri­
minaltouristen, nicht von auf den Gehsteigen uri­
nierenden Negermamas, nicht von Aidskranken, 
nicht von Alten, nicht von den Mitgliedern der 
Menschenrechtsbewegung in Gef.?hr gebracht, 
nicht von Menschen, die sich in Osterreich ans 
Nichtstun gewöhnen, sondern von ganz anderen. 

Meine Damen und Herren! Dabei rede ich 
nicht von schlechtem Benehmen und gewalttäti­
ger Sprache. Ich rede von schlechten Absichten 
und gewalttätigen Zielen. (Beifall bei den Grünen 
und beim Liberalen Forum.) 

Bevor ich davon rede, wie diese Sicherheit in 
Gefahr gebracht wird - die Sicherheit von 1I1l\ 

allen, wie ich hoffe und glaube -, muß man c1ol:h 
attestieren, um die Situation nicht zu sehr auf dil'-
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se österreichische Entwicklung allein einzu­
schränken, daß sich die politische Atmosphäre in 
ganz Europa verdüstert hat, daß nach dem Zu­
sammenbruch des Kommunismus mit seinen Pro­
blemen, nach den aufbrechenden Migrationspro­
blemen, nach dem Nationalismus und dem Krieg 
in Jugoslawien der auftauchende Nationalismus 
und faschistoide Kräfte im Westen, die Umwelt­
krise, die Arbeitslosigkeit, die Rezession, die Kri­
se der EG und Legitimationskrisen in den Natio­
nalstaaten eine düstere Atmosphäre geschaffen 
haben. 

Ich glaube, wir sollten nicht so diskutieren, als 
gäbe es diese Probleme nur in Österreich, son­
dern wir sollten darüber diskutieren, warum diese 
Krise, die überall in Europa ihre Ansätze und ihre 
Symptome hat, in Österreich eine derartige 
Schärfe erreicht hat, eine derartige Lagerbildung, 
eine derartige Polarisierung, und warum diese 
Krise in Österreich eine derartig destabilisierende 
Dynamik gewonnen hat. 

Meine Damen und Herren! Ich bin sehr oft hier 
gestanden, und die Zwischenrufe lauteten dann 
häufig "Savonarola", weil ich versucht habe, Din­
ge, die mir aufgefallen sind, Entwicklungen, Ten­
denzen - warnend, wie ich meinte, anprangernd, 
wie andere meinen -, immer wieder zur Sprache 
zu bringen. Ich kann auch heute nicht anders, 
wenn wir nicht nach Schuldigen suchen wollen, 
sondern nach Ursachen, als auf diese Bereiche zu­
rückzugehen. 

Ich denke, das erste, dem wir uns zu stellen 
haben, ist: Diese Krise in Österreich ist deshalb so 
schwer ausgebrochen und hat sich deshalb so zu­
gespitzt, weil, anders als in anderen europäischen 
Staaten, unsere demokratische Kultur, unsere de­
mokratische Entwicklung nicht stabil genug, 
nicht standfest genug, nicht fest genug, nicht kon­
sensual genug ist, um eine solche Krise abzufan­
gen. 

Hier komme ich zu all den Begriffen, die ich 
und viele andere auch in den vergangenen Mona­
ten und Jahren verwendet haben. Aber ich glau­
be, daß wir uns der Situation spätestens jetzt zu 
stellen haben, daß wir in einem Land leben, in 
dem viele Demokratieversprechen nicht eingehal­
ten wurden, nicht verwirklicht wurden. Wenn wir 
zur 75-Jahr-Feier der Republik einen Blick auf 
die Verfassungs- und Demokratiegeschichte die­
ses Landes zurückgeworfen haben, dann müßte 
doch Ihnen allen aufgefallen sein, daß ganz zen­
trale Demokratieversprechen der Verfassungen 
von 1918 bis 1920, der Unabhängigkeitserklärun­
gen und der Diskussionen, der Verfassungsdebat­
ten nach dem Zweiten Weltkrieg nicht eingelöst 
wurden und daß die Realverfassung in Österreich 
heute im Grunde genommen etwas anderes ist als 
die Summe der täglichen Verfassungsbrüche. 

Die Realverfassung ist der Konsens der politi­
schen Klasse zur Nichteinführung einer umfas­
senden parlamentarischen Demokratie. Daß diese 
parlamentarische Demokratie in Österreich nicht 
umfassend eingeführt wurde, sondern in einem 
formalen Zustand belassen wurde, ermöglicht uns 
nun nicht, unsere schärfer werdenden Auseinan­
dersetzungen, von Verteilungskämpfen bis zur 
Umweltkrise, bis zu den schweren Ängsten und 
Verunsicherungen der Bevölkerung, in einem 
umfassenden, in einem tauglichen Klima und mit 
tauglichen Strukturen auszutragen. 

Es hilft uns bei dem, was wir jetzt zu bespre­
chen haben, von der Ausländerfrage bis zur Frage 
des Strafvollzuges, von der Gleichheit der Frau 
bis zur Umweltkrise, die Sozialpartnerschaft als 
Schattenregierung nicht mehr. Und siehe da -
wir haben kein Forum des echten, offenen Inter­
essenausgleiches, der Vorwarnungen, des Austau­
schens der Standpunkte, bevor die Krise ausge­
brochen ist. Wir diskutieren seit 30 Jahren über 
einen Grundrechtskatalog, der bis heute nicht da 
ist! 

Meine Damen und Herren! Die Volksbegehren 
- werfen Sie einen Blick in die Statistik - wer­
den korbweise entsorgt. Ich glaube, zwei wurden 
bisher berücksichtigt - ganz unabhängig davon, 
wie sie von der Bevölkerung unterstützt waren. 

Die Medienkonzentration in Österreich er­
reicht ein Ausmaß, das die Meinungsfreiheit im 
Lande nicht nur in Frage stellt, sondern über wei­
te Strecken beseitigt. Ich kann Ihnen als ein 
Mensch, der sich die "Frechheit" herausnimmt, 
gegen die Europäische Union zu sein, davon ein 
Lied singen, als Kannibale, als Exorzist, als Fun­
damentalist und so weiter. Und wir haben nicht 
die Strukturen und die Gremien, die wir in 75 
Jahren hätten schaffen können, diese Konflikte 
auszutragen. 

Ich komme auf ein Zweites zu sprechen, das ich 
auch in den letzten Jahren immer wieder anzu­
sprechen versucht habe. Was wir ernten, sind die 
Früchte der verdrängten, verleugneten Nazige­
schichte in Österreich. Niemand von Ihnen wird 
umhinkönnen bei der Untersuchung dessen, was 
hier geschieht, auf das Jahr 1986 zu stoßen, in 
dem zwei Dinge passiert sind: die Wahl - oder 
soll ich es Putsch nennen? - des Herrn Jörg Hai­
der zum Parteiobmann der FPÖ und die Wald­
heim-Wahl. 

Das Jahr 1986 wird in die Geschichte Öster­
reichs als jenes Jahr eingehen, in dem andere pol i­
tische Kräfte mit anderen politischen Absichten 
auf den Plan getreten sind, in dem man rechte 
Mehrheiten in diesem Land organisiert hat - un­
ter Verwendung einer Geschichte, die man nie­
mals aufgearbeitet hat, unter Verwendung jener 
Gefühle, die jetzt aus der Kanalisation des ge"ell-
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schaftlichen Systems, aus den Senkgruben der 
Vergangenheit aufgetaucht sind und ganz offen 
ihren Gestank verbreiten. (Beifall bei den Grünen 
und beim Liberalen Forum.) 

Meine Damen und Herren! War es denn nicht 
ein Kreisky, dem es als Genialität ausgelegt wur­
de, das bürgerliche Lager mit eben jenen Kräften 
zu spalten? Und war es nicht eine OVP, die 1986 
mit Waldheim eben jene Spaltung zu überwinden 
versucht hat, indem sie für ihren Bundespräsi­
dentschaftskandidaten diese Mehrheit inklusive 
der äußersten Rechten wiederzuerlangen trachte­
te und für kurze Zeit auch wiedererlangt hat, hät­
te nicht Herr Haider die Radikalisierung auf seine 
Fahnen geschrieben und alles, was Sie je in Kauf 
genommen haben mit dem Fall Waldheim, weit 
ins Exzessive getrieben und diese Spaltung zu sei­
nen Gunsten wieder herbeigeführt. Vor diesem 
politischen Ringen stehen wir in diesem Land, 
und es gilt, dieses aufzudecken und fair miteinan­
der zu besprechen, so es einen Sinn hat, die Zu­
spitzung dieser Krise wieder rückgängig zu ma­
chen. 

Wir haben eine Durchflutung aller Gesell­
schaftsbereiche mit Demokratie zu unserer Auf­
gabe zu machen. Ich zitiere hier einen Politiker 
einer anderen Partei: Wir haben die Mitverant­
wortung Österreichs an den Verbrechen der Na­
tionalsozialisten anders aufzuarbeiten als im Vor­
feld eines EU-Beitrittes; eine hinter einer Regie­
rungserklärung zur Jugoslawien-Krise versteckte, 
staatspolitisch opportune Meldung abzugeben; 
wir haben die Entschädigungsfrage noch einmal 
aufzugreifen; wir haben die Frage unseres Schul­
und Bildungssystems in diesen Bereichen noch 
einmal aufzugreifen; wir haben - noch einmal -
alles zu tun, um diesen 35 000 lebenden Opfern 
rund um die Welt einen Beweis eines anders ge­
wordenen Österreichs zu liefern, bevor diejenigen 
Kräfte, die das verursacht haben, vor aller Welt 
den Beweis eines uralt gebliebenen Österreichs 
antreten werden. (Beifall bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns mit 
einer gesellschaftlichen Auseinanderentwicklung 
zu beschäftigen, mit einer Entwicklung, die be­
reits von einer Entsolidarisierung zu einer Enthu­
manisierung der Gesellschaft geführt hat. 

Ich erinnere Sie an die Debatte über die Sozial­
schmarotzer, über das Law-and-order-Denken, 
das in die Ausschüsse dieses Hauses beim MeIde­
gesetz und beim Polizeibefugnisgesetz eingebro­
chen ist - nicht erst nur bei den Ausländergeset­
zen. 

Die Vorwarnungen waren viel früher da! Der 
Druck auf die Großparteien, diesem Bild nachzu­
geben, war viel früher. viel umfassender da. Die 
Entsolidarisierung gegenüber Arbeitslosen, Aids­
Kranken, Pflege von Alten, Gewalt gegen Kinder 

- das alles war die Entsolidarisierung, und heute 
ist diese Enthumanisierung zu einer exzessiven 
verbalen Gewalt, zu einer Verspottung und Ver­
achtung der Schwachen geworden. 

Meine Damen und Herren! Das hat bereits 
dazu geführt, daß rechtsstaatliche Prinzipien au­
genzwinkernd, mit Nonchalance, nicht mehr be­
achtet werden. Wir hätten verschiedener Mei­
nung sein können, vielleicht über mein Fassungs­
vermögen hinaus, über die humanitäre Verpflich­
tung in der Ausländerfrage. Aber in der rechts­
staatlichen Frage, bei der Frage der Verfahrens­
rechte von Ausländern, hätten wir niemals 
anderer Meinung sein dürfen. (Beifall bei den 
Grünen und beim Liberalen Forum.) 

Deshalb haben wir auch, neben einer Offensive 
für die Demokratisierung dieses Landes, neben 
einem nochmaligen Aufgreifen unserer Vergan­
genheit und unserer fehlgeschlagenen Verantwor­
tung gegenüber den Opfern, die Frage der Entso­
lidarisierung und Enthumanisierung dieser Ge­
sellschaft miteinander zu debattieren. Das ist un­
ser Appell! 

Wenn wir keine Allianzen finden, die diese ge­
sellschaftlichen Entwicklungen sehen, beklagen, 
die zu Widerstand bereit sind, wird diese Schwä­
che der Politik, diese Schwäche der Demokraten, 
diese Schwäche derer, die für Solidarität eintre­
ten, diese Schwäche derer, die gegen Antifaschis­
mus auftreten, ein Feld bereiten, auf dem die ei­
gentlichen Krisen, Gewalttaten und Triumphe 
noch bevorstehen. 

Wenn ich die Strategien der politischen Kräfte 
in Österreich ansehe, kann man doch im wesentli­
chen drei Ansätze, drei machtpolitische und ideo­
logische Ansätze unterscheiden: Die Großpartei­
en entscheiden sich unter dem großen Druck der 
Erosion ihrer Parteilager und Stammwähler für 
eine Erstarrungspolitik, für einen Strukturkon­
servatismus, verbunden mit der für mich pani­
schen Tendenz, diese Probleme, die innerösterrei­
chische Probleme sind, auf supranationale Ebe­
nen abzuschieben, um sie so loszuwerden. 

Das ist keine Kritik an Ihrem EG-Beitritt, das 
ist nur eine Kritik daran, daß Sie glauben, mit 
einem Beitritt zu irgendwas diese Probleme los­
werden zu können. Das ist unsere österreichische 
Geschichte, unsere österreichische Aufgabe, un­
sere österreichische Gesellschaft. Davon wird uns 
niemand erlösen. Und was die EG uns auch im­
mer nehmen mag, das wird sie uns nicht nehmen, 
das bleibt unsere Aufgabe, und ein Versuch, die­
sen gesellschaftlichen Krisen mit einer Flucht auf 
irgendwelche supranationalen Ebenen zu ent­
kommen, wird fehlschlagen. (Beifall bei den Grü­
nen. ) 
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Meine Damen und Herren! Eine zweite Strate­
gie, die ich für uns in Anspruch nehmen möchte 
- sonst wäre ich nicht bei dieser politischen 
Kraft, bei der Partei der Grünen -, ist der Ver­
such, von unten, über Bürgerinitiativen, über Be­
wegungen, über soziale demokratische Projekte 
eine Erneuerung der Gesellschaft in diesen Berei­
chen gewaltlos zu erzielen, durchzusetzen, ge­
waltlos, wie es in unserem Programm steht und 
wie es zu den konstitutiven Zielen dieser grünen 
Bewegung gehört. Sie ist ins Eck gedrängt; sie ist 
nicht nur Adressat von Briefbomben wie andere, 
sondern sie wird ja auch zur Tätergruppe, indem 
ein Innenminister uns das vorwirft, wozu die neo­
nazistische Propaganda nicht fähig war, indem 
man uns in einer für uns unfaßbaren Weise stig­
matisiert, obwohl wir doch diejenigen waren, die 
gewarnt haben, obwohl wir diejenigen waren, die 
sich für die Menschen, die heute unter die Räder 
kommen, eingesetzt haben. 

Meine Damen und Herren! Dann gibt es - auf 
dieser Reformunfähigkeit aufbauend, auf dieser 
politischen Schwäche aufbauend, mit diesen ver­
alteten Strukturen spekulierend, mit diesen ge­
schichtlichen Fehlleistungen ihr Geschäft ma­
chend - einen Versuch, das faschistoide, rechts­
extreme Denken in Österreich wiederzugebären. 

Ich nenne Ihnen ein Zitat von Herrn Haider. 
Ich zumindest habe oft das Gefühl, daß Sie ihm 
nicht mehr zuhören, wenn er hier spricht. Auch 
wenn er mit sanftester Stimme spricht, sagt er oft 
Dinge, die ungeheuerlich sind. Vor einer halben 
Stunde - ich habe mitgeschrieben - hat Herr 
Klubobmann Haider hier verlangt, "eine Politik 
zu machen" - Zitat -, "daß niemand Zuflucht 
zu Gewalttätern nehmen muß". 

Meine Damen und Herren! Vor zehn Minuten 
wurden Sie hier von einem Klubobmann und Par­
teiobmann in Österreich aufgefordert, ohne daß 
es von Ihnen einen Aufschrei des Entsetzens gab, 
"eine Politik zu machen" - noch einmal Zitat -, 
"daß niemand Zuflucht zu Gewalttätern nehmen 
muß" -, aber nicht, eine Politik zu machen, daß 
niemand Opfer von Gewalttätern wird. 

Hören Sie, was da anklingt? - Daß diese Ge­
walttäter eigentlich Volkstribunen sind, zu denen 
man Zuflucht nimmt, weil Sie die falsche Politik 
machen. Hören Sie noch, welch massive Drohung 
in diesem Hause mit so einem - vielleicht -
Lapsus Iinguae - wenn ich nicht so viel Raffine­
ment gewohnt wäre von ihm, würde ich sagen: 
mit diesem Freudschen Fehler - hier mitten im 
Haus unwidersprochen abgegeben werden kann. 

Und dann fordert uns Herr Klubobmann Hai­
der auf, vorsichtig zu sein, wir mögen nicht 1 Mil­
lion seiner möglichen Wähler in ein solches Eck 
drängen. Ich bin nicht bereit, das große Telefon­
buch zu zücken mit all den Namen in seiner Par-

tei - auf den Kandidatenlisten, in den Funktio­
nen -, die dem neonazistischen Lager oder dem 
deutschnationalen extremistischen oder dem ge­
waltbereiten Lager zuzurechnen sind. 

Dieser Klubobmann Haider spricht hier nicht 
nur in diesem Haus zur Besänftigung der 
"Quatschbude"; er spricht ja auch anderswo. Aus 
der Ulrichsberg-Rede 1985 und 1990 zum Bei­
spiel ein Haider-Zitat, eines von Hunderten, mei­
ne Damen und Herren; eine Filibusterrede könn­
te nicht ausreichen, meine physischen Kräfte 
würden nicht ausreichen, die ungeheuerlichen 
Glaubensbekenntnisse des Herrn Haider hier auf­
zulisten. 

Ich habe eines herausgegriffen - zufällig -: 

"Der Opfermut der Soldaten des nationalsozia­
listischen Deutschlands hat die Freiheit im westli­
chen Europa geschaffen." - Eines von Hunder­
ten. 

Diese Dokumentation, die Herr Haider selber 
zitiert hat - ich glaube, es war gegen die Sozial­
demokratische Partei -, listet das auf, was in ei­
ner Filibusterrede hier gesagt gehörte. 

Ich zitiere eine Zusammenfassung: 

"Wie an anderer Stelle dargelegt wird, sind seit 
1986 Rechtsextremisten und Neonazis in solchem 
Ausmaß in die FPÖ eingesickert, daß man fast 
schon von einer Integration des traditionellen 
Rechtsextremismus in die FPÖ sprechen muß. 
Nur mehr der militante Flügel - Neonazis vom 
Schlage KüsseI, Ochensberger und Honsik -
steht heute außerhalb der FPÖ. Und selbst hier 
werden die Trennlinien unscharf. Wie im folgen­
den detailliert angeführt wird, sind heute auch be­
kannte Neonazis mit der Politik der Haider-FPÖ, 
insbesondere in der Ausländerfrage, durchaus 
einverstanden." 

Meine Damen und Herren! Auf dem verwüste­
ten Eisenstädter Friedhof stand sein Name neben 
den Hakenkreuzen. (Ironische Heiterkeit bei der 
FPÖ.) 

Wenn es nur einmal wäre, Herr Schweitzer, 
hätte ich kein Wort darüber verloren. Ich hätte 
Ihre Erklärung, daß es sich um einen bösartigen 
Streich der Verleumdung gehandelt hat, wie 
selbstverständlich hingenommen. Aber es sind zu 
viele Dokumente, als daß Sie das heute noch be­
haupten könnten. 

Meine Damen und Herren! Die Klüfte und La­
ger in Österreich tun sich auf und setzen sich ge­
geneinander in Bewegung. Wir glauben, es wird 
nicht mit einer Benehmenskultur gehen. Es wird 
nicht mit Besänftigung gehen, es wird nicht mit 
Beschwörungen und schnellen gemeinsamen Be­
teuerungen gehen. Was wir Grüne tun können 
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und was wir tun, ist, Ihnen eine Allianz anzubie­
ten, gemeinsam eine andere Demokratieentwick­
lung, eine Offensive für die Demokratisierung 
dieses Landes zu beginnen. Wir bieten Ihnen eine 
Allianz für eine Mindestsolidarisierung der Ge­
sellschaft, für einen gerechten Vergleich und Aus­
gleich in dieser Gesellschaft an, und wir bieten 
Ihnen eine Allianz an, die lange verleugnete Ge­
schichte unseres Landes in der Zeit des National­
sozialismus aufzuhellen und die Verantwortung 
für die lange verleugneten und bis heute verleug­
neten Opfer zu übernehmen. Diese Allianz bieten 
wir Ihnen an - quer durch alle Parteien -, und 
ich hoffe, meine Damen und Herren, daß Sie ein 
Stück dieser Aufgabe mit uns gemeinsam lösen 
wollen. (Anhaltender Beifall bei den Grünen.) 
15.55 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Herr Abgeordneter Frischenschlager ge­
meldet. Ich mache auf die Redezeit aufmerksam. 

15.55 
Abgeordneter Dr. Frischenschlager (Liberales 

Forum): Herr Präsident! Hohes Haus! Ich muß 
die Ausführungen des Abgeordneten Haider in 
einem zweiten Punkt korrigieren: 

Es entspricht nicht der Wahrheit und nicht der 
Tatsache, daß in dem jüngst erschienenen Buch 
über den Rechtsextremismus eine Stelle wäre, aus 
der hervorginge, ich hätte an einer Weihnachts­
feier der "K IV" teilgenommen. 

Dieses Zitat gibt es nicht, diese Behauptung ist 
daher unwahr, und ich korrigiere sie. (Beifall 
beim Liberalen Forum.) 15.56 

Präsident: Zum Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Achs. 

15.56 
Abgeordneter Achs (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Jörg Haider hat gestern in 
Eisenstadt sein Buch vorgestellt und dabei ge­
meint, nachdem feststand, daß die Schändung des 
Friedhofes durch einen Täter erfolgte, der der 
linken Szene zuzuordnen sei, habe Minister 
Löschnak die weiteren Erhebungen gestoppt. 
Diese Behauptung ist wieder einmal unwahr. 

Wahr ist vielmehr, daß nach eineinhalb Jahren 
Erhebungen das Gericht - und nicht der Bun­
desminister! - das Verfahren gegen den unzu­
rechnungsfähigen Verdächtigen eingestellt hat. 
Das Ei, das Jörg Haider Herrn Minister Löschnak 
legen wollte, war faul und stinkt gewaltig, meine 
Damen und Herren~ (Beifall bei der SPÖ.) 

Noch unter dem Eindruck der unfaßbaren Ge­
schehnisse der letzten Tage stehend, möchte ich 
meinen heutigen Debattenbeitrag bezüglich Bud-

get Inneres auch zur Äußerung eines grundsätzli­
chen Gedankens benutzen. 

Dieser Grundsatzgedanke hängt mit dem so­
wohl in der Öffentlichkeit als auch vielmehr in 
der politischen Diskussion häufig strapazierten 
Begriff "Sicherheit" zusammen. Sicherheit ist 
nach meinem Dafürhalten ein nicht einheitlich zu 
definierender Bewußtseinsinhalt mit starker indi­
vidueller Gefühlskomponente, sie ist letztendlich 
der Ausdruck für das bei jedem Menschen unter­
schiedlich ausgeprägte Streben nach Gewißheit. 

Dieses Streben nach Gewißheit, das heißt nach 
Sicherheit, ist eines der Grundmotive aller 
menschlichen Handlungen. Es ist daher leicht 
einzusehen, welch überragende Bedeutung das Si­
cherheitsgefühl für jeden einzelnen Menschen 
hat. 

Das jeweilige Sicherheitsgefühl wird sehr stark 
von externen Faktoren, wie zum Beispiel Medien­
berichten, Aussagen von Politikern und Mei­
nungsbildnern, und natürlich auch von persönli­
chen Erlebnissen geprägt. 

Daraus ergibt sich nun die große Verantwor­
tung, die wir als Politiker für die Menschen zu 
tragen haben. Unseriöse Polemik - von wem 
auch immer - führt zu Verunsicherung der Men­
schen und letztendlich zu irrationalen Ängsten, 
die fast zwingend zu nicht vorhersehbaren Reak­
tionen führen müssen. 

Ein verantwortungsbewußter Demokrat weiß 
um diese Zusammenhänge und richtet sein politi­
sches Handeln beziehungsweise seine öffentlichen 
Aussagen nach dem Prinzip der Zurückhaltung 
aus. Die unbedingte Beachtung dieses Grundprin­
zipes ist umso mehr in einer Zeit notwendig, in 
der uns auf jeden Fall einschneidende Verände­
rungen ins Haus stehen. Aufgrund dieser voll­
kommen neuen Situation war eine Neuorientie­
rung und Neustrukturierung der gesamten Exe­
kutive notwendig. Wer jedoch gedacht hat, daß 
das Verantwortungsbewußtsein gewisser Teile der 
Opposition die Oberhand über die billige Pole­
mik bekommen würde, hat sich aber - wie so oft 
- gewaltig getäuscht. 

Die Diskussion um das neue Dienststellen­
strukturkonzept wie auch um die damit verbun­
dene Dienstzeitregelung sind ein Paradebeispiel, 
wie eine politische Auseinandersetzung nicht lau­
fen darf. Es wurden und werden nach wie vor 
entscheidende Fakten nicht zur Kenntnis genom­
men. 

Ziel der Strukturreform war und ist es, den 
neuen Aufgabenfeldern der Gendarmerie die ent­
sprechenden Organisations- und Kommunika­
tionsstrukturen folgen zu lassen. Das von der Op­
position vielfach strapazierte Argument der de-
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motivierenden Wirkung dieser Umstellungen 
geht somit voll ins Leere, da logischerweise genau 
das Gegenteil der Fall ist. 

Ein weiteres unsinniges Argument der Opposi­
tion war jenes des Sicherheitsverlustes durch die 
Zusammenfassung kleinster und kleiner Dienst­
stellen zu schlagkräftigen, größeren Gendarme­
rieposten. Mit der Bildung der größeren Einhei­
ten sind einige sehr hoch einzuschätzende Vortei­
le verbunden. Es ist damit die Stärkung der Strei­
fen- und Außendiensttätigkeiten der Beamten 
möglich geworden. Die verstärkte Außendiensttä­
tigkeit hat dadurch präventive Wirkung, das 
heißt, daß das Begehen eventueller Delikte von 
vornherein verhindert wird. Vorbeugen ist besser 
als heilen!, sagt der Volksmund. Und er liegt da­
mit richtig. 

Es ist damit eine Flexibilisierung der Dienstein­
teilungen in den jeweiligen Dienststellen ermög­
licht, das heißt, daß die Postenkommandanten je 
nach Maßgabe der Erfordernisse die jeweils gün­
stigste Einteilung autonom treffen können. Da­
mit können sowohl die personellen als auch die 
materiellen Ressourcen bestmöglich genutzt wer­
den, ohne daß es zu Überlastungen kommt. 

Die ständig wachsenden Aufgaben, die an die 
Exekutivbeamten gestellt werden, können natur­
gemäß nur über laufend zu absolvierende Schu­
lungs- und Weiterbildungsmaßnahmen gelöst 
werden. Um aber den ordnungsgemäßen Dienst 
am Posten trotz temporärer Absenz der sich auf 
Schulung befindlichen Beamten sicherstellen zu 
können, ist sowohl ein größerer Posten mit genü­
gend Beamten als auch eine flexible Dienstzeitre­
gelung und -einteilung eine unabdingbare Vor­
aussetzung. Genau das bezwecken und erreichen 
das Strukturkonzept und die Dienstzeitregelung. 

Man braucht die Schwierigkeiten, die durch die 
Umstellungen hervorgerufen worden sind, nicht 
zu verschweigen. Die Neuorientierung und Neu­
ausrichtung mußte bei laufendem Dienstbetrieb 
durchgeführt werden. Es gibt naturgemäß immer 
Probleme und Schwierigkeiten, wenn ein jahre­
lang eingespieltes System verändert wird. 

Die von Teilen der Opposition betriebene Pole­
mik hat unsere Arbeit nicht gerade erleichtert. Es 
ist uns dennoch gelungen, den entscheidenden er­
sten Schritt bei der Reform der Gendarmerie zu 
machen. In diese Richtung weisen auch die vom 
Innenminister für 1994 geplanten und budgetier­
ten Aktionen, und zwar: verstärkter Auf- und 
Ausbau des EDV-Wesens, Maßnahmen zur Ent­
lastung der Beamten von artfremden Tätigkeiten 
sowie eine Verstärkung der nationalen und inter­
nationalen Zusammenarbeit im Bereich der Si­
cherheitsexekutive. 

Meine Damen und Herren! In diesem Sinne 
kann den Aufgaben, die sicherheitspolitisch im 
kommenden Jahr auf uns zukommen werden, mit 
wachsamen Augen, aber dennoch nüchterner Zu­
rückhaltung entgegengetreten werden. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 16.05 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Dolinschek. 

16.05 
Abgeordneter Dolinschek (FPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Herr Bundesminister, 
ich habe mit großem Interesse Ihrem Bericht zu­
gehört, und ich wünsche Ihnen und allen mit der 
Aufklärung des Terrors befaßten Kräften des In­
nenministeriums wie auch der Exekutive viel Er­
folg bei ihren Ermittlungen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ich möchte aber auch die Gelegenheit wahr­
nehmen und allen Opfern dieses Briefbombenter­
rors mein Mitgefühl aussprechen, und ich hoffe, 
daß sich Derartiges in Zukunft nicht mehr wie­
derholt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte aber auch allen anderen, die in der 
Vergangenheit Verbrechen zum Opfer gefallen 
sind, die vielleicht nicht so prominent sind, die 
vielleicht schon in Vergessenheit geraten sind, 
mein Mitgefühl aussprechen. Ich warne aber 
gleichzeitig vor Schuldzuweisungen an demokra­
tische Parteien und an deren Repräsentanten. 

Ich glaube, daß gewisse Abgeordnetenkollegen 
noch nicht ganz realisiert haben, wie ernst die 
Lage ist. Herr Voggenhuber kommt hier heraus 
und zitiert aus dem "Buch des Rechtsextremis­
mus", spricht über den Vorsitzenden der Frei­
heitlichen Partei, verhetzt ihn und sagt, bei einer 
Grabschändung im Burgenland sei sein Name auf 
einem Grabstein gestanden. 

Herr Voggenhuber! Mir sind einige Details da­
von bekannt, und ich hoffe, der Herr Bundesmi­
nister wird auch dahin gehend weiter Aufklärung 
betreiben, wohin die Verbindungen gehen und 
wieso Jörg Haiders Name auf dem Grabstein ge­
standen ist. Das bedarf einer Aufklärung. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Unser Klubobmann, Dr. Haider, hat schon dar­
auf hingewiesen, daß diese Querverbindungen 
sehr gefährlich sind, und keine Fraktion ist davor 
gefeit, daß sich Mitglieder bei ihr einschreiben, 
die irgendwann einmal einer rechtsextremen 
Gruppe angehört haben, wie zum Beispiel der zi­
tierte Herr Wundsam, der bei uns in der AUF 
kandidiert hat. Es hat aber keiner gewußt, daß er, 
als er bei der SPÖ war, auch bei der VAPO war. 

Wir machen keine Schuldzuweisung, und wir 
wollen die Schuldzuweisung auch nicht auf ihm 
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sitzenlassen. Das sollte klar und deutlich heraus­
kommen. (Beifall bei der FPÖ.j 

Es ist mir ein Anliegen, den Bundesparteiob­
mann der Freiheitlichen Partei zu rechtfertigen, 
deshalb sage ich Ihnen: Jörg Haider ist Vorsitzen­
der einer demokratischen Partei in unserer Repu­
blik. Und in unserer Gesinnungsgemeinschaft ist 
kein Platz für Rechtsextremisten, kein Platz für 
Linksextremisten und kein Platz für jene, die die 
Demokratie gefährden! (BeifaLL bei der FPÖ.) Wir 
sind angetreten, um mit den Mitteln der Demo­
kratie Privilegien und Parteibuchwirtschaft in un­
serer Republik abzuschaffen. 

Herr Innenminister! Sie haben erst kürzlich 
den Anstieg der Kriminalität in Österreich als 
nicht erfreulich, aber als doch relativ gut im eu­
ropäischen Trend liegend kommentiert. Die Ei­
gentumsdelikte steigen an, die Aufklärungsquote 
bei den Eigentumsdelikten sinkt etwas ab, aber 
angesichts der erschütternden Ereignisse in den 
letzten Tagen und Wochen ist dieser Kommentar 
doch etwas zynisch zu verstehen, wenn man be­
denkt, daß im Zuge der verbrecherischen Akte 
Gendarmerieposten ausgeplündert und Exekutiv­
organe verletzt und getötet wurden. Eine man­
gelnde Koordinationsfähigkeit des Bundesmini­
steriums für Inneres machten eine kostenintensi­
ve Fahndung nach Schwerverbrechern oft zur 
Farce. 

Versäumnisse im Bereich der Versorgung und 
technische Ausrüstungen, die zu wünschen übrig­
lassen, erschweren die Arbeit dieser Exekutivor­
gane in Österreich. Neben den ohnehin bestehen­
den Problemen, die es bei Polizei und Gendarme­
rie gibt, wie Personalengpässe, Geldeinbußen der 
leidgeprüften Exekutivbeamten, führen diese 
Faktoren zu einer weiteren Verunsicherung, und 
das Interesse am Exekutivdienst sinkt weiter. Vie­
le junge Menschen schrecken aus diesen Gründen 
davor zurück, in den Exekutivdienst zu gehen, 
und dem muß entgegengetreten werden. 

Herr Innenminister! Ihre Versprechungen, 
Maßnahmen zu konkreten und spürbaren Ver­
besserungen der teilweise unhaltbaren Zustände 
einzuleiten, bleiben oft nur Ankündigungen. Statt 
eine Neuorganisation der Gendarmerieposten un­
ter dem Titel "Strukturreform" durchzuführen, 
schließen Sie Gendarmerieposten. Es wird in ei­
ner Zeit der ansteigenden Kriminalität ein 
Dienstsystem eingeführt, das die Beamten demo­
tiviert, weil es ihnen weniger Freizeit einräumt, 
noch dazu bei geringerem Verdienst, und zwi­
schen den Diensten bleibt ganz einfach zuwenig 
Zeit für die Familie. Die Bevölkerung hat im 
Ernstfall keine AnlaufsteIle, weil Gendarmerie­
posten - außer eben Bezirksleitzentralen - in 
der Nacht überhaupt nicht besetzt sind. 

Das haben nicht nur Bürger auf der Suche nach 
Hilfeleistung erfahren, sondern auch die Einbre­
cher. (Bundesminister Dr. Lös c h n a k: Darf ich 
Sie kurz unterbrechen? Waren Sie in den letzten 
zwei Jahren nicht im Inland?) Selbstverständlich! 
(Bundesminister Dr. Lös c h n a k: Sie erzählen 
da Geschichten . .. !) Ich erzähle Ihnen gleich et­
was, Herr Innenminister! Es wurden doch erst in 
letzter Zeit Einbrüche in Gendarmerieposten be­
gangen. Ist das keine Tatsache? - Das war erst 
vor zwei Monaten, Herr Innenminister! (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Und das jüngste Beispiel dafür, daß in leeren 
Diensträumen gefährliche Waffen und Funkgerä­
te erbeutet werden konnten, haben wir nicht etwa 
vor zwei Jahren erlebt, das war vor zwei Monaten. 
Und jetzt sollen die Sektorenstreifen, die riesige 
Gebiete zu überwachen haben, aufgrund unbe­
setzter Dienststellen zusätzlich die bei Nacht un­
besetzten Dienststellen überwachen und kontrol­
lieren. Ich habe vor kurzem mit einem Gendar­
meriebeamten gesprochen, der mir wortwörtlich 
gesagt hat - ich zitiere ihn -: Das darf nicht 
wahr sein! Das ist ja schon fast zum Lachen, wenn 
es nicht zum Weinen wäre! 

Herr Bundesminister! Um diesem wachsenden 
Sicherheitsrisiko zu begegnen, muß es im Interes­
se der Bevölkerung wie auch im Interesse der 
Exekutive rasehest zu einer Umsetzung eines 
neuen Dienstsystems und zu einer personellen 
Aufstockung der Exekutivorgane kommen. Ich 
bitte Sie jedenfalls darum. (Beifall bei der FPÖ.) 
16.13 

Präsident: Der nächste Pro-Redner ist Abge­
ordneter Strobl. Er hat das Wort. 

16.13 

Abgeordneter Strobl (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmini­
ster! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich weiß 
nicht, ob es Ihnen auch so geht, aber wenn man 
die diesjährige Debatte dieses Budgets verfolgt, 
muß man eigentlich sagen, daß sie sehr moderat 
geführt wird und auch eine gewisse Sprachkultur 
aufweist. Wenn man sich daran erinnert, wie das 
früher war, kann man beinahe sagen, es hat ein 
gewisser Weihnachtsfrieden hier Einzug gehalten. 

Wenn man die Aussage des Dr. Haider hier ge­
hört hat, dann möchte ich einen Vergleich ziehen 
und sagen, es war wie der Wolf mit Samtpfoten. 
(Abg. Dr. HeLene Par t i k - Pa bl e: Sie stören 
aber den Weihnachtsfrieden damit.' Der Wolf hat 
keine Samtpfoten. die Katze hat Samtpfoten.') Es 
kann grundsätzlich einmal positiv vermerkt wer­
den, daß es ein Anliegen der Koalition und der 
gesamten Bundesregierung war, wieder ein Bud­
get vorzulegen, in dem der Sicherheit in Öster­
reich Rechnung getragen wird. 
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Die Zahlen sind heute schon genannt worden: 
17,7 Milliarden Schilling an Ausgaben, wovon die 
Personalausgaben mit 12,8 Milliarden Schilling 
oder rund 73 Prozent natürlich den größten An­
teil ausmachen, und die Sachausgaben betragen 
4,8 Milliarden Schilling. Diese Erhöhung auf dem 
Personalsektor um rund 452 Millionen Schilling 
gegenüber 1993 ist natürlich vermehrt für die 
Aufgaben der Exekutive, aber auch für die ge­
plante Personalaufstockung um rund 
300 Planstellen vorgesehen. Bei den Sachausga­
ben sind auch wieder Erhöhungen um rund 
166 Millionen Schilling vorgesehen. 

Meine Damen und Herren! Rund 600 Millio­
nen Schilling hat das Innenbudget trotz dieser 
wirtschaftlich schwierigen Situation mehr zur 
Verfügung, und das bedeutet immerhin eine Stei­
gerung um 4 Prozent. 

Der steigende Aufwand ist bei der Gendarme­
rie ähnlich wie bei der Polizei im Zusammenhang 
mit der Öffnung der Ostgrenzen und der intensi­
veren Kriminalitätsbekämpfung zu sehen, und die 
zur Verfügung stehenden Budgetmittel werden 
zu weiteren Verbesserungen und Modernisierun­
gen der technischen Ausstattung der Exekutive 
eingesetzt. 

Meine Damen und Herren! Bereits seit vier 
Jahren sind wesentliche Verbesserungen bei der 
Exekutive möglich gewesen. Und das war ein 
Verdienst unseres Bundesministers Dr. Löschnak. 
Vorhin ist geäußert worden: Von den Anschaf­
fungen von 3 000 Fahrzeugen, 6 500 Funkgerä­
ten und 2 500 Schutzwesten wissen wir alle, das 
ist uninteressant. - Wäre das nicht so, dann wür­
de die Opposition hergehen und sagen: Herr Bun­
desminister! Sorgen Sie dafür, daß die Infrastruk­
tur für die Exekutive paßt, daß all diese Dinge 
bereitstehen. 

Wenn man weiß, daß in den letzten vier Jahren 
eine Vermehrung im Personalsektor um 
2 226 Planstellen erfolgt ist, dann sieht man auch, 
daß alles getan wird, um für die Exekutive nicht 
nur in sachlicher Hinsicht, sondern auch in perso­
neller Hinsicht alle Voraussetzungen zu schaffen. 

Das ist wahrlich eine gewaltige Leistung, die 
hinsichtlich der Bekämpfung der Kriminalität 
und der Verbesserung in der öffentlichen Sicher­
heit erbracht worden ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es waren die Koali­
tionsparteien SPÖ und ÖVP und der sozialdemo­
kratische Innenminister Löschnak, die bei der Si­
cherheitspolitik hohe Maßstäbe angelegt haben 
und auch danach gehandelt haben. Es gilt das 
Motto: Andere reden und kritisieren, wir han­
deln! 

Hohes Haus! Es kann und darf nicht sein, daß 
einzelne Oppositionspolitiker immer wieder von 
einer Unsicherheitspolitik in Österreich sprechen 
und Menschen Angst machen. Ich stelle fest: 
Österreich ist nach wie vor ein sicheres Land! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Über die Einrich­
tungen zur Verkehrsüberwachung möchte ich 
auch ein paar Worte verlieren. Es stehen dem In­
nenressort 60 Millionen Schilling zur Verfügung. 
Diese Geldmittel werden gemäß § 100 StVO im 
Rahmen einer zweckgebundenen Gebarung an 
Strafgeldern zur Verfügung gestellt. Im Budget­
kapitel Bauten sind Einnahmen aus Strafgeldern 
in der Höhe von 775 Millionen Schilling vorgese­
hen. Und ich habe, weil es mich wirklich interes­
siert und das ein Thema ist, das sicher demnächst 
im Zusammenhang mit der 19. StVO-Novelle in 
Behandlung stehen wird, vom Land Tirol Infor­
mationen eingeholt, wie sich die Strafgelder auf­
teilen: Wieviel entfällt auf den Bund, auf das 
Land, auf die Gemeinden und wieviel auf andere 
Rechtsträger? - 79,9 Millionen Schilling sind für 
den Bund, für das Land sind 15,5 Millionen Schil­
ling bestimmt, für die Gemeinden 78,2 Millionen 
Schilling, und andere Rechtsträger erhalten -
zum Beispiel für die Brenner Autobahn -
4,6 Millionen Schilling. Gleichzeitig sind Einnah­
men aus Strafen, die gemäß § 15 Verwaltungs­
strafgesetz über die BH durchgeführt werden, 
zweckgebunden. Sie werden verwendet für die 
Sozialhilfe und belaufen sich auf über 42 Millio­
nen Schilling. 

Daraus ersieht man, daß die Exekutive gewalti­
ge Leistungen erbringt, und wir alle fordern mehr 
Kontrolle. Die Kontrolle wird durchgeführt, und 
daher, glaube ich, ist es ein Gebot der Stunde, daß 
man bei einer kommenden Novelle der StVO die 
Auf teilung der Strafgelder anders durchführt. 

10 Prozent dieser Bundesstrafgelder, die im 
Bautenbudget sind, werden der Exekutive für die 
Anschaffung von Geräten für die Verkehrskon­
trolle zur Verfügung gestellt. Es ist gelungen, eine 
große Anzahl von Laserpistolen anzuschaffen. 

Wir können sagen, wir haben in Österreich fast 
eine flächendeckende Kontrolle, und allein in Ti­
rol werden nun noch 40 Stück zusätzlich gelie­
fert. Das heißt, daß alle Gendarmerieposten und 
die Verkehrsabteilungen diese Geräte dann zur 
Verfügung haben. 

Meine Damen und Herren! Zur Kriminalitäts­
entwicklung ist zu sagen, daß Österreich davon 
nicht verschont geblieben ist. Es gibt eine stärkere 
internationale Kriminalitätsentwicklung. Die Ost­
öffnung hat das noch verstärkt. Alle Staaten Eu­
ropas sind mit einem Mehr an Kriminalität kon­
frontiert. Es ist daher auf diesem Gebiet eine in­
ternationale Zusammenarbeit notwendig. 
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Meine Damen und Herren! Die Ereignisse der 
letzten Wochen haben uns alle betroffen ge­
macht. Diese Ereignisse sind aufs schärfste zu 
verurteilen und mit allen Mitteln zu bekämpfen. 
Wenn Herr Abgeordneter Dr. Haider die Arbeit 
der Staatspolizei und der Exekutive in seiner ge­
wohnten Art auch bei einer Pressekonferenz kri­
tisiert hat, so darf ich sagen, daß man von ihm 
auch nichts anderes erwartet hat. Kritik und Po­
pulismus sind eben die Stärke der FPÖ. 

Sicherheit ist ein Grundbedürfnis aller Öster­
reicher. Bundesminister Löschnak und die Exe­
kutivorgane haben diesem Grundwert höchste 
Priorität beigemessen, und sie werden dies auch 
in Zukunft tun. Aus diesem Grunde möchte ich 
der Exekutive für ihre Leistungen unsere volle 
Anerkennung und unseren Dank aussprechen. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) Die sozialdemokrati­
sche Parlamentsfraktion stimmt diesem Budget 
gerne zu. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.J 16.21 

Präsident: Als nächste gelangt Frau Abgeord­
nete Stoisits zu Wort. 

/6.21 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Dobar dan, postovane dame i gospodo! Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister! - Ausweisungsbescheide der Fremdenpo­
lizei Wasagasse an bosnische Staatsangehörige. 

Fall eins: Zwei Personen, ein Ehepaar, bosni­
sche Staatsangehörige, kommen nach Österreich. 
Sie hielten sich vorher 25 Tage in Kroatien ver­
steckt, denn sie hatten Angst, und es drohte ihnen 
die reale Gefahr der Zurückschiebung nach Bos­
nien. Sie kamen nach Österreich und wollten in 
Österreich bleiben. In Bosnien ist bekanntlich 
Krieg. - Das für diejenigen, denen das nicht 
mehr so bewußt ist. Ihre Tochter ist De-facto­
Flüchtling in Österreich, betreut in der De-facto­
Flüchtlingsaktion. Das Ehepaar könnte bei bosni­
schen Verwandten in Österreich unterkommen. 
Die österreichischen Behörden aber geben diesem 
bosnischen Ehepaar einen Ausweisungsbescheid 
mit der Begründung: mittellos. 

Fall zwei: Ein Bosnier kam am 5. 5. 1993 legal 
mit einem Paß, mit Einreisestempel nach Öster­
reich - am 5. 5. Die Behörde sagt heute, er habe 
sich nicht rechtzeitig um die Verlängerung seines 
Sichtvermerks gekümmert, und deshalb Auswei­
sung aus Österreich. Ein bosnischer Staatsange­
höriger. 

Fall drei: Ein Bosnier kommt direkt aus Tuzla, 
er ist über Spielfeld eingereist. Er hatte keine Pa­
piere, aber sogenannte Fluchthelfer haben ihm 
Einreisepapiere verschafft. Er wurde bei seinem 
Grenzübertritt in Spielfeld kontrolliert und durf­
te durchreisen. Die Mutter dieses Bosniers ist De-

facto-Flüchtling, betreut durch die De-facto­
Flüchtlingsaktion. Drei Geschwister sind in 
Österreich erwerbstätig, ein behinderter Bruder 
dieses Bosniers lebt in Österreich. Die österrei­
chischen Behörden sagen, er hatte keinen gülti­
gen Reisepaß und ist deshalb illegal eingereist. -
Ausweisung. 

Fall vier: die Lebensgefährtin dieses Bosniers. 
Zugegeben, sie hat keine Verwandten in Öster­
reich, bei denen sie Unterschlupf finden könnte, 
aber sie hat einen Lebensgefährten, der Verwand­
te hat. - Ausweisung aus Österreich wegen ille­
galer Einreise. 

Fall fünf: ein Deserteur der kroatischen Armee 
in Bosnien, kroatischer Volkszugehörigkeit, eth­
nischer Bosnier. Nach einer Verwundung ist er 
zweieinhalb Monate in mehreren Krankenhäu­
sern in Kroatien gewesen. Er kam im Auto seines 
Onkels versteckt nach Österreich. Seine Schwe­
ster lebt als Flüchtling in Österreich. - Auswei­
sungsbescheid; Grund: illegale Einreise nach 
Österreich. 

Fall sechs: drei Bosnier. Sie kommen direkt aus 
Brcko. Sie hatten keinen Paß, denn es waren zwei 
junge Mädchen darunter, die noch nie in ihrem 
Leben einen Reisepaß gehabt haben, weil sie vor­
her noch nie in ihrem Leben aus Brcko herausge­
kommen sind. Der Paß des Mannes wurde ihm 
vom Militär in Bosnien abgenommen. Sie sind 
also illegal nach Österreich gekommen und hat­
ten keine Reisepässe. Aber sie kommen aus 
Brcko. Die österreichischen Behörden sagen: 
Ausweisung. Illegal eingereist und deshalb illegal 
hier. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein 
anderes Metier: nicht gerade die Fremdenpolizei, 
sondern die Asylbehörden. Frau A. und Frau N. 
aus Zaire waren Tänzerinnen in Kinshasa beim 
Nationalen Ballett. Zehn Jahre lang tanzten sie 
für Diktator Mobuto, animierten seine Kundge­
bungen. Zehn Jahre lang dienten diese zwei Frau­
en Mobuto und seinem Regime, seinen Ministern 
und Leibwächtern als Sklavinnen. Zehn Jahre 
permanente Unterdrückung, permanente Verge­
waltigung. 

Frau A. und Frau N. leisten Widerstand in Zai­
re. Sie waren Mitglieder einer geheimen Zelle, ei­
ner verbotenen Partei in Zaire. Sie nahmen teil an 
der Demokratiebewegung des Jahres 1991, Frau 
A. organisierte die erste zairische Frauendemon­
stration. Sie wurde verhaftet, gefoltert, immer 
wieder vergewaltigt. Frau N. hatte viele deutlich 
sichtbare Narben an ihren Unterarmen, Rasier­
messerschnitte, ihre Beine wurden mit kochen­
dem Wasser verbrüht. 

Anfang 1992 ist es diesen beiden Frauen gelun­
gen, nach Österreich zu flüchten. Frau A. wurde 

147. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)78 von 107

www.parlament.gv.at



17044 Nationalrat XVIII. GP - 147. Sitzung - 16. Dezember 1993 

Mag. Terezija Stoisits 

in Bundesbetreuung aufgenommen, wieder aus 
der Bundesbetreuung entlassen und von der Cari­
tas weiterbetreut. Ihr Asylantrag wurde in erster 
Instanz abgelehnt. Der Bescheid wurde an eine 
falsche Adresse zugestellt, und die Post ist von 
der Pensionswirtin nicht weitergeleitet worden. 
Die Berufungsfrist wurde versäumt; rechtskräfig 
abgelehnt vor über einem Jahr. Die Wiederauf­
nahme wurde mit Hilfe von Österreichern bean­
tragt. - Abgelehnt; neue Berufung; das Verfah­
ren läuft noch. 

Sind das juristische Winkelzüge? Wer redet 
noch mit den Frauen darüber, warum sie geflo­
hen sind? 

Die zweite Frau, Frau N., erhielt erst jetzt ihren 
Bescheid: Ablehnung in erster Instanz. Es sei, 
steht in diesem Bescheid, nicht mehr hervorge­
kommen, als daß sie dem Diktator Mobuto nicht 
mehr als Animierdame dienen wollte. Nicht mehr 
als das sei hervorgekommen, und das genüge als 
Fluchtgrund nicht. - Kein Wort im Bescheid von 
Vergewaltigungen, von Demütigungen, kein 
Wort von den Rasiermessern, kein Wort vom ko­
chenden Wasser. - Das ist Asylrecht in Öster­
reich. 

Und, meine Damen und Herren, .:wenn jemand 
wie ich Sachen wie diese an die Offentlichkeit 
bringt, dann ernte ich Dank, Dank in Form von 
Briefbomben. Und, meine Damen und Herren, 
wenn jemand wie ich, die Gott sei Dank nicht 
Opfer einer Briefbombe war, sondern nur Adres­
satin einer Briefbombe von Rechtsradikalen, am 
Ab~nd in einer Zeitung, die 1 Million Menschen 
in Osterreich lesen, lesen muß, daß eine wie ich 
ärger ist als alle Rechtsradikalen, dann, meine Da­
men und Herren, werde ich mit einem Innenmi­
nister, wie er hier sitzt, so lange nicht mehr reden, 
solange er diesen Vorwurf nicht hier in diesem 
Haus vor Ihnen allen zurücknimmt. (Beifall bei 
den Grünen.) 16.3IJ 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Bundesminister. 

16.30 
Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak: 

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe im Zuge 
der heutigen Buchpräsentation vom Klub der 
Grünen erfahren, daß Passagen in diesem Buch 
Anlaß waren, um Vorwürfe der Ausgrenzung zu 
erheben, so wie dies jetzt Frau Abgeordnete Stoi­
sits gemacht hat, daß sie mit mir nicht reden kön­
ne, weil das, was in einer Wochenzeitschrift wie­
dergegeben sei, mit den grundsätzlichen Vorstel­
lungen, die sie habe, nicht vereinbar wäre. 

Lassen Sie mich in der gebotenen Kürze diese 
Passagen zitieren, um es Ihrer Beurteilung zu 
überlassen, ob ich die Frau Abgeordnete Stoisits 
- wie das allenfalls von ihr aufgefaßt wurde -

überhaupt beleidigen konnte. Ich zitiere aus die­
sem Buch, Seite 106, und schicke voraus, daß sich 
das eine Kapitel mit dem Einwanderungsmodell 
der Grünen auseinandersetzt, also kein Wort von 
Flüchtlingen, kein Wort von Asylwerbern, son­
dern von Einwanderern ist die Rede. 

Das Zuwanderungssystem der Grünen sieht 
also kurz gefaßt so aus - ich zitiere wörtlich -: 
"Österreich kündigt eine Generalamnestie für il­
legal eingereiste Fremde an. Daraufhin reisen in 
den rund zwei Monaten zwischen Ankündigung 
und Gesetzeskundmachung unbeschränkt viele 
Fremde ein. Sofort nach dem Inkrafttreten lassen 
sie ihre Großfamilien, Lebensgefährten, Großfa­
milien der Lebensgefährten und deren Lebensge­
fährten nachkommen. Wer keine Arbeit findet, 
hat Anspruch auf Versorgung und Wohnungsbei­
steIlung. Wer Arbeit findet, kann sie nach zwei 
Jahren aufgeben und genießt von da weg die 
staatlich verbürgte Existenzsicherung. " 

Nächster Absatz: "Was in anderen Staaten fin­
sterste rechtsradikale Propaganda im Versuch, 
Ausländerfeindlichkeit mit Horrorszenarios über 
Zuwanderung zu schüren, bisher nicht zusam­
mengebracht hat - den Grünen scheint dies ge­
lungen zu sein. Sie haben in wenigen Paragraphen 
zusammengefaßt" - ich schicke da voraus, daß 
die Anträge, die mir zugekommen sind und die 
ich kenne, Grundlage dieser Feststellung sind -, 
"was den Menschen wirklich Angst macht. Ein 
perfektes Modell unbeschränkter Zuwanderung 
und Besserstellung der Zuwanderer gegenüber 
Inländern. " 

Sagen Sie mir, sehr geehrte Frau Abgeordnete, 
wo ich in diesen beiden Passagen ein Wort über 
Sie persönlich festgeschrieben hätte, wo ich Sie 
daher persönlich ... (Abg. Monika La n g t ha­
L e r: Wir sind schLechter aLs Rechlsexlreme, das 
kommt heraus aus der Passage!) - Sagen Sie mir, 
Frau Abgeordnete Stoisits, wo ich Sie darin mit 
einem Wort erwähnt habe und Sie daher beleidi­
gen konnte. 

Jetzt zur generellen Feststellung. - Sie haben 
wenige Minuten nach 12 Uhr eine Aussendung 
gemacht, in der Sie auf diese oder andere Passa­
gen dieses Buches Bezug genommen haben. Es ist 
mir nicht bekannt, woher Sie Ihr Wissen bezogen 
haben, denn das Buch selbst konnten Sie zu die­
sem Zeitpunkt noch gar nicht gelesen haben, weil 
es erst einige Minuten vor 10 Uhr aus der Druk­
kerei gekommen ist, und man kann unmöglich 
165 Seiten innerhalb einer Stunde gelesen haben. 
Sie abe~ sind bereits wenige Minuten nach 12 Uhr 
in die Offentlichkeit getreten, um - wie immer 
- aus vielleicht einem Satz, der so gar nicht ge­
meint ist, wie Sie es interpretieren. eine Verun­
glimpfung der gesamten Darstellung dieser The­
matik in diesem Buch vorzunehmen. Ich stelle da­
her einmal mehr, dies aber mit Nachdruck, fest: 
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Ich, meine sehr geehrten Damen und Herren im 
Hohen Haus, Herr Präsident, habe noch nie je­
mand ausgegrenzt, und ich grenze auch nieman­
den aus, vor allem nicht jene, die Dialogpartner 
sein könnten. - Das ist einmal das eine. 

Das zweite, was ich Ihnen mit aller Deutlichkeit 
nochmals sagen möchte: Es ist mir unerklärlich, 
wie Sie ein Buch mit 165 Seiten, das es bis 10 Uhr 
gar nicht gegeben hat, um 11 Uhr gelesen haben 
wollten, damit Sie um 12 Uhr eine entsprechende 
Aussendung machen können. 

Und nochmals - dritter Punkt -, meine sehr 
geehrten Damen und Herren: Ich habe niemand 
öffentlich beschimpft. Ich habe nur das Recht, das 
Sie von den Grünen so oft für sich in Anspruch 
nehmen, nämlich andere in dieser Republik kri­
tisch zu beleuchten, kritisch zu ihnen Stellung zu 
nehmen, einmal auch für mich in Anspruch ge­
nommen, und davon werde ich mich auch in Zu­
kunft nicht abbringen lassen. (BeifaLL bei SPÖ 
und ÖVP.) 16.35 

Präsident: Am Wort ist Herr Abgeordneter 
Wallner. 

16.35 .. 
Abgeordneter WaHner (SPO): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Die Zunahme der organisierten Kriminalität -
Experten gehen davon aus, daß auch in Öster­
reich zur Jahrtausendwende nahezu jede zweite 
Straftat organisiert verübt werden wird - erfor­
dert auch eine verbesserte Ausrüstung unserer 
Exekutive. Eine bessere, modernere und vor al­
lem quantitativ als auch qualitativ ausreichend 
zur Verfügung stehende Ausrüstung stellt die 
Voraussetzung für eine schlagkräftige, effizient 
handelnde und schlußendlich motivierte Exekuti­
ve dar. 

Die Kriminalitätsentwicklung der ersten neun 
Monate dieses Jahres gibt diesen Bemühungen 
recht: Es ist ein Rückgang von 2,9 Prozent zu 
verzeichnen. Auch die vermutlich von Neonazis 
verübten hinterhältigen und feigen Terrorakte, 
die in breiten Bevölkerungskreisen Entrüstung 
und scharfe Ablehnung hervorriefen, verdeutli­
chen die Notwendigkeit modernster Ausrüstung 
für die Exekutive. 

Meine Damen und Herren! In diesem Zusam­
menhang sei festgestellt, daß es zunehmend auch 
darum geht, neben der wirksamen Bekämpfung 
der Kriminalität in all ihren Formen denjenigen, 
die den demokratischen Rechtsstaat beseitigen 
wollen, mit größter Entschlossenheit und aller 
Härte entgegenzutreten. 

Meine Damen und Herren! Bekanntlich wurde 
in den Jahren 1990 bis 1994 die Ausrüstung unse­
rer Exekutive besonders wirksam modernisiert. 
Es wurden viele Dienstgebäude saniert bezie-

hungsweise neu in Betrieb genommen. In den 
Jahren 1990 bis 1994 wurden beziehungsweise 
werden im Bereich der Ausrüstung folgende 
Schwerpunkte gesetzt: Rund 3 000 neue Kraft­
fahrzeuge werden in Dienst gestellt, es werden 
560 Kraftfahrzeuge zusätzlich systemisiert, 6 650 
Funkgeräte, 2 600 Schutzwesten, 19 000 Waffen, 
6 500 Bildschirm-Schreibmaschinen und konven­
tionelle Schreibmaschinen, 1 700 Kopiergeräte -
das heißt, daß bei jeder Dienststelle der Bundes­
gendarmerie eine entsprechende Ausstattung vor­
handen ist - sowie 900 Fax-Geräte. Meine Da­
men und Herren! Damit wurden der österreichi­
schen Sicherheitsexekutive gute Voraussetzungen 
für die Gewährleistung des Sicherheitsstandards 
geboten, und die Dienststellen wurden in einer 
Weise modernisiert, wie es viele noch vor weni­
gen Jahren nicht für möglich gehalten hätten. Bei 
den Einsatzeinheiten der Bundesgendarmerie, 
zum Beispiel GEK oder SEK und so weiter, geht 
man von der Mannschafts- zur Mannausrüstung 
über. Diese Umstellung ist auch bei der Alarmab­
teilung in Wien im Gang. 

Meine Damen und Herren! Die angeführten 
Ausrüstungsschwerpunkte stellen eine notwendi­
ge Voraussetzung dafür dar, den völlig gerecht­
fertigten Wunsch der Bevölkerung nach Sicher­
heit zu erfüllen und die Kriminalität wirksam be­
kämpfen zu können. Das Jahrhundertwerk Si­
cherheitspolizeigesetz, die mit Zustimmung der 
Personal vertretung - das möchte ich betonen -
erfolgte Verbesserung des Dienstsystems der 
Bundesgendarmerie sowie die Sicherheitsmilliar­
de, die in den Jahren 1993, 1994 und 1995 je 
330 Millionen Schilling für mehr Planstellen, 
noch bessere Ausstattung und Ausrüstung sowie 
Baumaßnahmen vorsieht, erfüllen einerseits das 
Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung, tragen an­
dererseits zur Motivation der Beamten bei und 
gewährleisten schlußendlich, daß Österreich wei­
terhin ein sicheres Land bleiben wird. (BeifaLL bei 
der SPÖ.) /6.39 

Präsident: Als nächste gelangt Frau Abgeord­
nete Rieß zum Wort. 

16.39 
Abgeordnete Susanne Rieß (FPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Die neue kriminalpolitische Situation hat seit län­
gerem auch in Österreich durchgeschlagen. Wir 
stehen vor einer Entwicklung, die allen zuständi­
gen Politikern und Organen größte Sorgen berei­
ten muß. Österreich ist in diesem Bereich auf 
dem besten Weg, den europäischen Standard zu 
erreichen. Europa ist auf dem besten Weg, die 
amerikanischen Verhältnisse zu erreichen. Die­
sem Trend gilt es mit allen Mitteln entgegenzu­
wirken. (Beifall bei der FPÖ.) 

Größte Sorge in Österreich bereiten die Steigt:­
rungsraten bei ganz bestimmten Delikten. Ich 
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verweise dabei auf die letzte Mitteilung des Mini­
sterrates, worin festgestellt wird, daß die Zahl der 
Delikte wie gewerbsmäßige Unzucht, Zuhälterei 
und Menschenhandel eine Steigerung um 
208,5 Prozent erfuhr. Weiters ist auch eine be­
trächtliche Steigerung von 61,2 Prozent bei Ur­
kundenfälschung zu beobachten. Ebenfalls er­
schreckend ist die Zuwachsrate von 188,3 Pro­
zent bei Geldfälscherei und Weitergabe von 
Falschgeld. In höchstem Maße beunruhigend sind 
auch die Umsatzentwicklung des Suchtgifthan­
dels, der eine Steigerungsrate von 47,3 Prozent 
erreichte, sowie auch die Delikte nach dem Waf­
fengesetz, deren Zahl um 35,4 Prozent zunahm. 
Daß genau diese angeführten Delikte eine derar­
tige Zuwachsrate verzeichnen, läßt nur einen ein­
zigen Schluß zu: Das organisierte Verbrechen hat 
auch in Österreich Einzug gehalten und überzieht 
unser Land mit seinem Netzwerk. 

In den letzten IMAS-Umfragen schlägt sich die 
Sorge der österreichischen Bevölkerung in dieser 
Hinsicht nieder. Nahezu 50 Prozent äußern darin 
ihre Sorgen und ihr Unbehagen über die Ent­
wicklung dieser Kriminalität. Besonders auffällig 
bei dieser Umfrage ist, daß sich nur noch 20 Pro­
zent der Wiener sicher fühlen. Man muß sich das 
vorstellen: Nur noch 20 Prozent der Wiener füh­
len sich sicher! Die Mehrzahl der Wiener kann es 
sich aber nicht leisten, in Alarmeinrichtungen zu 
investieren. Die Sorgen der österreichischen Be­
völkerung beruhen auf der eigenen Erfahrung in 
ihrem Umfeld und nicht auf übertriebenen Äng­
sten, wie dies so gerne von der Regierungsbank 
aus unterstellt wird. Oder: Anschober spricht 
zum Beispiel immer vom blauen Panikorchester, 
wann immer wir über die Sicherheit sprechen. 

Den Beweis dafür, daß die Sorgen der Bevölke­
rung aber berechtigt sind und sich nicht auf Ver­
folgungswahn gründen, liefert die generelle Zu­
nahme der Zahl der Straftaten. 1992 wurden be­
reits über 500 000 gerichtlich strafbare Handlun­
gen in Österreich verübt, wobei noch zu berück­
sichtigen ist, daß bei der festgestellten erschrek­
kend niedrigen Aufklärungsquote von 45,1 Pro­
zent nur jeder zweite Kriminalfall gerichtlich 
anhängig wird, wobei bei Verbrechensdelikten 
nur 24,9 Prozent der Fälle aufgeklärt werden. In 
Wien beträgt die Aufklärungsquote überhaupt 
nur 10 Prozent. 

Daß Österreich sich trotz dieser alarmierenden 
Daten noch immer als sicherstes Land in Europa 
wähnt, kann einfach nicht das Verdienst der Re­
gierungspolitik sein, sondern ist den Exekutivbe­
amten im Außendienst anzurechnen. (BeifaLL bei 
der FPÖ.) Die Regierungspolitik ist viel eher dazu 
angetan, die Beamten zu behindern und ihnen das 
Leben noch schwerer zu machen. 

Ich möchte darauf verweisen, daß die Exekutiv­
beamten sich mit artfemden Tätigkeiten herum-

schlagen müssen, und Höhepunkt dieser Sonder­
verrichtungen ist wohl die Kontrolle von Putzper­
sonal. 

Diese Leistung von artfremden Tätigkeiten 
führt ganz sicher zu einer bereits feststellbaren 
Demotivierung. Den Exekutivbeamten wird das 
Leben auch dadurch schwergemacht, daß man ih­
nen Papiere über Strukturreformen in einer Ho­
ruck-Aktion auf den Schreibtisch knallt und sie 
mit einem neuen, völlig unzulänglichen Dienst­
zeitensystem sowie mit der Schließung von Gen­
darmerieposten konfrontiert. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ich frage mich, wie unter diesen neuen Um­
ständen, wo die Exekutivbeamten ihren Einsatz­
rayon gar nicht mehr kennen, diese zu einem Tat­
ort innerhalb eines vertretbaren Zeitraumes über­
haupt gelangen können. Ich frage mich auch. wie 
unter solchen Bedingungen die Fortschreitung 
des organisierten Verbrechens eingedämmt wer­
den könnte. Ich frage mich des weiteren, wie Mi­
nister Löschnak in Zukunft verhindern will, daß 
wiederum in unbewachte und ungesicherte Gen­
darmerieposten eingebrochen wird. Denn wie es 
sich jetzt darstellt, ist der Exekutivbeamte in ein 
Hase-Igel-Spiel mit den Kriminellen eingebun­
den, wobei den Exekutivbeamten die Rolle des 
Hasen, der sich irgendwann totläuft, von oben 
herab zugeteilt wird. 

Wir Freiheitlichen sind mit unserer Meinung 
keineswegs allein. Auch Österreichs ranghöchster 
Polizist, Generaldirektor für öffentliche Sicher­
heit Michael Sika, der vor kurzem eine neue Eli­
teeinheit ins Leben gerufen hat, stellt fest: "Noch 
haben wir die Chance, der alarmierenden Ent­
wicklung durch beinharte Verfolgung dieser Ban­
den Einhalt zu gebieten und vor allem zu verhin­
dern, daß sie sich einmal zusammenschließen und 
damit unkontrollierbar werden." 

Michael Sika sagt weiter: "Andernfalls haben 
wir spätestens im Jahr 2010 Verhältnisse wie in 
Italien, wo bekanntlich die Mafia alle Bereiche 
des öffentlichen Lebens durchzogen hat. Wir 
müssen alles, was in unserer Macht steht, tun, um 
diese organisierten Verbrechersyndikate, vor­
nehmlich die sogenannte Ostmafia, zu bekämp­
fen." 

Meine Damen und Herren! Eine Eliteeinheit 
alleine wird jedoch nicht in der Lage sein, die Si­
cherheit der Österreicher zu gewährleisten. (Bei­
fall bei der FPÖ.) Eine Eliteeinheit kann niemals 
ein flächendeckendes Sicherheitssystem aufbau­
en. Dazu bedarf es nach wie vor eines präsenten, 
die örtlichen Verhältnisse kennenden Polizei­
und Gendarmerieorganes. Stimmt es dort nicht. 
wird auch jede Eliteeinheit, sei sie noch so g.ut 
ausgerüstet, ihre Aufgabe nicht bewältigen kÖIl-
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nen. Ziel muß es sein, die Exekutive draußen zu 
stärken und zu motivieren. 

Die Sparmaßnahmen, die unter dem Titel 
Strukturreform laufen, erfolgten am falschen 
Platz, Herr Minister. Wenn die Exekutive mit ei­
nem neuen Dienstsystem konfrontiert wird, wel­
ches einerseits die Beamten demotiviert, weil es 
ihnen weniger Verdienst und weniger Freizeit 
zwischen den einzelnen Diensten bringt, und an­
dererseits der Bevölkerung im Ernstfall keine An­
laufsteIle bietet, weil normale Gendarmeriepo­
sten in der Nacht nicht besetzt sind, wird das von 
uns Freiheitlichen nie die Zustimmung bekom­
men, und dies wird auch in Zukunft nicht der Fall 
sein. 

Der Budgetvoranschlag für 1994 berücksichtigt 
in keiner Weise eine leistungsgerechte Entloh­
nung der Beamten im Außendienst. Hier wird 
wieder einmal ein Budget erstellt, welches zu La­
sten der eigentlichen Leistungsträger geht, was 
wiederum zu Lasten der Sicherheit geht. Daher 
werden wir Freiheitlichen diesem Budget nicht 
zustimmen. 

Nun möchte ich noch folgenden Entschlie­
ßungsantrag einbringen - die Begründung dafür 
habe ich bereits gegeben -: 

Entschließungsantrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die zum 
effizienten Dienstvollzug des neuen Dienstzeitensy­
stems (EDRIDZR 93) unbedingt erforderLichen zu­
sätzlichen PLanstellen (PlansteLLenanforderung des 
Gendarmeriezentralkommandos ) durch Um­
schichtungen im Stellenplan 1994 zu schaffen oder 
für die Bundesgendarmerie ein Dienstzeitensystem 
zu entwickeln, das mit den vorhandenen Personal­
kapazitäten, ohne extreme Mehrbelastung und 
Freizeitbeschneidung der Gendarmeriebeamten, 
das Auslangen findet. 

(Beifall bei der FPÖ.) 16 . ./9 

Präsident: Der Entschließungsantrag ist ausrei­
chend unterstützt und steht mit in Verhandlung. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Oberhaidin­
ger. 

16.</9 
Abgeordneter Oberhaidinger (SPÖ): Herr Prä­

sident! Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Liebe Frau Kollegin Rieß! Mit Zahlen läßt sich 
trefflich streiten, und mit Statistiken läßt sich 
sehr schön auch die Unwahrheit behaupten. 

Ich darf Ihnen zur Aufklärungsquote sagen, 
daß Sie da Kraut und Rüben durcheinanderge­
worfen haben. (ZI1'ischenrufe bei der FPÖ.) Sie 
waren gerade am Wort, jetzt bin ich am Wort. 

Hören Sie, bitte, ein bißehen zu, es wird Ihnen 
sicher nicht schaden, damit Sie das, was Sie über­
lesen haben, jetzt zumindest im Plenum erfahren 
können. 

Die Aufklärungsquote, die Sie erwähnt haben, 
unterteilt sich in Bagatellverbrechen - da ist sie 
sicher etwas niedriger - und in Gewaltverbre­
chen - da beträgt sie 90 Prozent. Das haben Sie 
wohlweislich verschwiegen. 

Ich darf Ihnen zur Entwicklung, von der Sie da 
gesprochen haben, auch einige Zahlen nennen, 
obwohl ich mir vorgenommen habe, eigentlich 
nicht so viele Zahlen zu bringen. Das nur zu Ihrer 
Information. Wir haben in der Kriminalitätsrate 
1973 mit 91 908 Fällen einen Höchststand ge­
habt, den Tiefststand hatten wir 1989 mit 63 298 
Fällen, also eine stark rückläufige Entwicklung. 
In der ersten Hälfte 1993 war allerdings wieder 
eine Zunahme zu verzeichnen, während ab Mitte 
1993 die Entwicklung wiederum leicht rückläufig 
ist. Ich bitte Sie, auch das zur Kenntnis zu neh­
men. 

Es ist überhaupt eigenartig mit der Statistik 
und dem Bewußtsein der Bevölkerung, was die 
öffentliche Sicherheit angeht. Wir sind nachge­
wiesenermaßen - das ist überall nachzulesen -
immer noch das zweitsicherste Land der Welt. Ich 
darf vergleichen: In Deutschland kOJ'!-lmen auf 
100 000 Einwohner 3 308 Delikte, in Osterreich 
204 Delikte. N ur in der Schweiz lebt man siche­
rer, dort sind es 182 Delikte auf 100 000 Einwoh­
ner. Dennoch besteht und entsteht in der öffentli­
chen Meinung der Eindruck einer steigenden Kri­
minalität, den Sie mit solchen Beiträgen, wie Sie 
sie hier soeben geliefert haben, natürlich noch 
unterstreichen, Frau Kollegin Rieß. 

Damit verbunden steigt logischerweise auch das 
Bedürfnis nach Sicherheit. Eine der Erklärungen 
und Ursache für diese gegenläufige Entwicklung 
ist meiner Meinung nach eine objektive und sub­
jektive Wahrnehmung in der Bevölkerung. Zwei 
Beispiele, die ich dazu bringen will: Der mediale 
Umgang mit kriminellen Handlungen und auch 
der politische Umgang mit kriminellen Ereignis­
sen spielen meiner Meinung nach eine ganz we­
sentliche Rolle. 

Ich darf an die Fahndung nach den Einbre­
chern beim Gendarmerieposten - es wurde die­
ses Delikt heute schon einmal erwähnt - erin­
nern, die vor laufender Kamera stattgefunden 
hat. Mir hat gerade noch gefehlt, daß man eine 
Wunschsendung daraus macht, daß der im Ein­
satz befindliche fahndende Beamte an die zu 
Hause Gebliebenen schöne Grüße via Fernsehen 
bestellt. So kann man auch Sensationsberichter­
stattung betreiben. Diese Vorgangsweise war 
aber, wie die Ereignisse gezeigt haben, weder der 
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Dingfestmachung der Täter dienlich noch der Si­
cherheit der fahndenden Beamten. 

Ein Beispiel dafür, wie man politisch nicht um­
gehen darf, war der Fall Haas. In einem Aufwa­
schen wurden die Exekutive und die Justiz, hier 
der humane Strafvollzug, in Mißkredit gebracht. 
Eine zugegebenermaßen kleiner gewordene Par­
tei in diesem Haus versuchte mit untauglichen 
Mitteln zu beweisen, daß so ein Fall in der von ihr 
herbeigewünschten dritten Republik nicht mög­
lich wäre. 

Herr Klubobmann Dr. Haider, zu Ihrem Bei­
trag möchte ich anmerken, daß der von Ihnen zi­
tierte Georg Wundsam genau ein Jahr Mitglied 
der Sozialdemokratischen Partei gewesen ist, län­
ger haben wir ihn in unseren Reihen nicht ertra­
gen. Er wurde nicht im Jahr 1989, sondern bereits 
im Jahr 1987 aus unserer Partei verabschiedet. 

Ich wundere mich überhaupt, wie Sie in Ihrem 
Beitrag mit Ihren Ausführungen in Ihrem jüngst 
erschienenen Buch fertig werden können. Entwe­
der Sie haben es selbst gar nicht gelesen, oder Sie 
haben heute vor Ihrem Beitrag kiloweise Kreide 
geschluckt. Sie haben sich eingangs zum funktio­
nierenden Staat bekannt. Sie haben wortwörtlich 
gesagt: "Dieser Staat funktioniert." Im Gegensatz 
dazu haben Sie in Ihrem Buch auf Seite 135, 
zweiter Absatz, geschrieben: Die Politik dieses 
Landes muß sich ändern, und zwar gründlich, von 
der Wurzel her, also radikal. Dazu werden wir 
Erneuerer viel Kraft benötigen. 

Ich nehme an, Sie meinen die Kraft der Phari­
säer, die Sie heute wieder einmal unter Beweis 
gestellt haben. 

Meine Damen und Herren! Ich bekenne mich 
zum Konzept "Sicherheit 2000", zur Postenzu­
sammenlegung, zum nächtlichen Streifendienst, 
der nicht mehr ein Journaldienst in Filzpatschen 
ist, zur Anrufumleitung während der Nacht von 
nicht besetzten Posten in Bezirksleitzentralen. 
Man darf dabei aber das subjektive Sicherheits­
empfinden der Menschen, das stark mit dem 
sichtbaren Handeln der Exekutive verbunden ist, 
nicht aus den Augen verlieren. Ich anerkenne, 
daß artfremde Aufgaben abgegeben wurden und 
werden, ich begrüße, daß für Spezialaufgaben 
mehr geschult und diese auch verstärkt angeboten 
werden. Dennoch, Herr Minister, darf nicht über­
sehen werden, daß immer noch genug Personal 
auch für allgemeine Aufgaben zur Verfügung ste­
hen muß. Ich wünsche mir, daß die personellen 
Ist-Stände den Soll-Ständen weiter angenähert 
werden. Gendarmerie- und Polizeischüler sollten 
nicht dem Ist-Stand angerechnet werden, weil sie 
kaum einsetzbar sind. 

Abschließend noch ein Wunsch: Ich wünsche 
mir, daß die dritte Tranche der Sicherheitsmilliar-

de schon 1994 eingesetzt werden kann, weil ich 
meine, daß eine rationelle, gestraffte innere Or­
ganisation mehr Kraft für die so wichtige, weil 
sichtbare Außenarbeit freisetzen wird. - Danke. 
(Beifall bei der SPÖ.) 16.56 

Präsident: Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Wabl. 

/6.56 
Abgeordneter Wabl (Grüne): Herr Präsident! 

Herr Minister! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Bundesminister hat aus seinem Buch zitiert 
und hat keinen Anlaß gesehen, die Bedeutung sei­
ner Sätze in irgendeiner Form zu relativieren 
oder in irgendeiner Art und Weise mit dem Aus­
druck des Bedauerns zurückzunehmen. 

Meine Damen und Herren! Ich verstehe schon, 
daß ein Bundesminister, der ein Buch schreibt, 
das wahrscheinlich noch vor den Ereignissen mit 
den Briefbomben, vor diesen Attentaten geschrie­
ben wurde, eine andere Sprache verwendet und 
daß er möglicherweise die Tragweite seiner Sätze 
nicht ganz abschätzen kann, so wie viele von uns 
in dem Augenblick, in dem wir etwas schreiben 
oder etwas sagen, das nicht immer können. 

Herr Bundesminister! Ich weiß aber nicht, wo­
ran Sie gedacht haben, als Sie diese Sätze ge­
schrieben haben, und ich kann nicht nachvollzie­
hen, was Sie sich gedacht haben, als Sie hier diese 
Sätze so harmlos dargestellt haben. (Abg. Dr. 
K ö n i g: Welchen Satz meinen Sie denn? Was wir 
gehört haben, schaut ganz anders aus.' Zitieren Sie 
doch. was Sie meinen.') 

"Was in anderen Staaten finsterste rechtsradi­
kale Propaganda im Versuch, Ausländerfeindlich­
keit mit Horrorszenarios über Zuwanderung zu 
schüren, bisher nicht zusammengebracht hat -
den Grünen scheint dies gelungen zu sein", näm­
lich Ausländerfeindlichkeit zu schüren. (Abg. Dr. 
K ö n i g: Im Ergebnis mit solchen Vorschlägen.' 
Das ist eitle Wercungsfrage.' - Bundesminister Dr. 
Lös c h n a k: Zitieren Sie weiler!) 

Ich zitiere weiter: "Sie haben in wenigen Para­
graphen zusammengefaßt, was den Menschen 
wirklich Angst machen muß: ein perfektes Mo­
dell unbeschränkter Zuwanderung und Besser­
steIlung der Zuwanderer gegenüber Inländern." 
(Bundesminister Dr. Lös c h n a k: Das sind Ihre 
Anträge gewesen.') 

Das veranlaßt Klubobmann Dr. Haider, zu sa­
gen: "Unser bester Mann in der Regierung." 
(Abg. Dr. Hai der: Selbstverständlich!) Meine 
Damen und Herren! Ich lehne jede Auseinander­
setzung ab, in der Menschen in ihrer Würde ver­
letzt werden, auch wenn es sich um politische 
Gegner handelt und auch wenn es sich um Men­
schen handelt, die selbst Verbrechen begehen 
oder die selbst dabei sind, Verbrechern Unterstüt-
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zung zu gewähren. Aber ich bin nach wie vor 
nicht bereit, mit Menschen gemeinsame politi­
sche Sache zu machen, die nicht einmal in einer 
Stunde der Auseinandersetzung, in der Besin­
nung angesagt wäre, erkennen, was sie hier von 
sich geben. Ich zitiere einen unbefangenen Zeu­
gen, näml.!ch Anton Pelinka, er kommt zwar nicht 
von der OVP, sondern von den Sozialdemokra­
ten, der über die Großparteien in einem Aufsatz 
folgendes mitteilt: 

"Insofern ist die Beziehung der Großparteien 
zum Rechtsextremismus ein Problem für die 
österreichische Demokratie. Durch den ver­
schlampten Umgang der Parteien, die den Staat 
repräsentieren, die in allen wichtigen Organen 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden die 
Entscheidungen herbeiführen, werden antidemo­
kratische, rassistische, antisemitische und andere 
rechtsextreme Verhaltensformen verharmlost. 
Weil die Großparteien aus einem kurzfristig ver­
standenen Eigeninteresse eine scharfe Frontstel­
lung, eine eindeutige Grenzziehung gegenüber 
dem Alltagsfaschismus meiden, wird diesem All­
tagsfaschismus eine Honorigkeit verliehen, die in 
einer Demokratie diesem Feind der Demokratie 
nicht zusteht." 

Meine Damen und Herren! An einer anderen 
Stelle schreibt der Autor über 1949 und den VdU: 
"Der VdU und dessen Nachfolgepartei, die FPÖ, 
waren jedoch niemals die politische Heimat der 
übergroßen Mehrheit ehemaliger Nationalsoziali­
sten. Sowohl ÖVP als auch SPÖ konnten wesent­
liche Teile dieses Potentials zu sich herüberzie­
hen. Die Integration rechtsextremer Elemente in 
die beiden Großparteien war so ein Resultat des 
im Mehrparteiensystem und damit in der Demo­
kratie begründeten Interesses, möglichst viele 
Stimmen um des Wahlsieges willen zu binden." 

Meine Damen und Herren! Diese Haltung, um 
die Macht zu erhalten, die Grenzen zu verwi­
schen, gab es nicht nur 1949, sondern das passiert 
auch heute hier und jetzt. 

Ich weiß nicht, ob Sie sich nicht gegen diesen 
Satz des Abgeordneten Haider "Unser bester 
Mann in der Regierung ist Löschnak" wehren 
können - vom selben Mann, der vor einem Tag 
gesagt hat, der Präsident dieses Hauses ist ein 
Brandstifter, vom selben Mann, der über unseren 
Bundeskanzler gesagt hat, er ist ein Nadelstreiffa­
schist, vom selben Mann, der eben in diesen 
Gruppen, die nicht nur die Grenzen verwischen, 
sondern die keine Grenzen kennen in ihren 
rechtsextremen Sprüchen, die Stimmung einfängt 
und in Stimmen ummünzt. 

Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht. ob 
Sie nicht in der Lage sind, sich dagegen zu weh­
ren. Wenn Sie das nicht sind, dann halte ich das 
nicht nur für bedenklich, sondern schon für be-

drohlich. Aber ich habe noch immer den Glauben 
und die Hoffnung, daß in diesem Haus die Mehr­
heit eine klare Grenzziehung wünscht. 

Meine Damen und Herren! Ich denke hier an 
mein Bundesland Steiermark, wo immer wieder 
genau aus Gründen der Stimmen maximierung in 
diesem Bereich die Grenzziehung vernachlässigt 
wird, wie auch auf anderen Ebenen in Österreich 
diese Grenzziehung schlampig durchgeführt 
wird. Ich kann Ihnen sagen, die Rede des Kolle­
gen Voggenhuber war eine deutliche und klare 
Grenzziehung. (Präsident Dr. L ich a l über­
nimml den Vorsitz.) 

Dennoch hat er Sie alle, meine Damen und 
Herren, aufgefordert, eine Mindestsolidarisierung 
mitzutragen. Er hat Sie eingeladen dazu. Ich wür­
de Sie bitten, diese Mindestsolidarisierung mitzu­
tragen, diesen Weg zu gehen. Denn, meine Da­
men und Herren, der Herr Klubobmann Haider 
hat recht, wenn er behauptet, es sei nicht richtig, 
wenn die ganze Verantwortung bei seiner Partei 
abgeladen wird. Herr Klubobmann Haider hat 
recht, wenn er behauptet, auch Sie hätten in Ihren 
Reihen ein schlampiges Verhältnis zum Rechtsex­
tremismus. Aber Herr Klubobmann Haider hat 
auch recht, wenn er sagt, er habe nicht das Mono­
pol für Gewalt in der Sprache. Meine Damen und 
Herren, Herr Klubobmann Haider ist der Markt­
führer in diesem Bereich, und das ist das, was 
mich erschreckt. 

Meine Damen und Herren! Die Freiheitliche 
Partei hat allzu viele Menschen in ihren Reihen 
und in ihrem Umfeld, das sie nun zum Angriffs­
punkt, zum massivsten Angriffspunkt in dieser 
Auseinandersetzung macht. Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, daß das mit einem gewissen 
Recht erfolgt - ich zitiere hier aus einer Rede 
vom 4. März 1987-: 

"Ich glaube, meine Damen und Herren, es gibt 
so etwas wie eine Culpa in eligendo, ein Auswahl­
verschulden. Wenn man sich mit Leuten umgibt, 
deren inneres Anliegen es nicht ist, die Ziele der 
Bewegung mit friedlichen Mitteln durchzusetzen, 
weil sie aus anarchistischen, aus totalitären Bewe­
gungen kommen, dann darf man sich nicht ihrer 
bedienen, will man glaubwürdig bleiben." - Zitat 
Jörg Haider. 

Meine Damen und Herren! Applaus von ÖVP, 
SPÖ und FPÖ bei dieser Rede. Ich will jetzt nicht 
darüber reden, wie viele Menschen hier in seinem 
Umfeld der Gewalt der Sprache frönen. Ich will 
auch nicht darüber reden, wie oft Abgeordneter 
Haider in der braunen Suppe rührt mit seinen 
Sprüchen, wie: 140 000 Arbeitslose und 
160 000 Ausländer - da stimmt doch irgend et­
was nicht! 

147. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)84 von 107

www.parlament.gv.at



17050 Nationalrat XVIII. GP - 147. Sitzung - 16. Dezember 1993 

Wahl 

Meine Damen und Herren! Ganz gleich, wo 
immer diese Art von Polarisierung unter Men­
schen passiert, sind wir alle aufgerufen, dagegen 
anzutreten, ganz gleich, ob das in der FPÖ pas­
siert oder in einer anderen Partei. Und wir sind 
aufgerufen, dagegen bei jeder Überschreitung 
von Grenzen deutlich anzutreten und die Gren­
zen zu ziehen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe Sorge, daß 
wir durch einfache Schuldzuweisungen eine sehr, 
sehr große Gruppe in ein rechtes Eck stellen, aus 
der sie nicht mehr herauskommt, weil ich glaube, 
daß es viele Menschen innerhalb der Freiheitli­
chen Partei und auch unter den freiheitlichen 
Wählern gibt, die überhaupt nichts im Sinn haben 
mit dem Rechtsextremismus, die überhaupt 
nichts im Sinn haben mit der Polarisierung, die 
überhaupt nichts im Sinn haben mit der Verächt­
lichmachung des Gegners. Deshalb müssen wir 
die Einladung, die Bitte an alle hier in diesem 
Haus aussprechen, und wir müssen auch klarstel­
len, daß diese Bitte auch mit dem Wunsch ver­
bunden ist, daß wir jederzeit und immer gegen 
diese Tendenzen, die die Gewalt zulassen, die die 
Gewalt aufbereiten, antreten. 

Ein Wort noch zur Verantwortung in dieser 
Auseinandersetzung. Es geht nicht an, daß hier 
von diesem Rednerpult aus dann so getan wird, 
als ob hier in diesem Haus alle die gleiche Verant­
wortung für bestimmte Entwicklungen trügen, als 
ob wird sozusagen alle in einem gemeinsamen 
Boot säßen, wo wir alle Verfehlungen gemacht 
haben, und jetzt plötzlich müssen wir uns alle bei 
der Nase packen und bessern. Gleichzeitig sind 
wir alle schuldig und alle unschuldig. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen Ge­
wichtungen vornehmen, wenn wir bestimmte 
Entwicklungen. die ein negatives Ausmaß ange­
nommen haben, stoppen wollen, wenn wir Ent­
wicklungen zum Positiven wenden wollen. Des­
halb muß hier und heute klar die Verantwortung 
für diese Entwicklungen der letzten Jahre, der 
letzten Jahrzehnte auf den Tisch gelegt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich wiederhole es 
noch einmal: Niemand hier in diesem Haus hat 
ein Monopol auf Gewalttätigkeit in der Sprache, 
und niemand hier in diesem Haus hat das Mono­
pol auf Fehler. Offensichtlich haben es nur weni­
ge in diesem Haus geschafft, tatsächlich diese ne­
gativen Stimmungen, die aus einer unbegründe­
ten oder begründeten Angst vieler Bevölkerungs­
schichten entstanden sind, in Stimmen umzu­
münzen und damit Verantwortungsloses und Ge­
walttätiges aufzubereiten und damit unsere 
Gesellschaft in eine Phase zu bringen, die mir 
nicht nur bedrohlich erscheint, sondern die eine 
Stimmung mit sich bringt, in der, glaube ich, bald 
nur mehr Hilflosigkeit Platz greifen wird, wo wir 

dann nicht mehr wissen, worüber wir zu diskutie­
ren haben. 

Meine Damen und Herren! Es ist schade, daß 
diese heutige Diskussion im wesentlichen dazu 
genützt wurde, über Sicherheitsfragen zu reden. 
Natürlich war das das Budgetkapitel, aber ich hät­
te mir gewünscht, daß wir umfassender jene Fra­
gen diskutieren, die auch Herr Bundesminister 
Franz Löschnak hier angesprochen hat. Und ich 
finde es auch schade, daß der Herr Bundesmini­
ster nicht angesprochen wurde durch unsere Re­
den, ja daß offensichtlich überhaupt nur sehr we­
nige angesprochen wurden - aber vielleicht ge­
lingt es das nächste Mal. (Beifall bei den Grünen.) 
17.n 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Gabrielle Traxler. - Bitte, Frau 
Abgeordnete. 

17.li 
Abgeordnete Gabrielle Traxler (keinem Klub 

angehörend): Herr Präsident! Herr Minister! Ho­
hes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Das Gefühl der Sicherheit und damit der Ge­
borgenheit ist wichtiger Bestandteil des Zusam­
menlebens, und es erlaubt auf der Basis gegensei­
tigen Vertrauens - das ist in der Familie und in 
der Politik so - viele, ja eigentlich alle noch so 
schwierigen Probleme zu lösen. Der Anschlag auf 
österreichische Staatsbürger hat offensichtlich 
zum Ziel gehabt, dieses Vertrauen zu zerstören, 
das Vertrauen in die Demokratie zu zerstören, 
Unsicherheit, Angst zu erzeugen und damit das 
Feld für extreme politische Positionen vorzube­
reiten. 

Keiner der Attentäter hat damit gerechnet, daß 
die Bombenopfer - so auch Bürgermeister Zilk 
- zu Helden werden; auch ich bekenne mich 
dazu. Aber diese Anschläge haben darüber hinaus 
auch klargemacht, daß wir Attentate nie bagatelli­
sieren dürfen, daß sie nicht als Akt psychisch 
kranker Einzelgänger dargestellt werden dürfen. 
Sie sind immer das Ergebnis persönlicher Unsi­
cherheit, Angst, ja auch politischer Angst. Es ist 
das auch das Ergebnis leider größerer Gruppen, 
als wir das angenommen haben. 

Ich möchte zunächst dem Herrn Innenminister 
gratulieren, daß durch die Arbeit seiner Behör­
den klare neonazistische Gruppen aufgedeckt 
und einer breiten Öffentlichkeit bekannt wurden. 
Wir haben dadurch aber auch eine Verpflichtung, 
meine Damen und Herren: Nicht erst, wenn alles 
aufgeklärt wird, sondern jetzt schon - ein Vor­
schlag hiezu wurde bereits gemacht - darüber 
nachzudenken, wie wir noch effizienter dieser 
Gefahr begegnen können. Ich meine, daß alle in 
diesem Hause vertretenen Parteien Garant dafür 
sein könnten, daß für solch extreme Positionen 
kein Platz ist. 
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Ich appeliere an Sie alle - alle -, zu tun, was 
heute die Parteiführer begonnen haben, nämlich 
über dieses Thema ins Gespräch zu kommen, und 
das, was heute Herr Abgeordneter Voggenhuber 
vorgeschlagen hat, nämlich auch im Parlament 
über diese Fragen zu diskutieren, aufzunehmen 
und im Lichte der jüngsten Bombenattentate, im 
Lichte der Aufdeckungen, jene Schritte zu setzen, 
die für Österreich notwendig sind. 

Die Saat der Angst und der Unsicherheit 
kommt natürlich von im Leben glücklosen, unge­
liebten oder haltlosen Menschen; sie suchen Halt 
und Anerkennung in der Gewalt. Das Klima der 
Intoleranz und der Ausgrenzung, das gegenseitige 
Nichtverstehen, das gegenseitige Nichthelfen ist 
der Nährboden für solche Menschen, die letztlich 
dann zu allem fähig sind. 

Meine Damen und Herren! Solche Menschen 
finden wir leider in Europa in zunehmendem 
Maße und überall - bei unseren Nachbarn noch 
stärker als bei uns, denn der Krieg erlaubt "legal" 
all diese Möglichkeiten, er eröffnet sie sogar. Ich 
habe jetzt, aus Israel zurückkommend, erlebt, wie 
Extremisten die Friedensverhandlungen zu zer­
stören versuchen; leider müssen wir auch solche 
Töne von der derzeitigen Politik in Rußland ver­
nehmen. 

Das beste und langfristig wirksamste Instru­
ment dagegen ist die Erziehung zur Toleranz, 
aber auch zu festen moralischen Werten, zur An­
erkennung des anderen - manchmal vermisse 
ich das hier; ich werde noch darauf zu sprechen 
kommen -, die Erziehung zum gegenseitigen 
Helfen, Beistehen und das Teilen. Österreich wird 
in Zukunft auf schweren Prüfständen stehen: 
Wirtschaftliche Umstrukturierungen bedeuten 
für viele Menschen eine Herausforderung, aber 
für manche Menschen auch Unsicherheit. 

Die EU-Verhandlungen einerseits und der 
Krieg in Bosnien andererseits und die steigende 
Armut in Osteuropa sind einige der wichtigen 
Fragen, die nur im Miteinander gelöst werden 
können. 

Meine Damen und Herren! Ich meine, daß die 
Zusammenarbeit aller politischer Parteien - ich 
werde sicher nicht müde werden, das hier zu for­
dern - für Österreichs Bevölkerung die einzig 
richtige Antwort ist, um ein Klima zu schaffen, 
damit diesbezüglich Erfolge erzielt werden kön­
nen. 

Ich gebe Ihnen, Herr Abgeordneter Haider, 
recht: Einer der Schlüssel Liegt sicher in der Ein­
wanderungspolitik und in der Ausländerfrage. Da 
liegt gemeinsamer Handlungsbedarf vor! Ich 
möchte dazu einen konkreten Vorschlag machen. 

Ich bin von einer weltweiten Parlamentarier­
konferenz, die in Jerusalem stattgefunden hat, zu­
rückgekommen. Wir haben dort mit dem Präsi­
denten, dem Ministerpräsidenten, dem Außenmi­
nister und auch selbstverständlich mit den Abge­
ordneten aller Parteien gesprochen, und natürlich 
waren dabei die Friedensgespräche ein zentraler 
Punkt, aber in der Diskussion mit dem Integra­
tionsminister und mit den Hilfsorganisationen, 
mit den Palästinensern, mit den jüdischen Sied­
lern haben wir in einer Frage ein Vorbild gefun­
den: Israel hat in den letzten Jahren Hunderttau­
senden Menschen Einwanderung gewährt, es hat 
Interesse daran gehabt. Die Folge: In diesem 
Land gibt es Wirtschaftswachstum, und die Ar­
beitslosigkeit sinkt, meine Damen und Herren! Is­
rael zählt heute wegen der Einwanderungspolitik 
zu einem der erfolgreichsten wirtschaftlichen 
Länder; alle Parteien bestätigen das. 

Herr Minister! Als Denkanstoß für eine erfolg­
reiche Einwanderungspolitik möchte ich diese 
Politik jetzt hier darstellen und Sie alle bitten, 
darüber nachzudenken, ob das nicht auch ein Mo­
dell für Österreich sein könnte. 

Jeder, der nach Israel einwandert, bekommt 
Sprachunterricht, ausreichend Geld für seinen 
Lebensunterhalt zur Verfügung gestellt, er be­
kommt Geld, um eine Wohnung zu finanzieren, 
kostenlose Weiterbildung und Umschulung -
diese wird von freiwilligen Hilfsorganisationen 
gewährleistet -, jede Arbeit ist erwünscht. medi­
zinische und soziale Hilfe, vor allem auch für alte 
Menschen, wird gewährt. Das alles kostet sehr viel 
Geld. Aber über diese Investition ist man sich in 
diesem Land - quer durch alle Parteien - einig. 
Meine Damen und Herren! Wäre nicht solch eine 
Maßnahme - angesichts lang andauernder Krie­
ge in unseren Nachbarländern - auch zum Bei­
spiel für die Bosnier hier, ein richtiger Weg? 

Ich möchte jetzt nicht schließen, ohne vorher 
auf etwas zu sprechen zu kommen, was mich sehr 
betroffen gemacht hat. Zunächst möchte ich von 
dieser Stelle aus sagen, daß ich froh und glücklich 
darüber bin - und ich nehme an, Sie denken so 
wie ich -, daß der Frau Abgeordneten Stoisits 
bei dem auf sie gezielten Bombenanschlag - ich 
weiß nicht, ob es ein Zufall war - nichts passiert 
ist. Ich möchte das aussprechen: Ich bin froh dar­
über, daß sie von Verletzungen verschont geblie­
ben ist! 

Weniger froh bin ich allerdings über die Aus­
einandersetzung, die hier stattgefunden hat; näm­
lich über die Auslegung, eine grüne Abgeordnete, 
die sich hier von diesem Pulte aus in den letzten 
Monaten immer wieder für Ausländer eingesetzt 
hat, würde finstere rechtsradikale Propaganda be­
treiben. Ich halte das für nicht schlüssig. Ich kann 
mir nicht vorstellen, daß der Innenminister. der 
ebenfalls für Flüchtlingspolitik zuständig ist und 
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in diesem Bereich arbeitet - wenn auch mit an­
deren Vorstellungen -, das so gemeint hat. 

Herr Innenminister! Wenn es zu solchen Ausle­
gungsdifferenzen kommt, lassen wir uns nicht 
auseinanderdividieren! Ich bitte Sie daher: Stellen 
Sie bitte klar, daß Sie das, was Frau Abgeordnete 
Stoisits in ihrer tiefen Betroffenheit aufgenom­
men hat, nicht so gemeint haben, denn eine sol­
che Sprache führt uns auseinander, und das ist 
das letzte, was wir brauchen können. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren: Ler­
nen wir aus der Geschichte! Es können in diesem 
Hause die Grünen ganz sicher nicht als eine Par­
tei dargestellt werden, die finstere rechtsradikale 
Propaganda betreiben würde. 

Meine Damen und Herren! Geben wir einander 
die Hand - über alle Fraktionsgrenzen hinweg 
-, denn sonst wird, was die Kultur der Zusam­
menarbeit, des Nichtmiteinander-Könnens an­
langt, dieser Gefahr, daß das nicht geschieht, Tür 
und Tor geöffnet. 

An das Ende meiner Rede gestellt: Wir alle als 
Politiker sollten Vorbilder sein. Und ich bitte Sie 
alle, dieses Nebeneinander zu einem Miteinander 
zu machen. - Danke. (Beifall bei den Grünen.) 
17.22 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Frau Abgeordnete Monika Langthaler. Ich 
erteile es ihr. 

17.22 
Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Eine Debatte über Rechtsextre­
mismus, auch eine Debatte darüber, wie hoch der 
Anteil daran einer Partei ist, die hier in diesem 
Hause sitzt, hätte schon viel früher, viel ausführli­
cher hier in diesem Hause stattfinden sollen. 

Es ist eines der traurigen Ereignisse, auch rund 
um die schreckliche Attentatsserie, daß es erst 
nachher offensichtlich, nicht nur in diesem Hau­
se, sondern auch in anderen Gremien, so weit ist, 
daß man sich mit dieser Problematik auseinan­
dersetzt, sodaß man endlich einsieht: Dabei geht 
es nicht nur um eine kleine Gruppe irregeleiteter, 
verhetzter Menschen, denen man das alles in den 
ersten Tagen nicht einmal zugetraut hätte, son­
dern da geht es um etwas, was vom Gesellschafts­
politischen her seit dem Jahre 1986 immer inten­
siver und stärker geworden ist. Es geht um einen 
Rechtsradikalismus. der mittlerweile salonfähig 
geworden ist. 

Diesbezüglich müssen sich gerade die beiden 
Großparteien vielmehr und viel intensiver ihrer 
eigenen Verantwortung bewußt werden. - Viel­
leicht haben Sie gestern Simon Wiesenthai als 
Studiogast in der "Zeit im Bild 2" gehört, der 

meinte, daß seit 1986, und zwar mit dem Beginn 
des Wahlkampfes und rund um Kurt Waldheim, 
Dinge passiert sind, die das Klima in diesem Land 
verändert haben: Schutzwälle sind gebrochen, 
und es ist etwas passiert, was vorher vielleicht nur 
an Wirtshaustischen gesagt werden durfte, jetzt 
aber offensichtlich offen ausgesprochen werden 
kann. - Das ist eine zutreffende Feststellung, 
und das sollte man nicht nur heute hier wiederho­
len, sondern das muß immer und immer wieder 
festgehalten werden. 

Es sind doch nicht nur seitens der FPÖ radikale 
Töne gekommen, sondern gerade auch von Ver­
tretern der sozialdemokratischen Fraktion, Sätze 
wurden gesagt, wie: "Das Boot ist voll!", oder es 
wurde vom "Salamiverkäufer" gesprochen und so 
weiter. Mit diesen Begriffen wurden Diffamie­
rungen gegenüber Minderheiten, gegenüber 
Schutzsuchenden letztlich salonfähig gemacht, 
und das ist das etwas, wo man die Schuld nicht 
nur einer kleinen Gruppe geben darf. 

Der Alltagsfaschismus, den es gibt, den mein 
Kollege Wabl vorhin angesprochen hat, das ist 
das, was uns eigentlich mit noch viel größerer 
Sorge erfüllen müßte als die zum Teil so radika­
len Töne, die leider Gottes jetzt zu der unglaubli­
chen Gewaltserie geführt haben. 

Folgende Gefahr besteht auch noch, und ich 
möchte das hier am Ende dieser Debatte zum 
Ausdruck bringen: Nachdem die Attentatsserie 
möglicherweise aufgeklärt sein wird, ist zu be­
fürchten, daß mit dem Ende der Bombenserie, 
daß mit der möglichen Aufklärung das Thema 
Rechtsradikalismus, daß die Auswirkungen, die 
dieses Thema bisher schon auf unserer Gesell­
schaft hatte, dann einfach wieder vom Tisch ge­
wischt werden, daß danach wieder zur Tagesord­
nung übergegangen wird, daß wir uns gerade 
auch in einem beginnenden Wahlkampf mit an­
deren Themen beschäftigen - in der Hoffnung 
und in diesem unbegrenzten österreichischen 
Harmoniebedürfnis, daß dieses Thema dann "er­
ledigt" sei. - Aber das wird nicht der Fall sein. 

Sie alle hier treten für die Demokratie in unse­
rem Lande ein; gerade bei den Abgeordneten der 
großen Parteien, des Liberalen Forums und 
selbstverständlich auch bei den Grünen ist das so, 
daß uns das alle sicherlich verbindet, gegen den 
rechten Terror in unserem Lande gemeinsam auf­
zutreten, aber ich hoffe wirklich auf die Verant­
wortung aller hier auch bei einem beginnenden 
Wahlkampf und nach der möglichen Aufklärung 
dieser schrecklichen Attentate - ich hoffe, daß 
dann nicht einfach zur Tagesordnung übergegan­
gen wird, sondern daß das Thema Rechtsradika­
lismus, ebenso das Thema Alltagsfaschismus, in 
diesem Haus weiterbehandelt wird. Sie alle sollten 
sich, auch was elie Ausländerpolitik anlangt, hier 
einer Auseinandersetzung stellen und sich nur 
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nicht mit hier zitierten Ausführungen des Innen­
ministers begnügen. 

Meine große Sorge ist wirklich, daß nach dieser 
heutigen Debatte, nach der eventuellen Aufklä­
rung dieser Bombenattentate so getan wird, als ob 
das ein Einzelfall gewesen wäre, und nicht zur 
Kenntnis genommen wird, welch große Gefahren 
tatsächlich von rechts auf unsere Demokratie und 
somit auf uns alle noch zuzukommen drohen. -
Vielen Dank. (Beifall bei den Grünen.) 17.27 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Spezialberichterstatter hat auf ein 
Schlußwort verzichtet. 

Wir gelangen daher zur A b s tim m u n g 
über die Beratungsgruppe IV des Bundesvoran­
schlages 1994. Diese umfaßt das Kapitel 11 samt 
dem dazugehörigen Teil des Konjunkturaus­
gleich-Voranschlages in 1260 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist die M ehr h e i t. A n g e -
nom men. 

Gemäß Paragraph 55 Abs. 5 der Geschäftsord­
nung schlage ich vor, die Abstimmung über den 
bei der Verhandlung der Beratungsgruppe IV des 
Bundesfinanzgesetzes eingebrachten Entschlie­
ßungsantrag sogleich vorzunehmen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? -
Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Susanne 
Rieß und Genossen betreffend neue Dienstzei­
tenregelung der Bundesgendarmerie. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Entschließungsantrag sind, um ein Zeichen 
der Zustimmung. - Das ist die Mi nd e r h e i t. 
Abgelehnt. 

Beratungsgruppe XI 

Kapitel 50: Finanzverwaltung 

KapitelS1: Kassenverwaltung 

Kapitel 52: Öffentliche Abgaben 

Kapitel 53: Finanzausgleich 

Kapitel 54: Bundesvermögen 

Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung) 

Kapitel 59: Finanzschuld, Währungstausch-
verträge 

Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 

Bundesfinanzgesetz, Stellenplan, Fahrzeugplan 
und Plan für Datenverarbeitungsanlagen 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen jetzt zur 
Verhandlung über die Beratungsgruppe XI des 
Bundesvoranschlages 1994: Finanzen; sowie über 
den Text des Bundesfinanzgesetzes und alle Anla­
gen, soweit sie noch nicht in Verhandlung gestan­
den sind. 

Spezialberichterstatter zur Beratungsgruppe XI 
ist Herr Abgeordneter Parnigoni. Ich ersuche ihn 
um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Parnigoni: Hohes Haus! 
Ich bringe den Spezialbericht zur Beratungsgrup­
pe XI. 

Der Budgetausschuß hat die in der Beratungs­
gruppe XI zusammengefaßten finanzgesetzlichen 
Ansätze des Voranschlages für das Jahr 1994 am 
25. November 1993 unter dem Vorsitz des Aus­
schußobmannes in Verhandlung genommen. 

Die Gruppe Finanzen umfaßt den Allgemeinen 
Haushalt, die Kapitel Finanzverwaltung, Kassen­
verwaltung, öffentliche Abgaben, Finanzaus­
gleich, Bundesvermögen, Pensionen, Finanz­
schuld und Branntwein-Monopol sowie im Aus­
gleichshaushalt die Kapitel Kassenverwaltung, 
Bundesvermögen, Finanzschuld und Währungs­
tauschverträge. 

Bei der Abstimmung am 25. November 1993 
hat der Budgetausschuß die finanzgesetzlichen 
Ansätze der zur Beratungsgruppe XI gehörenden 
Teile des Budgetvoranschlages für das Jahr 1994 
in der Fassung der von den Abgeordneten Dr. 
Lackner und lng. Gartlehner eingebrachten Ab­
änderungsanträge mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Der Budgetausschuß stellt somit den A n t rag, 
der Nationalrat wolle beschließen, den Kapiteln 
50,51,52,53,54,55,59 und 75 des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1994, 1260 der Beilagen, mit 
den dem schriftlichen Ausschußbericht ange­
schlossenen Änderungen die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident, ich bitte, die Debatte fortzuset­
zen. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn 
Spezialberichterstatter für seine Ausführungen. 

Ich ersuche nunmehr die Frau Generalbericht­
erstatterin, Abgeordnete Buder, um ihren Be­
richt. 

Generalberichterstatterin Hannelore Buder: 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich erstatte den Be­
richt des Budgetausschusses über die Regierungs-
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vorlage 1260 und Zu 1260 der Beilagen: Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1994 samt Anlagen. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage, die 
von der Bundesregierung am 20. Oktober 1993 
dem Nationalrat vorgelegt wurde, besteht aus 
dem eigentlichen Bundesfinanzgesetz sowie den 
- einen Bestandteil desselben bildenden - Anla­
gen. 

Es sind dies der Bundesvoranschlag, Anlage I, 
samt den Gesamtübersichten Anlagen la bis Ic, 
der Konjunkturausgleich-Voranschlag, Anlage 2, 
samt dessen summarischer Aufgliederung, Anla­
ge 2a, der Stellenplan, Anlage 3, der Fahrzeug­
plan, Anlage 4, und der Plan für Datenverarbei­
tungsanlagen, Anlage 5. 

Hinsichtlich der näheren Angaben über den 
Text des Bundesfinanzgesetzes, den Stellenplan, 
den Fahrzeugplan und den Plan für Datenverar­
beitungsanlagen erlaube ich mir, Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, auf den gedruckten 
Ausschußbericht zu verweisen. 

Das Bundesfinanzgesetz wurde unter Berück­
sichtigung eines Abänderungsantrages der Abge­
ordneten Dipl.-Vw. Dr. Lackner und lng. Gart­
lehner mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Dem Stellenplan wurde unter Berücksichtigung 
eines Abänderungsantrages der Abgeordneten 
Dr. Lackner und Ing. Gartlehner teils einstimmig, 
teils mehrstimmig die Zustimmung erteilt. 

Ferner wurde der Fahrzeugplan mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Weiters wurde der Plan für Datenverarbei­
tungsanlagen mehrstimmig angenommen. 

Schließlich bringe ich eine Druckfehlerberich­
tigung betreffend die Anlage 3, Stellen plan, vor. 
Beim Planstellenbereich 1 800, Zentralleitung, 
hat die Summe der Beamten der Verwendungs­
gruppe B 87 und nicht 97 zu lauten. 

Namens des Budgetausschusses stelle ich den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1994 in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung samt den genannten Anlagen, aber aus­
genommen die Anlagen I und 11, die bereits Ge­
genstand der Anträge des Ausschusses in den Spe­
zialberichten waren, und zwar Anlagen Ia bis Ic, 
Gesamtübersichten sowie Anlagen Ha, summari­
sche Aufgliederung des Konjunkturausgleich­
Voranschlages unter Berücksichtigung der sich 
aus den Spezialberichten ergebenden Abänderun­
gen; Anlage III, Stellenplan, unter Berücksichti­
gung der sich aus dem Generalbericht ergebenden 
Abänderungen sowie der vorgebrachten Druck-

fehlerberichtigung; Anlage IV, Fahrzeugplan, 
und Anlage V, Plan für Datenverarbeitungsanla­
gen, wird im Sinne der Ausschußanträge, 1360 
der Beilagen, die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

Herr Präsident, ich ersuche Sie, die Debatte 
fortzusetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Danke, Frau Generalbe­
richterstatterin, für Ihren Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Dkfm. Holger Bauer. Ich erteile es ihm. 

17.35 
Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): 

Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Bundesmini­
ster! Ich habe den Eindruck, daß das vorangegan­
gene Budgetkapitel Inneres, das heute aus be­
kanntem Grunde als ein vielleicht besonders 
heikles bezeichnet werden kann, in ruhiger und 
weitgehend - ich sage: weitgehend - differen­
zierter und verantwortungsbewußter Art abge­
handelt wurde. Ich werde mich bemühen, in die­
sem Stil, was meinen Debattenantrag anlangt, 
auch bei diesem letzten Budgetkapitel fortzufah­
ren. 

Ich bin gespannt darauf, ob man bereit ist, dif­
ferenzierte Kritik an der Budgetpolitik zu akzep­
tieren beziehungsweise zu verstehen. Ich will das 
jedenfalls versuchen, und ich sage Ihnen daher 
gleich am Anfang meines Debattenbeitrages: Die 
Kritik der Freiheitlichen an der derzeitigen Fi­
nanz- und Budgetpolitik konzentriert sich nicht 
darauf, daß die Regierungsfraktionen - in Wahr­
heit die Bundesregierung, in Wahrheit der Herr 
Finanzminister - die Auswirkungen der derzeiti­
gen Rezession auf das Budget durchschlagen las­
sen, sprich, daß Sie höhere Defizite, zum Teil ex­
orbitant höhere Defizite, 1993 und auch 1994 zu­
lassen, man kann auch sagen: in Kauf nehmen. 

Es wäre nämlich meines Erachtens wirtschafts­
und konjunkturpolitisch kontraproduktiv, wenn 
man auf die rezessionsbedingt sinkenden Einnah­
men auf der einen Seite und auf die ebenfalls re­
zessionsbedingt wachsenden Ausgaben auf der 
anderen Seite mit Steuererhöhungen und/oder ei­
nem rigorosen Sparprogramm reagieren würde. 
(Beifall bei der FPÖ sowie bei Abgeordneten der 
ÖVP.) 

Meine geschätzen Kollegen von der rechten 
Seite hier! Ich weiß nicht, ob Sie Ihren Applaus 
nicht zu früh gestartet haben. (Abg. Dr. 
Ne iss e r: Das, was du bisher gesagt hast, war 
gut.') Danke, immerhin etwas. 

Aber jetzt kommt es, und damit werden Sie von 
der ÖVP weniger Freude haben: Meine, unsere 
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vehemente Kritik - das betone ich - orientiert 
sich vielmehr am Umstand, daß Sie diese höheren 
Neuverschuldungen der Jahre 1993 und 1994 auf 
nach wie vor sehr hohe Gesamtdefizite - ich un­
terstreiche das Wort "Gesamtdefizite" - sozusa­
gen draufdoppeln müssen, weil Sie eben diese ho­
hen Gesamtdefizite in den vergangenen Jahren 
der Hochkonjunktur nicht abgebaut haben. 

Nochmals: Betrachten Sie bitte nicht immer 
nur das Nettodefizit, sondern die Gesamtdefizite; 
ich meine damit zumindest die außerbudgetären 
Finanzierungen, und wenn Sie es ganz genau neh­
men wollen, dann würde ich Sie höflich bitten, 
auch die sonstigen voranschlagswirksamen Ver­
schuldungen, wie sie durch die Verwaltungsschul­
den entstanden sind beziehungsweise entstehen, 
in Ihre Betrachtungen miteinzubeziehen. 

Diese unsere vehemente Kritik richtet sich 
zweitens darauf, daß diese - ich glaube, da wer­
den Sie mir auch zustimmen - vor allem im 
Jahr 1993 dramatisch höher ausgefallenen Defizi­
te im wesentlichen nicht durch Mehrausgaben be­
ziehungsweise Mindereinnahmen verursacht wor­
den sind, die man direkt dem konjunkturbeding­
ten Gegensteuern zuordnen kann oder zuordnen 
muß, und daß Sie drittens aufgrund des Umstan­
des Nummer 1, daß wir nach wie vor schon hohe 
Gesamtdefizite haben, der Rezession weitgehend 
reaktionslos, was die Budgetpolitik und damit 
auch die Wirtschaftspolitik anlangt, soweit das 
über das Budget eben steuerbar ist, gegenüberste­
hen; präziser formuliert: gegenüberstehen müs­
sen. 

Was von Budgetseite her in der gegenwärtigen 
Rezession getan werden muß oder hätte getan 
werden müssen, möchte ich als weitgehend be­
kannt voraussetzen: nämlich die ausfallende pri­
vate Nachfrage mittels öffentlicher Nachfrage via 
deutlich steigender investiver Ausgaben - ich 
unterstreiche wieder das Wort "investiv" - zu 
ersetzen und/oder - ich sage "und" - die private 
Nachfrage, die ausfällt und zurückgeht, durch 
deutlich spürbare Steuer- und Abgabenentlastun­
gen zu stimulieren. 

Jetzt habe ich mir eigentlich den Zwischenruf 
erwartet - Sie haben ihn aber offensichtlich ver­
gessen oder verschlafen -, daß wir eine Steuerre­
form für 1994 bereits hier im Hohen Haus be­
schlossen haben. (Abg. Dr. Sc h w im m e r: Wir 
machen ihn gleich.') 

Herr Kollege! Ich nehme an, daß es einen guten 
Grund hat, warum Sie diese Steuerreform in die­
sem Zusammenhang nicht erwähnt haben. (Abg. 
Dr. Sc h w i l1l m e r: WoLLen Sie den Grund J.vLs­
sen? - Was Sie sagen. ist so unlogisch. daß wir Sie 
nicht aus dem Konzept bringen l1'ollen.') 

Sehen Sie, das ist typisch ÖVP: Sie widerspre­
chen sich innerhalb von zwei Minuten. Zuerst hat 
es geheißen: Das, was Sie sagen, ist ganz gut. Zwei 
Minuten später sagt Kollege Schwimmer: Das ist 
alles ein Topfen. (Abg. Dr. Sc h w im m e r: Ich 
Izätte mich gar nicht getraut, das so drastisch zu 
formulieren!) 

Herr Kollege Schwimmer! Daß ich auf Ihr Ver­
ständnis stoßen würde, habe ich tatsächlich nicht 
zu hoffen gewagt. Und ich bin daher nicht ent­
täuscht, Herr Kollege Schwimmer, wenn Sie nicht 
verstehen, was ich hier sage. 

Zu dieser Steuerreform möchte ich Ihnen fol­
gendes sagen. (Abg. Dipl.-Ing. Flic k er: Wer 
schreie. hat unrecht.') Wir haben uns im Budget­
ausschuß alle vier Fraktionen, die dort vertreten 
sind - unter Einschluß des Herrn Bundesmini­
sters und seines Staatssekretärs -, darauf geei­
nigt, daß durch diese Steuerreform, um die Sie bis 
jetzt zumindest so viel Wind zu machen versucht 
haben, die bisher höchste - und ich nenne die 
bereits bereinigte - Gesamtabgabenquote der 
Zweiten Republik des Jahres 1993 von 43,3 Pro­
zent lediglich um 0,4 Prozent auf 42,9 Prozent 
sinken wird. Das sind Daten des Finanzministeri­
ums. Das ist nach wie vor die höchste Gesamtab­
gabenquote der Zweiten Republik - oder die 
zweithöchste, wenn Sie 1993 miteinbeziehen -, 
und wir haben uns darauf geeinigt, daß das eine 
Nettoentlastung von 8,5 Milliarden Schilling aus­
macht. Das sind rund 130 S pro Mann und Nase, 
oder, wie man heute sagen muß, pro Mann, Frau 
und Nase. 

Jetzt bitte ich Sie wirklich zu überlegen, ob Sie 
glauben, daß Sie mit einem derartigen Volumen 
die Nachfrage wirklich entscheidend stimulieren 
können. Ich erinnere mich noch ganz genau -
und Sie, Herr Kollege Stummvoll, wahrscheinlich 
auch -, daß die Steuerreform der kleinen Koali­
tion im Jahre 1985 damals exakt ein gleich großes 
Volumen bewegt hat. 

Diskutieren wir jetzt nicht darüber, worum es 
gegangen ist. Es geht zunächst um das Volumen. 

Ich kann mich noch an die höhnenden Debat­
tenbeiträge der damaligen Oppositionsabgeorcl­
neten der Österreichischen Volkspartei erinnern. 
Das ist doch lächerlich, hieß es, was wollen Sie 
mit 8 Milliarden bewegen? Sie sagten: Das ist lä­
cherlich, all das ist nichts, das können Sie verges­
sen. - Das habe ich nicht vergessen! Man muß 
es in Erinnerung rufen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu 
dieser jetzigen Nettoentlastung von 8,5 MilkIr­
den Schilling beziehungsweise einer Reduktion 
der Gesamtabgabenqllote auf 42,9 Prozent sind 
naturgemäß, weil das nicht Gegenstand eier <- ie­
samtabgabenqllote ist, die Preis-, Gebühren- lind 
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Tariferhöhungen der staatlichen Unternehmun­
gen und Institutionen nicht enthalten. 

Warum erwähne ich das? - Weil entweder de­
ren Preis-, Gebühren- und Tarifpolitik vielfach 
von der budgetpolitischen Situation beeinflußt 
wird - Paradebeispiel ist die Post- und Telegra­
phenverwaltung mit ihren Telefongebühren -
oder weil diese staatlichen Unternehmungen mit 
ihrer Preisgestaltung durch die meistens vorhan­
dene Monopolstellung einen abgabenähnlichen 
Charakter besitzen; denn der Konsument oder 
derjenige, der das Produkt oder die Dienstlei­
stung eines derartigen Unternehmens in An­
spruch nimmt, hat meist keine Alternative und 
nicht die preispolitischen Möglichkeiten, auszu­
weichen. (Abg. Dr. Lu k e s c h: Sie meinen Op­
tionsjixierer!) 

Herr Kollege! Ganz von der Hand weisen kön­
nen Sie das nicht. Und ich befinde mich da in 
guter Gesellschaft von Damen und Herren, die, 
glaube ich, auch so viel wie Sie von dieser Materie 
verstehen. Und die sagen: Das kann man natür­
lich, wenn es darum geht. zu beurteilen, wie sti­
mulierend eine Abgabenentlastung wirkt, mitein­
beziehen. 

Und wenn sie zu dieser - wie ich glaube -
bescheidenen Nettoentlastung von 8,5 Milliarden 
Schilling die zusätzlichen Belastungen von der 
Preis-, Gebühren- und Tarifgestaltung der ver­
staatlichten Unternehmen mitberücksichtigen, 
dann bleibt von dieser Gesamtnettoentlastung in 
der Höhe von 8,5 Milliarden Schilling nicht mehr 
sehr viel übrig. 

Wir sind damit wirklich bei dem, was ich immer 
gesagt habe und auch weiter sagen werde: Diese 
ganze Steuerreform ist unter Berücksichtigung all 
dieser Aspekte konjunkturpolitisch - ich sage 
noch einmal: konjunkturpolitisch gesehen - tat­
sächlich ein Nullsummenspiel. 

Das heißt: Sie werden es nicht tun, aber viel­
leicht können wir uns in einem privaten Gespräch 
darauf einigen: Von der Gesamtabgabenseite her 
ist für 1994 mit keiner wirklichen Entlastung zu 
rechnen - und damit auch mit keiner Stimulie­
rung über die Möglichkeit, der Rezession gegen­
zusteuern. 

Bleibt also, Hohes Haus. die zweite Variante 
des konjunkturellen Gegensteuerns: die Auswei­
tung der sogenannten investiven Ausgaben, Aus­
gaben für die Wirtschaftsförderung. Wenn Sie 
jetzt einen genaueren Blick ins Budget werfen, 
oder auch nur in die Unterlagen, die der Herr 
Finanzminister beziehungsweise sein Ministerium 
uns allen zugänglich gemacht haben, dann wer­
den Sie folgendes sehen: 

Die Ausgaben des Bundes für den Wohnungs­
ausbau sinken, wenn man sie inflationsbereinigt 
sieht. Die im Budget vorgesehenen Ausgaben 
nach dem Fernmeldegesetz - ich sage: die im 
Budget vorgesehenen - sinken im Vergleich zu 
1993 absolut. Die Ausgabenbeträge für Eigenin­
vestitionen im Konjunkturausgleich-Voranschlag 
sinken ebenfalls absolut. Die investitionsfördern­
den Maßnahmen für die Industrie sinken eben­
falls absolut. Die investitionsfördernden Maßnah­
men für die Landwirtschaft sinken ebenfalls abso­
lut. Und die Eigeninvestitionen des Bundes sin­
ken ebenfalls absolut. Dabei weiß ich, daß die bei­
gegebene Tabe.!le durch die erfolgte Ausgliede­
rung der Osterreichischen Bundesbah nen 
zugegebenermaßen ein deutlich verzerrtes Bild 
ergibt. 

Korrekterweise - und damit versuche ich mei­
nem eingangs abgegebenen Versprechen nachzu­
kommen, die Dinge durchaus differenziert zu be­
trachten - möchte ich anmerken, daß die Förde­
rungen für Maßnahmen des Umweltschutzes sehr 
deutlich steigen. Das ist unbestreitbar. Wenn Sie 
aber den Saldo ziehen, dann kommen Sie wieder 
zum selben Ergebnis wie bei der Steuerreform 
hinsichtlich der Nettoentlastung. Es bleibt unter 
dem Strich wiederum nur ein Volumen übrig, von 
dem meiner bescheidenen Meinung nach keine 
wirklich entscheidende Konjunkturbelebung aus­
gehen kann. Und damit sind wir wieder am Be­
ginn meiner Ausführungen. 

Ich weiß ja, daß Sie das nicht aus bösem Willen, 
aus Dummheit oder Nichterkennen der budget-, 
wirtschafts- und finanzpolitischen Zusammen­
hänge tun, sondern weil Sie nicht anders können, 
weil die budgetäre Situation prekär oder ange­
spannt ist, daß man nicht wirklich entscheidend 
in diese beiden Richtungen gehen kann, denn Sie 
haben es verabsäumt, während der letzten fünf, 
konjunkturell sehr guten bis exzellenten Jahre, 
die Gesamtdefizite abzubauen. Sie haben beim 
Nettodefizit immer etwas gemacht, aber Sie sind 
in andere Verschuldungsarten ausgewichen, das 
wissen Sie ganz genau, und daher wissen Sie auch, 
daß Sie jetzt nicht wirklich entscheidend gegen­
steuern können. 

Damit sind wir beim zusammenfassenden Kern 
der freiheitlichen Kritik an der Budget-, Finanz­
und Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung. 

Erstens: Die große Koalition hat Österreich die 
höchste Gesamtabgabenquote der Zweiten Repu­
blik beschert. Das muß einmal deutlich festgehal­
ten werden. 

Gleichzeitig hat die große Koalition dennoch 
die größten Gesamtdefizite und die bisher höch­
ste Staatsverschuldung der Zweiten Republik an­
gehäuft. 
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Drittens: Die große Koalition ist daher oder 
trotzdem - man kann es so und so betrachten -
nicht in der Lage, gegen die derzeitige schwere 
Rezession budget-, finanz- und wirtschaftspoli­
tisch konjunkturgerecht gegenzusteuern. Und ich 
bleibe daher bei dem, was ich immer gewußt 
habe, und ich habe das, glaube ich, heute auch 
einigermaßen bewiesen: Die große Koalition ist 
die teuerste und ineffizienteste Regierungsform, 
die .. man sich vorstellen kann. (Beifall bei der 
FPO.J 17.53 

Präsident Dr. Lichal: Nächster auf der Redner­
liste: lng. Gartlehner. - Herr Abgeordneter, Sie 
haben das Wort. 

17.53 
Abgeordneter lng. Gartlehner (SPÖ): Geschät­

zer Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Minister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestat­
ten Sie, daß ich die Ausführungen meines hoch­
verehrten Vorredners Dkfm. Holger Bauer in nur 
sehr komprimierter Form einer Betrachtung un­
terziehe. 

Einerseits ist er natürlich um Präsentation der 
eigenen Sachkompetenz bemüht - das ist auch 
verständlich -, andererseits hat er hier die 
schwierige Aufgabe, sozusagen die Pflichten des 
Oppositionspolitikers zu verrichten. (Abg. 
Aue r: Das ist ihm nicht sehr schwergefallen.'J 
Und daher werden halt alle budgetären Verände­
rungen, möglichst unter Nichtberücksichtigung 
konjunktureller und internationaler Faktoren, 
überwiegend einer negativen Betrachtungsweise 
unterzogen. Ich will jetzt einmal versuchen, in 
Anbetracht der aktuellen Wifo-Studie zur Kon­
junkturprognose vom Dezember hier einige Kon­
trapunkte zu setzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein 
Budget bietet naturgemäß eine breite Palette für 
Diskussionen. Budgetveränderungen im Laufe 
der Budgetdebaue stellen aber nur klar, daß die 
Parlamentarier im Interesse der und nach Diskus­
sionen mit den Gebietskörperschaften Abände­
rungen der Regierungsvorlagen beschließen. 

Auch ich möchte nun einen Abänderungsan­
trag einbringen, der im Grunde die Nichtaufhe­
bung der Selbstträgerschaft im Zusammenhang 
mit dem Familienlastenausgleich entsprechende 
Budgetveränderungen erforderlich macht. Ich 
bringe daher den 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Ing. Gart/ehner, Dipl.- Vw. 
Dr. Lackner und Genossen zur Regierungsvorlage 
betreffend das Bundesjinanzgeselz für das 
Jahr /99-1 samt Anlagen (/260 wut Zu /260 der 
Beilagen! in der Fassung des Ausschußberichles 
(/360 der Beilagen) 

Der Nationalrat soll in zweiter Lesung beschlie­
ßen: 

1. In der Anlage 1 der im Titel bezeichneten Re­
gierungsvorlage lauten die nachfolgenden Voran­
schlagsansätze wie folgt: 

VA-Ansatz: Kapitel 51, 151 800, Aufgabenbe­
reich 43: 1 050 000 Millionen Schilling. 

VA-Ansatz: Kapitel 51, 151 807: 1 550000 Mil­
lionen Schilling. 

VA-Ansatz: Kapitel 51, 151 807, Aufgabenbe­
reich 22: 1 300 Millionen Schilling. 

VA-Ansatz: Kapitel 51, 151 807, Aufgabenbe­
reich 43: 250 000 Millionen Schilling. 

VA-Ansatz: Kapitel 59.8/59849, Aufgabenbe­
reich 43: 150 133 453 Millionen Schilling. 

Weiters lautet die Bezeichnung des Paragraphen 
1/5180 "Pauschalvorsorge für Personal", die des 
Voranschlagsansatzes 1 /51800"Personalausga­
ben" und die des Voranschlagsansatzes 1/51807 
"Aufwendungen (Gesetzliche Verpflichtungen) ". 

2. Die durch die Änderung bedingten Betragsän­
derungen sind auch in den in der Anlage I sowie 
la, Ib und Ie enthaltenen Summenbecrägen entspre­
chend zu berücksichtigen. Ebenso sind in den An­
merkungen die diesbezüglichen Berichtigungen 
vorzunehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
jüngsten Wifo-Prognosen für 1993, aber auch 
jene für das Jahr 1994 zeigen, daß die österreichi­
sche Wirtschaft im heurigen Jahr nicht so stark 
geschrumpft ist, wie ursprünglich erwartet wurde. 
Ausschlaggebend war die Festigung der Industrie­
konjunktur im zweiten Halbjahr. Für das kom­
mende Jahr kann also die Wachstumsprognose 
von 1,5 Prozent gefestigt beibehalten werden. 

Als Ursache dieser rückkehrenden Wachs­
tumsphase nennen die Wifo-Leute im wesentli­
chen zwei Argumente, und zwar erstens die all­
mähliche Belebung der internationalen Konjunk­
tur und zweitens die positive A~swirkung der be­
vorstehenden Steuerreform in Osterreich. Dieses 
Wachstum wird allerdings aufgrund der starken 
Produktivitätssteigerungen keine zusätzlichen po­
sitiven Effekte in der Beschäftigungspolitik her­
beiführen können, weshalb die Arbeitslosenthe­
matik auch im kommenden Jahr nicht nur struk­
turell, sondern auch noch konjunkturell geschich­
tet sein wird. Die österreichische Inflationsrate 
wird laut den Prognosen unter 3 Prozent liegen. 
Und als Ursachen dafür nennen die Wirtschafts­
forscher Lohnkostensteigerungen in sehr gerin­
gem Ausmaß und auch stabile internationale 
Preisvorhersagen. 
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Auch europaweit ist die Talfahrt der Konjunk­
tur zu Ende gegangen. Die Geldpolitik stürzt den 
Konjunkturaufschwung, und die staatlichen Fis­
kai politiken in ganz Europa lassen derzeit die au­
tomatischen Stabilisatoren wirken. Auch stark 
verbilligte Zinsen begünstigen nunmehr wieder 
eher Investitionen in Sachanlagen als in kurzfri­
stigen Finanzanlagen. 

Das Wifo hebt dezidiert auch das gelungene 
Zusammenspiel von Steuer- und Einkommenspo­
litik in Österreich hervor. Die Steuerreform wird 
als Eckpfeiler der Erholung der heimischen Wirt­
schaft bezeichnet. Und gleichzeitig werden Ver­
besserungen für die Qualität Österreichs als Wirt­
schaftsstandort erwartet. 

In diesem Zusammenhang darf ich auch die er­
folgreichen Verhandlungen unserer Bundesregie­
rung in Brüssel betreffend die nationale Förder­
kulisse hier nochmals dankend erwähnen. Das 
wird zu einer weiteren Stärkung des Wirtschafts­
standortes Österreich insbesondere im Falle eines 
Beitrittes zur Europäischen Union führen. 

Wie gut die österreichische Situation im inter­
nationalen Vergleich aussieht, geht auch daraus 
hervor, daß Österreich sogar 1993, in dem wir im 
Budgetvollzug mit rund 29 Milliarden Schilling 
Mehrkosten die Rezession finanzieren, neben Lu­
xemburg der einzige Staat ist, der mit einem soge­
nannten net lending der öffentlichen Haushalte 
das Konvergenzkriterium gemäß den Verträgen 
von Maastricht erfüllt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kurz 
und bündig: Die Bundesregierung hat auch für 
1994 wieder ein Budgetpaket geschnürt, mit dem 
die österreichische Bevölkerung in sehr hohem 
Maße zufrieden sein wird. Soweit läßt sich die 
aktuelle Wifo-Studie vom Dezember 1993 vor­
ausschauend prognostizieren. - Danke schön. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 18.()O 

Präsident Or. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Ing. Gart­
lehner, Dipl.-Vw. Dr. Lackner und Genossen ist 
genügend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Jetzt ist Frau Abgeordnete Monika Langthaler 
zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

18.00 
Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Es ist dies das letzte Kapitel, das 
wir hier im Hause zum Budgetansatz 1994 disku­
tieren. Lassen Sie mich das als Gelegenheit ver­
wenden, um das Ritual dieser Budgetsitzungen 
doch etwas in Frage zu stellen. 

Dieses Ritual beginnt bereits in den Ausschüs­
sen, in denen wir Fragen an die Minister stellen 

dürfen, heuer, nach der neuen Geschäftsordnung, 
erstmals auch schriftlich. Das ist positiv, denn die 
mündlichen bekommt man meistens weniger ge­
nau beantwortet. Es ist dies ein Ritual, bei dem es 
eher weniger darum geht, konkret an der Budget­
erstellung mitzuarbeiten. Wenn Abgeordneter 
Gartlehner sagt, die jetzigen Änderungen und 
auch sein Abänderungsantrag seien ein Ergebnis 
der konstruktiven Arbeit hier in diesem Hause, so 
kostet es doch jeden, der bei den Ausschüssen da­
bei ist, ein Lächeln, denn jeder weiß, wo die Bud­
geterstellung und die Erarbeitung konkreter Zah­
len wirklich vor sich geht: sicherlich nicht in den 
Ausschüssen. Es wäre auch die Art dieser Debat­
te, die viele lange Stunden für die einzelnen Kapi­
tel in Anspruch nimmt, einer kritischen Untersu­
chung zu unterziehen. 

Vielleicht könnten sich, wenn es eine neue De­
batte zu einer noch neueren Geschäftsordnung 
gibt, alle Parteien überlegen, wie man die Erstel­
lung eines Budgets, aber auch die Debatte dar­
über bereits in den Ausschüssen etwas spannen­
der gestalten könnte, damit man auch als frei ge­
wählter Abgeordneter wenigstens ein bißehen das 
Gefühl hat, zur Budgethoheit, wie es formal ei­
gentlich festgelegt wäre, in diesem Haus wirklich 
etwas beitragen zu können. 

Ansonsten wiederholt sich das Ritual: Abgeord­
neter Bauer hält seine alljährliche Rede, bei der er 
das Budgetdefizit kritisiert. Die Opposition ist 
nicht zufrieden. Die Regierung verteidigt es. -
Lassen Sie mich deshalb nur einen kurzen Zah­
lenvergleich hier machen. 

Herr Finanzminister! Sie haben die Budgetzah­
len 1993 in einem erheblichen Ausmaß über­
schritten. Es gab damals, wie offensichtlich im­
mer, den Versuch, unter einer magischen Grenze 
zu bleiben: 59,58 Milliarden Schilling an Defizit 
waren im Bundesvoranschlag ausgewiesen. Nach 
der Korrektur in dritter Lesung waren wir bei 
64,12 Milliarden. Und der voraussichtliche Geba­
rungserfolg für 1993 lautet laut letztem Bundes­
voranschlag 1994 auf 93 Milliarden Schilling. 

Es ist Ihre Prognose und Ihr Bundesvoran­
schlag in eine ziemlich andere Richtung gegan­
gen. Zum Teil hätte man das aber wohl doch 
schon bei der letzten Budgeterstellung vorausse­
hen können, vielleicht auch die Abgeordneten in 
diesem Haus. Und da komme ich wieder dazu, 
daß ich meine, daß man in dem bisher hier gängi­
gen Ritual letztlich die Zahlen, die vom Finanz­
ministerium kommen, in der Regel einfach so, 
wie sie sind, akzeptiert, aber nicht wirklich ver­
sucht, die diversen Zahlenposten ganz konkret 
abzuändern und in Frage zu stellen. Und so 
kommt es letztlich wahrscheinlich auch oft zu 
diesen Fehleinschätzungen. 
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Auch heuer wurde wieder versucht, unter einer 
magischen Grenze zu bleiben. Ursprünglich war 
ein Defizit von 79,38 Milliarden veranschlagt. 
Jetzt sind wir mit den Abänderungsanträgen und 
auch mit den bereits diskutierten Kontroversen 
rund um den FLAF wieder um einiges darüber. 
Wie jetzt abzusehen ist, wird auch dieses Budget, 
wie es dann von der Mehrheit des Hauses be­
schlossen werden wird, in dieser Art und Weise 
nicht eingehalten werden können. 

Herr Bundesminister! Lassen Sie mich bei der 
Gelegenheit, da das das letzte Kapitel ist und ich 
seit der Debatte zur Steuerreform von Ihnen 
überraschende Äußerungen gehört habe, doch 
noch abschließend einen kurzen Aspekt zur Öko­
logie einbringen. 

Ich habe mich sehr gefreut, von Ihnen zu hören 
oder in der Zeitung zu lesen, daß Sie nun doch 
konkreter überlegen, eine Energieabgabe wenig­
stens bei der nächsten Steuerreform einzuführen. 
Es wäre vielleicht wirklich eine spannende Debat­
te, wenn wir sehr bald auch im Rahmen von Fi­
nanzausschüssen oder in anderer Form in Ge­
sprächen genau und konstruktiv diskutieren 
könnten, wie wir endlich nicht nur in der Form 
eines Budgets - bei dem man auch, wie ich mei­
ne, mit geziehen Förderinstrumenten mehr öko­
logische Parameter einführen könnte - ganz 
konkret zu Szenarien kommen, wie man in Öster­
reich zu einer allgemeinen Energieabgabe 
kommt, indem man andere Steuern dann auch im 
Sinne einer Aufkommensneutralität senkt. 

Herr Bundesminister! Ich hoffe, das war nicht 
nur eine Ankündigung oder ein Referat, das Sie 
in dem Wissen gehalten haben, daß die letzte 
Steueretappe hinter Ihnen liegt und sehr lange 
keine Reform mehr zu erwarten ist. Ich hoffe, Sie 
haben sehr wohl ein bißehen umgedacht, und 
vielleicht beginnt im neuen Jahr hier eine neuerli­
che Auseinandersetzung über Ökosteuern mit 
uns. Wir laden Sie schon jetzt herzlich dazu ein. 
(Beifall bei den Grünen.) 18.IJ6 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Günter Stummvoll. - Bitte. 

lS,()6 

Abgeordneter Dr. Stummvoll (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Herr Staatsse­
kretär! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir haben jetzt einige Tage und zum Teil Nächte 
und viele Stunden an Budgetdebatten hinter uns. 
Wenn ich in dieses Hohe Haus blicke - gestatten 
Sie mir, das zu sagen -. ist nicht zu verkennen, 
daß sich hier eine gewisse Lustlosigkeit bemerk­
bar macht. Ich möchte mich daher ganz, ganz 
kurz fassen und in dieser Schlußdebatte nur drei 
Punkte anbringen. 

Erster Punkt: Ich bedaure, daß von der Opposi­
tion hier wirklich nur ein Ritual geübt wurde und 
überhaupt keine neuen Argumente vorgebracht 
wurden. Ich wäre dankbar gewesen, wenn etwa 
vorgestern bei der Österreichpräsentation in 
Bonn die Damen und Herren der Opposition hät­
ten hören können, was die deutschen Politiker 
über unsere Steuerreform gesagt haben. (Abg. 
Monika La n g t hai e r: Beide waren wir nicht 
eingeladen.') Sie möchten auch eine solche Steuer­
reform in Deutschland haben, wie wir sie in 
Österreich zusammengebracht haben! 

Da Herr Kollege Holger Bauer gerade herein­
kommt, darf ich nur sagen: Es gibt bei der Beur­
teilung dieser Steuerreform im wesentlichen zwei 
Ansichten. Es gibt die Beurteilung durch das In­
stitut für Wirtschaftsforschung, ein angesehenes 
Institut, und es gibt die Beurteilung durch die 
Opposition, hier vorgetragen durch Herrn Dkfm. 
Holger Bauer. 

Ein kleiner Unterschied: Die Wirtschaftsfor­
scher - und ich glaube, es ist unbestritten, daß 
das Wifo ein angesehenes Institut in unserem 
Land ist - meinen, daß diese Steuerreform er­
stens Impulse für das Wachstum, zweitens Impul­
se für die Beschäftigung, drittens Impulse für die 
Investitionen, viertens Impulse für den privaten 
Konsum bringt und fünftens auch positiv für die 
Steigerung der privaten Einkommen ist. - Das 
ist die eine Seite. 

Herr Holger Bauer hingegen kommt hier her­
aus und erklärt: Das Ganze ist eigentlich nichts. 
- Bitte, jeder möge sich ein Urteil bilden. Jeder 
möge selbst entscheiden, ob er eher den Experten 
des Wifo glaubt oder ob er eher den Worten von 
Holger Bauer glaubt. Ich möchte gar keine Posi­
tion beziehen. Jeder möge sich selbst ein Urteil 
bilden. (Abg. Dkfm. Ho/ger Bau e r: Herr Kolle­
ge.' Ich möchte einen Satz sagen. und zwar einen 
heiklen Satz: Man muß sich doch auch anschauen, 
wodurch das Wifo repräsentiert wird. a La: Wes 
Brot ich ess', des Lied ich sing'.') 

Herr Diplomkaufmann! Wenn Sie mit diesem 
Zwischenruf das Ansehen und den Ruf des Insti­
tuts für Wirtschaftsforschung in Frage stellen 
wollten, dann ist das Ihr gutes Recht. Ich darf nur 
sagen: Wir bekennen uns zum Wifo. Es sind dort 
die besten Fachleute des Landes versammelt, ein 
großartiger Brain-Trust. Und ich möchte hier 
ganz bewußt und ganz offensichtlich nach diesem 
Zwischenruf den Damen und Herren des Wifo 
versichern, daß wir ihren untadeligen Ruf hier 
dezidiert festhalten und zu ihnen stehen. (Beifall 
bei der Ö VP.) 

Zweiter Punkt: Meine Damen und Herren! Es 
ist schon richtig, daß Steuern und Budget eine 
Einheit sind. Wenn ich das Budget beurteile. muß 
ich zugleich auch die Steuerpolitik beurteilen. 
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Und ich wage hier zu behaupten, daß diese Bun­
desregierung mit dieser Steuerreform und mit 
diesem Budget einen unglaublich schwierigen, ich 
möchte fast sagen, wirtschaftspolitischen Trapez­
akt versucht. Man versucht nämlich einerseits, 
noch in einem Jahr der Rezession bereits wieder 
die Rückkehr zum Konsolidierungskurs im näch­
sten Jahr anzupeilen, und das kombiniert mit ei­
ner Steuerreform, die, und das war unbestritten, 
eine Entlastung von ungefähr 17 Milliarden 
Schilling bringt. 

Meine Damen und Herren! Zeigen Sie mir aus­
ländische Beispiele, wo ähnliche wirtschaftspoliti­
sche Trapezakte durchgeführt werden: Steuersen­
kung einerseits und gleichzeitig Rückkehr zum 
Budgetkonsolidierungskurs anderersei ts. 

Meine Damen und Herren! In der Regel wer­
den Budgets so saniert, daß man die Steuern er­
höht. Bitte, hier werden Steuern gesenkt und 
gleichzeitig wird die Rückkehr zum Konsolidie­
rungskurs angepeilt. Ich glaube, das ist eine un­
glaublich beachtliche wirtschaftspolitische Lei­
stung. Ich sage noch einmal: Vielleicht sollten ei­
nige Damen und Herren der Opposition öfter ins 
Ausland fahren und sich dort anhören, was man 
im Ausland über unsere Steuerreform sagt, denn 
mir ist schon klar, im Inland sehen viele Matsch­
kerer meistens nur das, was Ihnen nicht gefällt, 
viele Details, die Ihnen nicht gefallen, und sie 
übersehen dabei den großen Wurf, den diese 
Steuerreform gebracht hat. (Beifall bei der ÖVP.J 

Ich wäre dankbar gewesen, wären einige Da­
men und Herren vorgestern in Bonn gewesen. 
Wir werden versuchen, uns die Tonbänder zu be­
schaffen und sie Ihnen dann zur Verfügung zu 
stellen, damit Sie hören, wie das Ausland diese 
Steuerreform beurteilt, Herr Kollege Holger Bau­
er. 

Ich möchte aber auch sagen, meine Damen und 
Herren, daß ich, ebenso wie einige Vorredner, 
durchaus nicht alles durch die rosarote Brille 
sehe, sondern immer wieder versucht habe, diffe­
renziert und auch kritisch zu argumentieren. Ich 
tue das auch heute. 

Ich möchte sagen, daß mir in den letzten Tagen 
dieser Budgetdebatte auch drei Dinge mißfallen 
haben. Ich sage ganz ehrlich: Mir hat erstens miß­
fallen, daß es leider nicht möglich war, mit den 
Ländern und Gemeinden einen Konsens in der 
Frage Selbstträgerschaft beim Familienlastenaus­
gleichsfonds zu finden. Ich halte das an sich für 
einen unhaltbaren Zustand. Schon der Ausdruck 
"Selbstträgerschaft" bitte - das muß man halt 
auch einmal sagen - ist nur die halbe Wahrheit. 
Selbstträgerschaft heißt: Wir zahlen nichts ein, 
weil wir die Familienbeihilfe selber zahlen. Das 
ist aber nur der eine Teil der Wahrheit. Der ande­
re Teil der Wahrheit ist, daß darüber hinaus auch 

noch andere Transferleistungen erbracht werden, 
die darauf hinauslaufen - ich sage das ganz of­
fen, das ist unhaltbar für uns -, daß eigentlich 
die Betriebe mit ihren Beiträgen gleichsam die 
Beamten der Länder und der Gemeinden subven­
tionieren, die Transferleistungen aus diesem 
Fonds bekommen. Ich sage ganz offen, das miß­
fällt mir. 

Zweitens mißfällt mir - ich sage das auch ganz 
offen, meine Damen und Herren, ohne hier ge­
schützt zu sein -, daß in den letzten Stunden 
hier in diesem Hohen Haus versucht wurde und 
noch immer versucht wird, politisches Kleingeld 
zu erhalten, etwa in der Frage der Kilometergren­
ze bei den Schülerfreifahrten. Ich bin zu jeder 
seriösen, ordentlichen Diskussion bereit, aber im 
letzten Augenblick, in den letzten Stunden hier 
politisches Kleingeld wechseln zu wollen, das leh­
ne ich ab. 

Ich sage ganz offen, daß mir - drittens - eine 
Entwicklung auch nicht gefällt, nämlich die Ent­
wicklung, daß wir einerseits als Wirtschaft an die 
Betriebe appellieren, Preisdisziplin zu halten, und 
von den Gewerkschaften Lohndisziplin verlan­
gen, einen Solidarpakt abschließen und dann im 
Bereich der öffentlichen Gebühren und Tarife die 
Dinge hinauftreiben. (BeifaLL des Abg. Böhacker.) 
Ich glaube, man sollte auch das einmal ganz offen 
sagen. 

Wenn man das wirklich objektiv diskutiert, 
muß man sagen, das Budget und die Steuerre­
form sind eine beachtliche Leistung, die drei 
Punkte, die ich erwähnt habe, gefallen mir nicht. 
Ich habe es ganz offen ausgesprochen und beende 
hiermit meinen Debauenbeitrag. (Beifall bei der 
ÖVP.) 18.13 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Dr. Frischenschlager. Ist 
er hier? (Abg. DDr. Gm 0 s e r: Ja selbstverständ­
lich.') Ja! - Bitte, Herr Abgeordneter. Ich bin ja 
nicht überrascht. 

18.13 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (Liberales 
Forum): Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Der Kollege Stummvoll ist natürlich 
ganz begeistert von Budget und Steuerreform. 
(Abg. DDr. Gm 0 s er: Naja, begeistert?) Kein 
Wunder, er muß so singen, wie die Arie von der 
großen Koalition komponiert ist. (Abg. Dr. 
S t u m mv 0 I L: Na geh. geh. geh.') Kollege 
Stummvoll, ich weiß schon, daß du auch differen­
ziert singen kannst, und ich kann dir auch genau 
sagen, wann das im Jahr stattfindet. Jedes Budget­
jahr kann man immer im Sommer vom Kollegen 
Stumm voll - auch vom Kollegen Ditz übrigens 
- durchaus kritische budgetpolitische Artikel le­
sen; in der "Industrie" und da und dort. Im Som­
mer, zu einem Zeitpunkt also, wo sozusagen Bud-
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getpolitik zwischen den Regierungsparteien doch 
sehr stark über die Medien gespielt wird, wo die 
eine die andere ein bißehen unter Druck setzen 
will, da kommen die oft sehr gescheiten, sachli­
chen, durchaus angriffslustigen Artikel des Kolle­
gen StummvolI. (Abg. Dr. Ren 0 L d n e r: Das ist 
auch ein RituaL!) 

Jetzt, am Ende der Komposition ... (Abg. Dr. 
S t u m m voll: War ich jetzt nicht kritisch?! 
Was 's wiegt, das hal's.') Ja schon, an Nebenfron­
ten, Kollege Stummvoll, an den Nebenfronten, 
die Ihnen im Sommer eher unwichtig sind. Aber 
dann, wenn es wirklich um die großen budgetpo­
litischen Schaltungen geht, zu denen Sie durchaus 
- ich erinnere an Ihre sehr kritische Haltung im 
gesamten Sozialversicherungsbereich, Kranken­
hausbereich - Jahr für Jahr ... (Abg. Dr. 
S t u m mv 0 LL: Nach wie vor!) Aber nicht heute 
und auch nicht am Beginn der Debatte, und ich 
bin ziemlich sicher ... (Abg. Dr. S t u m m v 0 Li: 
Krankenhaus ist heute nicht das Thema!) Na 
schon, denn wir sind jetzt bei der Generaldebatte, 
bei der Schlußdebatte, wo wir sozusagen zum 
Schlußakkord des Rituales ansetzen, wie die Kol­
legin Langthaler gesagt hat. Da ist davon natür­
lich nicht mehr die Rede. Und all die großen Bud­
getsünden, die auch Sie immer wieder und völlig 
zu Recht aufzeigen, die sind natürlich nach wie 
vor da. 

Man kann sie ja aufzählen. Die Budgetkonsol­
dierung haben Sie selber dieses Jahr ad absurdum 
geführt und damit ein bißehen auch noch ein zu­
sätzliches Mal die Budgetdebatte. Wenn man am 
Jahresanfang ein Budget beschließt, und am Ende 
kommen 30 Milliarden mehr an Defizit heraus, 
dann ist einfach irgendwo in der Budgetpolitik, in 
der Budgeterstellung etwas passiert - zumindest 
an Fehleinschätzung. (Abg. Dr. S tu m m \J 0 Li: 
Das WirtschaftswachslUm ist nicht eingetroffen! 
Ganz einfach!) 

Kollege Stummvoll! Das ist ja der Grund, war­
um ich vorsichtig bin mit dem Jubel, und warum 
ich Ihnen empfehle, auch nicht zu jubeln. Aus 
welchem Grund sollten den heuer Ihre Budget­
prognosen stimmen, wo doch wieder von 1,5 Pro­
zent gesprochen wird und Sie darauf Ihre Budget­
politik aufbauen. (Abg. Dr. S t u m m v 0 LI: Das 
iSl die Natur einer Prognose!) 

Also gut, wir kommen dahinter, daß das Bud­
get, wie immer es ausschaut, davon abhängt, wie 
die Prognosen sind und ob das alles eintritt oder 
nicht. Man kann es ja drehen und wenden, wie 
man will. (Abg. Dr. No wo I n y: Das hängt da­
von ab, wie die Konjunktur ist.') Kollege Nowotny! 
Völlig klar, es ist die Konjunktur. (Abg. Dr. No -
wo t n y: Na seLbstverständlich.' Das müssen Sie 
doch akzeptieren!) Deswegen sage ich ja, wenn es 
einmal um 30 Milliarden geht, dann kann etwas 
anderes auch nicht stimmen. 

Jedenfalls, es gefällt mir ja nur, wie gesagt, daß 
Kollege Stummvoll - und wir werden es aus Ih­
rem Mund wahrscheinlich auch hören - im gro­
ßen und ganzen alles wunderbar findet. Im De­
tail, da bei den Lehrlingsfreifahrten ist vielleicht 
irgendein Tränenkrüglein angebracht, aber sonst 
ist alles in Ordnung. Kollege Stummvoll, Sie wis­
sen ganz genau, daß in einer Situation, in der die 
drei großen Töpfe öffentliche Leistungen, Trans­
ferzahlungen und jetzt Finanzierungsaufwand 
immer stärker ins letzte Drittel abwandern - Sie 
kennen diese Prognosen -, trotz allen ausländi­
schen Lobes, das Sie gehört haben, eine Negativ­
entwicklung im Gange ist. Und das soll hier auf­
gezeigt werden, das würde Ihnen gerade ... (Abg. 
Dr. S t u m m voLL: Für die Opposition ist alles 
negativ.') Überhaupt nicht, Herr Kollege Stumm­
voll, nein, überhaupt nicht! (Abg. Dr. No­
wo t n y: ALso was ist jetzt positiv?) Ich bin zu­
nächst beim Negativen. (Heiterkeit.) Das muß ja 
auch gesagt werden, Kollege Nowotny. Sie wer­
den es nicht sagen. Ich nehme Gift darauf, daß Sie 
es nicht sagen werden. 

Faktum ist jedenfalls: Wenn einmal die reinen 
Finanzierungskosten nicht mehr reichen, um die 
Transferzahlungen zu finanzieren, dann müßten 
auch beim Kollegen Altstaatssekretär Stummvoll 
die Alarmglocken läuten. Ich glaube schon. (Abg. 
Dr. S t u m m voLL: ALarmglocken ist zuviel ge­
sagt! Man muß vorsichtig sein!) Jetzt. Im Sommer 
wird es schon ein lauter Alarm werden. Aber 
jetzt, gebe ich zu, wird das ein bißehen ins Zwie­
licht gesagt. Aber immerhin. Also hier ist einmal 
ein Faktum vorhanden, das man sich anschauen 
muß. 

Das Zweite ist - ich gehe jetzt gar nicht auf 
Ihre ehemaligen oppositionellen ÖVP-Reden ein; 
da hat die Welt natürlich auch immer anders aus­
geschaut -, und das können Sie mir ja auch nicht 
widerlegen, Kollege Stummvoll: In ganz wesentli­
chen Punkten ist unsere Budgetsituation einfach 
gescheitert, und zwar nicht, weil - ich begäbe 
mich da auf eine billige Linie, wenn ich das sagte 
- das Geld nur so mit vollen Händen hinausge­
worfen wird, sondern Sie schaffen einfach nicht 
die politische Voraussetzung für eine Budgetsa­
nierung. Sie wissen genau, daß im Sozialbereich 
die Finanzierung nicht gesichert ist, weder im 
Krankenbereich - da explodieren die Kosten, 
aber es kommt zu keiner Reform - noch im Pen­
sionsbereich. Wir lügen uns in den Sack mit dem 
berühmten Satz: Für die nächsten zwölf Jahre 
sind die Pensionen gesichert. Sie selber sind auf 
diesem Gebiet besonders gut bewandert und wis­
sen genau, daß das keinen Menschen beruhigt, 
der heute 30 oder 40 Jahre alt ist, wenn gesagt 
wird: Die nächsten zwölf Jahre sind die Pensionen 
gesichert. Das mag vielleicht für einen 80jährigen 
irgendwo beruhigend wirken, aber nicht einmal 
da, glaube ich. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
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S t u m m voLL.) Nein, ich sage ja nur, ich erinne­
re Sie nur an Aussagen, die durchaus Sie gemacht 
haben könnten. Im Sommer - natürlich nicht 
jetzt am Ende. 

Der nächste Punkt: Wir alle wissen, daß die 
Personalkosten für den öffentlichen Dienst, die 
die 200-Milliarden-Grenze überschritten haben 
und sich in Richtung 210 Milliarden bewegen, 
einfach ein Mühlstein um den Budgethals sind, 
der uns fast erwürgt. 

Diese drei Punkte - da rede ich jetzt gar nicht 
von der ÖBB und anderen Dingen, die da noch 
relativ geringere Probleme sind - zeigen: Das 
große Versagen der großen Koalition ist das 
Nichtschaffen der politischen Voraussetzungen 
für eine wirkliche Budgetkonsolidierung. 

Sie haben sich der Möglichkeit begeben, sich in 
den konjunkturell besseren Jahren den Budget­
spielraum zu verschaffen, der tatsächlich Reform­
politik zuließe. Das ist in kurzen Worten das Re­
sümee, das man über Ihre Budgetpolitik sagen 
muß. Nicht dieses Zahlenwerk, das wir hier her­
unterradeln, sondern einfach die politischen 
Grundlagen haben Sie, angekündigt als Sanie­
rungspartnerschaft, nicht erbracht. Das ist das 
Urteil, das man über die Budgetpolitik der gro­
ßen Koalition der letzten vier beziehungsweise 
acht Jahre einfach ziehen muß. Sie haben nur ei­
nen Bruchteil der angekündigten Reform- und 
Sanierungsarbeiten geleistet. Und so sieht das 
Budget aus. Die Schwierigkeiten werden wachsen, 
weil die Entwicklung weiter negativ verläuft. 

Nächstes Jahr wird es noch ärger sein, das wis­
sen Sie, denn das, was uns heuer passiert, wird 
auch nächstes Jahr wieder der Fall sein, unter ei­
ner noch erschwerten Situation, mit einem gestie­
genen Defizit. 

Das sind die realen Verhältnisse (Abg. Dr. 
S t u m mv 0 LL: Schwarzmalerei.' - Abg. Dr. 
Lu k e s c h: Pessimistisch.'), denen sollten wir ins 
Auge schauen, Kollege Lukesch! Die Abgeordne­
ten der Regierungsparteien sollten sich nicht Mut 
zureden, daß ohnehin alles so gut ist. Es ist nicht 
so, das sei in aller Sachlichkeit festgestellt. (Abg. 
Dr. L u k e s c h: Heute nachmittag sind Sie noch 
dagestanden und haben sich für eine Privatpolizei 
ausgesprochen.' Die Ausgaben für die Sicherheit 
müssen steigen, haben Sie erklärt.') Kollege Lu­
kesch, es tut mir leid, dann haben Sie mir nicht 
zugehört. (Abg. Dr. L II k e s c h: Ich habe genau 
zugehört.') Ich habe noch 20 Minuten Redezeit, 
aber ich kann Ihnen nicht durchgehen lassen, daß 
Sie jetzt in einem Zwischenruf das Gegenteil von 
dem behaupten, was ich gesagt habe. Ich habe 
deutlich gesagt - Kollege Lukesch, hören Sie mir 
zu, umso rascher bin ich fertig (Abg. Dr. L u -
k e sc h: Privatpolizei haben Sie gesagt.') -, ich 
habe am Vormittag - übrigens nicht am Nach-

mittag - laut und deutlich gesagt: Nicht mehr 
Polizei und nicht mehr Gefängnisse bringen uns 
absolute Sicherheit. Wichtig ist, daß wir die vor­
handenen Mittel für die Apparate besser einset­
zen, das ist es. 

Kollege Lukesch! Nehmen Sie zur Kenntnis: 
Wir haben in dieser Budgetdebatte nicht eine ein­
zige Mehrforderung erhoben. Sie haben keine 
vernünftige politische Grundlage für eine Konso­
lidierung des Haushaltes in den letzten Jahren ge­
liefert. Das ist eine Realität, die ist unleugbar. 
Deshalb ist dieses Budget abzulehnen und ich 
fürchte, wenn Sie in demselben Trott weitertun, 
wie ich es aus Ihrem Zwischenruf ersehe, daß die 
Besserung nicht eintreten wird. (Abg. Dr. Lu­
k e s c h: Alles kann ich Ihnen ja nicht durchgehen 
lassen.') Ich habe zwar nicht erwartet, daß Sie die 
Dinge zum Besseren führen, aber daß Sie unein­
sichtig sind, das bedaure ich. 

Ich schließe und wiederhole noch einmal, daß 
diese Budgetpolitik, trotz allen ausländischen 
Lobs, das Kollege Stummvoll gehört haben will, 
kein Fortschritt ist, sondern gerade in diesem 
Jahr Rückschritte gezeitigt hat. Das bedauern wir, 
weil wir politischen Spielraum brauchen würden, 
um gerade diese Krisen abzuwehren. Das wissen 
wir, aber die Möglichkeiten dazu haben Sie sich 
verbaut, weil Sie in den guten Jahren, wo es noch 
wesentlich leichter gewesen wäre, keine Budget­
konsolidierung betrieben haben. (Zwischenruf.) 

Dann schauen Sie doch die Zahlen an! - Ich 
danke. (Beifall beim Liberalen Forum.) 18.23 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Herr Abgeordneter Jakob Auer. - Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

18.23 .. 
Abgeordneter Auer (OVP): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! - Herr Alt-Minister Frischen­
schlager! Zu einem Punkt, in einem einzigen 
Punkt kann man Ihnen recht geben, nämlich daß 
der Budgetvollzug wesentlich stärker beachtet, 
wesentlich stärker diskutiert und wesentlich bes­
ser begleitet werden sollte, wesentlich besser als 
vielleicht manchesmal die Budgeterstellung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
war heute völlig verwundert, als ich den Ausfüh­
rungen des Kollegen Bauer zugehört habe. Hätte 
man nicht hierhergesehen, hätte man nur hier­
hergehört, dann hätte man fast der Meinung sein 
können, es wäre ein Mitglied der großen Koali­
tion gewesen, so sanft, so zart war er in seinen 
Ausführungen. Offensichtlich ist das Budget doch 
wesentlich besser, als er uns weiszumachen ver­
sucht hat. 

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Bau­
er! (Abg. DDr. Gm 0 s e r: Holger.' ) Holger Bau-
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er, ergänzend und genau. Um bei Ihren Ausfüh­
rungen oder Ihrem Wortschatz zu bleiben: Die 
sogenannten investiven Ausgaben - Sie können 
das nachlesen auf Seite 309 des Arbeitsbehelfes 
zum Bundesfinanzgesetz, Sie haben es sicher vor 
sich, da kann man das nachverfolgen -, die Ei­
geninvestitionen und die Ausgaben für die Wirt­
schaft steigen deutlich, deutlich, nämlich von 
32 Milliarden Schilling auf 49,5 Milliarden Schil­
ling. Und das ist doch wohl ein positives Signal. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nie­
mand kann das wirtschaftspolitisch schwierige 
Umfeld leugnen, und in Anbetracht der interna­
tionalen Dimension dieser Rezession kann man 
sicher von einem Budget der Vernunft und der 
Stabilität sprechen, von einem Budget der wirt­
schaftlichen und sozialen Absicherung. Und was 
es vor allem auch nicht ist - und das finde ich 
positiv -: Es ist kein Wahlbudget angesichts der 
Wahlgänge des kommenden Jahres. Es ist ein 
Budget der wirtschaftlichen Absicherung, und 
durch die Steuerreform II des kommenden Jahres 
wird es für den Wirtschaftsstandort Österreich 
positive, sehr positive Auswirkungen geben, denn 
der Wegfall der Vermögensteuer, der Gewerbeer­
tragsteuer - zum Leidwesen der Gemeinden, das 
sei von mir hinzugefügt - und des Erbschaft­
steueräquivalents bewirkt eindeutig, daß Öster­
reich von einem Hoch- zu einem Niedrigsteuer­
land wird. 

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Bau­
er! Es ist unbestritten, daß mit der Steuerre­
form II nicht alles in Butter ist. Das gebe ich Ih­
nen zu. Aber die große Linie ist durchaus begrü­
ßenswert. Es werden fast 30 Steuergesetze 
verändert, sie bringen viele Neuregelungen, und 
niemand bestreitet, daß es auch eine Art gerech­
tere Steuerverteilung und verschiedenste Verfah­
renserleichterungen gibt. 

Meine Damen und Herren! Ich habe - weil 
gerade der Herr Kollege Schreiner so süffisant lä­
chelt - vor kurzem mit einem Wirtschaftstreu­
händer, also mit einem Kollegen von ihm, gespro­
chen, der absolut nicht mehr Partei angehörig ist, 
der durchaus manches kritisiert, aber bereit ist, 
zuzugeben - und das würde er jederzeit auch 
öffentlich machen -, daß die große Linie begrü­
ßenswert ist, und wenn man beide Steuerrefor­
men beachtet und zusammen betrachtet, dann ist 
der österreichischen Bundesregierung hier ein 
großer Wurf gelungen. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die wesentlichste 
Zielsetzung der Steuerreform oder die Botschaft 
dieser Steuerreform ist: Sichere Arbeitsplätze 
werden nicht durch Staat und Staatsverschuldung 
gesichert. Da werden Sie mir hoffentlich zustim­
men. Es ist eine faire Behandlung wirtschaftlicher 

Leistung damit sichergestellt, und Eigeninitiative 
und Leistung gegenüber staatlicher Bevormun­
dung und Wirtschaftslenkung sollen den Vorrang 
haben. 

Meine Damen und Herren! Wir alle wissen, daß 
gute Betriebe die Beschäftigung sichern. Wir alle 
wissen, daß gute Betriebe dann, wenn eine her­
vorragende Beschäftigung gegeben ist, dement­
sprechende Steuern bezahlen, daß sie auch von 
den Beschäftigten bezahlt werden. Dieses Budget 
sichert gleichzeitig die soziale Absicherung -
dieses Kapitel wurde heute ausreichend diskutiert 
- für jene, die es brauchen. Es soll aber nicht 
eine Absicherung sein für jene, die es nur wollen. 
Denn man sollte tatsächlich unterscheiden: Jenen, 
die arbeitslos sind, sollte man jede mögliche Un­
terstützung geben, aber jenen, die nur arbeitsun­
willig sind, sollte man durch verschiedenste Auf­
lagen diese Möglichkeiten nicht eröffnen, die es 
sehr oft gibt. 

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Bau­
er! Sie haben die Steuern- und Abgabenquote 
zum Bruttoinlandsprodukt zitiert. Österreich ist 
1992 im Mittelfeld gelegen. Durch diese Maßnah­
men wird es in das untere Drittel zurückfallen, 
die Steuern- und Abgabenquote wird sich also 
sehr positiv darstellen, nicht nur, weil wir so her­
vorragend waren mit dieser Maßnahme, sondern 
auch, weil in anderen Ländern, die diesem Ver­
gleich zugrunde liegen, massive Steigerungen zu 
bemerken sind. Österreich hat es geschafft, trotz 
dieses schwierigen politischen Umfeldes eine Ver­
besserung herbeizuführen. (BeifaLL bei Ö VP und 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Besondere Beach­
tung verdienen in diesem Budget die Kapitel U n­
terricht, ein Plus von 8,1 Prozent, und Wissen­
schaft und Forschung, immerhin ein Plus von 
9 Prozent. Die bessere Ausbildung und vor allem 
auch die verstärkte Forschung werden in Hin­
kunft unser wesentliches Kapital sein müssen. 

Eines macht mir aber doch ein wenig Sorgen, 
nämlich die Entwicklung auf dem Lehrlingssek­
tor. Von 194 000 Lehrlingen im Jahr 1980 ist ein 
Rückgang auf 136000 Lehrlinge im Jahr 1992 
feststellbar. Die Schere zwischen den Studieren­
den und jenen, die eine Lehre beginnen, klafft 
immer weiter auseinander. Hier muß es Maßnah­
men geben, damit nicht, wie vor kurzem der deut­
sche Bundeskanzler Kohl formuliert hat, eines 
Tages drei Architekten planen und ein einziger 
dann den Bau fertigstellt. So kann es sicher nicht 
gehen. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Sehr 
positiv, Herr Bundesminister, ist, daß in jedem 
Gesetz die finanzielle Auswirkung auf den Bund 
dargestellt ist. Das ist eine neue positive Einfüh­
rung. 
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Ich würde mir aber vor allem wünschen, und 
ich bitte Sie dringend, das zu realisieren, daß in 
Zukunft nicht nur die Kosten für den Bund und 
die Auswirkungen finanzieller Natur auf den 
Bund in derartigen Gesetzen dargestellt werden, 
sondern auch die Auswirkungen auf die Länder 
und vor allem auf die Gemeinden, denn die sind 
es, die wesentlich von dem betroffen sind, was 
hier beschlossen wird. 

Meine Damen und Herren! Im Grunde ist es 
ein seriöses Budget, dem wir gerne die Zustim­
mung geben. (BeifaLL bei ÖVP und SPÖ.) 18.32 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Herr Abgeordneter Mag. Schreiner. - Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

18.32 

Abgeordneter Mag. Schreiner (FPÖ): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Stumm­
voll ist gerade nicht im Saal. Ich möchte ihm aber 
ausnahmsweise recht geben, denn er hat in seiner 
letzten Bemerkung gemeint, die Gebührenerhö­
hungen sind eigentlich ungeplant gewesen, wenn 
man die Auswirkungen der Steuerreform be­
trachtet, die eine Entlastung der Massenarbeits­
einkommen herbeiführen sollte. 

Wir haben das bei uns im Klub einmal für ei­
nen Haushalt hochgerechnet. Wir sind dann auf 
eine Person pro Woche gekommen und haben 
eine durchschnittliche Gebührenerhöhung er­
rechnet. Wir haben das, was Herr Kollege 
Stumm voll angemerkt hat, aufgelistet. Das be­
ginnt bei den ORF-Gebühren und geht über die 
Mineralölsteuer, die Wassergebühren und die Ta­
bakpreise bis zum Gaspreis. Es sind zusammen 
19 Gebührenerhöhungen, die insgesamt bewir­
ken, daß diese Steuerreform, die von den Koali­
tionsparteien so hochgelobt wird, größtenteils in 
sich zusammenfällt, nämlich was die Auswirkung 
auf die persönliche Geldbörse jedes einzelnen be­
trifft. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Las­
sen Sie mich das vielleicht in einem einzigen Satz 
zusammenfassen: Wenn ein Haushaltsvorstand 
seine Ehefrau einmal in der Woche zum Abend­
essen einlädt - Herr Kollege Auer, damit Sie es 
an diesem Beispiel auch bildlich vor sich sehen -
und der Kellner kommt und sagt: Ich bekomme 
von Ihnen 281 S . .. (Abg. Aue r: Was werden 
Sie da machen?) 281 S? Einmal in der Woche? -
Und wenn Sie zu dem Kellner sagen: 300 S, es 
stimmt schon!, das heißt, Sie geben ihm 19 S 
Trinkgeld, dann war das in etwa die zweite Etap­
pe der Steuerreform plus die Gebührenerhöhun­
gen, die Sie den Österreichern aufbürden. fAbg. 
Bö h ac k e r: Das ist ja unglaublich!) Das war's. 
Mehr ist es nicht. Da kann ich Herrn Kollegen 

Stummvoll nur recht geben: Das ist die wirkliche 
Schattenseite. 

Es ist über die Steuerreform schon sehr viel 
diskutiert worden. Ich möchte mich da nicht 
mehr verbreiten, das hat Herr Kollege Holger 
Bauer schon getan. 

Aber, Herr Bundesfinanzminister, betrachten 
wir bei dem letzten Budget der zweiten Auflage 
der großen Koalition einmal die Vorgaben, die 
Sie sich am Beginn der Erstauflage der großen 
Koalition vorgenommen haben. Sie haben ge­
meint, dieses Budget bedarf einer Strukturre­
form, Sie müßten im Jahr 1994 auf 2,5 Prozent 
Defizit, bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt, 
kommen. Das war die Zielvorgabe. - Aber unter 
Einschluß der außerbudgetären Finanzierung ist 
es genau das Doppelte geworden, nämlich 
5,2 Prozent. 

Sie haben immer weniger Spielraum in diesem 
Budget gewonnen. Und daher, Herr Bundesmini­
ster, ist auch die Steuerreform so ausgefallen, wie 
sie ausfallen mußte, nämlich eine nicht gelungene 
Inflationsanpassung bei den Masseneinkommen 
und bei den Betrieben mehr oder weniger ein 
Nullsummenspiel. Auch wenn, Herr Kollege 
Auer, der eine Steuerberatungskollege meint, das 
wäre eine gelungene Reform - ich bin ja nicht 
verantwortlich, weil Sie mich so angesehen haben, 
für alle Kollegen und deren Meinung -, so muß 
ich sagen, es gibt natürlich einige Kollegen, die 
sich von der Abschaffung gewisser Steuern, wie 
der Gewerbesteuer, des Erbschaftsteueräquiva­
lents und der Vermögensteuer, blenden lassen. 

Ich gestehe auch zu, daß das an sich positive 
Ansätze waren. Das sind ja Ansätze, über die mir 
der Herr Bundesfinanzminister, nachdem das 
auch freiheitliche Anträge im Unterausschuß des 
Finanzausschusses waren, noch vor drei Jahren 
gesagt hat, das komme für ihn - etwa die Gewer­
besteuerabschaffung - überhaupt nicht in Frage. 
Er hat sich eines Besseren belehren lassen. (Abg. 
Alle r: Er hat sich durchgesetzt!) Gott sei Dank. 
Gott sei Dank hat er sich eines Besseren belehren 
lassen. Wir haben ja auch bei der zweiten Lesung 
der Abschaffung der Gewerbesteuer zugestimmt. 
Wir haben eine differenzierte Vorgangsweise an 
den Tag gelegt. (Abg. Alle r: Das anerkennen 
wir!) Das gestehe ich alles zu. 

Aber auf der einen Seite jemandem etwas in die 
Tasche zu geben und auf der anderen Seite ihm 
das Geldbörsel wieder aufzumachen und ihm das 
gleiche, das man ihm gegeben hat, wieder heraus­
zureißen, und das als "Steuerreform" zu bezeich­
nen, das ist ein starkes Stück. Und daher die Kri­
tik der freiheitlichen F~aktion und der Opposi­
tion! (BeifaLL bei der FPO.) 
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Herr Bundesfinanzminister! Ich möchte, bevor 
ich dann zu einem Entschließungsantrag meiner 
Fraktion komme, der sich mit der Organisation 
der Finanzlandesdirektionen und der Besoldung 
der Beamten der Finanzlandesdirektionen be­
schäftigt, noch auf ein Thema zu sprechen kom­
men, das an sich dringend von Ihnen angegangen 
werden müßte - neben einer ausgabenseitigen 
Budgetsanierung, wo natürlich nicht Sie allein 
verantwortlich sind, daß das wirklich auch in die 
Tat umgesetzt wird, sondern auch Ihre Ressort­
kollegen -, und das bezieht sich darauf, daß Sie 
endlich einmal auch mit Ihren Finanzausgleichs­
partnern ins reine kommen müssen bezüglich der 
Schaffung eines wirklich modernen Finanzaus­
gleichs. 

Derzeit ist es nur ein Fortwurschtein von Jahr 
zu Jahr, von Finanzausgleichsverhandlung zu Fi­
nanzausgleichsverhandlung. Ich glaube, daß Sie 
Schluß damit machen müßten, daß Sie als Vertre­
ter des Bundes quasi alle Steuern kassieren und 
die Länder über die Zuweisungen die Steuern be­
kommen, aber gleichzeitig die Ausgabenhoheit 
haben. Der, der Geld einnimmt, soll anschaffen, 
und wenn jemand Geld ausgibt, dann soll er sich 
auch um seine Einnahmen kümmern. Stichwort: 
Steuerfindungsrechte der Länder und Gemein­
den. Das wird in Zukunft ein Problem für Sie 
werden, wenn Sie auf diesem Gebiet keinen Re­
formschritt setzen. 

Herr Bundesminister! Nun zum letzten Be­
reich, mit dem ich mich heute anläßlich des Kapi­
tels Finanzen beschäftigen möchte. Es handelt 
sich dabei um eine Frage, die Ihr Ressort direkt 
angeht, nämlich um die Frage der Besoldung von 
Bediensteten in den Finanzlandesdirektionen. 
Mir liegt hier eine umfangreiche Korrespondenz 
vor, die schlußendlich in einer Protestresolution 
der Gewerkschaft öffentlicher Dienst, Landessek­
tion Finanz Kärnten, gemündet hat. Darin be­
klagt man sich erheblich darüber, daß Sie monat­
lich auszahlbare Abgeltungen von Mehrleistun­
gen mit Erlaß vom 30. 11. 1993 ganz einfach 
streichen und diese monatliche Auszahlung auf 
eine halbjährliche Auszahlung umstellen wollen. 
Diese Maßnahme ist natürlich nicht sehr motiva­
tionsfördernd für die Beamten der Finanzlandes­
direktionen, die ja im Bereich der FLD sehr wich­
tige Aufgaben zu erledigen haben, wofür sie na­
türlich im Vergleich zu den Bediensteten in den 
Lagefinanzämtern und in den Wohnsitzfinanz­
ämtern eine profunde Ausbildung haben müssen. 
Sie müssen ja natürlich auch gewisse Leistungen 
für Sie im Rechtsmittelbereich erbringen, und 
notwendigerweise müssen Sie da ganz einfach 
gute Fachleute sitzen haben, die Rechtsmittel für 
Sie auch optimal behandeln. Sie sind daher für 
die Steuerleistung, die Sie ja bekommen wollen, 
ein sehr wichtiger Faktor und Bestandteil. 

Ich glaube daher, daß Sie nicht weiter zusehen 
sollten, daß diese Beamten bereit sind, davonzu­
laufen und Sie dadurch pausenlos eine Fluktua­
tion haben, weil ebendieser Berufsstand anschei­
nend nicht die Attraktivität genießt, die er an sich 
haben sollte. 

Die freiheitliche Fraktion bringt daher einen 
Entschließungsantrag ein. 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Schreiner und Genos­
sen, eingebracht zum Bundesfinanzgesetz 1994. 
BeralUngsgruppe XI, betreffend Leistungsgerechte 
Entlohnung von Bediensteten in Finanzlandesdi­
rektionen und Zollämtern 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der Bundesminister für Finanzen wird allfge­
fordert, den die Bediensteten der Finanziandesdi­
rektionen und Zollämter betreffenden Erlaß \'om 
30. November 1993, GZ 35 4000/14-I/6/93, betref­
fend Belohnungen für die Bediensteten der Finanz­
landesdirektionen und Zollämter (BelaslUllgsbe­
lohnungen) mit sofortiger Wirkung zu sistieren 
und unter Beibehaltung der monatlichen Allszah­
lung dieser Belastungsbelohnung dafür Sorge Zll 

tragen, daß diese entsprechende gesetzLiche Veran­
kerung wie auch eine Wertsicherung erhalte." 

Herr Bundesfinanzminister! Ich glaube, daß Sie 
gegenüber Ihren Bediensteten eine gewisse Ver­
antwortung zu tragen haben. Ich weiß, daß das 
Finanzministerium gegenüber anderen Ministe­
rien eine sehr effiziente Verwaltung hat. Ich glau­
be aber, daß es wichtig ist, auch dort Beamte zu 
beschäftigen, die Mut haben und effiziente Arbeit 
leisten. Und das sollte sich in der Bezahlung nie­
derschlagen. 

Herr Bundesminister! Die freiheitliche Frak­
tion wird dem Kapitel Finanzen nicht die Zustim­
mung erteilen. Wir sind eher von den vielen Din­
gen, die in diesen Finanzkapiteln, gerade auch im 
Zuge der zweiten Etappe der Steuerreform hier 
vom Hohen Haus beschlossen worden sind, ent­
täuscht. - Danke sehr. (Beifall bei der FPÖ.J 
18,42 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Entschließungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster zu Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Dr. Lackner. - Bitte, Herr Abgeordneter. 

18,42 
Abgeordneter Dr. Lackner (ÖVP): Herr PrJsi­

dent! Herr Bundesminister! Herr Staatssekretit·' 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Abgeordneter Bauer hat das Defizit, das hohe fk­
fizit, von etwas über 80 Milliarden Schilling he­
klagt - das ist sein gutes Recht. Leider verLi Bl 
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Dr. Lackner 

Herr Abgeordneter Schreiner gerade das Plenum 
- er kommt wieder zur Tür herein. Ich erinnere 
mich, daß Sie im Finanzausschuß 17 Anträge ein­
gebracht haben, die ungefähr 45 Milliarden Schil­
ling gekostet hätten. (Abg. B ö h ac k e r: Behaup­
tung!) 

Hätte man Ihren Anträgen Folge geleistet, wäre 
das Budgetdefizit nicht 80 Milliarden Schilling, 
sondern 125 Milliarden Schilling. (Beifall bei der 
ÖVP sowie Beifall des Abg. Dr. Nowotny.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach 
vielen Tagen der Beratungen im Budgetausschuß 
und nach vielen Tagen der Beratungen hier im 
Hause werden wir heute das Bundesfinanzge­
setz 1994 beschließen. Während in den vergange­
nen Tagen Kapitel für Kapitel über die Ausgaben 
diskutiert wurde, debattieren wir heute die Bera­
tungsgruppe XI, die öffentlichen Abgaben und 
somit die Finanzierung der Ausgaben. 

Die Ausgaben betragen 709,3 Milliarden Schil­
ling, die Einnahmen sind mit 628,6 Milliarden 
Schilling veranschlagt. Bereits berücksichtigt 
wurden die Abänderungsanträge im Budgetaus­
schuß und die heute eingelangten Abänderungs­
anträge, sodaß dieses Budget ein Nettodefizit in 
der Höhe von 80,7 Milliarden Schilling ausweisen 
wird. 

Meine Damen und Herren! Heute wird ein 
Budget mit einer integrierten Steuerreform be­
schlossen, die mehr Kaufkraft für alle und mehr 
Geld für die Betriebe bringen wird. Das ist. meine 
ich, ein innovativer Weg, ein Rezept, das uns im 
Gegensatz zu vielen anderen westeuropäischen 
Ländern die schwierige wirtschaftliche Situation 
zu meistern helfen wird. 

Viele Länder Europas haben aus budgetären 
und wirtschaftlichen Gründen zu drastischen 
Maßnahmen gegriffen. So hat Italien die automa­
tische Lohnanpassung an die Inflationsrate, die 
sogenannte "Scala mobile", abgeschafft. Schwe­
den hat ein radikales Sparprogramm verfügt und 
dürfte dieses noch verschärfen. Spanien ringt um 
einen stark umkämpften Sozialpakt. Die Nieder­
lande haben die Arbeitslosenunterstützung gleich 
um 20 Prozent gekürzt. Deutschland hat Proble­
me mit dem uns bekannten Solidarpakt. Die 
Schweiz, das sogenannte "Wirtschaftswunder­
land" , hat ebenfalls enorme wirtschaftliche Pro­
bleme, eine hohe Arbeitslosenzahl und kämpft 
mit Budgetdefiziten. Diese Reihe ließe sich noch 
beliebig fortsetzen. 

Meine Damen und Herren! Drastische Maß­
nahmen sind uns erspart geblieben, weil trotz der 
zweifellos schwierigen wirtschaftlichen Situation 
die Koalition ein Budget erstellen konnte, das sich 
gegenüber der Lösungskompetenz anderer Län­
der deutlich abhebt. 

Zu erwähnen sind: Steuersenkung statt Steuer­
erhöhung; 

Abschaffung von Steuern statt Einführung 
neuer Steuern; 

Nachfrageschub durch mehr Kaufkraft und 

Investitionsanreize durch steuerliche Entla­
stung der Unternehmungen. 

Meine Damen und Herren! Die europaweit zu­
nehmende Arbeitslosigkeit macht leider auch vor 
unserem Land nicht halt. Trotz eines für 1994 zu 
erwartenden Konjunkturaufschwunges - so je­
denfalls sagen es uns die Wirtschaftsforscher -
können wir mit einer spürbaren Entlastung auf 
_dem Arbeitsmarkt vorerst leider nicht rechnen. 
Die Belebung der Wirtschaft durch den Einsatz 
öffentlicher Mittel für die Arbeitsbeschaff u ng 
mag wohl für vorübergehende Konjunkturein­
brüche ein brauchbares Rezept sein, kann aber 
nicht die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
durch neue Produkte und kann nicht die Innova­
tionen in der Produktion und im Marketing erset­
zen. 

Der jetzt eingeschlagene Weg ist eine Chance 
beziehungsweise bietet eine Chance, Österreich 
zu einem steuerlich interessanten Unternehmens­
standort zu machen, und bietet damit auch die 
Chance, mehr und sichere Arbeitsplätze zu be­
kommen. 

Meine Damen und Herren! Die Steuereinnah­
men für 1994 wurden vorsichtig auf Grundlage 
der bis September 1993 eingegangenen Abgaben 
geschätzt, Änderungen durch die Steuerreform 
und Wachstumsraten gemäß den Angaben des 
Wirtschaftsforschungsinstitutes sind mitberück­
sichtigt. 

Die Umsatzsteuer wurde mit 196 Milliarden 
Schilling veranschlagt, also um 14,5 Milliarden 
Schilling mehr als im Vorjahr. Dieses Mehr ist 
vorwiegend auf die Vorauszahlungsregelung für 
die Umsatzsteuer im November zurückzuführen. 

Die Einkommen- und Körperschaftsteuer sind 
vorsichtig unter Berücksichtigung des neuen Kör­
perschaftsteuersatzes mit 60,5 Milliarden Schil­
ling angesetzt. 

Die Lohnsteuer, unter Berücksichtigung eier 
Erhöhung des allgemeinen Absetzbetrages auf 
8 840 S, wurde mit 138 Milliarden Schilling ver­
anschlagt, also um 7 Milliarden Schilling weniger 
als im Vorjahr. 

Die Kapitalertragsteuer auf Zinsen wird 
23 Milliarden Schilling, also um 3 Milliarden 
Schilling mehr als im Vorjahr, einbringen. 
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Dr. Lackner 

Die Mineralölsteuer soll 26,5 Milliarden brin­
gen, also um 1 Milliarde mehr als im Vorjahr. Be­
kanntlich fließt ein Teil dieser Mineralölsteuer zu 
den Ländern. 

Ich wollte hier nur einige wichtige Positionen, 
was die Abgaben betrifft, herausgegriffen haben. 

Die Summe der öffentlichen Abgaben für 1994 
wurde mit 531,55 Milliarden Schilling, also um 
700 Millionen mehr als im Vorjahr, veranschlagt. 
Hievon gehen 144 Milliarden an die Länder und 
Gemeinden - das sind 1,95 Milliarden mehr als 
im Vorjahr -, 3,7 Milliarden gehen an Restge­
werbesteuer ebenfalls ausschließlich an die Ge­
meinden; 1,6 Milliarden sind für den Personen­
nahverkehr vorgesehen; 2,33 Milliarden Schilling 
gehen als Außenhandelsförderungsbeitrag an die 
Bundeskammer, und 19,54 Milliarden werden di­
versen Fonds überwiesen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Daß 
wir rund 530 Milliarden Schilling als Einnahmen 
aus öffentlichen Abgaben für den Bund, für die 
Länder und die Gemeinden für das Jahr 1994 
veranschlagen können, verdanken wir dem Fleiß, 
der Arbeit und dem Einsatz der Bürgerinnen und 
Bür.ger unseres Landes. (Beifall bei Ö VP und 
SPO.) 

Den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes, 
meine Damen und Herren, gebührt aufrichtiger 
Dank, aber auch das Versprechen, mit dem uns 
anvertrauten Steuergeld umsichtig umzugehen 
und es vor allem effizient einzusetzen. 

Meine Damen und Herren! Als Obmann des 
Budgetausschusses ist es mir ein Bedürfnis, dem 
Herrn Bundesminister für Finanzen Dkfm. Laci­
na, dem Herrn Staatssekretär Dr. Ditz und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bundes­
ministeriums für Finanzen für die vielen admini­
strativen und koordinativen Vorarbeiten zum 
Budget 1994 au~:ichtig Dank zu sagen. (Beifall 
bei OVP und SPO.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe noch ei­
nen Abänderungsantrag einzubringen, und zwar 
wie folgt: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Ing. Gartlehner, Dr. Lackner 
und Genossen zur Regierungsvorlage betreffend 
das Bllndesfinanzgesetz für das Jahr 1994 samt 
Anlagen (1260 und Zu 1260 der Beilagen) in der 
Fassung des Ausschußberichtes (1360 der Beila­
gen) 

Der Nationalrat wolle in zH,'eüer Lesllng be­
schließen: 

1. 1m Artikel I lauten die Schlußsummen: 

(Angaben in Mio. S) 

Allgemeiner Ausgleichs Gesamt-
Haushalt haushalt haushalt 

Ausgaben 709.311,363 158.066,987 867.378,350 
Einnahmen 628.610,619 238.767,731 867.378,350 

Abgang 80.700.744 
Überschuß 80.700,744 

2. Im Artikel VII Z 19 H/ird der Voranschlags­
ansatz 1163008 durch den Voranschlagsan­
salZ ,,1154848" und der Betrag von 400 Millionen 
Schilling durch den Betrag von ,,420 Millionen 
Schilling" ersetzt. 

Begründung: 

Zu Z 1: 

Die Änderungen der Schlußsummen sind be­
dingt durch die Abänderung verschiedener Voran­
schlagsbeträge des Bundesvoranschlages. 

Zu Z2: 

Die Änderung ist bedingt durch die höhere Bei­
tragsleistung des Bundes an den Kohäsionsfonds. 
- Danke schön. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 18.55 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Ing. Gart­
lehner, Dr. Lackner und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich 
Herr Mag. Schreiner gemeldet. 

Ich erteile ihm das Wort, mache aber noch ein­
mal - wahrscheinlich vergebens - auf die Be­
stimmungen der Geschäftsordnung aufmerksam. 
- Bitte. 

18.55 
Abgeordneter Mag. Schreiner (FPÖ): Herr 

Präsident! Es wird nicht vergebens sein. 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Hohes Haus! Herr Kollege Lack­
ner hat hier von diesem Rednerpult aus behaup­
tet, daß die bei den Verhandlungen im Finanzaus­
schuß eingebrachten freiheitlichen Abänderungs­
anträge insgesamt eine Mehrbelastung für das 
Budget von 45 Milliarden Schilling erbracht hät­
ten. Diese Behauptung ist unrichtig. (Abg. Dr. 
5 t u m mv 0 11: Es sind 46 Milliarden!) 

Richtig ist vielmehr, daß es eine weit geringere 
Summe war. Es ist auch eigenartig, daß es bereits 
die dritte Zahl ist, die ich gehört habe: Zuerst hat 
Herr Staatssekretär Ditz weit über 50 Milliarden 
gemeint, dann habe ich eine Zahl von 47 Milliar­
den gehört, und jetzt sind wir bei 45 Milliarden 
Schilling gelandet. (Abg. DDr. K Ö Il i g: Wieviel 
ist es nach Ihrer Berechnung?) 
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Anscheinend wird die Summe immer weniger. 
(Abg. DDr. K ö n i g: Sagen Sie mir wieviel?) Die 
richtige Zahl (Abg. DDr. K ö n i g: Also wieviel?) 
ist jene, die weit unter der genannten (Abg. DDr. 
K ö n i g: Wie viel?) des Herrn Abgeordneten 
Lackner liegt. (Beifall bei der FPÖ.) 18.57 

Präsident Dr. Lichal: Wir gehen in der Redner­
liste weiter. Als nächster Redner kommt Herr Ab­
geordneter Böhacker zu Wort. - Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

18.57 
Abgeordneter Böhacker (FPÖ): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Das bevorstehende Weihnachts­
fest, aber auch das knappe Zeitbudget veranlassen 
mich, nicht auf die euphorischen Ausführungen 
der Redner von den Regierungsparteien näher 
einzugehen. (Abg. K 0 P P l e r: Aber sachlich!) 

Nur eines, Herr Kollege Koppler, lassen Sie 
mich sagen: Ein Budget, das trotz aller erdenkli­
chen Budgettricks ein Defizit von mehr als 
80 Milliarden Schilling ausweist, ein Budget, das 
die Staatsverschuldung explodieren läßt, kritiklos 
als Positivum hinzustellen, ist wahrlich ein starkes 
Stück. 

Ich darf aber in aller Kürze an Sie, Herr Bun­
desminister Lacina, ein paar Fragen richten und 
um deren Beantwortung bitten: 

Ich habe Sie am 25. 11. 1993 im Zusammen­
hang mit der von uns Freiheitlichen vehement ab­
gelehnten Sondervorauszahlung der Umsatzsteu­
er gefragt, inwieweit und in welcher Höhe Sie die­
se Sondereinnahmen schätzen. Sie teilen mir mit, 
daß dieser Betrag bei 7 Milliarden Schilling liegen 
werde. Wenn ich aber das zu erwartende Umsatz­
steueraufkommen durch 11 dividiere, ergibt das 
einen Mehreingang von etwa 16 bis 17 Milliarden 
Schilling. Ich darf Sie bitten, diese Differenz auf­
zuklären. 

In diesem Zusammenhang steht auch der Zin­
senvorteil aus dieser Sondervorauszahlung. Dem 
gegenüber steht die Änderung in der Steuerre­
form, daß die wesentlichen Bundesabgaben um 
fünf Tage später zu bezahlen sind. In Ihrer Anfra­
gebeantwortung berechnen Sie den Zinsenverlust 
mit etwa 50 Millionen Schilling. 

Es gibt nun Berechnungen eines namhaften 
österreichischen Wirtschaftsprüfers, der errech­
net hat, daß dieser Zinsenverlust wesentlich hö­
her ausfallen wird, nämlich daß unter dem Strich 
per Saldo ein Betrag von etwa 200 Millionen 
Schilling zu Lasten des Budgets übrigbleiben 
wird. Er kommt zu dem Schluß, daß Sie sich die­
sen Budgetschönungseffekt durch die 
13. Umsatzsteuervorauszahlung zu Lasten der 
Steuerzahler 200 Millionen Schilling kosten las­
sen. Ich bitte um Aufklärung. 

Eine zweite Frage habe ich an Sie gerichtet, 
und zwar bezüglich des Budgetansatzes für Erlöse 
aus dem Verkauf der Struber-Kaserne und einem 
Teilverkauf der Schwarzenberg-Kaserne in Salz­
burg. Sie teilen mir dazu mit - ich zitiere -: 

"Das Bundesministerium für Finanzen hat alle 
Vorbereitungen für den Verkauf der Salzburger 
Kasernen Schwarzenberg und Struber, soweit die­
se in seinen Bereich fallen, veranlaßt. Für die 
Einholung der erforderlichen gesetzlichen Ver­
kaufsermächtigung ist ein konkreter Verkaufsan­
trag des Bundesministers für wirtschaftliche An­
gelegenheiten erforderlich." - Der liegt aber 
noch nicht vor. - "Daher haben die beabsichtig­
ten Veräußerungen im Bundesvoranschlag 1994 
keinen Niederschlag gefunden." 

Herr Bundesminister! In der "Salzburger 
Volkszeitung" , dem Parteiorgan der Österreichi­
schen Volkspartei in Salzburg, vom 11. Dezem­
ber 1993 ist zu lesen: Kasernengründe - Verkauf 
1994: Die Struber-Kaserne der Stadt Salzburg soll 
Ende Jänner öffentlich zum Verkauf ausgeschrie­
ben werden, kündigte Wirtschaftsminister Schüs­
sel gestern in Salzburg an. Zur Kaserne Schwar­
zenberg sagt Schüssel: Tech-Invest und Finanzmi­
nisterium feilschen noch um den Preis. 

Herr Bundesminister! Sie teilen mir mit, daß 
Sie alles erledigt haben, Schüssel sagt etwas ande­
res. Herr Bundesminister! Ich darf Sie bitten, zu 
klären: Wer sagt hier die Wahrheit? Wer verzö­
gert hier das Projekt des Verkaufs der Kasernen 
Struber und Schwarzen berg in Salzburg? Ich bitte 
um Beantwortung meiner Fragen. - Danke. 
(Beifall bei der FPÖ.) 19.01 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster und vorläu­
fig letzter zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordne­
ter Dr. Nowotny. - Bitte, Herr Abgeordneter, 
Sie haben das Wort, wobei "vorläufig" immer be­
tont werden muß: als vorläufig letzter. 

19.01 

Abgeordneter Dr. Nowotny (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich 
möchte als letzter Redner meiner Fraktion zum 
Kapitel Finanzen noch einige allgemeine Bemer­
kungen machen, möchte aber vorher noch ganz 
kurz auf den Entschließungsantrag eingehen, den 
Sie uns vorgelegt haben. Es wird von allen Partei­
en, glaube ich, in diesem Haus die Meinung ver­
treten, daß gerade im Bereich des Finanzministe­
riums eine besonders effiziente, eine besonders 
leistungsfähige Verwaltung besteht, daß es zwei­
fellos auch gerechtfertigt ist, diesen besonderen 
Einsatz finanziell abzugelten. Nur muß ich darauf 
hinweisen: Das geschieht ja. 

Es geht nicht um eine Frage der Abgeltung des 
finanziellen Einsatzes, sondern es geht um die 
Frage der Form, in der dieser finanzielle Einsatz 
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abgegolten wird. Hier gibt es eine Umstellung auf 
halbjährliche Zahlung. Diese Umstellung ent­
spricht einer Empfehlung des Rechnungshofes. 
Der Rechnungshof hat den bisherigen Zustand im 
Jahr 1991 kritisiert. Nun ist dieser Empfehlung 
gefolgt worden. 

Ich bin eigentlich immer davon ausgegangen, 
daß sie in der Regel kritisieren, daß den Empfeh­
lungen nicht gefolgt wird. Hier wird ihnen ge­
folgt, und Sie kritisieren wieder. Sie müssen 
schon entscheiden und sich nicht nach den Ter­
minen des Kärntner Wahlkampfes richten. Ich 
glaube, es geht darum, daß tatsächlich einer 
Rechnungshofempfehlung gefolgt wurde, und es 
daher, glaube ich, seriös ist, in dieser Weise vor­
zugehen. Wir werden dem Entschließungsantrag 
daher nicht beitreten können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
darf einige Aspekte der Diskussion hier zusam­
menfassen: Ein Punkt war zweifellos die Frage, 
die natürlich auch das Kapitel Finanzen im be­
sonderen betrifft, der Steuerreform. Da möchte 
ich doch, gerade weil sich auch Kollege Bauer mit 
diesem Thema beschäftigt hat, auf einige ganz 
schlichte Fakten hinweisen, die eigentlich nicht 
umstritten sein sollten. (Präsidentin Dr. Heide 
S c h m i d t übernimmt den Vorsitz.) 

Erstes Faktum ist: Die Steuerquote sinkt. Die 
Steuerquote ist derzeit auf einem niedrigeren 
Stand als im vorigen Jahr, und sie ist auch auf 
einem niedrigeren Stand als im vorvorigen Jahr. 
(Abg. Bö h a c k e r: Abgaben.') 

Richtig! Zweiter Punkt ist die Abgabenquote. 
Die Abgabenquote sinkt vergleichsweise geringer, 
um zwei Zehntelprozent. Auch stimmen wir, 
glaube ich, in den Fakten überein, und sie sinkt 
deshalb weniger, weil eben die Sozialversiche­
rungsbeiträge gestiegen sind. Bis daher stimmen 
wir überein. 

Jetzt bitte ich Sie um den kurzen Gedanken­
sprung, zu überlegen: Warum sind die Sozialver­
sicherungsbeiträge gestiegen? Im Steigen der So­
zialversicherungsbeiträge stecken vor allem die 
Kosten der Pflegevorsorge. (Abg. Dr. Helene 
Par l i k - Pa b I e: Die haben Sie doch eh erhöht, 
Herr Dr. Nowomy.'J Da muß man halt ganz deut­
lich sagen: Wenn ich die Pflegevorsorge haben 
möchte, dann muß ich auch bereit sein, dafür zu 
zahlt;!1' (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der OVP.) Wer jetzt argumentiert, die Abgaben­
quote sei zu stark gestiegen, der muß konsequent 
sagen: Ich bin gegen die Pflegevorsorge! - Beides 
geht nicht, da bitte ich Sie wirklich um eine seriö­
se Argumentation. (Abg. Dr. Helene Par l i k -
Pa bl e: Die Beiträge haben Sie doch erhöht.') 

In dieser Diskussion haben wir gesehen, daß 
eben viele öffentliche Leistungen verlangt wer-

den, zu Recht verlangt werden, weil sie auch not­
wendig sind, vielfach auch als Voraussetzung für 
private Tätigkeiten, und daß aber dann oft nicht 
klar ist, daß eben für diese öffentlichen Leistun­
gen auch entsprechend bezahlt werden muß, und 
in dem Fall ist das eine Bezahlung in Form von 
Steuern und Abgaben. 

Ich möchte doch noch ganz kurz auf die steuer­
politischen Vorschläge eingehen, die von der 
Freiheitlichen Partei gebracht worden sind und 
die Kollegen Schreiner sogar zu einer tatsächli­
chen Berichtigung veranlaßt haben. Ich kann nur 
wiederholen: Wir haben die Sache durchgerech­
net, die Realisierung der steuerpolitischen Vor­
schläge der FPÖ hätte insgesamt 45 Milliarden 
Schilling gekostet. Ich kann mich noch sehr gut 
daran erinnern - Sie waren ja selbst dabei -, als 
wir im Hearing im Finanzausschuß genau diese 
Frage gestellt haben und in welch große Verle­
genheit Ihr Experte, der von mir an sich sehr ge­
schätzte Präsident Burkert, gekommen ist, als er 
dann klarmachen mußte, daß die Dinge auch et­
was kosten. Es muß Ihnen klar sein, daß man die 
Dinge seriös betrachten muß, und das ist in die­
sem Fall leider nicht geschehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, man muß als Resümee dieser Budgetde­
batte doch feststellen - das gilt für die FPO, das 
gilt auch für die Grünen, die sich eigentlich im 
wesentlichen nur auf ein Thema beschränkt ha­
ben, und das gilt auch für das Liberale Forum, das 
sich zu Budgetfragen derzeit überhaupt nur sehr 
sporadisch äußert -, keine der Oppositionspar­
teien in diesem Haus bietet derzeit eine seriöse 
und plausible Alternative zur Budgetpolitik die­
ser Bundesregierung. Das ist ein Faktum. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP. - Abg. Mag. Sc h re in e r: 
Wir sind nicht auf der hohen Schule.' - Weitere 
Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Es wäre besser für Sie, mit Zahlen statt mit Ge­
lächter zu argumentieren. Gelächter ist in diesem 
Fall kein Argument! Zahlen zählen, und die spre­
chen für uns. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die­
ses Budget ist vor allem ein Beitrag zur Lösung 
der zwei wichtigsten Probleme, die wir derzeit ha­
ben, den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit und 
die Sicherung des sozialen Systems. Beides ist na­
türlich besonders schwierig (Abg. Hai ger mo -
se r: Erfolglos!) in einer Zeit, in der wir interna­
tional den schwierigsten Wirtschaftseinbruch in 
Europa seit dem Zweiten Weltkrieg haben. Es ist 
natürlich - das muß man schon feststellen - der 
Wirtschaftseinbruch nicht unerheblich auch des­
halb verursacht worden, weil eben in vielen gro­
ßen, konservativen Staaten Europas eine konser­
vative Wirtschaftspolitik betrieben worden ist, 
und die Schwere des Wirtschaftseinbruches haben 
die Völker Europas als Folge dieser konservati-
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ven Wirtschaftspolitik zu tragen. (Abg. Hai­
ger m 0 s e r: In Spanien zum Beispiel!) 

Das ist kein führender Staat Europas, wie Sie 
wissen, aber wir haben in unserer Nachbarschaft 
Staaten, deren Folgen des Wirtschaftseinbruchs 
wir hier zu tragen haben. (Abg. 
Hai ger mo s e r: Und in Schweden zum Bei­
spiel!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
hoffe daher sehr, daß sich auf gesamteuropäi­
scher Ebene nun progressive Konzepte durchset­
zen und daß letztlich hier Konzepte, die eine Ex­
pansion einleiten, durchgesetzt werden, im Ge­
gensatz zu den konservativen und neokonservati­
ven Vorstellungen, die letztlich immer nur einen 
Vorschlag haben, nämlich - wie immer das ver­
brämt ist - Lohnsenkungen. Das ist aus unserer 
Sicht kein taugliches Instrument. 

Ich möchte Herrn Bundesminister Lacina sehr 
herzlich dafür danken, daß er als ein Finanzmini­
ster mit großer internationaler Reputation gerade 
in dieser Woche auf europäischer Ebene konkrete 
Initiativen für eine Beschäftigungspolitik auf eu­
ropäischer Ebene ergriffen hat. Ich hoffe, daß 
diese Initiativen fruchtbar werden, umso eher, als 
wir darauf hinweisen können, daß Österreich 
auch als kleines, außenhandelsabhängiges Land 
imstande ist, sowohl in bezug auf Beschäftigung 
als auch in bezug auf Wachstum wesentlich besse­
re Wirtschaftsdaten zu erreichen als viele andere 
große Länder. 

Gerade das Budget 1993 und das Budget 1994 
können das deutlich belegen. 

Ich möchte noch auf ein Argument eingehen, 
das von Kollegen Frischenschlager gekommen ist, 
nämlich dieses Budget 1993 weise eine so viel hö­
here Verschuldung auf als ursprünglich geplant. 
- Das ist richtig, es ist aber das Ergebnis der 
automatischen Stabilisatoren, das heißt, einer Po­
litik der Bundesregierung, die darauf hinausläuft, 
daß in einer Rezession nicht zusätzlich Ausgaben 
gekürzt werden, sondern daß man bereit ist, ent­
sprechend höhere Defizite in Kauf zu nehmen. 

Ich habe - die Kollegen werden sich daran er­
innern - im Budgetausschuß an den Vertreter 
des Instituts für Wirtschaftsforschung die Frage 
gestellt, welche Effekte es denn gehabt hätte, 
wenn die Bundesregierung bei ihrem ursprüngli­
chen Defizitziel geblieben und nicht bereit gewe­
sen wäre, diese höhere Verschuldung einzugehen. 

Ich habe jetzt eine schriftliche Antwort darauf 
bekommen, die ich Ihnen gerne auch weitergeben 
möchte: Hätte die Bundesregierung nicht diese 
aktiven konjunkturpolitischen Maßna~men ge­
setzt, so wäre die Wachstumsrate in Osterreich 
um rund 1,2 Prozent geringer gewesen. Das 

heißt, statt eines Rückgangs des Sozialprodukts 
um 0,7 Prozent hätten wir einen Rückgang um 
1,9 Prozent gehabt. Die Beschäftigtenzahl wäre 
um 0,6 Prozent geringer und die Arbeitslosenrate 
um 0,3 Prozentpunkte höher gewesen. 

Das sind für Sie jetzt natürlich abstrakte Zah­
len. Konkret heißt das, daß durch diese Maßnah­
men der Bundesregierung rund 20 000 Menschen 
Beschäftigung haben, die sie sonst nicht gehabt 
hätten, und daß Zehntausenden Menschen das 
Schicksal der Arbeitslosigkeit erspart geblieben 
ist. Ich glaube, das war die Mühe wert. Das ist der 
Grund, warum wir zu diesem Budget, sowohl 
zum Vollzug 1993 wie zum Plan 1994, stehen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube aber man muß auch sehr deutlich 
machen - gerade der letzte Zusammenhang zeigt 
das -, daß es mit Hilfe dieses Budgets darum 
geht, Ziele zu erreichen, die weit über den bloß 
ökonomischen Bereich hinausgehen. 

Ich möchte zum Abschluß diese größere Di­
mension des Budgets - gerade am Schluß der 
Budgetdebatte - doch ganz kurz erwähnen. 

Es geht hier um eine Diskussion, die wir führen 
über das, was wir die "österreichische Identität" 
nennen, und um die Frage, wie denn in einer Zeit 
größerer internationaler Verflechtungen, in einer 
Zeit der Europäischen Integration diese österrei­
chische Identität gewahrt und gesichert werden 
kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
meine, das Bekenntnis zu einer aktiven Beschäfti­
gungspolitik, das Bekenntnis zu einem Wohl­
fahrtsstaat, der für seine Bürger da ist, ist eben­
falls ein wesentlicher Teil der österreichischen 
Identität, einer österreichischen Identität, die wir 
über die Budgetpolitik in diesem Land erreichen 
wollen. Ich halte es für wichtig, darauf hinzuwei­
sen, gerade in Tagen, in denen wir leider daran 
erinnert werden - es hat vor diesem Kapitel eine 
entsprechende Debatte gegeben -, daß es in 
Österreich nach wie vor Relikte eines rechtsradi­
kalen, eines deutschnationalen Sumpfes gibt. Und 
gerade in dieser Situation muß man sehen, daß 
Budgetpolitik und allgemeine Politik eng mitein­
ander verbunden sind. 

Ich möchte auf diese Frage nicht näher einge­
hen, aber einen Punkt, weil Abgeordneter Haider 
nicht da ist, möchte ich doch kommentieren. 

Es ist mir heute aufgefallen, Herr Abgeordne­
ter Haider hat in seiner Rede darauf hingewiesen, 
daß die Briefbomben leider nicht der erste Akt 
politischer Gewalt in der Zweiten Republik sind. 
Er hat dafür einige Beispiele genannt. 

Ich habe es nur etwas eigenartig gefunden, daß 
er den schwersten Falt -politischer Gewalt, den wir 
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in der Zweiten Republik leider erleben mußten, 
nicht erwähnt hat, nämlich den Totschlag an dem 
Pensionisten Kirchweger im Rahmen einer De­
monstration, in der es darum gegangen ist, sich 
gegen antisemitische Äußerungen des Prof. Boro­
dajkewicz zu wenden. Kirchweger wurde von 
Rechtsradikalen und Deutschnationalen ermor­
det. Bei dieser Demonstration ist der heutige 
Bundesminister Lacina auf der richtigen Seite, 
auf der Seite von Demokratie und Anstand, ge­
standen. Wo Vorgänger und Freunde des Abge­
ordneten Haider gestanden sind, darüber kann 
man in den Zeitungen nachlesen. Ich möchte 
über dieses Thema jetzt nicht weitersprechen. 
(Zwischenrufe bei der FPÖJ Wenn Sie wollen, 
kann ich schon noch einiges dazu sagen, einiges 
über einen Abgeordneten in diesem Haus, für den 
die österreichische Nation nach wie vor eine Miß­
geburt ist, der hier schöne Worte spricht, aber 
woanders völlig anders agiert. (Beifall bei der 
SPÖ. - Zwischenruf des Abg. Dr. 0 f ne r.) 

Wenn Sie wollen, kann ich auch über einen Ab­
geordneten sprechen, der Freunde hat, die das 
Wort "Nazi" in sehr eigenartiger Weise interpre­
tieren, und der offensichtlich nur bemüht ist, die­
se Freunde aus der Schußlinie zu nehmen. Das ist 
die Tatsache. Darüber helfen schöne Worte nicht 
hinweg, umso eher, als wir hören müssen, daß 
dieser Abgeordnete auch den Plan hat, offensicht­
lich jemanden als "Nationalrat" ins Hohe Haus zu 
bringen, der das Buch "Österreich - ein deut­
scher Sonderfall" geschrieben hat und der sich 
damit offensichtlich als Chef des Freiheitlichen 
Bildungswerkes qualifiziert hat. 

Das sind die Fakten, und da helfen Ihnen schö­
ne Worte nichts. Ich bin immer dafür, bei den 
Fakten zu bleiben. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 
Auch jetzt im Rahmen einer Budgetdebatte ist es 
wichtig, diese Fakten zu klären, weil eben Bud­
getpolitik nicht nur Zahlenpolitik ist. (Abg. 
Dkfm. Holger Bau e r: Dr. Schmidt! Schlafen Sie 
dort oben, oder was machen Sie dort oben?) Bud­
getpolitik ist Gesellschaftspolitik. Bei Budgetpoli­
tik geht es darum, ein gutes Land für die Bürger, 
die darin leben, zu schaffen. Dafür treten wir ein. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Aufgabe erfüllt dieses Budget. Es geht 
darum, auch die ökonomischen Grundlagen für 
eine gesunde Entwicklung zu sichern, aber wir 
wissen sehr wohl, es geht auch darum, einen gei­
stigen Kampf zu führen, und auch diesen geisti­
gen Kampf werden wir offensiv aufnehmen. (Bei­
fall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 
/9.16 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Die Frau Generalberichterstatterin wünscht ein 
Schlußwort. - Bitte, Frau Berichterstatterin. 

19.16 

Generalberichterstatterin Hannelore Buder 
(Schlußwort): Frau Präsidentin! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! So wie jedes Jahr üb­
lich darf ich Ihnen als Generalberichterstatterin 
am Schluß dieser Budgetberatungen einige stati­
stische Zahlen mitteilen. 

Nach den Schlußabstimmungen im Budgetaus­
schuß am 25. November 1993 wurden die Bera­
tungen am 2. Dezember 1993 im Plenum aufge­
nommen und fortgesetzt. An fünf Tagen wurde 
der Entwurf zum Budget 1994 hier im Hohen 
Haus beraten. 

Im Zuge der Debatte, die insgesamt 60 Stunden 
und 48 Minuten dauerte, wurden 302 Wortmel­
dungen abgegeben. Davon entfielen auf die SPÖ­
Fraktion 116, auf die ÖVP-Fraktion 67, auf die 
FPÖ-Fraktion 62, auf die Grünen sowie das Libe­
rale Forum je 18 Wortmeldungen und auf Abge­
ordnete ohne Klubzugehörigkeit 3 Wortmeldun­
gen. Die Regierungsmitglieder und Staatssekretä­
re ergriffen 18mat das Wort. Das war eine kleine 
Statistik. - Danke, Frau Präsidentin. (Allgemei­
ner BeifaLL.) 19.18 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke der 
Frau Generalberichterstatterin. 

Wir kommen jetzt zur A b s tim m u n g über 
die Beratungsgruppe XI des Bundesvoranschla­
ges 1994. 

Diese umfaßt die Kapitel 50 bis einschließlich 
55,59 und 75 in 1260 der Beilagen in der Fassung 
des Spezialberichtes in 1360 der Beilagen. 

Hiezu haben die Abgeordneten lng. Gartleh­
ner, Dr. Lackner und Genossen einen Abände­
rungsantrag eingebracht. 

Ich werde zunächst über die vom Abänderungs­
antrag betroffenen Teile und schließlich über die 
restlichen, noch nicht abgestimmten Teile der Ka­
pitel 50 bis einschließlich 55, 59 und 75 des Bun­
desvoranschlages abstimmen lassen. 

Die Abgeordneten lng. Gartlehner, Dr. Lack­
ner und Genossen haben einen Abänderungsan­
trag betreffend die VA-Ansätze 1/51800, 1151807 
und 8/59849 sowie deren Bezeichnung und die 
Bezeichnung des Paragraphen 115180 einge­
bracht. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die sich 
für diese Teile des Bundesvoranschlages in der 
Fassung des Abänderungsantrages aussprechen, 
um ein bejahendes Zeichen. - Das ist mit 
Me h r h ei t an gen 0 m me n. 
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Schließlich gelangen wir zur Abstimmung über 
die restlichen Teile der Kapitel 50 bis einschließ­
lich 55, 59 und 75 in 1260 der Beilagen in der 
Fassung des Spezialberichtes in 1360 der Beila­
gen, und ich bitte jene Mitglieder des Hohen Hau­
ses, die hiefür eintreten, um ein Zeichen. - Auch 
das ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m me n. 

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über den bei der 
Verhandlung der Beratungsgruppe XI des Bun­
desfinanzgesetzes eingebrachten Entschließungs­
antrag sogleich vorzunehmen. 

Gibt es dagegen eine Einwendung? - Wenn 
das nicht der Fall ist, kommen wir zur Abstim­
mung über den Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Mag. Schreiner und Genossen betref­
fend leistungsgerechte Entlohnung von Bedien­
steten in Finanzlandesdirektionen und Zolläm­
tern. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Entschließungsantrag eintreten, um ein Zei­
chen. - Das ist die M i n der h e i t und daher 
abgelehnt. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den Text 
des Bundesfinanzgesetzes samt Titel und Eingang 
in 1260 der Beilagen in der Fassung des Aus­
schußberichtes in 1360 der Beilagen. 

Hiezu haben die Abgeordneten Ing. Gartleh­
ner, Dr. Lackner und Genossen einen Abände­
rungsantrag vorgelegt. 

Ich werde zunächst über die vom Abänderungs­
antrag betroffenen Teile und schließlich über die 
restlichen, noch nicht abgestimmten Teile des 
Textes des Bundesfinanzgesetzes samt Titel und 
Eingang bestimmen lassen. 

Der Abänderungsantrag der Abgeordneten Ing. 
Gartlehner, Dr. Lackner und Genossen bezieht 
sich auf die Schlußsummen in Artikel I sowie Ar­
tikel VII Ziffer 19. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die sich 
für diese Teile in der Fassung des Abänderungs­
antrages der Abgeordneten Ing. Gartlehner, Dr. 
Lackner und Genossen aussprechen, um ein dies­
bezügliches Zeichen. - Das ist mit Mehrheit an­
genommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die 
restlichen Teile des Textes des Bundesfinanzge­
setzes samt Titel und Eingang in 1260 der Beila­
gen in der Fassung des Ausschußberichtes in 1360 
der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür 
eintreten, um ein Zeichen. - Das ist mit Mehr­
heit angenommen. 

Schließlich gelangen wir zur Abstimmung über 
die zum Bundesfinanzgesetz gehörenden Anla­
gen, soweit über diese noch nicht abgestimmt 
wurde. 

Es sind dies: 

die Anlagen Ia bis Ic - Gesamtübersichten und 
die Anlage Ha - summarische Aufgliederung des 
Konjunkturausgleich-Voranschlages in 1260 der 
Beilagen, unter Berücksichtigung der sich aus den 
Spezialberichten in 1360 der Beilagen sowie den 
im Plenum angenommenen Anträgen ergebenden 
Änderungen, ferner die Anlage 111 - Stellenplan, 
Zu 1260 der Beilagen, in der Fassung des Aus­
schußberichtes 1360 der Beilagen unter Berück­
sichtigung der von der Generalberichterstatterin 
vorgebrachten Druckfehlerberichtigung, die An­
lage IV - Fahrzeugplan, Zu 1260 der Beilagen, 
sowie die Anlage V - Plan für Datenverarbei­
tungsanlagen, Zu 1260 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen. 
- Das ist mit Mehrheit angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung über das Bundesfi­
nanzgesetz 1994 samt Anlagen beendet. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung für den vorliegenden Gesetzent­
wurf sind, um ein Zeichen der Zustimmung. -
Der Gesetzentwurf ist auch in dritter Lesung mit 
M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

Damit ist das Budget für das Jahr 1994 verab­
schiedet. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
die Selbständigen Anträge 659/ Abis 662/ A einge­
bracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 5818/J bis 5845/J ein­
gelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates be­
rufe ich für 19 Uhr 23 Minuten, das ist unmittel­
bar im Anschluß an diese Sitzung, ein. 

Die Tagesordnung ist der im Saal verteilten 
schriftlichen Mitteilung zu entnehmen. 

In dieser Sitzung findet keine Fragestunde statt. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 23 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 93 1367 
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